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Vorwort der Reihenherausgebenden

Arbeit und Beruf repräsentieren einen zentralen Aspekt des menschlichen Daseins –
auch dann, wenn ein weites Verständnis von Arbeit jenseits der Erwerbsarbeit fokus-
siert wird. Bezogen auf die Gesellschaft zum einen und das Individuum zum anderen
kommen den verschiedenen Formen von Arbeit unterschiedliche Funktionen zu. Für
den Einzelnen reicht das Spektrum von Existenzsicherung und gut abgesicherter Le-
bensführung über Zeitstruktur, Kommunikation, Austausch und soziale Kontakte bis
hin zum Erleben von Sinnhaftigkeit sowie (unter optimalen Bedingungen) zumindest
partieller Selbstverwirklichung. Auch wenn in jüngerer Zeit immer wieder über ein
Ende der Arbeitsgesellschaft diskutiert wird, ist der Bedeutungsgehalt eines Tätig-
seins in Arbeitsbezügen nach wie vor existenziell. Zugleich ist der Zugang, zumindest
zum Erwerbsarbeitsmarkt, bis dato immer noch berufsförmig organisiert. Einer stan-
dardisierten und stratifizierten beruflichen Bildung in spezifisch bundesdeutscher
Tradition ist daher nach wie vor große Bedeutung beizumessen. Gleichzeitig besteht
für das Individuum im 21. Jahrhundert nach wie vor – und teilweise auch neu – eine
Fülle von Problemen, einen Berufsabschluss zu erlangen, in Arbeit zu kommen und
in auskömmlicher beruflicher Tätigkeit zu bleiben.

Besondere Schlüsselstellen sind Transitionen, d. h. Übergänge zwischen Syste-
men und Lebensphasen. Nach dem Berufsabschluss, aber vor allem am Ende der
Schulzeit finden zentrale Weichenstellungen für das weitere Leben statt, die oftmals
krisenbehaftet sind. Dies gilt für große Teile der Gesellschaft, insbesondere jedoch für
Menschen mit Behinderungen und Benachteiligungen. Zwar ist der Status von Be-
hinderung in Deutschland sozialrechtlich bestimmt, er stellt jedoch zugleich eine
(notwendige) Festlegung in einem Spektrum des „Mehr-oder-weniger“ dar und ragt
damit weit in den Bereich des „Nichtbehinderten“ hinein. Letzteres könnte man auch,
weiter und offener gefasst, mit dem Begriff „Beeinträchtigung“ beschreiben, wie er
im Kontext der Benachteiligtenförderung diskutiert wird. Solche Beeinträchtigungen
gründen einerseits in der Person, andererseits in den Bedingtheiten der unterschied-
lichen Felder gesellschaftlicher Teilhabe. Von daher gilt es, das komplexe Wechselwir-
kungsgefüge zwischen der Person selbst und dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt in
den Fokus zu rücken – ein Aspekt, der vor dem Hintergrund eines sonderpädagogi-
schen Verständnisses von Behinderung schon lange diskutiert wird.

In komplexen Gesellschaften wie der deutschen haben sich über Jahrzehnte dif-
ferenzierte Systeme entwickelt, die Behinderungen, Beeinträchtigungen und Benach-
teiligungen in den Fokus nehmen und unterstützende Maßnahmen entwickeln sowie
bereithalten. Entsprechend nimmt sich hierzulande ein breites Portfolio von Organi-
sationen und Institutionen ebendieser Fragen der gesellschaftlichen Realität an. Zu-
gleich ist es erforderlich, dass sich diese Systeme und Maßnahmen in einen Prozess
der Evaluation und Weiterentwicklung in einer sich dynamisch entwickelnden Gesell-
schaft begeben, auch unter der Perspektive von Inklusion.



Im Rahmen der vorliegenden Buchreihe werden die sich in diesem Kontext stel-
lenden Fragen und Herausforderungen unter einer primär forschenden Betrach-
tungsweise aufgegriffen. Dabei stehen Modellversuche und Projekte im Vordergrund,
in deren Rahmen Maßnahmen begleitet und evaluiert werden – mit den entsprechen-
den Schlussfolgerungen daraus −, aber auch zentrale Problemstellungen eine Auf-
arbeitung und Diskussion erfahren. Alle Forschungsbeiträge orientieren sich zugleich
angesellschaftlichen Praxen und sollen in ebendiese anregend hineinwirken. Sie be-
wegen sich damit in einem Gesamtkontext, welcher in Deutschland Berufsbildung,
Arbeitsmarkt, berufliche Rehabilitation und Benachteiligtenförderung umfasst. Die
Herausgeber freuen sich, besonders impulsgebende und in diesem Sinne für For-
schung wie Praxis interessante Publikationen auszuwählen und einer größeren Öffent-
lichkeit zu präsentieren.

Die Reihe „Teilhabe an Beruf und Arbeit“ richtet sich dabei bewusst an eine breite
Leserschaft: Forschende und Lehrende im Feld Beruf und Arbeit, Praktiker, Behör-
denvertreter, fördernde Einrichtungen sowie Studierende, aber auch generell interes-
sierte Laien.

Die Herausgeber danken den Autorinnen und Autoren für ihre Beiträge und die
Zusammenarbeit sowie dem Verlag wbv Publikation, der es mit seinem Engagement
ermöglicht hat, die vorliegende Schriftenreihe zu etablieren. Ein weiterer herzlicher
Dank gilt den Mittelgebenden und Unterstützenden der Publikationen sowie den Per-
sonen aus der Praxis, die ihre Expertise und ihr Handlungsfeld der Forschung zur
Verfügung stellten.

Würzburg, im Juni 2022

Roland Stein und Hans-Walter Kranert
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Abstract

Psychische Belastungen stellen hinsichtlich ihrer Breite, aber auch bezogen auf ihre
Tiefe mehr denn je eine zentrale Herausforderung unserer Gesellschaft dar. Sie reprä-
sentieren ein Signal für Störungen der Person-Umwelt-Interaktion und bilden ein
Spektrum von vorübergehenden und eher milderen bis hin zu überdauernden und
stark beeinträchtigenden Problemen.

In diesem Band werden solche Belastungen bezogen auf die Berufsbiografie be-
leuchtet. Dabei gilt der Blick sowohl den – oftmals besonders und zusätzlich belasten-
den – Übergängen als auch einzelnen Phasen: von beruflicher Bildung, der Teilhabe
am Arbeitsleben bis hin zum berufs- und arbeitsbezogenen Wiedereinstieg.

Dabei verfolgt der Band ergänzend das Ziel, oft nebeneinanderstehende wissen-
schaftlich-fachliche Diskurse aus unterschiedlichen Professionen zusammenzufüh-
ren und interdisziplinär vom Blick auf das Themen- und Problemfeld sowie den be-
stehenden Konzepten, Unterstützungsangeboten und Maßnahmen bei psychischen
Belastungen zu profitieren – für Theorie wie Praxis.

In terms of their breadth, but also in terms of their depth, mental stress represents a
central challenge to our society more than ever before. They represent a signal for
disturbances of the person-environment interaction and thus at the same time form a
spectrum from temporary and rather mild to long-lasting and severely impairing
problems.

In this volume, such burdens are examined according to the process of profes-
sional biography. The focus is on the – often particularly and additionally stressful –
transitions between phases as well as on the phases themselves: from vocational edu-
cation and training and participation in working life to passages of return-to-work.

In doing so, the volume also pursues the goal of bringing together scientific and
professional discourses from different professions that often exist side by side and to
benefit from an interdisciplinary view of the topic and problem area as well as the
existing concepts, support services and measures for mental stress – addressing theory
as well as practice.





1 Psychische Belastungen in der
Berufsbiografie – eine Einführung

Roland Stein & Hans-Walter Kranert

Psychische Belastungen bilden hinsichtlich ihrer Breite, aber auch bezogen auf ihre
Tiefe mehr als je ein bedeutsames Querschnittphänomen in unserer Gesellschaft. In
den Übergangsphasen hin zur beruflichen Bildung, im Rahmen ihres Verlaufs und
ihrer Ausgestaltung sowie auch in der nachfolgenden Beteiligung am Erwerbsleben
zeigen sich die damit verbundenen Herausforderungen in besonderem Maße. Mit
dem Begriff der psychischen Belastung wird hier in zweierlei Hinsicht ein weit ge-
spannter Terminus zugrunde gelegt, um mögliche Antworten auf zentrale Fragen der
Teilhabe aus diversen Blickwinkeln anzudenken: zum einen bezogen auf das Spek-
trum von vorübergehenden und eher milderen bis hin zu überdauernden und stark
beeinträchtigenden Problemen – und zum anderen verstanden als Signal für „hinter“
der individuellen Belastung liegende Störungen der Person-Umwelt-Interaktion. Da-
mit wird Belastung hier zugleich direkt als ein psychisches Phänomen, als inneres
Erleben verstanden, analog zum Konzept der psychischen Beanspruchung in der Ar-
beits- und Organisationspsychologie.

In verschiedenen Praxisfeldern wie auch in den korrespondierenden Wissen-
schaftsdisziplinen der (Berufs-)Pädagogik, der Sonderpädagogik sowie auch der (So-
zial-)Psychiatrie finden sich Handlungskonzepte und Forschungsbemühungen zur
Beantwortung der mit diesem Thema verbundenen Fragestellungen. Jedoch verblei-
ben diese Ansätze jeweils im Geltungsbereich der eigenen Fachdisziplinen, welche
sich oft stark an sozialrechtlichen Bestimmungen oder medizinischen Kategorisie-
rungen orientieren. Ein übergreifender sowie zugleich differenzierter und konden-
sierter Diskurs, der von psychischen Belastungen als Querlage in Fragen der Teilhabe
an Beruflicher Bildung wie auch am nachfolgenden Erwerbsleben ausgeht, steht noch
aus.

Hierzu möchte der konzipierte Band einen ersten Anstoß bieten. In interdiszi-
plinärer Perspektive sowie auch in Verschränkung von Theorie und Praxis sollen
nachschulische berufliche Bildungsprozesse und auch Unterstützungsangebote zur
Teilhabe am Erwerbsleben unter dem Fokus psychische Belastungen in den Blick
genommen werden. Gerahmt von theoretischen Grundlegungen soll ein zusam-
menführender Überblick der vielfältigen Bemühungen entstehen, welcher zugleich
die Basis für einen Prozess des Voneinander-Lernens zu bilden vermag. Zusammen-
fassend könnten hieraus Impulse für ein kontinuierliches Unterstützungs- und Be-
gleitsetting über unterschiedliche Lebens- und Bildungsphasen hinweg gewonnen
werden.



Zur Struktur des Bandes
Die insgesamt 26 Einzelbeiträge dieses Bandes bündeln sich um vier zentrale The-
menfelder. Zunächst erfolgt eine theoretische Grundlegung der für den weiteren Dis-
kurs zentralen Aspekte – psychische Belastung sowie deren Zusammenhang zur
Beruflichen Bildung bzw. Erwerbsarbeit. Daran anschließend beleuchten Vertreter:in-
nen aus verschiedenen (Professions-) Feldern und damit aus unterschiedlichen Tradi-
tionen und rechtlichen Verankerungen heraus das Phänomen und geben somit einen
differenzierenden Überblick über die mögliche Bandbreite eines derartigen Erlebens.
Den weitaus umfassendsten thematischen Block bilden die Blicke auf spezifische
Etappen und Handlungsfelder, deren Systematik sich vornehmlich an einer idealtypi-
schen Berufsbiografie orientiert. So werden hier neben ausgewählten Transitionen
psychische Belastungsmomente und darauf bezogene Handlungsansätze im Zusam-
menhang mit Beruflichen Bildungsprozessen wie auch mit der Teilhabe an Erwerbs-
arbeit aufgegriffen. Dabei werden jeweils ausgehend von einem ersten Überblick aus-
gewählte Forschungsbefunde, Konzepte und/oder Handlungsansätze vorgestellt. Ein
Perspektivwechsel – der Blick auf Belastungsmomente beim Bildungspersonal selbst –
rundet den Band mit einem kleineren Themenblock zum Ende hin ab.

Theoretische Grundlegung
Roland Stein entwirft mit seinem Beitrag ein weit gefasstes Verständnis von psychi-
scher Belastung im Sinne einer thematischen Grundlegung; dies basiert auf einem in
der sonderpädagogischen Subdisziplin Pädagogik bei Verhaltensstörungen breit dis-
kutierten und vielfach herangezogenen interaktionistischen Modell. Er zeigt damit
auf, welche Momente zur Wahrnehmung bzw. zum Erleben von psychischen Belas-
tungen beitragen; dadurch werden nicht nur die Person selbst, sondern auch deren
spezifische aktuelle Lebenssituation wie auch die sich darin ergebenden Interaktions-
prozesse zum Ansatzpunkt von präventiven und auch rehabilitativen Handlungs-
ansätzen.

Das psychische Belastungserleben spezifisch in den Lebensbereichen Beruf und
Arbeit greift Hans-Walter Kranert im Folgenden auf. Ausgehend vom grundlegenden
Zusammenhang von Berufsbildung und Arbeit skizziert er anhand von fünf Thesen
mögliche Zusammenhänge zwischen Verunsicherungen aufseiten der Beschäftigten
und der Arbeitswelt, wie sie sich heute und perspektivisch auch in Zukunft darstellen
könnten. Darauf aufbauend werden mögliche Handlungsansätze für die in der Regel
biografisch vorgelagerte berufliche Bildung skizziert.

Unterschiedliche Perspektiven auf psychische Belastungen
Zur Illustrierung des hier breit aufgefassten Begriffs von psychischen Belastungs-
momenten werden im zweiten Themenblock unterschiedliche Perspektiven auf das
Phänomen eingenommen und weiter entfaltet. Zunächst nimmt Philipp Hascher das
zeitlich vorgelagerte allgemeinbildende Schulsystem in den Blick. Er beleuchtet den
Bedeutungsumfang des Begriffs des Förderschwerpunktes emotionale und soziale
Entwicklung auf drei Ebenen: definitorisch-begrifflich, statistisch-empirisch wie auch
pädagogisch-institutionell. Dabei wird deutlich, dass psychische Belastungen nicht
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ausnahmslos deckungsgleich sind mit dem schulrechtlich begründeten Label dieses
Förderschwerpunktes, aber hier deutliche Verbindungslinien aufscheinen.

Aus Perspektive der Jugendhilfe wendet sich Menno Baumann psychischen Belas-
tungen als „(ver-)störenden Verhaltensweisen“ zu. Er zeigt nachdrücklich auf, dass
einerseits die Zielgruppe von psychischen Belastungen besonders betroffen ist, ande-
rerseits aber auch die Inanspruchnahme von Leistungen nach dem achten Sozialge-
setzbuch selbst auch einen Risikofaktor darstellt für ebenjene Belastungsmomente.
Konsequenzen für die Ausgestaltung eines entsprechend sensiblen Jugendhilfeange-
botes, insbesondere im Übergangsgeschehen von der Schule in den Beruf, werden
abschließend formuliert.

Die medizinische Perspektive bringen Timo D. Vloet und Marcel Romanos mit
ihrem Beitrag ein. Sie stellen mit ADHS, Angststörung, Depression, Autismus-Spek-
trum-Störung sowie Anorexia nervosa zentrale Störungsbilder in den Mittelpunkt,
welche im Transitionsalter von besonderer Bedeutung sind und zugleich die Teilhabe-
chancen an beruflicher Bildung wie auch an Erwerbsarbeit maßgeblich mitbestim-
men.

Aus sozialrechtlicher Perspektive beleuchten Silke Tophoven, Nancy Reims und
Anita Tisch das Phänomen, welches hier als psychische Behinderung kategorisiert
wird. Anhand ihrer umfassenden Analyse von Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben durch die Bundesagentur für Arbeit zeichnen die Autorinnen das Übergangsge-
schehen und auch den Rehabilitationsprozess selbst für die Zielgruppe nach. Dabei
wird insbesondere die Übergangsphase als besonders sensible Periode hervorgeho-
ben und zugleich auf die nach wie vor beeinträchtigten Beschäftigungschancen ver-
wiesen.

Etappen und Handlungsfelder
Mit Fragen zu den Übergängen in das bzw. aus dem beruflichen Bildungssystem he-
raus erfolgt der Einstieg zu den berufsbiografisch relevanten Handlungsfeldern für
Menschen mit psychischen Belastungen. Werner Bleher und Stephan Gingelmaier the-
matisieren zunächst Übergangssituationen von Jugendlichen mit dem Förderschwer-
punkt emotionale und soziale Entwicklung. Sie zeigen hier die besonders prekäre
Situation dieser Schülerschaft auf, insbesondere auch im Hinblick auf ihre nachschu-
lischen Karriereverläufe. Sie stellen verschiedene Bausteine einer schulischen Berufs-
orientierung vor und betonen deren besondere Bedeutung angesichts psychischer
Belastungsmomente. Eine vergleichbare Thematik, jedoch aus einem inklusiven
schulischen Setting heraus, diskutieren Lena Bömelburg, Dirk Sponholz und Jan Joch-
maring. Ausgehend von grundsätzlich denkbaren möglichen Übergangsszenarien
von Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf fokussieren sie ebenso Fra-
gen des Übergangs im Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung. Ne-
ben Veränderungen in der schulischen Berufsorientierung plädieren die Autorinnen
und Autoren auch für eine grundsätzliche Verbreiterung möglicher beruflicher Ziel-
perspektiven nach der Schule. Im Anschluss daran thematisiert Helga Fasching den
Übergang aus der Berufsbildung hin zu Erwerbsarbeit. Ihre Überlegungen zu einer
optimalen Übergangsgestaltung basieren neben theoretischen Gedanken auch auf
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den Erfahrungen in einem in Österreich durchgeführten Forschungsprojekt. „Unter-
stützung anbieten und Zeit geben“ sind hierbei für die Autorin die zentralen Schlüs-
selmomente für eine möglichst gelingende Teilhabe an Erwerbsarbeit nach erfolgter
Berufsbildung.

Mit dem Blick in das sogenannte Übergangssystem erfolgt eine thematische
Fortführung der Diskussion hinein in das nachschulische Segment der beruflichen
Bildung. Günther Ratschinski gibt zu dem viel diskutierten System der Berufsvorberei-
tung zunächst einen fachlichen Überblick, den er schließlich unter dem Aspekt der
Effektivität kritisch beleuchtet. Für das Einlösen des mit diesen Angeboten verbunde-
nen Anspruchs einer Übergangsgestaltung fordert er entsprechende Veränderungen
vehement ein. Karin Heinrichs, Anita Buchegger-Traxler und Wilfried Prammer zeigen
anhand der Ausbildungspflicht in Österreich auf, wie ein Übergangsgeschehen über-
regional strukturell ausgestaltet werden kann. Neben grundlegenden Möglichkeiten
zur beruflichen Orientierung für die Zielgruppe werden auch Stützstrukturen wie das
Netzwerk berufliche Assistenz vorgestellt. Dabei halten die Autor:innen aber fest,
dass in dieser Übergangssystematik Jugendliche mit psychischen Belastungen nicht
dezidiert und übergreifend erfasst sind.

Dem Segment der Berufsausbildung in der Sekundarstufe II wendet sich im An-
schluss Karl Wilbers zu. Er gibt zunächst einen systematischen Überblick über Ausbil-
dungsoptionen in der hier fokussierten Bildungsstufe. Anhand von Forschungsbe-
funden zeigt er mögliche Belastungsfaktoren in der Berufsausbildung auf, welche
ebenso psychische Belastungen bedingen können; eine Förderung von Resilienz ord-
net er dabei klar als zentrale Aufgabenstellung für alle Lernorte in der Berufsausbil-
dung ein. Hans Walter Kranert und Sophie C. Holtmann zeichnen mit ihrem Beitrag
das Belastungserleben von Auszubildenden unter den Bedingungen der Corona-Pan-
demie anhand regionaler Forschungsbefunde nach. Hierzu werden das zugrunde lie-
gende Forschungsdesign und ausgewählte Ergebnisse der Studie vorgestellt. Dabei
wird deutlich, dass sich die Auszubildenden als deutlich belastet erleben – und der
Lernort Betrieb zugleich als besonders bedeutsam für die Bewältigung der Ausbil-
dung unter diesen spezifischen Rahmenbedingungen einzustufen ist.

Das seit mehreren Jahrzehnten etablierte pädagogische Subsystem der Benach-
teiligtenförderung stellen Dietmar Heisler und Susanne Schemmer im Überblick vor.
Dabei konstatieren sie, dass Jugendliche mit psychischen Belastungen nicht explizit
als Zielgruppe dieses Subsystems gelten, deren Unterstützung aber durchaus als zen-
trale pädagogische Aufgabe zu sehen ist. Resümierend zeigen sie notwendige Schritte
zur Weiterentwicklung diese Fördersystems angesichts aktueller Szenarien in der Be-
rufsbildung wie auch am Arbeitsmarkt auf. Beispielhaft für dieses Subsystem stellt
Martin Mertens die spezifischen Angebote der Produktionsschulen in Deutschland
vor. Auch hier finden sich in der Zielgruppe verstärkt Jugendliche mit psychischen
Belastungen wieder, obwohl dies nicht den zentralen Marker für den Zugang zu eben-
diesen Bildungsangeboten darstellt. Pädagogisch-didaktische, strukturelle sowie auch
personelle Konsequenzen sind jedoch nach Auffassung des Autors aufgrund eines
sich verändernden Personenkreises zu ziehen.
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Im weiteren Subsystem der beruflichen Rehabilitation findet sich die Zielgruppe
des Bandes seit jeher wieder, wenn auch jüngst in zunehmendem Maße. Sven Hoh-
mann und Matthias Morfeld umreißen zunächst aus sozialrechtlicher Perspektive das
breite Feld der Rehabilitation. Dabei nehmen sie neben der beruflichen Erst- auch die
Wiedereingliederung in den Blick. Im Besonderen fordern sie die verstärkte Berück-
sichtigung des bio-psycho-sozialen Modells der ICF bei der individuellen Bedarfs-
ermittlung. Als zentrale „Player“ in diesem Segment sind die Berufsbildungswerke zu
identifizieren. Walter Krug erläutert deren Zielsetzung wie auch die Spezifika ihrer
Bildungsarbeit. Anhand der Teilnehmendenstruktur wird deutlich, dass Menschen
mit psychischen Belastungen zwischenzeitlich zur dominierenden Zielgruppe dieser
Einrichtungen gehören. In diesem Zusammenhang fordert der Autor unter anderem
auch, die Forschungsbemühungen im Hinblick auf die Wirksamkeit von Berufsbil-
dungswerken hinsichtlich möglicher Teilhabechancen deutlich zu forcieren. Auch
Werkstätten für behinderte Menschen leisten ihren Beitrag zur beruflichen Rehabili-
tation, wenngleich ihr Auftrag sozialrechtlich weiter gefasst ist. Guido Schmidt und
Irmgard Plößl beschreiben, ausgehend von den Grundstrukturen dieser Einrichtung,
psychische Belastungen als relevantes Themenfeld für die Organisationsentwicklung.
Sie plädieren dafür, „recovery zu ermöglichen“. Hierfür halten diese Einrichtungen
spezialisierte Angebote wie auch spezifisch weitergebildete Fachkräfte vor.

Das Feld der Erwerbsarbeit wird unter der Perspektive psychischer Belastungen
in dreifacher Hinsicht erschlossen: präventiv über die Strategie des stay at work, inter-
ventiv über return to work-Prozesse und schließlich ergänzend auch dahingehend,
wie ein Leben jenseits dieses Teilhabefeldes zu gestalten wäre. Mathilde Niehaus, Jana
F. Bauer und Marie Heide führen in das Themenfeld ein, indem sie die Erwerbsbeteili-
gung der Zielgruppe skizzieren. Darauf aufbauend werden zentrale Praktiken und
Maßnahmen sowie auch Akteurinnen und Akteure des stay at work vorgestellt und
mit Forschungsansätzen in Verbindung gesetzt. Dabei identifizieren die Autorinnen
die Notwendigkeit eines breiteren Forschungsansatzes, welcher die Kontextabhängig-
keit von Maßnahmen stärker in das Blickfeld rückt. Lorenz Leven, Michael Schuler,
Christian Gerlich, Heike Kemter und Heiner Vogel berichten beispielgebend vom Bera-
tungsangebot „Blaufeuer“, welches aktuell an verschiedenen Standorten im Rahmen
eines Forschungsprojektes umgesetzt wird. Aus der begleitenden Evaluation dieser
institutionenunabhängigen Orientierungsleistung innerhalb des Versorgungssys-
tems wird deutlich, dass eine Fallkoordination jenseits sozialrechtlicher Diversifizie-
rung der besonderen Bedarfslage der Zielgruppe entspricht.

Jens Knispel, Veneta Slavchova und Viktoria Arling geben einen Überblick zur be-
ruflichen Wiedereingliederung der Zielgruppe. Neben einer begrifflichen Einord-
nung des return to work-Ansatzes werden wesentliche Strukturen wie auch Strategien
im Überblick skizziert. Dabei nimmt die Autorengruppe auch unterschiedliche Er-
folgsgrößen solcher Maßnahmen in den Blick. Als besonders bedeutsame Hand-
lungsstrategie zeichnen Katharina Spengler und Thomas Becker das supported employ-
ment nach, dessen Evidenz sie mit internationalen Befunden belegen. Besondere
Hürden bzw. Herausforderungen bei einer Umsetzung im bundesdeutschen Arbeits-
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und Berufssystem werden schlussfolgernd hervorgehoben. Ernst von Kardorff ergänzt
die Ausführungen zu diesem Feld, indem er dezidiert den Forschungsstand rezipiert
und insbesondere charakteristische Verlaufskurven vorstellt; diese werden durch zwei
Fallbeispiele illustriert. Resümierend konstatiert er, dass sich beide Strategien (return
to work wie auch stay at work) im Betrieb als zentralem Ort „bewähren müssen“.

Das bisher in der Forschung wenig beleuchtete Leben jenseits einer Erwerbs-
arbeit greifen Hans-Walter Kranert, Philipp Hascher und Roland Stein in einem abschlie-
ßenden Beitrag auf. Auf Basis vorliegender Daten wird eine Typologie von Lebens-
situationen entworfen, welche Formen der Lebensgestaltung jenseits von Erwerbs-
arbeit abbilden soll. Die darin integrierte institutionalisierte Beschäftigung wird im
Anschluss einer genaueren Darstellung unterzogen, um daraus Konsequenzen für
Forschung wie auch die rehabilitative Praxis abzuleiten.

Perspektivwechsel – das Bildungspersonal
Mit einem Wechsel der Blickrichtung auf das Bildungspersonal schließt der Band.
Tobias Kärner, Karin Heinrichs, Julia K. Weiß und Matthias Bottling analysieren zu-
nächst die Beziehungsgestaltung zwischen Lehrkräften an beruflichen Schulen, die
sich im Vorbereitungsdienst befinden, und ihren jeweiligen Seminarleitungen. Auf
Basis einer im süddeutschen Raum durchgeführten Online-Befragung konnten die
Autorinnen und Autoren typische Beziehungskonstellationen identifizieren, welche
von einem Teil der Befragten als belastend und damit zugleich als wenig zufrieden-
stellend wahrgenommen wurden. Entsprechende Weiterbildungen zu Fragen der
Beziehungsarbeit im Vorbereitungsdienst werden gefordert. Im Hinblick auf das
betriebliche Bildungspersonal skizziert Hans Walter Kranert in seinem Beitrag den
aktuellen Forschungsstand zu möglichem Belastungserleben. Hierfür werden die
vorzufindenden Weiterbildungsangebote zur pädagogischen Ausbildungsbefähigung
vorgestellt und hinsichtlich ihrer curricularen Ausgestaltung untersucht. Dabei wird
deutlich, dass auf Praxisebene durchaus Belastungsmomente aufseiten der Ausbil-
denden wahrgenommen werden, jedoch diese sowohl in Forschung als auch in den
formalen Weiterbildungsgängen nicht spezifisch adressiert werden.

Anmerkung der Herausgeber
Die Form des Genderns folgt jeweils dem Vorgehen der Autor:innen.
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2 Theoretische Grundlegung – psychische
Belastungen im Lebensbereich Beruf
und Arbeit



2.1 Psychische Belastung – eine „Verhaltensstörung“?

Roland Stein

Im Hinblick auf psychische Belastungen bei Menschen im Sinne eines spezifischen,
unter Umständen auch länger überdauernden inneren Erlebens wird, über die ver-
schiedenen Systeme sowie auch Lebensphasen hinweg, in unserer Gesellschaft mit
unterschiedlichen Begriffen und Konzepten operiert. Dies entspricht oft der Logik aus
den jeweiligen Systemen heraus, insbesondere den dort (dominant) operierenden
Professionen – es erschwert aber zugleich in erheblichem Maße die Kommunikation.

Selbst innerhalb eines wissenschaftlichen Kontextes, der sich spezifisch mit die-
sen Fragen beschäftigt, der Pädagogik bei Verhaltensstörungen als sonderpädagogi-
scher Subdisziplin mit über 20 Professuren in Deutschland bundesweit, findet sich
diese Heterogenität historisch sowie teilweise auch aktuell. Dies begründet sich aus
den hier relevanten Praxisfeldern: So folgt die Begrifflichkeit im schulischen Bereich
häufig den Empfehlungen der Kultusministerkonferenz und fokussiert insofern den
Begriff des emotional-sozialen Förderbedarfs. Die Begrifflichkeit im Kontext der Teil-
habe an Arbeit und Beruf ist hingegen durch die Sozialgesetzgebung geprägt und
stellt Begriffe wie seelische Behinderung (SGB IX), psychische Störung (SGB VIII)
oder auch Benachteiligung (SGB III) in den Vordergrund. In außerschulischen Fel-
dern der pädagogischen Nachbardisziplin der Sozialen Arbeit wiederum dominieren
sozialrechtlich die Begriffe der Erziehungshilfe und des entsprechenden Hilfebedar-
fes, während sich hier auch der Begriff „Abweichendes Verhalten“ etabliert hat (Lam-
nek 1996; 1997, Böhnisch 1999) – aber auch Begriffe wie „herausforderndes Verhalten“
bestimmen die Diskussion. Immerhin zentriert sich die sonderpädagogische Fach-
szene auf die drei Eckbegriffe der Erziehungshilfe, der sozial-emotionalen Entwick-
lungsförderung sowie – eben – der Pädagogik bei Verhaltensstörungen.

Es gibt also jeweils gute Gründe für unterschiedliche Bezeichnungen. Aber zu-
gleich entstehen damit Probleme der fehlenden begrifflichen Kontinuität über Pha-
sen und der begrifflichen Analogie über Systeme und Professionen hinweg. Dies
führt immer wieder zu Verständnisproblemen dessen, was denn gemeint sei, über
biografische Transitionen und Phasen hinweg sowie zwischen den unterschiedlichen
Systemen – für den Kontext psychische Belastungen insbesondere Schulsystem, Ge-
sundheitssystem, Kinder- und Jugendhilfesystem, System der Jugendgerichtsbarkeit
und Jugendstrafe sowie eben das System der Arbeits- und Berufswelt einschließlich
der Bildung in diesem Feld. Neben dem Operieren mit unterschiedlichen Begriffen ist
zusätzlich zu bedenken, ob gleiche oder auch (anscheinend) analoge, wenn auch
unterschiedliche Begriffe wirklich als gleich zu betrachten wären – oder sich aber in
ihrem Bedeutungsgehalt erheblich unterscheiden.



Zu einem „Dachbegriff“ des Phänomenbereiches
Bereits 1993 hatte Myschker (vgl. ebd.) vorgeschlagen, den Begriff Verhaltensstörun-
gen, den er definitorisch bestimmte, zugleich als phänomenologischen Überbegriff
zu etablieren, über die verschiedenen Systeme wie (Schul-) Pädagogik, Soziologie,
Medizin und spezifisch Psychiatrie sowie das berufliche Fördersystem hinweg. Dieser
Vorschlag konnte sich bis heute leider nicht durchsetzen.

Mit ähnlicher Intention brachte Bach (vgl. 1989) den Dachbegriff „Verhaltens-
beeinträchtigung“ ein. Hier ging es allerdings weniger um einen Dachbegriff über
verschiedene Professionen und Felder hinweg, sondern um einen niederschwelligen
Oberbegriff, der dann eine Abstufung unterschiedlich intensiver Problematiken im-
plizierte, bei Bach „Verhaltensstörungen“ als ausgeprägte Problematiken innerhalb
der Person – sowie „Verhaltensbehinderungen“ als besonders ausgeprägte Störungen
der Person. Auch diese Form eines (hier zunächst „binnenpädagogischen“) Oberbe-
griffes konnte sich nicht etablieren.

Die Begrifflichkeit „psychische Belastungen“ als übergeordnete Kategorie weist
für den Kontext Teilhabe an Arbeit und beruflicher Bildung aus zwei Gründen Vor-
züge auf:

Erstens handelt es sich um einen offenen Begriff, der in keinem Feld und keiner
Profession einen direkten Einsatz findet, aber immer wieder erscheint und sich auf-
grund der begrifflichen Offenheit, aber gerade auch der feldbezogenen offenen Be-
stimmtheit sowie „Unbelastetheit“ im Sinne des Gedankens von Myschker (vgl. 1993)
als Oberbegriff anbietet.

Zweitens birgt die Offenheit des Begriffes die Möglichkeit, hierunter zum einen
sehr gravierende Erscheinungsformen zu fassen, wie sie die Psychiatrie als psychi-
sche Störungen bestimmt und beschreibt – aber zum anderen, im Sinne von Bach
(vgl. 1989), auch mildere und geringgradige Phänomene, wie es auch das Robert-
Koch-Institut in seiner KiGGS-Studie im Rahmen einer „Risikogruppe“ als mit impli-
ziert verstehen möchte (vgl. Hölling u. a. 2007; 2014), hier mit dem Dachbegriff der
„psychischen Auffälligkeiten“ (vgl. Klipker u. a. 2018). Zweck eines solchen breiteren
Verständnisses ist es, auch einen Blick auf sich andeutende Probleme zu richten, um
ein Bewusstsein für sie zu schaffen, sie zu fokussieren und im Sinne guter Prävention
oder Frühintervention die Verfestigung und Verstärkung solcher Phänomene zu ver-
hindern, zugleich allerdings auch die ausgeprägteren Problematiken mit Interven-
tionsbedarf mitzuberücksichtigen. Auch aktuelle internationale Studien operieren
mit einem Spektrum der Begriffe von psychischer (bzw. mentaler) Gesundheit, Belas-
tungen, Beeinträchtigungen, Problemen, Störungen und Erkrankungen, von grund-
sätzlichen Belastungen bis hin zu diagnostizierten Störungen (vgl. UNICEF 2021).

„Verhaltensstörung“ als interaktionistisches Konzept
Das Verständnis von psychischen Belastungen wird nachfolgend im Rahmen einer
interaktionistischen Auffassung von Verhaltensstörungen betrachtet und einer solchen
Sicht zugeordnet (vgl. Kranert & Stein 2021; Stein & Kranert 2020). Gerade dieses Ver-
ständnis ist bedeutsam für den Kontext, indem es Person- und Umfeldfaktoren berück-
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sichtigt, als solche, aber auch in ihrer Verschränkung, und insofern auch eine enge
Analogie zur Auffassung von Behinderung in der International Classification of Func-
tioning (ICF; vgl. DIMDI 2015) besteht, zudem zur grundsätzlichen Multiaxialität der
ICD 10 (vgl. ICD-10 2019). Des Weiteren finden sich enge Analogien zu dem im So-
zialgesetzbuch IX seit 2018 erweitert formulierten Verständnis von Behinderung.

Ein solches Verständnis von Verhaltensstörungen kann wie folgt gefasst werden:

„Verhaltensstörungen sind Störungen im Person-Umwelt-Bezug. Sie treten in sozialen
Systemen auf und äußern sich bei Kindern und Jugendlichen in Form von Verhaltensauf-
fälligkeiten als Beeinträchtigungen des Verhaltens und Erlebens, welche problematische
Folgen für die betroffenen Personen selbst und/oder ihr Umfeld nach sich ziehen. Dabei
bedürfen überdauernde, verfestigte Verhaltensauffälligkeiten besonderer pädagogischer
und gegebenenfalls auch therapeutischer Unterstützungsmaßnahmen.“ (Stein 2019, 12)

Insofern stellen Auffälligkeiten des Verhaltens und Erlebens eine Art Symptom und
Gradmesser dar für eine Störung des Person-Umwelt-Bezuges. Diese wird verstanden
als Ausprägung der Auseinandersetzung einer Person, so wie sie (aktuell) ist, mit
einer Situation, so wie diese aktuell ist. Die (mehr oder weniger offenkundig) zutage
tretenden Auffälligkeiten des Verhaltens und Erlebens von Menschen sind insofern
ein Symptom oder auch Signal für die dahinterstehende Störung. An dieser Schnitt-
stelle ist das Erleben der Person im Hinblick auf diese Situation zentral. Die (mehr
oder weniger gelingende) Auseinandersetzung der Person mit Situationen wird als
Interaktion in den Fokus genommen. Abb. 1 bietet eine Aufschlüsselung dieses Zu-
sammenhanges:

Interaktionistisches Modell der Genese von Verhaltensstörungen (vgl. Stein 2019, 65; nach Seitz
1992, modifiziert)
Abbildung 1:
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Eine solche Sicht auf Verhaltensstörungen geht, im Sinne der Person-Umwelt-Inter-
aktion, von einer aktualgenetischen Perspektive des Entstehens solcher Störungen
aus. Diese wird wiederum durch eine ontogenetische Perspektive hinterlegt: die Be-
trachtung der Entwicklung der jeweiligen Person über die Zeit. Damit wird hier der
aktuelle Moment bzw. Augenblick des Entstehens einer Störung in den Vordergrund
gestellt, aber für diesen Zeitpunkt auch im Hinblick auf die Entwicklung der Person
sowie auch der Situation zurückgefragt. Dabei ist zu bedenken, dass letztlich auch die
Erfahrungen der Person mit ihren aktuellen situativen Herausforderungen über die
Zeit auf diese zurückwirken und bei ihr auf Dauer möglicherweise zu Veränderungen
führen können – mithin wären dies dann veränderte ontogenetische Bedingungen zu
einem späteren Zeitpunkt der (neuen) Aktualgenese einer Störung. Insofern fokus-
siert das Modell auf ein aktuelles Setting der „Störung“, ist aber als prozesshaft zu
verstehen. Aus dieser Prozesshaftigkeit heraus sind also letztlich, wenngleich aus Per-
spektive der Aktualgenese in der Abbildung nicht repräsentiert, auch Rückwirkungen
(„von rechts nach links“) möglich und zu bedenken.

Die „Vier-plus-zwei-Perspektiven“ im Hinblick auf Verhaltensstörungen
Aus einem solchen interaktionistischen Verständnis von Verhaltensstörungen heraus
ergeben sich vier Perspektiven, die für den Blick auf die Störung und ihr (diagnosti-
sches) Verständnis von zentraler Bedeutung sind (vgl. Stein 2019, 64 ff.):

• Die ontogenetische Entwicklung der Person und die Genese ihrer (möglicher-
weise auffälligen) Persönlichkeit impliziert zum einen genetische und organische
Aspekte, etwa organisch-genetische Anteile der Persönlichkeitsentwicklung –
und zum anderen die Umweltbedingungen in der (bisherigen) Vergangenheit
der Person, mithin insbesondere die Entwicklungsbedingungen im Rahmen der
(elterlichen, familiären) Erziehung und Sozialisation (vgl. Asendorpf 1996, 242 ff.;
Fiedler, 2001, 250 ff.; Kandler u. a. 2010). Aus diesem Zusammenspiel sowie der
aktiven Verarbeitung dieser Erfahrungen durch die Person selbst ergeben sich
die Persönlichkeit, ihre Struktur und ihre individuellen Spezifika (vgl. Stein 2019,
66). Als potenziell problematisch können hier verschiedene Varianten einer auf-
fälligen Persönlichkeit und Persönlichkeitsstruktur beschrieben werden, welche
der Person selbst und/oder ihrem sozialen Umfeld Schwierigkeiten bereiten.

• Auf der anderen Seite im Interaktionsgeschehen stehen die aktuelle Situation
und ihre spezifischen Merkmale und Parameter (vgl. Mischel 1976; Sommers
2011). Dabei sind potenziell störungsspezifische Aspekte von besonderer Bedeu-
tung. Zum einen sind hier provozierende Situationen zu bedenken, als Situatio-
nen mit einem hohen Aufforderungscharakter, in denen es aus dem Druck der
Situation heraus zu einer Provozierung bestimmter auffälliger Verhaltensweisen
kommt – beispielsweise zu Aggressionen. Insbesondere aber ist hier eine breite
Palette potenziell belastender Situationen zu bedenken, die nicht direkt be-
stimmte Reaktionen provozieren, jedoch auf die Person belastend wirken und
dann wiederum zu qualitativ recht unterschiedlichen auffälligen Verhaltens- und
Erlebensweisen führen können. Dazu zählen emotional belastende Situationen
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mit Bedrohungen, Enttäuschungen oder potenziellen Selbstwertverletzungen,
aber auch neue und unbekannte sowie komplexe und schwer zu durchschauende
Situationen, Zeitdruck und des Weiteren das Individuum stark fordernde, mög-
licherweise überfordernde Situationen (vgl. Stein 2019, 66 ff.). Grundsätzlich sind
hier insbesondere auch stark belastende aktuelle Lebenslagen im privaten Um-
feld zu berücksichtigen. In einem etwas weiteren Sinne ist dabei auch die Wir-
kung des Klimas von Institutionen von Bedeutung, in denen Menschen leben,
lernen oder arbeiten.

• Auf Basis der Auseinandersetzung einer Person, so wie sie (aktuell) ist, und der
Situation als solcher kommt es zu Prozessen der Interaktion im engeren Sinne.
Ein Brennpunkt dieser Interaktion ist das innere Erleben der Person, welche aus
ihrer Eigenheit heraus eine Situation, wie sie ist, individuell und subjektiv spezi-
fisch erlebt. Aus diesem Erleben heraus erfolgt dann auch das Handeln in der
Situation, auch das konkrete, nach außen hin sichtbare Verhalten (vgl. ebd., 71 f.).
Letztlich resultieren aus der „handelnden“ Auseinandersetzung der Person mit
der Situation ihr inneres Erleben und ihr nach außen sichtbar werdendes Verhal-
ten (vgl. ebd., 95 ff.).

• Schließlich ist für das Interaktionsgeschehen im Hinblick auf Verhaltensstörun-
gen auch eine Beobachterperspektive zu bedenken: Gleich wie die Etiketten sein
könnten, im hier beleuchteten Kontext werden die Auffälligkeiten oder Abwei-
chungen des Verhaltens und Erlebens einer Person durch (professionelle) andere
als solche bezeichnet. Diese Bezeichnungen kommen auf Basis der Wahrneh-
mungen der bezeichnenden Situation zustande, welche die Person-Umwelt-
Interaktion sowie die hier interagierende Person beobachtet – und „hinter“ dieser
Wahrnehmung stehen die internen Strukturen der beobachtenden Person, ihre
Bewertungen und auch Zuschreibungen. Diese bedürfen einer Beachtung und
auch einer kritischen Beleuchtung. Des Weiteren wirken sie in der Folge des Pro-
zesses auf die beobachtete Person zurück, in spezifischen Fällen auch als Etiket-
tierungen und Stigmatisierungen (vgl. ebd., 72 f.).

Zwei weitere, anders gelagerte Perspektiven beziehen sich auf die beiden hier inter-
aktionistisch „zusammenkommenden“ Seiten, die involvierte Person zum einen so-
wie die Situationen zum anderen: Ein Fokus auf psychische Belastungen legt den
Blick auf die Probleme im interaktionalen Feld nahe – allerdings spielen hier auch
Ressourcen eine Rolle, die einer Verfestigung solcher Belastungen entgegenwirken
und das Belastungserleben minimieren könnten; in beiderlei Hinsicht gibt die For-
schung zu Resilienz und Vulnerabilität Hinweise (vgl. Fingerle 2010; Myschker &
Stein 2018, 151 ff.):

• Zum einen sind Risikofaktoren und Probleme aufseiten der Person zu berück-
sichtigen – sowie zum anderen verschiedene provozierende und belastende Fak-
toren der situativen Bedingungen. Beide Seiten wurden weiter oben inhaltlich
knapp skizziert.
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• Zum anderen sind auf beiden Seiten stärkende Bedingungen von Bedeutung:
einerseits personale Resilienzfaktoren wie etwa Kommunikations- und Problem-
lösefähigkeiten, der Einsatz persönlicher Talente und Vorlieben, Potenziale der
gezielten Handlungsplanung, Stressmanagement, Vertrauen in die eigenen Res-
sourcen oder Intelligenz (vgl. Fingerle 2010, 122) – sowie andererseits Schutzfakto-
ren des aktuellen sozialen Umfeldes wie „enge Bindung an eine stabile und ver-
lässliche Bezugsperson, klare Strukturen und Regeln in der Familie“ (ebd.),
emotionale Unterstützung sowie „positive Rollenbilder für konstruktives Bewäl-
tigungsverhalten“ (ebd.) im direkten Umfeld.

Der Blick auf Perspektiven der Person-Umwelt-Interaktion muss insofern verknüpft
werden mit beiden Perspektiven: Problemen und Ressourcen, wiederum recht analog
zur ICF (vgl. DIMDI 2015).

Psychische Belastungen aus einer interaktionistischen Perspektive auf
Verhaltensstörungen
Psychische Belastung findet sich als Begriff und Konzept in der Arbeitswissenschaft
(vgl. Ergonomische Grundlagen 2017). Hier wird zwischen psychischer Belastung
zum einen sowie psychischer Beanspruchung zum anderen unterschieden. Dabei
werden psychische Belastungen als etwas gesehen, was von außen, aus der Situation
heraus, auf den Menschen wirkt (vgl. Alsdorf u. a. 2017; Bode, Maurer & Kröger 2017;
Poppelreuter & Mierke 2018). Die Auswirkung im Individuum hingegen wird als psy-
chische Beanspruchung bezeichnet – und zwar als unmittelbare, nicht als langfristige
Auswirkung der psychischen Belastung. Individuelle Bewältigungsstrategien werden
hier mit impliziert. Kurzfristige psychische Beanspruchungen können dabei positiv
(anregend, aufwärmend, aktivierend) ausgeprägt sein – oder negativ (beeinträchti-
gend, ermüdend, stressend). Negative Reaktionen über lange Zeit hinweg wiederum
gefährden die psychische Gesundheit (vgl. ebd., 16 f.). Die Norm EN ISO 10075 be-
schreibt auf dieser Basis Richtlinien der Arbeitsplatzgestaltung (vgl. BGW 2022). Ein
bedeutsamer Hintergrund ist dabei die Berücksichtigung des Arbeitsschutzes. Aller-
dings ist zu bedenken, dass psychische Belastungen in diesem Sinne nicht allein aus
der Arbeitswelt kommen, sondern etwa auch aus dem familiären Kontext sowie weite-
ren Lebensfeldern der betroffenen Personen. Oft wird das Gesamt dieser unterschied-
lichen Belastungen auch den Grad der Beanspruchung im hier definierten Sinne be-
stimmen.

Zwar wird mit diesem Konzept in der Arbeits- und Organisationspsychologie
operiert, aber im weiteren Feld der Psychologie sowie auch in der Psychiatrie gilt dies
nicht unbedingt; vielmehr tritt ein anderes Verständnis psychischer Belastung in den
Vordergrund: Hier wird, allerdings oft indirekt, davon ausgegangen, dass psychische
Belastung unmittelbar auch das Erleben betrifft und impliziert. Dieses Erleben wird
als Folge des Wirkens von „auslösenden Stressoren“ beschrieben (vgl. etwa Davison,
Neale & Hautzinger 2002, 602), auch im Zusammenhang von emotionalem Belas-
tungserleben und psychischer sowie grundsätzlicher Gesundheit (vgl. Jerusalem
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2009). Die Belastung als Qualität des inneren Erlebens zieht emotionale und andere
Prozesse nach sich (ebd., 742). Es besteht insofern zugleich eine enge Verbindung zu
Stresskonzepten – bzw. diese wird unmittelbar hergestellt (Fröhlich 1994, 85). Im klas-
sischen Konzept von Lazarus wird Stress als innerer Reaktionsprozess auf Stressoren
betrachtet, welche im Hinblick auf ihre Belastung bewertet (und erst dann als psy-
chisch belastend im Sinne von psychologischem Stress erlebt) werden – und indem
im Rahmen dieses Prozesses bei Erleben einer Bedrohung durch den Stressor auch
eine Suche nach möglichen Reaktionen und Antworten erfolgt, um anschließend mit
dem erlebten Stress umzugehen (Coping) (vgl. Krohne 2010, 263 ff.). Im Hinblick auf
die beiden oben angesprochenen unterschiedlichen Beanspruchungen entsprechen
positive, anregende dem Eustress, negative, beeinträchtigende hingegen dem Distress
(vgl. Selye 1977, 13 f.). Die Stresstheorie von Lazarus hat zugleich auch enorme Rele-
vanz für zentrale emotionale Qualitäten wie etwa Angst (vgl. Krohne 2010, 263 ff.)
oder Depressivität. Ein Stressor wird erst auf Basis der Psyche, des psychischen Erle-
bens und der Verarbeitung, zur Belastung. Insofern ist es sinnvoll, ein Konzept in
dieser Begriffskombination „psychische Belastung“ nicht als einen nur von außen
kommenden Faktor zu betrachten. Es stellt sich auch die Frage, mit welcher Begrün-
dung eine Belastung als „psychisch“ bezeichnet werden könnte, solange sie es noch
nicht realiter ist.

Auch in der Psychiatrie erscheint Belastung im Hinblick auf die Psyche unmittel-
bar als „Belastungsreaktion“. Diese kann unter Umständen als Störung ausgeprägt
sein und wird in der International Classification of Diseases (ICD-10) im Rahmen der
Kategorie F43 bestimmt. Unterschieden werden die Störungsformen der akuten Be-
lastungsreaktionen, der posttraumatischen Belastungsstörung sowie der Anpas-
sungsstörungen (vgl. Dilling u. a. 1993, 167 ff.) – Störungen, die explizit „als Reaktion
auf eine außergewöhnliche körperliche oder seelische Belastung“ (ebd., 168) entste-
hen. Dies gilt analog für die ICD-10-GM-Version 2022 (vgl. DIMDI 2022). Auch in der
ICD-11 werden Belastungs- und Anpassungsstörungen berücksichtigt, allerdings an-
ders geordnet (vgl. WHO 2022).

Fazit
Der Begriff der psychischen Belastung birgt somit in sich einen genuin interaktionis-
tischen Charakter, denn er stellt das Erleben von Belastung ins Zentrum, welches be-
dingt ist durch spezifische und individuelle Merkmale der Person, die zugleich aktu-
elle Situationen und Herausforderungen wahrnimmt und zu verarbeiten versucht.
Auch das Stresskonzept von Lazarus in seiner weiterentwickelten Fassung (vgl. Laza-
rus & Folkman 1984a; 1984b) betrachtet diesen genuin als eine wechselseitige Bezie-
hung zwischen Umwelt und Person. Insofern eignet sich dieser Begriff nicht nur als
„Dach“ interdisziplinärer Verständigung, sondern er lässt sich mit einer interaktionis-
tischen Sicht von Störungen unterlegen (vgl. Abb. 2).
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Psychische Beanspruchung als psychische Belastung im Rahmen einer interaktionistischen
Sicht (eigene Darstellung)

Von besonderer, die psychische Belastung der betroffenen Person ergänzender Rele-
vanz ist hier die Beobachterperspektive von außen: Auch von dort kann die psychische
Belastung einer anderen Person wahrgenommen werden. Dies könnte, wie etwa beim
„workaholic-Syndrom“ bzw. dem Phänomen des „Präsentismus“ (vgl. Bode, Maurer &
Kröger 2017, 7 f.), eine tatsächliche psychische Belastung sein, welche nicht (ausrei-
chend) im Bewusstsein der betroffenen Person steht – aber auch die Wahrnehmung
einer psychischen Belastung des anderen, welche bei diesem real gar nicht vorliegt
(etwa im Sinne einer diagnostischen Fehleinschätzung einer psychischen Störung).

Zugleich repräsentiert der Begriff der psychischen Belastung das breite inhalt-
liche Spektrum unterschiedlichster qualitativer Belastungen und zugleich das große
Spektrum der Belastungsintensität, von kurzfristigen bis zu langfristigen individuellen
Beeinträchtigungen sowie auch von milden Belastungen mit Eröffnung von Präven-
tionsmöglichkeiten gegen Verfestigungen – bis hin zur Mitaufnahme der Subkatego-
rie diagnostizierter und auch gravierender psychischer Störungen. Dabei ist zu beden-
ken, dass diese Störungen in allen Klassifikationssystemen über eine Art „cutoff“
bestimmt werden, indem auf Basis bestimmter festgelegter und definierter Kriterien
auf einem Spektrum von „mild“ bis „intensiv“ festgelegt wird, wo Störungen ihren
definitorischen Anfang nehmen. Hinter dieser Zwei-Klassen-Kategorisierung (Stö-
rung – keine Störung) verbirgt sich letztlich eine Dimensionierung der Störungs-
intensität, indem ein Individuum immer auf einer Skala mit zwei Polen verortet wer-
den könnte (vgl. auch Schlipfenbacher & Jacobi 2014). Die Kategorisierung hat ihre
Funktion in der Bestimmung eines besonderen Unterstützungs- und Hilfebedarfs.

Abbildung 2:
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2.2 Berufsbildung und Arbeit – heute und morgen

Hans-Walter Kranert

Phasen psychischen Belastungserlebens bilden in der (beruflichen) Biografie ein Phä-
nomen mit nicht geringer Auftretenswahrscheinlichkeit. Von daher ist dieses Gesche-
hen aufseiten der Forschung wie auch der Praxis als relevantes und zugleich ubiquitä-
res Thema zu betrachten (Kranert 2020a). Im Rahmen eines Weiterentwicklungspro-
zesses hin zu einer Arbeit 4.0 erfahren psychische Störungen in der Diskussion sogar
eine besonders prominente Rolle – sie werden als (neue) zentrale Erkrankungen im
Arbeitsleben identifiziert (Ohlbrecht 2021, 200 ff.).

Um diesen Zusammenhang grundsätzlicher auszuloten, wird im Folgenden ver-
sucht, anhand von fünf pointierten Thesen bedeutsame Veränderungen der Arbeits-
welt – heute und morgen – zu skizieren (vgl. auch Trinczek 2011). Darauf aufbauend
werden Implikationen für das Feld der Beruflichen Bildung entfaltet. Der Diskurs
hierzu wird gerahmt von einem Verständnis von psychischen Belastungen, welches
in einem interdependenten Verhältnis zu ebenjenen Veränderungsprozessen in der
Lebens- und Arbeitswelt steht.

Psychisches Belastungserleben in Berufsbildung und Arbeit
Das Erleben von psychischen Belastungen in beruflichen Zusammenhängen lässt
sich an verschiedenen Gradienten ablesen. Einerseits sind dies primär quantitative
Daten wie etwa das Stresserleben bei Auszubildenden (DGB 2016), Anträge auf Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bei Menschen mit Behinderungen (Reims et al.
2018), Häufigkeit und Dauer von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen (BPtK 2015,
2019) oder Anträge auf Rente wegen (teilweiser) Erwerbsminderung (BPtK 2013; DRV
2021). Andererseits findet sich ein qualitativ ausgerichteter Diskurs um neuartige
Lebensentwürfe – wie etwa Work-Life-Balance (vgl. etwa Albert et al. 2019), Minimalis-
mus bzw. Frugalismus (vgl. etwa Baumgartner 2020) oder Sabbaticals (vgl. etwa Mau-
rer 1992) – sowie auch zu adäquaten (betrieblichen) Handlungsstrategien, etwa Pro-
grammen zur Gesundheitsvorsorge (vgl. etwa Weber et al. 2015; www.psyga.info),
Stressbewältigung (vgl. etwa Initiative 2021) oder zum Achtsamkeitserleben (vgl. etwa
Dopfer 2019). Darin wird jedoch häufig nicht primär die Arbeitswirklichkeit mit ihren
belastungsinduzierenden Wirkmechanismen adressiert und auf eine grundlegende
Veränderung hingewirkt – sicherlich häufig auch aufgrund mangelnder Wirkmäch-
tigkeit. Vielmehr steht die Person an sich im Mittelpunkt, welche über remediale und/
oder kompensatorische Maßnahmen angesprochen werden soll (Wember 2013, 386).
Ziel ist letztlich – im Sinne des Kommodifizierungstheorems –, den Einzelnen als
Arbeitskraft diesem (damit unverändert bleibenden) Arbeitsmarkt wiederum zur Ver-
fügung zu stellen (Gröschke 2011).

Werden jedoch in einer pädagogischen Betrachtungsweise psychische Belastun-
gen als Ausdruck einer Störung der Interaktion zwischen dem Subjekt und seiner
jeweiligen Lebenssituation verstanden (vgl. Stein 2019), so gilt es eben auch die Situa-



tion – hier Berufsbildung und Arbeitswelt – zu betrachten, sie zu analysieren und auf
mögliche Veränderungsprozesse hinzuwirken. Grundsatzdiskurse unter den Schlag-
lichtern „Was ist gute Arbeit?“ (DGB-Index 2010) oder „Was bedeutet humane beruf-
liche Teilhabe?“ (Kubek 2012) streben derartige Weiterentwicklungen auf Ebene der
Berufsbildung sowie auch für die Arbeitswelt an.

Berufsbildung und Arbeit
Praktisches Tätigsein geht seit jeher dem „Lernen im Vorgriff“ für ebendieses voraus.
So entwickelten sich in der Praxis Techniken, Fertigkeiten und Wissensbestände, die
anschließend bereichsspezifisch gebündelt und in Berufsbildern zusammengeführt
wurden (Sailmann 2018). Die damit begründete pädagogische Aufgabenstellung einer
„Erziehung zum Beruf“ (vgl. Reinisch 2015; Zabeck 2013) erhebt einen umfassenden
Bildungsanspruch und reicht somit weit über eine einengende „Ausbildung“ für ein
Tätigkeitsspektrum hinaus. Diese über Jahrhunderte gewachsene Bildungstradition
findet heute ihren Ausdruck in einem hoch standardisierten und stratifizierten Bil-
dungssystem (Georg & Sattel 2006) der Sekundarstufe II, aber auch im postsekundä-
ren Bildungssegment (BMBF 2020). Ein Zusammenhang zwischen Berufsbildung
und Erwerbsarbeit lässt sich aktuell mindestens anhand dreier Aspekte aufzeigen:

• Gegenstand der Berufsbildung ist ein umfassendes Bildungsanliegen, welches
mit einem Lernen für und zum Beruf verknüpft ist. Dabei wird das Situations-
prinzip verbunden mit dem Wissenschafts- wie auch dem Persönlichkeitsprinzip
als Grundlage einer curricularen Struktur gesehen, wobei Letzterem eine grund-
legende Rolle zugewiesen wird (Reetz & Seyd 2006).

• Berufsbildung und Erwerbsarbeit hängen unmittelbar zusammen. Die (Weiter-)
Entwicklung von Bildungsgängen ist wesentlich durch Veränderungen im Ar-
beitsprozess initiiert. Diese werden als pädagogisch zu bearbeitende Aspekte
interpretiert und entsprechend institutionalisiert und systematisiert bearbeitet
(Arnold, Gonon & Müller 2016, 23 ff.).

• Das Gelingen von beruflichen Bildungsprozessen – verengt betrachtet als erfolg-
reicher Abschluss – determiniert wesentlich den Zugang zur Arbeitswelt. Die
Zertifikatsorientierung als Ausdruck des Berufsprinzips strukturiert im Wesent-
lichen die Erwerbsbiografie und damit verbunden auch den zugewiesenen sozia-
len Status (Georg & Sattel 2020).

Aufgrund dieses Zusammenhangs tritt im Folgenden zunächst die Arbeitswelt in
ihrer Entwicklungsdynamik in den Vordergrund, im Anschluss werden mögliche
Konsequenzen auf die Berufsbildung abgeleitet. Dies kann jedoch allenfalls schlag-
lichtartig akzentuiert und ohne Anspruch auf Vollständigkeit erfolgen. Dabei ist zu
beachten, dass etwa ein Achtel einer Alterskohorte ohne Berufsabschluss verbleibt
(BiBB 2021, 277 ff.); etwa ein Siebtel der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
geht einer Tätigkeit auf Helferniveau nach (Kaufmann et al. 2021). Daher ergibt sich
nicht zwingend ein zeitlicher und/oder inhaltlicher Kausalzusammenhang zwischen
Berufsbildung und anschließender Erwerbstätigkeit.
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Arbeit – heute und morgen
Die Arbeitswelt sieht sich seit jeher einem permanenten Wandlungsprozess ausge-
setzt. Dieser hat sicherlich aufgrund der großen Megatrends wie Digitalisierung, Glo-
balisierung, demografischer Entwicklung und nachhaltiges Wirtschaften in den ver-
gangenen Jahren – und sicherlich auch noch zukünftig – erheblich an Dynamik
gewonnen (Walter et al. 2013). Das führt beim Einzelnen unter anderem zu Verun-
sicherungen hinsichtlich des eigenen „Genügens“, des „Könnens“ oder „Wissens“.
Verbindungslinien zum Phänomen psychischer Belastungen werden deutlich. An-
hand von fünf Thesen werden im Folgenden besonders relevante Aspekte hierzu
knapp skizziert.

Arbeit und Entgrenzung
Die Einführung der 5-Tage-Woche in Verbindung mit einer Wochenarbeitszeit von
40 Stunden sowie einem gesetzlich verankerten Urlaubsanspruch führte zu einer wei-
teren Separierung von Arbeits- und Lebenswelt, wie sie seit Beginn der Industrialisie-
rung im vorvergangenen Jahrhundert zu beobachten ist (Jürgens 2018). „Samstags
gehört Vati mir“ – dieser Slogan des Deutschen Gewerkschaftsbundes aus den 50er-
Jahren des letzten Jahrhunderts zeichnet dieses Ringen um eine gegenseitige Abgren-
zung von Lebensbereichen plastisch nach (Futh 2018). In jüngerer Zeit vervielfältigen
sich allerdings die Formen der Arbeitsgestaltung unter dem Leitwort der Flexibilisie-
rung von Raum und Zeit. So hat in vielen Branchen die Stechuhr zugunsten eines
Gleitzeitmodells ausgedient; aber auch die Ergänzung des betrieblichen Arbeitsplat-
zes über Telearbeit und Homeoffice verändert Unternehmenskulturen und damit Ar-
beitsverhältnisse (Simon 2012, 123 ff.). Dies ermöglicht zum einen ein höheres Maß
an Freiheit und Selbstbestimmung hinsichtlich der äußeren Rahmung von Arbeit,
erschwert jedoch zugleich tradierte Grenzziehungen; der Einsatz digitaler Arbeits-
und Kommunikationsmittel forciert dies. Mögliche Folgen sind Phänomene der Ent-
grenzung: Freizeit und Arbeitszeit fließen ineinander über, „doppelte Entgrenzun-
gen“ bezogen auf das Familienleben werden registriert (Jurczyk & Szymenderski
2012).

Arbeit und Enlargement bzw. Enrichment
Berufliche Tätigkeiten stellen unterschiedlich komplexe Anforderungen an die aus-
führende Person – in Abhängigkeit vom fachlichen Anspruchsniveau der Aufgaben-
stellung wie auch der damit verbundenen Eigenverantwortung in der Ausführung.
Dabei ergeben sich in der Regel klare Verbindungslinien zur erreichten Qualifika-
tionsstufe (Arbeitskreis Deutscher Qualifikationsrahmen 2011). Aktuellere Entwick-
lungen deuten jedoch auf eine quantitative und/oder qualitative Anreicherung von
Arbeitsprozessen hin (Enlargement bzw. Enrichment) – als gezielte Maßnahme der
Personalentwicklung (Nicolai 2021, 261 ff.) oder eben als Konsequenz einer sich verän-
dernden Arbeitswirklichkeit. So können beispielsweise zunehmend digitalisierte Pro-
zessabläufe (als Erleichterung daherkommend, aber letztlich unter Umständen ge-
genteilig komplexer), erhöhte weitere berufsfachliche Anforderungen, aber auch
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steigender Kostendruck zum Erleben derartiger Prozesse führen (Ahlers 2019). Da-
raus resultieren veränderte Ansprüche an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
hinsichtlich benötigter Kompetenzportfolios, unabhängig vom bisher erreichten Qua-
lifikationsniveau (vgl. etwa Draganski, Nentwig & Kunzendorf 2015); der technologi-
sche Wandel dürfte diese Entwicklung noch forcieren: “Our findings thus imply that
as technology races ahead, low-skill workers will reallocate to tasks that are non-sus-
ceptible to computerization – i. e., tasks requiring creative and social intelligence. For
workers to win the race, however, they will have to acquire creative and social skills”
(Frey & Osborne 2013, 48; vgl. Bonin, Gregory & Zierahn 2015).

Arbeit und Entpersonalisierung
Der Faktor Mensch ist bisher im Arbeitsprozess die zentrale Stellgröße für einen er-
folgreichen Wertschöpfungsprozess (Bauer 2017). Angesichts der aufkommenden
Entwicklung einer Arbeitswelt 4.0 (BMBF 2017) stellt sich die Frage, welche grund-
sätzliche Bedeutung, aber auch welche spezifische Rolle „human resources“ zukünf-
tig einnehmen werden. Beispielsweise fallen Prognosen zu Substitutierungspoten-
zialen regional, branchenspezifisch wie auch berufsbezogen sehr heterogen aus
(Dengler 2019; Dengler & Matthes 2021). Besonders betroffen dürften jedoch Arbeits-
plätze auf Helfer- bzw. Fachkraftniveau sein (Kaufmann et al. 2021; Zika et al. 2019).
Kritisch diskutiert wird dabei, welche spezifischen Auswirkungen dieser Wandel auf
die Gruppe der Menschen mit Behinderung generieren wird (Engels 2016): Einerseits
ergeben sich erweiterte Teilhabechancen beispielsweise durch assistive Technologien
und Strukturen künstlicher Intelligenz (European Parliament 2018; Lippa & Thieke-
Beneke 2021), andererseits können behinderungsbedingt erschwerte Startbedingun-
gen ein Substituierungspotenzial forcieren (Inez Weller 2020). Die Frage nach einer
Perspektive jenseits der bisher im Lebensverlauf dominierenden Erwerbstätigkeit
drängt sich auf, wenn für eine größere Anzahl von Personen dies keine realisierbare
Perspektive darstellt bzw. sie nicht oder gar verstärkt nicht mehr umfassend in dieses
Lebensfeld mit einbezogen werden können (Gühne, Riedel-Heller & Kupka 2020).

Arbeit und Entwertung
Erwerbsarbeit definiert sich im Wesentlichen über ihren Beitrag zur individuellen Da-
seinsvorsorge; sie sichert den Lebensunterhalt und ermöglicht eine menschenwür-
dige Existenz in unserem gesellschaftlichen Kontext (Kocka & Offe 2000). In jüngerer
Zeit finden sich jedoch mehr Erwerbstätige in prekären Beschäftigungsverhältnissen
wieder, welche eben eine solche Lebensgestaltung nicht ermöglichen – trotz eines Be-
schäftigungsumfangs in Vollzeit und teilweise sogar ohne zeitliche Befristung (Bosch
2018, 351 ff.; Schmidt & Kawohl 2018). Aktuelle Daten aus der Statistik von Leistungs-
beziehenden des Arbeitslosengeldes II belegen dies eindrücklich. So erhalten 22 Pro-
zent der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten weiterhin eine staatliche Unterstüt-
zungsleistung, da ihre ausgeführte Erwerbstätigkeit nicht hinreichend auskömmlich
ist (BA 2021, 25). Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes im Jahre 2015 un-
terstreicht nochmals den offensichtlich gegebenen Handlungsdruck, durch den sogar
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in die grundgesetzlich verankerte Tarifautonomie eingegriffen wurde. Der Wandel in
der Arbeitsmarktpolitik – welfare zu workfare – kann diese Entwicklung noch unter-
mauern (Mohr 2012). Erbrachte Arbeitsleistung entbehrt einer angemessenen mone-
tären Wertschätzung; eine Spirale der Entwertung kann sich entwickeln, zumindest
für Teilsegmente des Arbeitsmarktes.

Arbeit und Entsolidarisierung
Zeitlich befristete Phasen von Erwerbslosigkeit (beispielsweise friktionell oder kon-
junkturell bedingt) ergeben sich in der individuellen Erwerbsbiografie immer wieder
(Lachmann 2006, 205 ff.). Strukturbedingte Arbeitslosigkeit hingegen, im Sinne eines
Mismatchings (Franck 2003), bildet allerdings eine Problemstellung, welche sich an-
gesichts der vorstehenden Entwicklungslinien noch weiter zu verdichten droht. So
erhalten etwa zwei Drittel aller erwerbsfähigen Bezieher:innen von Arbeitslosengeld II
diese Leistung in einem Beobachtungszeitraum von zwei Jahren mindestens 21 Mo-
nate und gelten somit als „Langzeitleistungsbezieher“ (BA 2021, 26). Dabei sinken
zugleich die Chancen auf Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess mit zunehmen-
der Dauer der Arbeitslosigkeit (Dengler, Hohmeyer & Zabel 2021). Die eventuell
quantitativ ansteigende „Stille Reserve“ wird jedoch offenbar kaum als potenziell ver-
fügbares Arbeitskräftepotenzial adressiert und/oder sie kann den veränderten Anfor-
derungen nicht oder nicht vollends standhalten. Ein solidarisches Handeln wäre an-
gesichts dieser Entwicklung gefragt. Dies erschöpft sich jedoch bisher in der Breite
vornehmlich über eine finanzielle Absicherung mittels staatlicher Transfersysteme
oder institutionalisierter Beschäftigungsalternativen wie Tagesstätten der Werkstätten
für behinderte Menschen (Kranert 2020b). Auch hier zeigt die wachsende Zahl von
Inklusionsbetrieben (BIH 2020 20 ff.) sowie die Etablierung eines sozialen Arbeits-
marktes Handlungsnotwendigkeiten auf (Bauer et al. 2021).

Berufsbildung – heute und morgen
Wie kann und soll Berufsbildung auf derartige Entwicklungslinien reagieren? Eine
einfache und singuläre Antwort kann es sicherlich nicht geben, vielmehr bedarf es
eines Diskurses auf mindestens drei Ebenen.

Berufliche Bildung und (Erwerbs-)Biografie
Ausbildungsberuf und Erwerbsberuf gelten schon seit Längerem nicht mehr zwangs-
läufig als deckungsgleich (Rebmann, Schlömer & Tenfelde 2011, 92 ff.). Mit dem
Wechsel einer Arbeitsstelle wird auch zukünftig eine Veränderung in der beruflichen
Tätigkeit verbunden sein; aufgrund einer erhöhten und akzelerierten Dynamik kann
sich dieser Prozess jedoch quantitativ wie qualitativ anders akzentuieren – insbeson-
dere für Personengruppen ohne Berufsabschluss oder mit niedrigerem Qualifika-
tionsniveau. Hierfür sind einerseits Angebote zum beruflichen (Weiter-)Lernen über
die Biografie hinweg für unterschiedliche Zielgruppen erforderlich, aber eben auch
die Bereitschaft wie auch die Befähigung des Einzelnen, sich diesem Prozess zu stel-
len und die damit verbundenen Anforderungen zu bewältigen (vgl. Seyda, Wallossek
& Zibrowius 2019).
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Berufliche Bildungsgänge und Berufskonzept
Das duale System der deutschsprachigen Länder findet weltweit große Anerkennung,
wenn zugleich auch von einem wirklichen „Exportschlager“ nicht die Rede sein kann
(Euler 2015). Aufgrund seiner spezifischen Konstellation als public-private-partnership
in Verbindung mit dem Einbezug berufsständischer Vertretungen ist die Entwicklung
wie auch Fortschreibung von Berufsbildern mit einem erheblichen Kraft- und Zeitauf-
wand vieler Akteurinnen und Akteure verbunden (Spöttl 2016). Angesichts einer sich
massiv verändernden Arbeitswelt wird – unter Umständen berechtigterweise – die
Frage aufgeworfen, inwieweit ein alternatives Job-Training im Sinne des „train and
place“-Ansatzes die individuelle Befähigung für spezifische berufliche Anforderun-
gen nicht zielgenauer und zeitnaher sicherstellen würde (Casper & Tramm 2020).
Dies würde jedoch vom Einzelnen ein hohes Maß an Selbststrukturierung im Lern-
prozess, an Selbstmanagement über die Erwerbsbiografie hinweg wie auch an Selbst-
vermarktung der eigenen Arbeitskraft – jenseits allgemein anerkannter grundlegen-
der, arbeitsplatzunabhängiger und damit „überdauernder“ beruflicher Zertifikate –
erfordern.

Berufliche Kompetenzen und life skills
Berufliche Bildung zielt bisher auf das Erreichen beruflicher Handlungskompetenz
(§ 1 BBiG; KMK 2015). Dies integriert fachliche mit sozialen, methodischen und perso-
nalen Kompetenzen, um berufsfachliche Anforderungen in unterschiedlichem
Selbstständigkeitsgrad bewältigen zu können (vgl. Arbeitskreis Deutscher Qualifika-
tionsrahmen 2011). Aufgrund der vorzufindenden Dynamik rücken jedoch die drei
letztgenannten Kompetenzbereiche stärker in den Vordergrund, in Verbindung mit
einer Flexibilisierung des Berufskonzeptes (Kruppe et al. 2019; Matthes et al. 2019).
Diese Kompetenzen sind erforderlich, um sich flexibel den veränderten Rahmen-
bedingungen anpassen zu können; hier sind Verbindungslinien zum Diskurs um life
skills zu ziehen (Unicef 2019). Eine derart allumfassende Kompetenzentwicklung in
ihrer Bedeutung für den beruflichen wie auch privaten Werdegang ist letztlich jedoch
auch kein Garant für dauerhafte Teilhabechancen am Erwerbsleben. Veränderungen
in der Erwerbsbiografie erfordern unter Umständen auch, „ein gelingendes, subjektiv
erträgliches, objektiv nicht ruinöses und legalitätskonformes Leben im Prekariat“ als
reale, wenn auch nicht wünschenswerte Option in den Blick zu nehmen (Hiller 2010,
404). Ansätze zur Berücksichtigung dieses Themenfeldes in (beruflichen) Bildungs-
prozessen wären entsprechend zu diskutieren.

Fazit
Wird die oben skizzierte pädagogische Betrachtungsweise hinsichtlich psychischer
Belastungen für das Lebensfeld Erwerbsarbeit und Berufsbildung herangezogen,
sprich beides in seiner interaktiven Verschränkung zu sehen, so gilt es eben diese
vorstehend skizzierten, potenziellen Entwicklungslinien in den Blick zu nehmen und
kritisch im und für den Einzelfall zu analysieren. Lebens- und auch Arbeitssituatio-
nen stehen mit der Person in einem interaktionistischen Verhältnis und können ein
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je spezifisches Diskrepanzerleben bedingen – Diskrepanz zwischen den eigenen Res-
sourcen, Vorstellungen und Bedürfnissen einerseits und den erlebten Anforderungen
wie auch Zugangsmöglichkeiten andererseits. Ein (Wieder-)Einstieg in Beruf und Ar-
beit ist unter Umständen und für einen nicht kleinen Anteil der Menschen erschwert
– die vorzufindenden Bedingungen sind mit den aktuell vorhandenen individuellen
Ressourcen nicht zu bewältigen oder gegebenenfalls mit der jeweiligen Lebenssitua-
tion nicht kompatibel. Ein Ausstieg droht – das Entwicklungspotenzial individueller
Ressourcen kann mit der Veränderungsdynamik der Arbeitswelt aktuell nicht mithal-
ten (vgl. Fischer 2018). Aus dieser Perspektive sind einerseits die rehabilitativen Be-
mühungen auf die Person wie auch gleichbedeutend auf die Situation zu richten. Dies
trifft ebenso auf die Bemühungen der primären und sekundären Prävention zu. Der
alleinige Blick auf Entwicklungsbedarfe der Person ist verkürzt. Es gilt auch, die Mög-
lichkeiten einer Einflussnahme auf die Arbeitswelt auszuloten und hier Weiterent-
wicklungsbedarfe zu identifizieren, wenngleich auch – unter anderem aufgrund der
primär zivilgesellschaftlichen Organisation des Arbeitsmarktes sowie der primär hie-
rauf bezogenen Bildungsangebote – keine allzu hohe Veränderungsbereitschaft zu
erwarten ist. Insbesondere bei einer eindimensionalen Formulierung von Zielkrite-
rien – Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt – gilt es, dies kritisch zu be-
trachten und in der Bewertung von Erfolg oder Misserfolg zu berücksichtigen. Viel-
mehr ist die individuelle Perspektive der Betroffenen auf die eigenen Entwicklungs-
schritte stärker miteinzubeziehen (vgl. Kranert 2020a), wodurch auch ein zumindest
temporäres Tätigsein in einem erweiterten Arbeitsmarkt eine hohe individuelle Pas-
sung abbilden könnte.
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3 Unterschiedliche Perspektiven auf
psychische Belastungen



3.1 Der schulische Blickwinkel – Förderschwerpunkt
emotionale und soziale Entwicklung

Philipp Hascher

Einleitung
Grundlegend ist davon auszugehen, dass sich im Schulsystem und in der Gruppe der
Schüler:innen Personen finden, die psychisch belastet sind – wie zu zeigen sein wird.
Das im Rahmen der Institution Schule verwendete Begriffslabel, das gewählt wird,
um Schüler:innen mit besonderen pädagogischen Bedarfen im Bereich des Erlebens
und Verhaltens zu identifizieren und Förderung zu ermöglichen, ist der Terminus
„Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung“.1

Dieser Förderschwerpunkt wird im Folgenden anhand verschiedener Bestim-
mungsstücke auf definitorisch-begrifflicher, statistisch-empirischer und pädagogisch-
institutioneller Ebene charakterisiert. Auf diesem Wege erfolgt eine Annäherung an
den Förderschwerpunkt und an die Schüler:innen, die sich hinter diesem Begriff ver-
bergen – die im Rahmen dieses Beitrags aber keinesfalls erschöpfend beschrieben
werden können.

Definitorische und begriffliche Aspekte
Der erste Schritt zur Annäherung an den Förderschwerpunkt und seine Klientel be-
steht darin, grundlegende Definitionen und Begriffe zu diskutieren. Dies scheint ge-
rade deshalb wichtig, weil zum einen hierdurch bereits terminologische Wider-
sprüchlichkeiten zur Abgrenzung der Personengruppe deutlich werden – zum
anderen aber auch Begriffe nie nur neutrale Bezeichnungen sein können, sondern als
Ausdruck einer Haltung zum Beschriebenen gelten müssen und daher sehr bewusst
gewählt werden sollten: Es macht einen Unterschied, ob über „Schüler:innen mit Ver-
haltensauffälligkeiten“, „verhaltensgestörte“ Schüler:innen oder „Schüler:innen mit
Förderbedarf esE“ gesprochen wird (vgl. Stein & Müller 2015, 25).

Der Terminus „Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung“ ist auf
die Kultusministerkonferenz zurückzuführen, die den Begriff im Jahr 2000 im Rah-
men der bis heute gültigen „Empfehlungen zur sonderpädagogischen Förderung“ ge-
prägt hat (vgl. KMK 2000, 343 ff.). Es handelt sich somit um einen spezifisch auf das
schulische Bildungssystem ausgerichteten und normativ geprägten Begriff, der nicht
primär wissenschaftlich tradiert ist (vgl. z. B. Hillenbrand 2008, 15). Der mit Will-
mann als „bildungsadministrative Sprachregelung“ (2019,  87) beschreibbare Begriff
wird verwendet, um eine bestimmte Zielgruppe innerhalb des Schulsystems zu iden-
tifizieren.

Diese Zielgruppe wird unter anderem mit folgender Sentenz beschrieben: „Son-
derpädagogischer Förderbedarf ist bei Kindern und Jugendlichen mit Beeinträchti-

1 Die Schreibweisen variieren, so wird unter anderem von „emotionaler und sozialer Entwicklung“ oder von „emotional-
sozialer Entwicklung“ gesprochen. Hier wird die erste Schreibweise gewählt und im Folgenden wo möglich mit „esE“
abgekürzt.



gungen der emotionalen und sozialen Entwicklung, des Erlebens und der Selbststeue-
rung anzunehmen, wenn sie in ihren Bildungs-, Lern- und Entwicklungsmöglichkei-
ten so eingeschränkt sind, dass sie im Unterricht der allgemeinen Schule auch mit
Hilfe anderer Dienste nicht hinreichend gefördert werden können“ (KMK 2000, 349).
Es wird also im Grunde mit einer Überforderung der allgemeinen Schule argumen-
tiert, die sich maßgeblich aus Beeinträchtigungen der Kinder und Jugendlichen er-
gibt. Des Weiteren wird damit ein subsidiäres Förderprinzip beschrieben, das zusätz-
liche Ressourcen nur verfügbar macht, wenn vorher festgestellt worden ist, dass diese
für den jeweiligen Fall auch benötigt werden. Zuständig werden in diesem Fall die
sonderpädagogisch professionalisierten Lehrkräfte des Schulsystems.

Es werden jedoch auch Anstrengungen unternommen, diese klassische perso-
nenbezogene Orientierung aufzulösen: Die angesprochenen Beeinträchtigungen
seien „nicht auf unveränderliche Eigenschaften der Persönlichkeit zurückzuführen,
sondern als Folge einer inneren Erlebens- und Erfahrungswelt anzusehen, die sich in
Interaktionsprozessen im persönlichen, familiären, schulischen und gesellschaft-
lichen Umfeld herausbildet“ (KMK 2000, 345). Noch deutlicher wird dieser Perspekti-
venwandel, der sich Stück für Stück vom Bild des defizitären Kindes oder Jugend-
lichen zu lösen versucht, wenn man auf die Titel vorheriger kultusministerieller
Empfehlungen blickt. In der Fassung von 1977 wurde noch von „Empfehlungen für
den Unterricht in der Schule für Verhaltensgestörte (Sonderschule)“ (Willmann 2007,
19) gesprochen, was sowohl eine Personenorientierung als auch eine unmittelbare
institutionelle Zuweisung implizierte. Dennoch steht der aktuelle Begriff ebenfalls „in
der Gefahr, Verhaltensweisen ursächlich zu personalisieren“ (Stein & Müller 2015,
25), auch wenn die KMK in ihren weiteren Schilderungen der Zielgruppe sehr plas-
tisch die belastenden Einflüsse auf diese Kinder und Jugendlichen beschreibt, die un-
ter anderem maßgeblich von Bezugspersonen und Interaktionspartnern ausgehen
und daher nicht primär in der Person selbst verortet sind (vgl. 2000, 346).

Folgerichtig sollte die Feststellung eines solchen Förderbedarfs als „ein qualitati-
ves und quantitatives Profil der notwendigen Fördermaßnahmen […] auf Basis einer
Person-Umfeld-Analyse“ (ebd., 350) im Zuge einer sonderpädagogischen Begutach-
tung multiperspektivisch und damit nicht nur auf den/die Schüler:in fokussiert erfol-
gen. Dabei wäre mit Stein und Müller kritisch nachzufragen, „ob in pädagogischen
Institutionen auch die Möglichkeiten gegeben sind, dies in der konkreten Arbeit zu
realisieren“ (2014,  235). Die diagnostischen Kriterien für die Feststellung eines För-
derbedarfs sind dabei weder bildungsadministrativ noch wissenschaftlich eindeutig
geklärt (vgl. z. B. Stein 2019, 128), was unter anderem mit der Heterogenität und Kom-
plexität der Phänomene begründet werden kann – notwendig ist in jedem Fall ein
Einsatz verschiedener diagnostischer Verfahren auf der Basis reflektierter sonder-
pädagogischer Professionalität (vgl. Stein 2019, 128 ff.; Bundschuh 2008, 160 ff.). Dies
ist besonders wichtig, da sich hier eine hohe Abhängigkeit von der Normalitätswahr-
nehmung der beteiligten Personen zeigt (vgl. Stein 2019, 24 ff.), die kritisch zu reflek-
tieren ist. Bei welchem Grad der Belastung oder auffälligen Verhaltens somit ein För-
derbedarf vorliegt, und wo (noch) nicht, ist daher nicht verabsolutierbar.
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Der Begriff der esE wird aus der Fachszene auch abseits der bereits skizzierten
Personenorientierung kritisiert: Einerseits „drohen kognitive Kompetenzen in den
Hintergrund zu geraten“ (Stein & Müller 2015, 26), andererseits „werden Verhaltens-
störungen auf den Radius von Entwicklungsproblematiken und etwas ,Nachzuholen-
dem‘ reduziert“ (ebd., 27). Dennoch werden universitäre Lehrstühle des Faches Päda-
gogik bei Verhaltensstörungen zunehmend mit dem Begriff der esE versehen (vgl.
Willmann 2019, 79 ff.), auch wenn das Fach eigene, wissenschaftlich tradierte Begriffs-
konzepte vertreten kann. Dies gilt z. B. für ein Verständnis von Verhaltensstörungen,
die sich aus einer interaktionistischen Perspektive heraus auf Basis einer „Störung im
Person-Umwelt-Bezug“ (Stein 2019, 12) als Auffälligkeiten des Erlebens und Verhal-
tens manifestieren (vgl. z. B. Stein 2019, Stein sowie Stein & Kranert in diesem Band).

Abschließend muss konstatiert werden, dass der offizielle Terminus des Förder-
schwerpunkts esE sowie seine Erläuterungen in den Bestimmungen der KMK (vgl.
2000) letztendlich eine „eklektische Zusammenstellung“ (Hillenbrand 2008, 16) ver-
schiedener Konzepte und Charakterisierungen zur Zielgruppe darstellt, der die wis-
senschaftliche Trennschärfe fehlt. Umso wichtiger erscheint es, sich nicht nur auf
normative Beschreibungen zu verlassen, sondern die Gruppe der Schüler:innen die-
ses Förderschwerpunkts mittels empirischer Untersuchungen in das Zentrum der
Betrachtung zu rücken. Dies soll in einem nächsten Schritt erfolgen.

Statistische und empirische Aspekte
Betrachtet man die tatsächliche Gruppe der Schüler:innen im Förderschwerpunkt esE
auf einer statistischen und empirischen Ebene, sind verschiedene Aspekte bemer-
kenswert, die im Folgenden mittels exemplarischer Befunde beschrieben werden.
Hierbei erfolgt eine Beschränkung auf aktuelle empirische Untersuchungen mit dem
Fokus auf psychische Belastungen; für klassifikatorische Grundlagen und Phäno-
mene sei u. a. auf Stein (2019, 38 ff.) verwiesen.

Eine Grundlage hierfür ist zunächst die Schulstatistik des Förderschwerpunkts
esE. Dabei ist festzuhalten, dass mit Stand 2018 bei mehr als 95.000 Schüler:innen
(vgl. KMK 2020, 3) in Deutschland der sonderpädagogische Förderschwerpunkt esE
festgestellt ist. Die quantitative Entwicklung dieses Förderschwerpunkts ist in Abb. 1
ersichtlich:
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Hinweis: Vor dem Jahr 2000 wurden nur Schüler:innen in Sonderschulen erfasst (vgl. KMK 2002, 11; Liesebach
2020, 210).

Schüler:innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf esE in Deutschland (KMK 2002, 2; 11;
2012, 3; 2020, 3)

Erkennbar wird ein ungebremster, seit 1997 nahezu linearer Anstieg der Zuweisung
von Schüler:innen zu diesem Förderschwerpunkt. Auch der relative Anteil dieser
Schüler:innen an der Gesamtgruppe (die sog. Förderquote) ist von 0,481 Prozent im
Jahr 2003 (vgl. KMK 2012, 4) auf nun 1,3 Prozent aller Schüler:innen im Jahr 2018 (vgl.
KMK 2020, XVI) deutlich angestiegen. Im Jahr 2018 wurden 43,7 Prozent der Gruppe
in Förderschulen, 56,7 Prozent in Regelschulen unterrichtet (vgl. ebd., 5). Hinzuwei-
sen ist hier auf die kritische Würdigung der KMK-Statistiken durch Liesebach (vgl.
2020).

Dieser Wert von 1,3 Prozent der Schüler:innen steht jedoch nach wie vor in einer
ganz erheblichen Diskrepanz zur angenommenen Prävalenz des verwandten Kon-
strukts der psychischen Belastungen dieser Altersgruppe (vgl. Ahrbeck 2017, 4), die
sich etwa bei 16,9 Prozent (vgl. Klipker et al. 2018, 37) bis 21,9 Prozent (Ravens-Siebe-
rer et al. 2007, 874) aller Kinder und Jugendlichen annehmen lässt. Es zeigt sich somit,
dass es auch innerhalb des Schulsystems deutlich mehr psychisch belastete Kinder
und Jugendliche geben muss, als sie bislang sonderpädagogisch adressiert sind (vgl.
Stein & Müller 2015, 31 f.). Das kann bedeuten, dass „eine Vielzahl an Schülerinnen
und Schülern nicht die erforderliche sonderpädagogische Ressource erhält“ (Henne-
mann et al. 2020, 47) und damit ein Versorgungsdefizit zu vermuten ist. Eine mög-
liche Erklärung für die oben skizzierte Zunahme der Rate an Schüler:innen dieses
Förderschwerpunkts könnte daher in einer schrittweisen Erhellung eines Dunkelfeldes
gesucht werden, einhergehend mit einer Ausweitung sonderpädagogischer Diagnos-
tik. Jedoch könnte auch das Etikettierung-Ressourcen-Dilemma eine Rolle spielen,
indem zunehmend Förderbedarfe festgestellt werden, um die damit zusammenhän-
genden Ressourcen zu akquirieren (vgl. Stein & Müller 2015, 33). Weiterhin könnten
auch sich verengende Normalitätsvorstellungen in der Gesellschaft eine Rolle spielen
(vgl. z. B. für Erziehungshandeln Herz & Heuer 2014).

Abbildung 1:
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Betrachtet man jedoch die bereits identifizierte Gruppe, also diejenigen Schü-
ler:innen, für die der Förderschwerpunkt esE attestiert wird, zeigt sich anhand ver-
schiedener empirischer Untersuchungen eindeutig, dass psychische Belastungen ge-
rade in dieser spezifischen Gruppe ausgesprochen verbreitet sind:

Hennemann et al. wiesen in einer quantitativen Untersuchung von Schüler:in-
nen des Förderschwerpunkts (N=698) eine hohe Prävalenz psychischer und Problem-
belastungen nach (vgl. 2020). Nach Fremdeinschätzung der Schüler:innen durch ihre
Lehrkräfte mittels normierter Fragebögen wurden 58,6 Prozent der Gruppe im exter-
nalisierenden Bereich und 22,3 Prozent im internalisierenden Bereich als „auffällig“
bzw. „sehr auffällig“ beschrieben (vgl. ebd., 50 f.). Auch zeigten sich hohe Komorbidi-
tätsraten: Bei 44 Prozent der Stichprobe traten gleichzeitig Auffälligkeiten im Bereich
ADHS und Störungen des Sozialverhaltens auf (vgl. ebd., 52). Ein vergleichbar hohes
Ausmaß an psychischen Belastungen beschreiben auch Schmid et al. (2007): Hier wa-
ren 77 Prozent der Stichprobe (N=573) im Gesamtwert, 59 Prozent im internalisieren-
den und 79 Prozent im externalisierenden Bereich auffällig (vgl. ebd., 285). Ergänzend
sei auf eine weitere Erhebung mit kleinerem Umfang (N=31) an einer Schule zur Er-
ziehungshilfe hingewiesen, bei der mittels standardisierter Schätzskalen auch in der
Selbstwahrnehmung der Schüler:innen sehr hohe Raten psychischer Mehrfachbelas-
tung festgestellt worden sind (vgl. Hascher, Kranert & Stein 2020).

Weiterhin konnte Küwen mittels einer Dokumentenanalyse (N=253) ebenfalls
zeigen, dass 75 Prozent der Gruppe der Schüler:innen an Förderschulen zur Erzie-
hungshilfe in den Schulakten als externalisierend auffällig beschrieben werden (vgl.
2020, 200). Häufige Schulwechsel bestimmen die Bildungsbiografie und 74 Prozent
der Stichprobe wiesen mindestens eine psychiatrische Diagnose auf (vgl. ebd., 200 f.).
Weiterhin gab es „in 44 Akten der Studie […] Angaben zu (sexuellen) Gewalterfahrun-
gen und traumatisierenden Erlebnissen in der Familie“ (ebd., 201), auch waren „in
61 Akten Hinweise bezüglich kinderschutzrechtliche[r] Maßnahmen nach SGB VIII“
(ebd.) zu finden. Insgesamt lebten nur „27,7 % der Jugendlichen bei beiden Elterntei-
len in ihrer Ursprungsfamilie“ (ebd.). Dies weist darauf hin, dass diese Gruppe auch
„lebensgeschichtlich […] erhebliche Belastungen“ (Ahrbeck 2017, 3) aufweist.

Insgesamt präsentiert sich somit die Gruppe der Schüler:innen im Förder-
schwerpunkt auf Basis dieser exemplarischen Befunde als „psychisch hoch belastet“
(Hennemann et al. 2020, 53). Es kann davon ausgegangen werden, dass gerade auch
diese psychischen Belastungen, die ihrerseits multifaktoriell zu erklären sind, zu Be-
einträchtigungen in der Person-Umwelt-Interaktion beitragen und auch die Zuwei-
sung des Förderschwerpunkts als schulischen Terminus mitbegründen. Gleichzeitig
können diese Befunde ein Hinweis darauf sein, „dass ein Förderbedarf im Allgemei-
nen nicht vorschnell und leichtfertig erteilt wird“ (Ahrbeck 2017, 4). Nicht zuletzt fin-
den die in den skizzierten Studien verwendeten standardisierten klinischen Schätz-
skalen auch in der sonderpädagogischen Diagnostik Verwendung. Es bedarf dennoch
einer kritischen Reflexion der Überschneidungen und Unterschiede der Begriffe des
Förderbedarfs esE und psychiatrischer Diagnosen in der Schülergruppe (vgl. hierzu
Stein & Müller 2014).
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Des Weiteren verweisen diese Erkenntnisse auch auf den Bedarf, in der Praxis
enge Kooperationsstrukturen zwischen Schule, Kinder- und Jugendpsychiatrie und
Kinder- und Jugendhilfe zu etablieren (vgl. Kölch & Nolkemper 2017, 770 ff.; KMK
2000, 345), da wie hier gezeigt alle drei Bereiche zur potenziellen Lebensrealität der
Schülerschaft gehören.

Institutionelle und pädagogische Aspekte
Grundlegend macht „der Förderbedarf der Schüler:innen […] eine spezifische Gestal-
tung der Erziehungs- und Unterrichtsangebote notwendig“ (KMK 2000, 352). Sowohl
spezifisch sonderpädagogische Institutionen wie die Schule für Erziehungshilfe oder
Förderzentren als auch inklusive Settings an Regelschulen stellen legitime Orte der
Förderung für diese Gruppe dar (vgl. KMK 2000, 351 f.).

Pädagogisches Handeln in diesem Förderschwerpunkt geschieht maßgeblich im
Sinne einer „Intensivpädagogik“ (Müller & Stein 2015a, 233) durch die erzieherische
Arbeit von sonderpädagogischen Lehrkräften mit den Kindern und Jugendlichen; ein
„Primat der Erziehung“ (vgl. z. B. Stein & Stein 2020) kann als konstitutiv für diesen
Förderschwerpunkt betrachtet werden (vgl. zu diesen Erziehungsbegriffen Müller &
Stein 2018). Dies konkretisiert sich schulisch des Weiteren in Konzepten, die für diese
Schüler:innen auf die Herstellung von Halt und Sicherheit zielen, die Räume für posi-
tive soziale Erfahrungen eröffnen und maßgeblich auf der Beziehungsgestaltung der
Lehrkräfte basieren (vgl. hierzu Bleher & Hoanzl 2018). Diese Pädagogik darf hinge-
gen gerade nicht „mit Disziplinierungsmaßnahmen verwechselt“ werden (Müller &
Stein 2015b, 221; vgl. auch Herz & Heuer 2014): Gerade bei psychisch stark belasteten
Jugendlichen kommt es in hohem Maße darauf an, „wie es pädagogischen Institutio-
nen gelingt, ,Konzepte sicherer Orte‘ […] zu entwickeln und zu sichern“ (Stein & Mül-
ler 2014, 241). Rahmenkonzepte wie etwa ein Verständnis von reflektierter Erziehung
als Haltung (vgl. Müller & Stein 2018) oder eine Traumapädagogik (vgl. z. B. Zimmer-
mann 2017) können hierzu einen wichtigen Beitrag leisten, indem sichere äußere
Orte geschaffen, positive Selbstbemächtigung gefördert, subjektiver Sinn von Verhal-
ten anerkannt und pädagogisches Fallverstehen als Handlungsbasis angesehen wer-
den (vgl. ebd., 58 f.).

Fazit: Psychische Belastungen im Förderschwerpunkt esE
Wie die vorliegenden Ausführungen gezeigt haben, sind psychische Belastungen
auch für schulische Settings ein bedeutsames Thema. Die Pädagogik bei Verhaltens-
störungen agiert im schulischen Feld über den Terminus esE. Dennoch „liefe eine
Verkürzung der Disziplin […] auf die Dimension der emotional-sozialen Entwicklung
aus anthropologischer Sicht Gefahr, mit etwas Geteiltem und Auseinandergenomme-
nem zu beginnen, das auch nicht durch Bindestriche wieder zu einem Ganzen im
Sinne der Ganzheit des Individuums verbunden werde könnte“ (Stein & Müller 2015,
34 f.). Es bleibt die Tatsache, dass die sonderpädagogischen Fachkräfte dieses Förder-
schwerpunkts mit psychisch stark belasteten Kindern und Jugendlichen und in kom-
plexen Bedingungs- und Beziehungsgefügen arbeiten, die eine ganzheitliche Betrach-

Philipp Hascher 47



tung erfordern. Das schulische Handeln intendiert dabei „zugleich die Prävention,
Intervention und Rehabilitation psychischer Probleme“ (Hennemann, Ricking & Hu-
ber 2009, 131).

Im Grunde müsste im Kontext des Förderschwerpunkts esE nicht nur über die
psychische Belastung der Schüler:innen, sondern auch über die der Lehrkräfte und
weiteren pädagogischen Fachkräfte gesprochen werden (vgl. John & Stein 2008): Im-
merhin weisen nach Scheuch et al. gerade Lehrkräfte an Förderschulen aller Formen
mit 17 Prozent die höchste Rate psychischer Erkrankungen auf (vgl. Scheuch, Haufe &
Seibt 2015, 350), während auch gerade der Umgang mit externalisierenden Verhal-
tensstörungen ein „besonderes Belastungspotenzial“ (Ahrbeck & Willmann 2012, 421)
aufweist, „das Lehrkräfte wie Mitschüler an die Grenzen ihrer Belastbarkeit führen
kann“ (ebd.). Insgesamt findet sich gerade für diesen Förderschwerpunkt ein sehr
ausgeprägtes Anforderungsprofil, das personale und soziale Kompetenzen der Lehr-
kräfte in den Vordergrund stellt und eine Haltung betont, welche die Übernahme der
Anwaltschaft der Lehrkräfte für diese Gruppe impliziert (vgl. Weiß, Kollmansberger &
Kiel 2013, 204 ff.). Psychische Belastungen können somit bei allen Akteur:innen und
Beteiligten dieses Teils des Bildungssystems vermutet werden, während gerade der
Förderschwerpunkt esE psychisch stark belastete Kinder und Jugendliche als seine
Klientel begreifen kann.
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3.2 (Ver-)Störende Verhaltensweisen in der Jugendhilfe

Menno Baumann

Einleitung
Das Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendhilfe stellt einen Teilbereich des deutschen
Hilfesystems dar, welches sich rechtlich auf dem achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
gründet und eine Reihe von Angebotsformen umfasst, von der offenen, stadtteilbezo-
genen Kinder- und Jugendarbeit über die Bildungsarbeit in Kindertagesstätten und in
der Schulsozialarbeit bis hin zur Heimerziehung. Einen zentralen Kern dieses Ange-
botsspektrums stellen dabei die Angebotsformen des vierten Abschnitts des SGB VIII
dar, also die „Hilfen zur Erziehung“ (SGB VIII, § 27-§ 35), „Hilfen für seelisch behin-
derte Kinder und Jugendhilfe“ (SGB VIII, $35a) sowie die „Hilfen für junge Volljäh-
rige“ (SGB VIII, § 41). Diese Hilfeformen sollen immer dann greifen, wenn das im
ersten Paragrafen des achten Sozialgesetzbuches festgeschriebene Recht jedes jungen
Menschen auf „Förderung seiner Entwicklung und Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ nicht ohne Weiteres allein
durch die Kernfamilien und die im Kontext der erwartbaren Bildungsbiografie unter-
stützenden Institutionen (KiTa, allgemeinbildende Schule, Berufsbildung) gewähr-
leistet zu sein scheint. In diesen Fällen sollen Träger der öffentlichen Jugendhilfe (in
der Regel die Jugendämter) der Familie (Hilfen zur Erziehung) oder dem jungen
Menschen selbst (Hilfen für seelisch Behinderte sowie für Volljährige) eine geeignete
Unterstützung anbieten.

Im Kontext der beruflichen Inklusion von Menschen mit psychischen Belastun-
gen in der Berufsbiografie spielen junge Menschen, die durch das System der Kinder-
und Jugendhilfe im Rahmen der letztgenannten Maßnahmen unterstützt werden,
eine besondere Rolle. Drei Blickwinkel sollen dabei in diesem Beitrag genauer be-
trachtet werden:

1. Die Adressatinnen und Adressaten der Jugendhilfe sind überdurchschnittlich
stark von psychischen Belastungen betroffen und benötigen dabei auch für die
berufliche Inklusion besondere Unterstützung.

2. Die Tatsache, dass ein junger Mensch Unterstützung durch die Jugendhilfe er-
hält, kann ein eigenständiger Risikofaktor für die psychische Entwicklung wer-
den.

3. Gerade die Lebensphase, in der junge Menschen den Übergang zwischen Schule
und Berufsleben bewältigen sollen, ist ein in Hilfebiografien sehr sensibler und
vulnerabler Bereich, in welchem junge Menschen in der Jugendhilfe im Ver-
gleich zu Gleichaltrigen benachteiligt sind.

Psychische Belastungen bei Adressatinnen und Adressaten der Jugendhilfe
Die Tatsache, dass junge Menschen, die durch Jugendhilfe unterstützt werden, über-
durchschnittlich häufig und stark von psychischen Belastungen betroffen sind, ist
weder überraschend noch neu. Diese Aussage galt lange Zeit sogar als derart selbst-



verständlich, dass sie kaum erforschenswert erschien und somit wissenschaftliche
Studien zu diesem Thema ausblieben (Schmid 2007). Inzwischen liegen aber doch
eine Reihe von Befunden vor, welche die überdurchschnittliche Belastung dieser Ziel-
gruppe verdeutlichen:

Schmid (2007) fand in einer Untersuchung von jungen Menschen in der statio-
nären Jugendhilfe, dass 60 Prozent der jungen Menschen die Diagnosekriterien für
eine psychische Störung erfüllen. Dabei zeigte sich zusätzlich, dass es sich besonders
häufig um komplexe, kombinierte und schwer zu behandelnde Störungsbilder han-
delte. Eine andere Studie zeigte sogar eine noch höhere Belastung im klinisch rele-
vanten Bereich in stationären Hilfen (72 %) und sogar noch höher (85 %) in teilstatio-
nären Hilfen wie Tagesgruppen (Schmid, Nützel, Fegert & Goldbeck 2006).

Eine vergleichende Untersuchung zu Bindungsproblematik und psychischer Be-
lastung in der Kinder- und Jugendhilfe, in welcher Heimkinder, Pflegekinder und
eine Kontrollgruppe aus der Allgemeinbevölkerung mit Screeningverfahren aus der
kinder- und jugendpsychiatrischen Diagnostik untersucht wurden, zeigte die höchste
Belastung bei den Kindern, die in Heimen lebten. Die durchschnittliche Belastung
der in Heimen aufwachsenden Kinder lag mehr als 20-mal über der Kontrollgruppe,
die der Pflegekinder immer noch mehr als achtmal höher (Schröder, Pérez, Buderer &
Schmid 2017). Untersuchungen zur Bindungsrepräsentation von Kindern in der
Heimerziehung zeigten ebenfalls (einschränkend sei auf die sehr kleine Stichprobe
hingewiesen), dass mehr als zwei Drittel der Kinder eine unsicher-desorganisierte
Bindungsrepräsentation aufwiesen (Schleiffer & Müller 2002).

Auch traumatische Lebensereignisse prägen die Arbeit der Kinder- und Jugend-
hilfe. Eine epidemiologische Untersuchung, in welcher Daten über die zuständigen
Fachkräfte heilpädagogischer und psychologischer Fachdienste mittels Fragebögen er-
hoben wurden, zeigte, dass 75 Prozent der jungen Menschen mindestens ein trauma-
tisches Erlebnis hatten, 51 Prozent der jungen Menschen sogar mehrere unterschied-
liche Formen der Traumatisierung erlebt haben (Jaritz, Wiesinger & Schmid 2008).

Ein weiterer Risikofaktor für junge Menschen, die durch das System der Jugend-
hilfe unterstützt werden, sind psychische Erkrankungen eines oder beider Elternteile.
Auch wenn konkrete Zahlen diesbezüglich schwer zu ermitteln sind, da eine konkrete
Diagnosestellung der Eltern weder immer verfügbar noch dem Jugendhilfesystem
immer zugänglich ist, besteht kein Zweifel, dass der Anteil von jungen Menschen, die
einen psychisch erkrankten Elternteil haben, signifikant erhöht ist (Mattejat 2019).
Dieser Zusammenhang ist naheliegend, denn eine psychische Erkrankung eines El-
ternteils kann natürlich die Möglichkeiten von Eltern, ihre Kinder im oben genannten
Sinne zu erziehen und zu fördern, beeinträchtigen. Auch die Gefahr potenziell trau-
matischer Situationen wächst in der Konfrontation mit einem psychisch erkrankten
Elternteil. Gleichzeitig zeigt sich – unabhängig von einer Ursachenhypothese –, dass
etwa 60 Prozent der Kinder, die mit einem psychisch erkrankten Elternteil aufwach-
sen, selbst eine psychische Problematik entwickeln (ebd.).

Die Klientel der Kinder- und Jugendhilfe in den Bereichen der Hilfen zur Erzie-
hung, der Hilfen für Menschen, die von seelischer Behinderung betroffen oder be-
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droht sind, sowie für junge Volljährige zeigt sich also als überdurchschnittlich stark
von psychischen Belastungen betroffen. Dies führt dazu, dass abweichendes Verhal-
ten in diesem Kontext (natürlich in sehr unterschiedlichen Ausprägungsgraden) eher
die Regel als die Ausnahme darstellt. Aber neben der Risikokonstellation in der Kern-
familie, welche in der Regel den Anlass für die Hilfe bietet, spielen auch andere Fakto-
ren, die dem Hilfesystem immanent sind, eine Rolle bei der Frage, wie abweichendes
als (ver-)störendes Verhalten verstanden werden kann.

Jugendhilfe als Bedingungsfaktor psychischer Belastung und abweichenden
Verhaltens
Aber neben diesen bekannten Risikofaktoren, die für junge Menschen in ihrer Ent-
wicklung ganz allgemein ein Risiko für psychische Belastungen und abweichendes
Verhalten darstellen, ist das System der Kinder- und Jugendhilfe ein besonderer Kon-
text, welcher seinerseits auf die Entwicklung der jungen Menschen einwirkt. Natür-
lich handelt es sich bei der Jugendhilfe einerseits um ein hoch effektives System in
der Einwirkung auf schwierige Verhaltensweisen und psychische Belastungen (Rau,
Ohlert, Ramsthaler, Fegert & Keller 2020; Schmidt, Schneider, Hohm, Pickartz, Mac-
senaere, Petermann, Flosdorf, Hölzl & Knab 2002). Es gibt keinen Zweifel, dass Ju-
gendhilfe im Gesamten ein effizientes Mittel zur Unterstützung von Familien und
jungen Menschen mit psychischen Belastungen ist. Andererseits muss aus einem
systemischen Blickwinkel heraus aber auch reflektiert werden, dass das Jugendhilfe-
system als Kontext des Aufwachsens seinerseits erhebliche „Nebenwirkungen“ mit
sich bringt und hinsichtlich der Genese, Manifestation und Pathologisierung von Pro-
blemen einen erheblichen Anteil beizutragen vermag (Baumann 2012; Baumann
2021). Insofern ist der Teilbereich der Jugendhilfe, der sich in den Hilfen zur Erzie-
hung für Menschen mit seelischer Behinderung und junge Volljährige abbildet, ein
hochdynamischer Kontext, der sich zirkulär in die Entwicklungsgeschichte junger
Menschen einwebt und hier sowohl entwicklungsunterstützende Einflüsse nimmt als
auch zu eigenständigen kritischen Lebensereignissen führen kann und Entwick-
lungsbiografien auf spezifische Weise zu prägen in der Lage ist. Im Wesentlichen las-
sen sich dabei folgende Faktoren differenzieren:

Negative Selektion der Bezugsgruppe
Durch die Jugendhilfe unterstützt zu werden bedeutet zumindest in allen Gruppen-
kontexten (Ausnahme sind also in diesem Kontext die Familienhilfe sowie alle indivi-
dualpädagogischen Hilfen), sich in einer Gruppe zu bewegen, in der sich eine Pro-
blemballung zeigt. Da Kinder und Jugendliche in ihrer Entwicklung nun einmal nicht
nur die Erwachsenen als Bezugspunkt haben, sondern gerade auch die Gleichaltri-
gen, kann eine solche Problemkumulation natürlich ihrerseits Probleme herbeifüh-
ren oder zumindest manifestieren, die ohne diesen Kontext nicht eintreten würden.
Dieser Faktor ist in der Pädagogik lange bekannt (Reiser 1999). Dabei gibt es in Grup-
penkontexten verschiedene Effekte. Es kann zu einer Summation von Problemen
kommen, sprich: Die gesamte Gruppe kann wenig förderlich wirken, weil die Pro-
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blemballung einen dauerhaften Krisenmodus erzeugt und zielgerichtetes Fördern
verhindert. Es kann aber auch zu einer besonderen Zuspitzung kommen, wenn Ver-
haltensweisen und psychische Belastungen sich gegenseitig so ungünstig „ergänzen“
bzw. widersprechen, dass es zu völlig neuen, quasi kollaborativen Problementwick-
lungen kommt (Baumann 2021). Dies kann z. B. der Fall sein, wenn ein extrem macht-
bezogener junger Mensch auf einen anderen jungen Menschen stößt, der sich bereit-
willig unterordnet und eine „aktive Opferrolle“ einnimmt. Und drittens gibt es
natürlich auch den Fall der Nachahmung bzw. der sozialen Ansteckung. Gerade Phä-
nomene wie selbstverletzendes Verhalten, Drogenkonsum oder auch Diebstähle kön-
nen sich in einer Gruppe entwickeln und auch Gruppenmitglieder einbeziehen, die
außerhalb dieses Kontextes wohl nicht zu einem solchen Verhalten geneigt hätten.
Gerade z. B. auch bei Gewaltverhalten scheint die Peergroup eine zentrale Rolle einzu-
nehmen (Baumann 2020), wodurch Jugendhilfekontexte auch durch ihre Problembal-
lung zu einem Risikokontext werden können.

Diskontinuitätserfahrungen
Ein ganz wesentlicher Aspekt des Aufwachsens in pädagogischen Systemen ist auch
die häufig fehlende Kontinuität, häufige Einrichtungs- und Beziehungswechsel
(Tornow & Ziegler 2012) sowie die diese Prozesse moderierenden Delegationsmecha-
nismen (Baumann 2012). Gerade die Kinder und Jugendlichen, die überdurchschnitt-
lich belastet sind mit ungünstigen familiären Konstellationen oder unsicheren Bin-
dungsrepräsentationen (siehe unten) und die ohne sichere Bezugspersonen aufwach-
sen, stellen häufig für das Hilfesystem eine große Herausforderung dar und erleben
dementsprechend häufige Wechsel und häufiges Scheitern. Die dem System inne-
wohnenden „Delegationsmechanismen“, welche der Abwehr von Überforderung und
Grenzerfahrungen dienen, schieben dieses „Scheitern“ dann aber oft auf die Seite der
Klienten zurück, sodass Prozesse des „Durchreichens“, der „Nicht-Zuständigkeits-
Erklärung“ und institutioneller Verweigerung gegenüber den Bedürfnissen der jun-
gen Menschen, die man als „Institutionelles Aufmerksamkeits-Defizit-Syndrom“ be-
zeichnen kann, eine doppelte Wirkung entfalten (Baumann 2012): Einerseits führen
sie zu einer Instabilität des Lebenssettings und damit zu äußerst ungünstigen Voraus-
setzungen für eine gelingende Entwicklung, andererseits schwächen sie aufgrund der
zunehmenden Konfliktdynamik und der Versagenszuschreibung an den jungen Men-
schen das Selbstbewusstsein und führen zu einer Verzerrung des Selbstbildes (Bau-
mann 2019).

Loyalitätskonflikte zwischen Kernfamilien und Hilfesystem
Ein ebenfalls viel zu wenig in seiner Bedeutung für die Entwicklung junger Menschen
betrachteter Aspekt ist das potenzielle Entstehen von Loyalitätskonflikten zwischen
Herkunftsfamilie und Helfersystem (Schmid & Fegert 2019; Bolz, Albers & Baumann
2019). Für Kinder ist der Wechsel zwischen den beiden Welten häufig sehr schwierig
und von starken Widersprüchen geprägt, was bei zunehmender Zuspitzung zu
schweren Konflikten zwischen Familie und Hilfesystem führen kann, indem das Kind
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dann identische Loyalitätskonflikte und Reibungsprozesse erlebt, wie z. B. Kinder von
hoch strittig getrennten Eltern (vgl. Baumann & Bolz 2021). Eine solche Dynamik
kann für das Kind derart belastend sein, dass am Ende mehr negative Effekte entste-
hen als die Fremdunterbringung an positiven Veränderungen ermöglichen kann –
wenn dies überhaupt möglich ist (vgl. Bolz, Albers & Baumann 2019).

Pathologisierung und Manifestation von Problementwicklungen
Ein nicht von der Hand zu weisender Faktor ist, dass durch das Aktivwerden der Ju-
gendhilfe und durch die Dokumentation von Beobachtungen und Problemen in Ak-
ten und behördlichen Protokollen auch eine eigene Realität geschaffen wird, die nicht
wieder so leicht veränderbar erscheint (Baumann, Bolz & Albers 2021, 74 ff.; Schlippe/
Schweitzer 1996, 112 f.). Sind bestimmte Einschätzungen erst einmal ausgesprochen,
dokumentiert und dann von verschiedenen Menschen repliziert, ist der Prozess z. B.
einer Diagnosestellung oder einer Erklärung für ein Problem in der Realität quasi
kaum noch umkehrbar. Hierfür besteht in der Praxis wenig Reflexionsfläche. Somit
leistet das Hilfesystem nicht nur einen Beitrag zur Aufhellung und Bearbeitung von
Problemen, sondern gleichzeitig auch zu deren Festschreibung, Fixierung und auch
zur Erhebung eines Problems in den Status einer „Krankheit“, was zur Chronifizie-
rung beitragen kann. Viele Entwicklungsprobleme führen in Dokumentationen ein
„Eigenleben“, ohne das z. B. die Motivation ihrer ursprünglichen Beschreibung (z. B.
Rechtfertigung einer unplanmäßigen Entlassung; Baumann 2019) oder der Kontext,
in dem sie problematisch waren, jemals wieder Berücksichtigung finden. Eine 17-jäh-
rige, im Alter von vier Jahren aufgrund von sexuellem Missbrauch in Obhut genom-
mene junge Frau drückte dies dem Autor gegenüber einmal so aus: „Für meine Be-
treuer bleibe ich immer das arme, gefickte Mädchen, das endlich eine Therapie
machen muss. Da komme ich nur raus, wenn ich es schaffe, allein klarzukommen.
Solange jeder zuerst meine Akte liest, ist das nun mal so.“

Insofern kann das System der Jugendhilfe gerade bei jungen Menschen im Über-
gang zum Erwachsenenalter dazu beitragen, dass Probleme, die sich im Kontext der
biografischen Entwicklung längst verändert haben, in den Akten und in der Kommu-
nikation der Helfenden fortleben und den jungen Menschen immer wieder einholen.
Diesen Prozess haben wir in unserer Arbeitsgruppe als „Pathologisierung“ bezeich-
net (Baumann, Bolz & Albers 2021).

Stigmatisierung
Leider ist die Inanspruchnahme von Jugendhilfe auch nach wie vor mit einem gesell-
schaftlichen Stigmatisierungsprozess verbunden, welcher die Inklusion in die Gesell-
schaft unabhängig vom Vorliegen oder vom Schweregrad psychischer Belastungen
enorm erschwert (Thalheim, Freres & Schrödter 2020). Dies gilt sowohl für Eltern, die
auf Hilfe vom Jugendamt angewiesen scheinen, als auch für junge Menschen, die in
Heimen, Pflegefamilien, mit einem Amtsvormund etc. aufwachsen. Dabei ist es die
soziale Konstruktion der Hilfebedürftigkeit selbst, mit der das Hilfesystem operiert
und die dieses Stigma aufrechterhält (Schrödter 2020).
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Eine besondere Form der Stigmatisierung betrifft diejenigen jungen Menschen,
die nach SGB VIII, § 35a betreut werden, allein dadurch, dass der Gesetzesparagraf
die Feststellung einer „seelischen Behinderung“ voraussetzt – ein Begriff, der von Be-
troffenen als extreme Stigmatisierung erlebt wird.

Institutioneller Machtmissbrauch
Ein letzter großer Risikofaktor von Jugendhilfe ist schließlich die Gefahr des Macht-
missbrauchs. Nicht nur dort, wo es zu aktiver Gewalt und sogar missbräuchlichen
Strukturen kommt, geht von Hilfe direkt eine Gefahr aus (Ferring & Willems 2013),
sondern Machtmissbrauch beginnt wesentlich früher und hat viele verschiedene As-
pekte, die allesamt auf eine gelingende Inklusion eines jungen Menschen im Über-
gang zum Erwachsenwerden äußerst negativ wirken können (Wolf 1999).

Jugendhilfe im Übergang
Eine besonders sensible Phase der Hilfeverläufe ist der Übergang zur Volljährigkeit.
Rechtlich gesehen haben Heranwachsende einen Anspruch auf Hilfe vom Jugendamt
bis mindestens zur Vollendung des 21. Lebensjahres, optional sogar darüber hinaus
(SGB VIII, § 41). Die Ausgestaltung der Hilfe soll sich dann wieder auf die Hilfen zur
Erziehung (SGB VIII, § 27–35) beziehen. Eine Hürde dabei ist, dass die Jugendlichen
ab dem Erreichen der Volljährigkeit die Hilfe selbst beantragen müssen. Der Über-
gang in die Volljährigkeit ist einer der Punkte mit dem höchsten Drop-out-Risiko aus
den Hilfen, auch wenn noch ein eindeutiger Hilfebedarf besteht (Reißig & Tillmann
2013). Zwar sind diese Drop-out-Fälle doch häufig nur ein temporäres Ereignis, den-
noch ist der Einstieg in ein Ausbildungsverhältnis oder die Aufnahme einer sozialver-
sicherungspflichtigen Erwerbsarbeit besonders gefährdet. Durch das temporäre Aus-
scheiden aus dem Hilfesystem kommt es häufig zu einer Verzögerung bei Schul-
abschlüssen oder zu Abbrüchen von begonnenen Berufsintegrationsmaßnahmen,
was dann zu einem jahrelangen Einflussfaktor auf die Berufsbiografie werden kann
(Reißig & Tillmann 2013).

Insofern stellt sich gerade die Phase, in der junge Menschen den Übergang
• vom Jugendlichen zum Erwachsenen bewältigen müssen (emotionale Heraus-

forderung),
• von der Rolle der Schülerin bzw. des Schülers zur/zum Auszubildenden (Rollen-

und Identitätsaufgabe) wechseln und
• vom in der Regel in eng betreuten Wohn- und Betreuungssetting in die Selbst-

ständigkeit (in der Regel ambulant betreutes Wohnen) übergeleitet werden sol-
len,

als eine Phase mit besonderen Risiken für einen pädagogischen und gesellschaft-
lichen Drop-out dar. Zwar liegen diese Übergänge nicht immer mit dem Stichtag des
18. Geburtstages alle gleichzeitig an. Irgendwann zwischen dem 16. und dem 20. Ge-
burtstag werden die Schritte in der Regel vom Hilfesystem eingeleitet – aber durch die
veränderte Rechtsstellung ab Erreichen der Volljährigkeit steigt das Risiko für ein
Drop-out exponentiell an.
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Hinzu kommt, dass diese genannten Übergänge bei jungen Menschen in der
Jugendhilfe deutlich früher einsetzen als in der Gleichaltrigengruppe, die diese Über-
gangsphase mit Unterstützung der Kernfamilie bewältigen. Titelte die Süddeutsche
Zeitung 2013 „Volljährig, aber unreif“ (Simon 2013) und entfaltet im Beitrag die Hypo-
these, „25 ist das neue 18“, so zeigt die soziologische Entwicklung eindeutig, dass sich
Prozesse wie der Auszug aus dem Elternhaus, finanzielle Unabhängigkeit und vieles
andere zunehmend nach hinten verschieben. Für junge Menschen, die in ihrer Ent-
wicklung auf Hilfen aus der Jugendhilfe angewiesen sind, ist diese Zeitverschiebung
aber nicht mitgegangen worden. Im Gegenteil zeigt sich gerade im Kontext intensiv-
pädagogischer Hilfen, als betreffend die jungen Menschen mit besonders hohen psy-
chischen Belastungen und schwierigen Verhaltensweisen, eine deutliche Tendenz
zum immer früher einsetzenden Übergang in ambulant betreute, niedrigschwellige
Hilfeformen (vgl. Baumann 2019). Dies kann im Einzelfall fachlich geboten sein,
wirkt sich aber auf die schulische und berufliche Inklusion der jungen Menschen
deutlich aus, vor allem, da sie diesen Übergang im Kontrast zur Gleichaltrigengruppe
mit deutlich weniger Unterstützung bewältigen müssen.

Perspektiven
Junge Menschen im Kontext der Jugendhilfe benötigen eine besondere Unterstüt-
zung in der Bewältigung von Übergängen (Baumann 2019; Reißig & Tillmann 2013).
Dies ergibt sich daraus, dass junge Menschen in diesem System überdurchschnittlich
stark psychisch belastet sind und verstörende Verhaltensmuster zeigen, die eine In-
klusion in den ersten Arbeitsmarkt deutlich erschweren. Gleichzeitig wurde in die-
sem Beitrag gezeigt, dass es in der Jugendhilfe einer deutlich höheren Sensibilität
bedarf, inwieweit Unterstützung selbst auch einen negativen Einfluss auf die Biogra-
fie nehmen kann und besonders sensible Übergänge nicht ausreichend gesichert
sind. Diese beiden Aspekte wird das System der Jugendhilfe in den nächsten Jahren
mit besonderer Aufmerksamkeit belegen müssen, Lösungen entwickeln und Ange-
bote neu ausrichten, wenn Inklusion und Förderung der Entwicklung zu einer eigen-
ständigen Persönlichkeit ein sich nachhaltig in die Biografie integrierender Prozess
werden soll.

Literatur
Baumann, M. (2012): Kinder, die Systeme sprengen, Band 1: Wenn Jugendliche und Erzie-

hungshilfe aneinander scheitern. Hohengehren.
Baumann, M. (2019): Kinder, die Systeme sprengen, Band 2: Impulse, Zugangswege und

hilfreiche Settingbedingungen für Jugendhilfe und Schule. Hohengehren.
Baumann, M. (2020): Gewalt – Ein Thema für die Jugendhilfe. In: Corax – Fachmagazin

für Kinder- und Jugendarbeit in Sachsen 2, 28–31.
Baumann, M. (2021): Wer sprengt hier was und wen? – Zur Notwendigkeit der Sprengung

unserer Störungskonzepte. In: Kieslinger, D., Dressler, M. & Haar, R. (Hrsg.): System-
sprenger*innen – Ressourcenorientierte Ansätze zu einer defizitären Begrifflichkeit.
Freiburg, 58–71.

Menno Baumann 57



Baumann, M. & Bolz, T. (2021): Loyalitätskonflikte, Eltern-Kind-Entfremdung und Um-
gangsstreitigkeiten als juristische, gutachterliche und beraterische Krise – eine bin-
dungsdynamische Perspektive. In: Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe,
212–218.

Baumann, M.., Bolz, T. & Albers, V. (2021): Verstehende Diagnostik in der Pädagogik –
Verstörenden Verhaltensweisen begegnen. Weinheim.

Bolz, T., Albers, V. & Baumann, M. (2019): Professionelle Beziehungsgestaltung in der
Arbeit mit „Systemsprengern“. In: Unsere Jugend 71 (7/8), 297–304.

Ferring, D., Willems, H. (2014): Macht und Missbrauch in Institutionen. Wiesbaden.
Jaritz, C., Wiesinger, D. & Schmid, M. (2008): Traumatische Lebensereignisse bei Kindern

und Jugendlichen in der stationären Jugendhilfe – Ergebnisse einer epidemiologi-
schen Untersuchung. In: Trauma & Gewalt 2 (4), 266–277.

Mattejat, F. (2019): Kinder psychisch kranker Eltern. Welche Aufgaben hat die Kinder- und
Jugendhilfe? In: Unsere Jugend 71 (1), 2–11.

Rau, T., Ohlert, J., Ramsthaler, H., Fegert, J. M. & Keller, F. (2020): Profitieren Kinder und
Jugendliche mit unterschiedlichen Aufnahmegründen gleichermaßen von einer
Heimunterbringung? In: Praxis der Kinderpsychologie und Kinderpsychiatrie, 69 (3),
218–235.

Reiser, H. (1999): Förderschwerpunkt Verhalten. In: Zeitschrift für Heilpädagogik 50 (4),
144–148.

Reißig, B. & Tillmann, F. (2013): DropOut und prekäre Übergänge – Exklusions- und Aus-
grenzungsrisiken im Jugend- und jungen Erwachsenenalter. In: Forum Erziehungs-
hilfe (1), 21–25.

Schleiffer, R. & Müller, S. (2002): Die Bindungsrepräsentation von Jugendlichen in der
Heimerziehung. In: Praxis der Kinderpsychologie und Kinderpsychiatrie 51 (9),
747–765.

Schlippe, A. v. & Schweitzer, J. (1996): Lehrbuch der systemischen Therapie und Beratung.
Göttingen.

Schmid, M. (2007): Psychische Gesundheit von Heimkindern. Eine Studie zur Prävalenz
psychischer Störungen in der stationären Jugendhilfe. Weinheim.

Schmid, M. & Fegert, J. M. (2019): Heimerziehung und andere betreute Wohnformen. In:
Volbert, R., Huber, A., Jacob, A. & Kannegießer, A. (Hrsg.): Empirische Grundlagen
der familienrechtlichen Begutachtung. Göttingen, 333–357.

Schmid, M., Nützel, J., Fegert, J. M. & Goldbeck, L (2006): Wie unterscheiden sich Kinder
aus Tagesgruppen von Kindern aus der stationären Jugendhilfe? In: Praxis der Kin-
derpsychologie und Kinderpsychiatrie, 55 (7), 544–588.

Schmidt, M., Schneider, K., Hohm, E., Pickartz, A., Macsenaere, M., Petermann, F., Flos-
dorf, P., Hölzl, H. & Knab, E. (2002): Effekte erzieherischer Hilfen und ihre Hinter-
gründe. Stuttgart.

Schröder, M., Pérez, T., Buderer, C. & Schmid, M. (2017): Bindungsauffälligkeiten und psy-
chische Belastungen bei Kindern aus der Pflegekinderhilfe und Heimerziehung. In:
Kindheit und Entwicklung (26) 2, 118–126.

58 (Ver-)Störende Verhaltensweisen in der Jugendhilfe



Schrödter, M. (2020): Zur sozialen Konstruktion von Hilfebedürftigkeit. In: Schrödter, M.
(Hrsg.): Bedingungslose Jugendhilfe. Von der selektiven Abhilfe defizitärer Eltern-
schaft zur universalen Unterstützung. Wiesbaden, 23–63.

Simon, V. (2013): Volljährig, aber unreif. In: Süddeutsche Zeitung online, 13. Okto-
ber 2013. https://www.sueddeutsche.de/leben/erwachsen-werden-volljaehrig-aber-
unreif-1.1789616-0 [Abruf vom 16.12.21].

Thalheim, V., Freres, K. & Schrödter, M. (2020): Stigmatisierungseffekte erzieherischer
Hilfen. In: Cloos, P., Lochner, B. & Schoneville, H. (Hrsg.): Soziale Arbeit als Projekt.
Wiesbaden, 337–348.

Tornow, H. & Ziegler, H. (2012): Ursachen und Begleitumstände von Abbrüchen stationä-
rer Erziehungshilfen (ABiE). In: EREV-Schriftenreihe 3/2012: Abbrüche in stationä-
ren Erziehungshilfen (ABiE). Hannover, 11–118.

Wolf, K. (1999): Machtprozesse in der Heimerziehung. Münster.

Menno Baumann 59

https://www.sueddeutsche.de/leben/erwachsen-werden-volljaehrig-aber-unreif-1.1789616-0
https://www.sueddeutsche.de/leben/erwachsen-werden-volljaehrig-aber-unreif-1.1789616-0


3.3 Psychische Störungen – ein Überblick aus medizinischer
Perspektive

Timo D. Vloet & Marcel Romanos

Einleitung
In repräsentativen Erhebungen zur psychischen Gesundheit in Deutschland weisen
etwa 20 Prozent aller Kinder und Jugendlichen in Deutschland Symptome solcher
Störungen auf (Hölling et al. 2014). Viele psychische Störungen führen dabei zum Teil
zu erheblichen Funktionseinschränkungen, die nicht nur das Leben mit der Familie
und Freunden, sondern im Speziellen auch den schulischen Alltag bzw. Ausbildung
und Beruf betreffen. Das Erreichen eines Schulabschlusses bzw. der Einstieg in das
Berufsleben sind als bedeutende Reifungsaufgaben junger Menschen anzusehen, bei
denen psychische Störungen zu erheblichen Problemen führen können, die sich auf
die gesamte spätere Berufsbiografie auswirken können.

Im Folgenden sollen diesbezüglich fünf häufige kinder- und jugendpsychiatri-
sche Störungsbilder mit potenziell großem Einfluss auf die Teilhabe der Betroffenen
an Schule, Ausbildung und Beruf übersichtsartig dargestellt werden.

Aufmerksamkeitsdefizit- und Hyperaktivitätsstörung (ADHS)
Kinder und Jugendliche mit einer Aufmerksamkeitsdefizit- und Hyperaktivitätsstö-
rung (ADHS) können Symptome in drei Bereichen haben: a) Defizite in der Aufmerk-
samkeit, b) eine hohe motorische Unruhe sowie c) eine mangelnde Impulskontrolle.
Nicht alle Betroffenen weisen deutliche Symptome im Bereich der Motorik und Im-
pulskontrolle auf, jedoch bestehen bei nahezu allen Kindern und Jugendlichen Pro-
bleme in der Aufmerksamkeit. Der Begriff „ADHS“ hat sich hierbei als Dachdiagnose
etabliert, welche alle Ausprägungsformen der Störungen einschließt, darunter auch
isolierte Aufmerksamkeitsstörungen. Die Ausprägung der einzelnen Symptome kann
in der Entwicklung vom Kind zum Jugendlichen und Erwachsenen im Zeitverlauf
erheblich schwanken. Während man früher annahm, dass die ADHS eine reine „Kin-
derstörung“ ist, weiß man heute, dass etwa die Hälfte der Betroffenen eine ADHS-
Symptomatik bis in das Erwachsenenalter zeigt (Lara et al. 2009).

Gerade bei Arbeitstätigkeiten, die per se oft Motivation und Durchhaltekraft er-
fordern (z. B. Hausaufgaben oder Auswendiglernen), zeigt sich die Ablenkbarkeit in
der Regel besonders deutlich. Die Kinder und Jugendlichen machen zum Beispiel
viele Flüchtigkeitsfehler, hören nicht zu, bleiben nicht bei der Sache, arbeiten ober-
flächlich und müssen teilweise immer wieder von vorne beginnen. Sie verlieren dann
häufig rasch die Lust und Motivation zum Weiterarbeiten. Infolge der Flüchtigkeits-
fehler wird oft auch der Verdacht auf eine Teilleistungsstörung (Legasthenie, Dyskal-
kulie) gestellt. Tatsächlich bestätigt sich der Verdacht bei bis zu 20 Prozent der Kinder
mit ADHS, wohingegen bei anderen die Fehlerhäufigkeit durch die Konzentrations-
störung erklärt werden kann.



Diejenigen Kinder, die auch motorisch unruhig sind und eine geringe Impuls-
kontrolle aufweisen, haben oft noch deutlich mehr soziale Konflikte und geraten
durch ihr Verhalten ins Abseits, weil sie als störend wahrgenommen werden. Davon
abzugrenzen sind Symptome einer „Störung des Sozialverhaltens“, zum Beispiel mit
ausgeprägter Opposition und verweigerndem Verhalten, aber auch schwereren ag-
gressiven bis delinquenten Symptomen (Vloet et al. 2006). Bis zu 50 Prozent der Kin-
der mit ADHS entwickeln eine oppositionelle Störung (Banaschewski et al. 2017).
Weitere, sich zum Teil im Verlauf entwickelnde komorbide Störungen sind Ängste
und Depression (siehe auch unten). Bei unzureichender oder ausbliebender Therapie
der ADHS steigt für die Kinder und Jugendlichen im Verlauf das Risiko, die Schule
ohne Abschluss zu verlassen oder einen – gemessen an ihrer tatsächlichen kognitiven
Begabung – niedrigeren Abschluss zu erlangen. In der weiteren Folge steigt das Risiko
für Arbeitslosigkeit neben den bekannten Risikoerhöhungen für Verkehrsunfälle,
Suchterkrankungen sowie Suizid.

Die Diagnose sollte in erster Linie von einem Kinder- und Jugendpsychiater oder
-psychotherapeuten gestellt werden und umfasst eine umfangreiche Befunderhe-
bung, bei der insbesondere andere psychische Störungen differenzialdiagnostisch in
Betracht gezogen werden müssen, die ähnliche Symptome wie die ADHS aufweisen
können. Dabei handelt es sich z. B. um kognitive und motivationale Beeinträchtigun-
gen im Rahmen von Depressionen, Angststörungen, aber auch Leistungs- und Moti-
vationsschwierigkeiten bei schulischer Über- oder Unterforderung. Insbesondere ist
auch eine leistungspsychologische Untersuchung mit zumindest orientierender Er-
fassung der Intelligenz unbedingt notwendig. Auch körperliche Erkrankungen der
Schilddrüse oder bestimmte Formen der Epilepsie können als ADHS-Symptome er-
scheinen, im klinischen Alltag sind diese Differenzialdiagnosen jedoch recht selten.
Da komorbide Störungen bei der Mehrzahl der Patienten vorliegen, müssen diese bei
der Diagnostik und Therapie zwingend berücksichtigt werden (Taurines et al. 2010).

Nach dem Stellen der Diagnose müssen die Betroffenen und ihr soziales Umfeld
in jedem Fall gut über die Symptomatik und Behandlungsoptionen aufgeklärt werden
(sogenannte Psychoedukation). Wenn eine Behandlung notwendig ist, sollte sich
diese an den evidenzbasierten S3-Leitlinien der AWMF (Arbeitsgemeinschaft der Wis-
senschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e. V.) orientieren. Diese sehen bei
schwacher Ausprägung und bei Vorschulkindern primär eine Verhaltenstherapie vor,
bei mittel- bis schwergradigen Ausprägungen wird in der Regel eine Kombination aus
Medikation und Verhaltenstherapie anzustreben sein. Wichtig ist hierbei, dass die
Verhaltenstherapie und pädagogische Maßnahmen nachweislich keinen positiven Ef-
fekt auf die Kernsymptome Konzentration, Hypermotorik und Impulskontrollstörung
haben, sondern primär interaktionelle, motivationale und emotionale Begleitsymp-
tome verbessern. Die Kernsymptome können nach aktuellem Wissensstand nur
durch eine Medikation effektiv reduziert werden (Sounga-Barke et al. 2013; Bana-
schewski et al. 2017). Bei Erwachsenen wird laut Behandlungsleitlinien eine Medika-
tion mit Psychostimulanzien niederschwellig empfohlen (siehe auch: AWMF Leitlinie
zur Behandlung der ADHS; https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/028–045.html).
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Innerhalb der Schule kann es sinnvoll sein, bei Interaktionsproblemen und Stö-
rungen des Sozialverhaltens zum Beispiel den schulpsychologischen Dienst oder son-
derpädagogische Strukturen einzubeziehen. Vielfach beziehen sich die Konflikte auf
spezifische Situationen (z. B. Klassenzimmerwechsel, Anforderungssituationen, man-
gelnde externe Strukturierung), sodass oftmals durch organisatorisch-strukturelle
Veränderungen Schwierigkeiten vermindert werden können. Der Schulpsychologi-
sche Dienst kann oftmals orientierende erste psychodiagnostische Verfahren anwen-
den, um den Eltern weitergehende Empfehlungen zur Abklärung beispielsweise von
Teilleistungsstörungen zu geben. Im beruflichen Alltag können strukturgebende
Maßnahmen und Arbeitstechniktrainings hilfreich sein.

Hinsichtlich der Entstehung von ADHS ist umfassend belegt, dass primär gene-
tische Faktoren die Störung verursachen und Umweltfaktoren eine eher geringere
Rolle spielen. Letztere scheinen insbesondere vorgeburtlich dazu beizutragen, ob ein
Kind eine ADHS entwickelt oder nicht. So scheinen Rauchen, Alkohol sowie körper-
liche Komplikationen in der Schwangerschaft das Risiko für ADHS zu erhöhen.
Nachgeburtlich existieren keine belastbaren Daten zu einem Einfluss von Umweltfak-
toren wie Ernährung oder Medien auf die Entstehung der ADHS (siehe dazu auch
Jans und Vloet 2020; Banaschewski et al. 2017).

Angststörungen
Mit einer Prävalenz von ca. 10 Prozent gehören Angststörungen im Kindes- und
Jugendalter zu den häufigsten psychischen Störungen überhaupt. Die Betroffenen
haben eine hohe Wahrscheinlichkeit, auch im Erwachsenenalter an anderen psychia-
trischen Störungen zu leiden, womit frühe Angststörungen als „Schrittmacher“ für
chronische psychische Belastungen gelten.

Angststörungen sind mit vielfältigen Symptomen im Verhalten, der Wahrneh-
mung und dem Erleben assoziiert und führen zum Teil zu erheblichen Funktionsein-
schränkungen gerade auch in der Schule und im Beruf. Ängste per se sind nicht
pathologisch und treten grundsätzlich im Rahmen einer gesunden Entwicklung bei
allen Kindern auf. Die Definition als Störung ist bedingt durch eine Funktionsein-
schränkung im Alltag, oftmals ausgeprägtem Vermeidungsverhalten, einer sekundä-
ren emotionalen Belastung oder mangelnden Kompensationsstrategien.

Beispielhaft sei die soziale Phobie angeführt, bei der die Angst vor negativer Be-
wertung durch andere im Vordergrund steht. Die Angst zeigt sich insbesondere auch
durch körperliche Symptome wie Schwitzen, Herzklopfen, Erröten, Zittern, Übelkeit
oder Harndrang. Betroffene meiden beispielsweise soziale Situationen aus Furcht,
sich zu blamieren oder ausgelacht zu werden, vor anderen zu sprechen, andere anzu-
sprechen oder auch nur sich anderen zu zeigen, weil sie angesprochen werden könn-
ten. Auch die Angst, Fehler zu machen ist häufig („bevor ich etwas Falsches sage, sage
ich lieber gar nichts“). Wegen ihrer Aufregung verhalten sich Kinder oder Jugendliche
dann in sozialen Situationen auch oft ungeschickt, was ihren Glauben verstärkt, so-
ziale Situationen nicht meistern zu können. Sehr häufig kommt es dann zu erheb-
lichen Leistungsproblemen in Schule oder Beruf.
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Andere Ängste, die auch im schulischen bzw. privaten Umfeld sichtbar werden
und die schulische Integration erheblich beeinträchtigen können, stellen die Tren-
nungsangst sowie spezifische Phobien dar, die sich auf schulbezogene Themen oder
Situationen beziehen. Mit der Trennungsangststörung wird die beeinträchtigende Be-
fürchtung beschrieben, dass bei Trennung von nahen Angehörigen diese Trennung
von Dauer sein könnte, z. B. weil einem selbst oder der Bezugsperson etwas zustoßen
könnte. Dadurch werden Trennungssituationen wie Kindergarten oder Schulbesuch
durch massive Ängste und panikartige Angstzustände des Kindes charakterisiert, oft-
mals begleitet von Sorge und Verzweiflung der Eltern. Während auch diese Störung
zuletzt nur bei Kindern diagnostiziert werden konnte, wird sie im kommenden
ICD-11 auch für das Erwachsenenalter definiert sein. Spezifische Phobien beziehen
sich auf konkrete Situationen oder Auslöser, z. B. die Prüfungsangst oder Tierpho-
bien. Obwohl diese sehr häufig sind, sind sie oftmals milde ausgeprägt, auch wenn es
schwere Verläufe geben kann. Im schulischen Kontext können sich spezifische Pho-
bien auf den Schulweg, den Schulbesuch, die Leistungserwartung und Prüfungen
oder auch jede andere schulbezogene Situation beziehen (z. B. Schultoilette, Pausen-
situation etc.).

Weitere Formen sind die generalisierte Angststörung (Überbesorgtheit, die viele
Aspekte des Lebensalltags betrifft und mit fast durchgehender Anspannung einher-
geht), die Panikstörung (Kennzeichen sind massive Angstattacken, die mit zahlrei-
chen körperlichen Angstsymptomen verbunden sind) und Agoraphobie (Angst vor
Situationen, in denen Flucht unmöglich oder peinlich wäre, wie etwa vor Busfahren,
vollen Kaufhäusern, Menschenmengen, Aufzügen, möglicherweise auch vollem
Schulhof oder dem Klassenzimmer).

Bei einigen Formen von Angststörungen können körperliche Beschwerden –
Übelkeit, Erbrechen, Schmerzen – so stark im Vordergrund stehen, dass Betroffene
und Eltern diese als das eigentliche Problem ansehen und nicht die Angst, die da-
hintersteht. Es werden dann oft medizinische Behandlungen gesucht, wobei Krank-
schreibung und Schonung im Sinne einer Vermeidung die Problematik eher auswei-
ten und aufrechterhalten können (Vloet et al. 2021).

Für die Entstehung von Angststörungen allgemein ist das Wechselspiel von An-
lage- und Umweltfaktoren von Bedeutung. Es gibt breites Wissen über die Rolle von
erblichen Faktoren, allerdings sind pathologische Ängste nicht angeboren, sondern
entstehen durch Lernerfahrungen auf der Basis einer differenziell ausgeprägten Ver-
anlagung. Diese äußert sich oft in frühen Temperamentsmerkmalen wie z. B. einer
Verhaltensinhibition. Weiterhin können akute oder chronische Belastungen und
Traumatisierungen, aber auch überbehütendes Erziehungsverhalten das Risiko für
Angststörungen erhöhen.

Für die Behandlung ist es wesentlich, mit den Betroffenen und deren Angehöri-
gen ein Modell der Entstehung und der Aufrechterhaltung der Angststörung zu erar-
beiten, aus dem Behandlungsschritte abgeleitet werden. Wesentlich in der Therapie
ist die Einsicht, dass Vermeidung von Angst auslösenden Situationen und die damit
einhergehende Entlastung mittel- und langfristig zur Aufrechterhaltung und Verstär-
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kung der Angst führt. In der Therapie gilt es, sich den Angst auslösenden Situationen
zu stellen. Allerdings wird in der Regel nicht abrupt mit dem stärksten Stressor be-
gonnen („Flooding“), sondern es werden Angstauslöser in steigender Intensität einge-
setzt („gestufte Exposition“). Antidepressiva (sog. SSRI) sind nachweislich wirksam in
der Behandlung von Angststörungen im Kindes- und Jugendalter und werden regel-
haft zu spät eingesetzt, wenn behaviorale Therapieansätze nicht greifen. Weiter ist es
wichtig, nicht nur die eigentlichen Symptome zu behandeln, sondern Hilfen zur Be-
wältigung von Belastungsfaktoren auch für das Lebensumfeld zu geben, die im sozia-
len Umfeld liegen können, so z. B. auch in schulischen oder beruflichen Belastungs-
situationen.

Depression
Die Depression kann gerade im Kindes- und Jugendalter ein sehr unterschiedliches
Erscheinungsbild annehmen. Typische Leitsymptome einer depressiven Episode sind
die gedrückte Stimmung, Erschöpfbarkeit, Antriebslosigkeit und Interessenverlust,
die auch das Bild im Erwachsenenalter prägen. Gerade bei Kindern kann sich eine
Depression auch zunächst in rein körperlichen Symptomen wie Kopf- oder Bauch-
schmerzen, einer erhöhten Reizbarkeit oder Wutanfällen äußern. Das Denken ist zu-
nehmend von Hoffnungslosigkeit, Selbstzweifeln, Schuldgefühlen, manchmal auch
Wut und Aggression, und in schweren Verläufen von suizidalen Gedanken gekenn-
zeichnet. Konzentrationsstörungen, verlangsamtes Denken, gestörter Schlaf und ge-
ringes Durchhaltevermögen sind häufig. Deswegen kann bei den Betroffenen mit-
unter zunächst auch nur ein Leistungsabfall auffallen. Neben Traurigkeit können
auch vermehrte Unruhe und Reizbarkeit auftreten. Ähnlich wie bei den Angststörun-
gen können auch bei einer Depression körperliche Beschwerden zunächst dominie-
ren.

Die Depressionen zeigen häufig einen episodenhaften Verlauf und können wie-
derholt im Verlauf des Lebens auftreten. Je nach Schweregrad der Symptomatik unter-
scheidet man leichte, mittlere und schwere depressive Episoden. Oft beginnen de-
pressive Episoden bereits im Kindes- oder Jugendalter und können sich von wenigen
Wochen bis zu vielen Monaten und Jahren hinziehen. Im Erwachsenenalter ist oft
eine erheblich reduzierte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben die Folge, verbunden
mit erheblichen sozioökonomischen Belastungen für die Gesellschaft (Global Burden
Disease Study 2013).

Die Diagnose wird in der Regel in Form einer multimodalen Diagnostik gestellt,
die neben einer ausführlichen Exploration der Betroffenen auch die gezielte Befra-
gung ihrer Familien und anderer Bezugspersonen umfasst. In der Anamnese werden
Angaben zur Lebens- und Familiengeschichte sowie zur Entwicklung der Symptoma-
tik erhoben. Zum Teil kommen auch Fragebögen und andere testpsychologische Un-
tersuchungen zum Einsatz. In jedem Fall sollte auch eine körperliche Untersuchung
erfolgen, um mögliche organische Ursachen einer depressiven Symptomatik auszu-
schließen. Immer sollten im Rahmen der Befunderhebung auch suizidale Gedanken
und Handlungsabsichten der Betroffenen abgeklärt werden.
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Bei Depressionen ist es wichtig, den Teufelskreis aus Freudlosigkeit, Inaktivität,
Rückzug und dadurch niedrigem Selbstwertgefühl sowie der Unmöglichkeit, über-
haupt noch positive Erfahrungen machen zu können, über gestuften Aufbau von Akti-
vitäten und Anforderungen zu überwinden. Spezifische Belastungsfakturen gilt es zu
identifizieren und zu reduzieren. Auch die negativen Gedankengänge müssen ähn-
lich wie bei Ängsten bearbeitet werden. In der Verhaltenstherapie können daneben
häufig auch Entspannungstechniken oder die Förderung von Achtsamkeit hilfreich
sein. Besondere Bedeutung kommt grundsätzlich auch einem strukturierten Tages-
ablauf und einem regelmäßigen Schlaf-Wach-Rhythmus, einer ausgewogenen Ernäh-
rung sowie auch körperlicher Aktivierung zu. Bei mittelgradig bis schwereren depres-
siven Episoden ist die medikamentöse Therapie ein weiterer wichtiger Behandlungs-
baustein.

In der Regel sind häufig ambulante Therapieangebote ausreichend, um die
Symptomatik zu bessern. Die Notwendigkeit einer zumindest vorübergehenden sta-
tionären Behandlung ist aber insbesondere bei akut auftretender Suizidalität drin-
gend durch einen Facharzt zu überprüfen. Auch Krisenpläne sollten vereinbart wer-
den, die konkrete Absprachen mit erwachsenen Bezugspersonen bzw. anderen
Institutionen (z. B. Dienstarzt der zuständigen Klinik für Kinder- und Jugendpsychia-
trie bzw. Erwachsenenpsychiatrie) beinhalten.

Autismus-Spektrum-Störungen
Bei Autismus-Spektrum-Störungen zeigen sich Auffälligkeiten in den Bereichen der
Kommunikation und Sprache, der wechselseitigen Beziehungsgestaltung sowie oft
ein sehr unflexibles, mitunter auch stereotypes Verhalten. Autismus ist zudem durch
Besonderheiten in der Wahrnehmung charakterisiert: Die Betroffenen können Stör-
reize oft nicht ausblenden, nehmen visuelle, akustische und Geruchsreize zum Teil
intensiver als viele nicht-autistische Menschen wahr und sind „überflutet“ von diesen
Eindrücken. Zudem können sie auch nur schwer die Perspektive wechseln und sich
in die emotionale Lage anderer hineinversetzen.

Die Erscheinungsformen von Autismus sind sehr unterschiedlich, weshalb man
von einem „Spektrum“ spricht. Die alten Begriffe „Kanner“-Autismus und „Asper-
ger“-Autismus werden immer seltener verwendet, deuten aber an, dass es schwerst
beeinträchtigte und weniger tiefgreifend beeinträchtigte Individuen gibt. Manche Be-
troffene sind von der Begabung her eingeschränkt, etwa die Hälfte der Betroffenen
haben keine Sprache entwickelt und benötigen in allen Bereichen ihr Leben lang Un-
terstützung. Andere Autisten sind intellektuell gut begabt, haben einen guten sprach-
lichen Ausdruck und besuchen Regelschulen oder gehen einer Arbeit nach, zeigen
jedoch in der Regel immer deutliche Einschränkungen im Bereich der sozialen Kom-
munikation und Interaktion.

Autismus-Spektrum-Störungen sind v. a. erblich bedingte Entwicklungsstörun-
gen des Gehirns. Es können jedoch auch frühe Einflüsse in der Schwangerschaft (wie
die Einnahme mancher Epilepsie-Medikamenten, Röteln-Infektion, Frühgeburt etc.)
beim Kind das Risiko für Autismus erhöhen. Unzureichende Erziehungsmethoden
oder schwierige Eltern-Kind-Beziehungen führen grundsätzlich nicht zur Entstehung
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von Autismus. Autistische Besonderheiten bestehen in der Regel ein Leben lang; es
sind jedoch Anpassung, Förderung und therapeutische Unterstützung möglich.

Autismus geht oft mit komorbiden psychischen Erkrankungen einher, v. a. mit
einer ADHS-Symptomatik. Mitunter kommen aggressive Verhaltensweisen vor, de-
ren Auslöser nicht immer leicht zu identifizieren sind. Auffälligkeiten im Essen, ver-
schiedene Ängste oder auch depressive Störungen sind häufig. Besonders Schwellen-
situationen wie Ortswechsel, Wechsel der Bezugspersonen oder der Übergang von
einer Klasse in die nächste Stufe oder in eine andere Schulform bzw. der Beginn einer
Berufsausbildung können zu Anpassungsstörungen mit Verhaltensauffälligkeiten
führen.

Da Autismus eine in der Regel chronische und schwerwiegende psychiatrische
Störung ist, kommt einer fachgerechten und umfassenden Diagnose eine sehr hohe
Bedeutung zu. Diese sollte in der Regel nur durch speziell dafür ausgebildete und
erfahrene Fachärzte bzw. approbierte Psychotherapeuten in spezialisierten Zentren
erfolgen. Eine körperliche Differenzialdiagnostik ist unverzichtbar.

Eine enge Zusammenarbeit z. B. zwischen Eltern und Schule ist für autistische
Schüler sehr wichtig, um die Besonderheiten in Wahrnehmung und Verhalten zu ver-
stehen und individuelle Hilfen zu entwickeln. Im Unterricht und häuslichen Alltag
profitieren Kinder und Jugendliche mit Autismus von den Prinzipien der „Strukturie-
rung und Visualisierung“. Diese Prinzipien werden z. B. im TEACCH-Programm auf-
gegriffen (Treatment and Education of Autistic and related Communication handi-
capped Children). Im Rahmen der individuellen Förderung und des Nachteilsaus-
gleichs ist es möglich, notwendige Hilfestellungen für die Betroffenen anzubieten, die
z. B. in der Schule in Form von Zeitverlängerungen, Rückzugsräumen bei Leistungs-
nachweisen oder dem Einsatz eines Laptops bei grafomotorischen Defiziten ausge-
staltet werden können. Ein Schulbegleiter kann hilfreich sein, Schwierigkeiten in der
Orientierung und Handlungsplanung zu begegnen und in sozialen Situationen zu
„dolmetschen“.

Grundsätzlich haben Betroffene mit Autismus-Spektrum-Störung in einer wert-
schätzenden schulischen und beruflichen Umgebung die Chance, ihre besonderen
Fähigkeiten wie Verlässlichkeit, Genauigkeit, einen Blick für das Detail und ein ver-
tieftes Interesse für bestimmte Themen bereichernd einzubringen.

Anorexia nervosa
Die Anorexia nervosa, früher oft „Pubertätsmagersucht“ genannt, ist eine Erkran-
kung, die typischerweise in der Adoleszenz erstmals auftritt, in den letzten Jahren
zunehmend auch jüngere Kinder betrifft. Sie ist u. a. gekennzeichnet durch einen
selbst verursachten Gewichtsverlust (bzw. einer dem Alter nicht entsprechenden,
mangelnden Gewichtszunahme) sowie der starken subjektiven Überzeugung, trotz
Untergewichts „zu dick“ zu sein. Kinder und Jugendliche mit dieser Symptomatik
haben oft selbst nicht das Gefühl, krank zu sein, und gleichzeitig sehr ausgeprägte
Ängste vor einer Gewichtszunahme, was die Behandlung häufig erschweren kann.
Nicht selten kommt es bei den Betroffenen zu einer exzessiven körperlichen Aktivität
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und motorischen Unruhe, die zum Teil von den Patienten als quälend erlebt wird.
Gleichzeitig fällt es ihnen schwer, z. B. nach Mahlzeiten einer ruhigen Beschäftigung
nachzugehen, da sie „unter Druck“ stehen, die aufgenommenen Kalorien wieder ver-
brauchen zu müssen. In diesen Situationen kann es auch zu Erbrechen kommen, um
die Kalorienaufnahme zu vermeiden. Im Gegensatz dazu kommt es bei der Bulimia
nervosa zu Erbrechen nach exzessiver Nahrungsaufnahme („Heißhungerattacken“),
die bei der Anorexia nervosa nicht auftreten. Die Erkrankung neigt vor allem, wenn
sie zu spät erkannt und nicht erfolgreich behandelt wird, zur Chronifizierung und
kann sich im Verlauf in etwa 20 Prozent der Fälle in eine bulimische Symptomatik
mit charakteristischen Heißhungerattacken wandeln (sog. „cross-over“).

Begleitend treten in vielen Fällen eine gedrückte Stimmung, ein Interessenver-
lust, zunehmend rigide Verhaltensweisen insbesondere in Bezug auf das Essen und
ein sozialer Rückzug auf. Bei der Anorexia nervosa entwickelt sich das Untergewicht
häufig über einen längeren Zeitraum zunächst „schleichend“. Es bleibt daher oft er-
staunlich lange unbemerkt, da sich das Umfeld der Betroffenen langsam an die sich
entwickelnden körperlichen Veränderungen „gewöhnt“ oder diese initial auch positiv
konnotiert. Zum Teil fällt im schulischen Kontext die Symptomatik erst dann auf,
wenn eine Schülerin/ein Schüler z. B. nach längeren Ferien erstmals wiedergesehen
wird. Gerade wenn sich zudem auch eine vermehrt traurige und gedrückte Stimmung
oder sozialer Rückzug bemerkbar machen, sollte mit den Betroffenen ein vertrauens-
volles Gespräch gesucht werden. Nicht selten ist das Bestehen einer Anorexia nervosa
mit dem Gefühl von Schuld und Scham verbunden und die Symptomatik wird ver-
harmlost und verleugnet.

Während die Betroffenen von Anorexia nervosa häufig zunächst durch eine hohe
Leistungsorientierung, einen gewissen Hang zum Perfektionismus und hohe Motiva-
tion sowie gute schulische Leistungen gekennzeichnet sind, zeigt sich vor allen Din-
gen im längeren Verlauf der Erkrankung in der Regel auch eine deutliche Abnahme
schulischer oder beruflicher Erfolge, zum Beispiel aufgrund zunehmender Konzen-
trationsstörungen.

Wesentlich für die Therapie ist die Krankheitseinsicht, die bei den betroffenen
Kindern und Jugendlichen typischerweise stark schwankt. Die Behandlung ist meist
langwierig und kann Jahre dauern. Bei leichten und mittelgradigen Ausprägungen ist
eine ambulante oder teilstationäre Therapie meist realisierbar. Schwere Verläufe mit
lebensgefährlicher Gewichtsabnahme erfordern oft stationäre und manchmal mehr-
fache stationäre Therapien. Inhaltlich ist es unerlässlich das Gewicht zu normalisie-
ren, in der Regel bis zu 25 Altersperzentile des Body-Mass-Index. Zudem sind ver-
schiedene störungsspezifische psychotherapeutische Ansätze gut evaluiert. Es kann
hilfreich sein, wenn die Schule bzw. das berufliche Umfeld in die therapeutischen
Bemühungen mit eingebunden werden können. Dies setzt natürlich das Einverständ-
nis des Patienten bzw. der Patientin und gegebenenfalls der Sorgeberechtigten voraus,
die dann den/die Behandler:in (bei Minderjährigen im Idealfall ein/eine Kinder- und
Jugendpsychiater:in bzw. Kinder- und Jugendpsychotherapeut:in) von seiner/ihrer
Schweigepflicht gegenüber der Schule entbinden können.
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Individuell muss entschieden werden, inwiefern die Klassengemeinschaft über
die Erkrankung der Patientin bzw. des Patienten informiert wird und inwiefern Hilfen
angeboten werden können, wenn z. B. nach einer längeren stationären Therapie der
Schulbesuch wieder aufgenommen wird. Dabei ist es häufig so, dass dieser schritt-
weise wieder initiiert wird.

Ausblick
Psychische Störungen können mit erheblichen Funktionseinschränkungen assoziiert
sein und die Teilhabe der Betroffenen in Ausbildung und Beruf in ganz erheblicher
Weise vermindern. Gerade wenn sich eine psychische Erkrankung früh in der Ent-
wicklung manifestiert, sind die Folgen für die Betroffenen zum Teil sehr schwerwie-
gend, da hierdurch zum Beispiel ein Schulabschluss oder die erfolgreiche Beendi-
gung einer Ausbildung gefährdet werden können. Die entsprechenden Entwicklungs-
schritte und wichtigen Reifungsaufgaben stellen in der Regel schon ohne psychische
Belastung eine große Herausforderung dar und sind in diesen Fällen dann zusätzlich
erschwert. Umso bedeutender ist die frühzeitige Diagnose entsprechender Störungen
und eine rasch einsetzende, suffiziente Therapie sowie psychosoziale Unterstützung
der Betroffenen, aber auch Hilfen für das familiäre Umfeld. Die in die Ausbildung
junger Menschen involvierten Fachgruppen haben bei der frühzeitigen Erkennung
psychischer Störungen und der Umsetzung adäquater Hilfen eine bedeutsame Rolle
inne und sollten vor diesem Hintergrund intensiv im Hinblick auf diese Thematik
geschult und beraten werden.
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3.4 Junge Menschen mit psychischen Behinderungen in
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Silke Tophoven, Nancy Reims & Anita Tisch

Einleitung
Im deutschen sozialen Sicherungssystem bieten Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben (LTA) (SGB IX) für Menschen mit Behinderungen eine Reihe von Unterstüt-
zungsleistungen zum Einstieg und Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt – so auch für
Jugendliche und junge Erwachsene mit psychischen Erkrankungen und Behinderun-
gen im Übergang von der Schule in den Beruf. Im Jahr 2021 waren im Jahresschnitt
insgesamt 133.315 junge Menschen mit Behinderungen im Rahmen von LTA im Be-
reich der Ersteingliederung registriert. Für 28 Prozent dieser jungen Menschen, also
über ein Viertel, wird dabei eine psychische Behinderung als Hauptbehinderung
angegeben (Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2021). Im Bereich der Wiederein-
gliederung, also bei schon berufserfahrenen Personen in LTA, zeichnete sich schon
länger eine Zunahme psychischer Erkrankungen als ursächliche Diagnose für die In-
anspruchnahme ab (Deutsche Rentenversicherung 2014; Reims et al. 2017). In den
letzten Jahren wird diese Entwicklung zunehmend auch für den Bereich der Erstein-
gliederung konstatiert (Reims et al. 2016). Auch die Leistungserbringer im Bereich der
beruflichen Rehabilitation (Reha) sprechen der Zunahme von Teilnehmenden mit
psychischen Erkrankungen weiterhin eine sehr große Bedeutung in der Ausrichtung
ihrer Arbeit zu (Reims et al. 2020).

Vor diesem Hintergrund diskutiert der vorliegende Beitrag, was die jungen Men-
schen mit psychischen Erkrankungen, die LTA in Anspruch nehmen, charakterisiert,
wie ihre Übergänge in die berufliche Reha erfolgen und wie ihre beruflichen Rehapro-
zesse verlaufen.1

Der Übergang vom Jugend- zum Erwachsenenalter ist mit verschiedenen He-
rausforderungen und Erwartungen verbunden. Junge Menschen sollen in dieser
Phase die Schule erfolgreich abschließen, sich für einen Berufsweg entscheiden, aus-
ziehen und weitere Lebenspläne schmieden. Für vulnerable Gruppen wie Jugendliche
mit Behinderungen oder Erkrankungen sind diese Übergänge oftmals ungleich he-
rausfordernder (Osgood et al. 2005; Wittchen et al. 1998). Für Jugendliche mit psychi-
schen Behinderungen zeigt die bisherige Forschung, dass sie häufiger die Schule ab-
brechen, eher zu deviantem Verhalten neigen, häufiger schon früh Eltern werden und
weniger stabile persönliche Beziehungen aufbauen als Jugendliche und junge Er-
wachsene ohne psychische Erkrankungen (Kessler et al. 1997). Außerdem haben sie
häufiger Schwierigkeiten im Übergang von der Schule in den Beruf und sind öfter
arbeitslos (Caspi et al. 1998). Sie arbeiten häufiger in statusniedrigen Berufen, leben
eher in einer schlechten ökonomischen Situation, berichten von einer geringeren so-

1 Der Beitrag ist eine überarbeitete, aktualisierte und deutlich gekürzte Fassung des 2019 erschienenen Artikels: S. Topho-
ven, N. Reims & A. Tisch, 2019: Vocational Rehabilitation of Young Adults with Psychological Disabilities. Journal of occu-
pational rehabilitation 29: 150–162. Für tiefergehende Analysen siehe entsprechend Tophoven et al. 2019.



zialen Einbindung und einem geringeren allgemeinen Wohlbefinden (Gralinski-Bak-
ker et al. 2005). Hinter psychischen Erkrankungen verbergen sich verschiedenste Dia-
gnosen wie beispielsweise neurotische Störungen oder Depressionen, die sich in
ihrer Art und Schwere deutlich voneinander unterscheiden können (WHO, 1992).
Verschiedene Diagnosen können dabei parallel und in Kombination mit anderen Er-
krankungen oder Behinderungen auftreten (Sareen et al. 2006; Waghorn et al. 2011).
Die Verläufe vieler psychischer Erkrankungen zeichnen sich durch wiederkehrende
Krankheitsepisoden aus, die auch im weiteren Lebensverlauf immer wieder auftreten
können. Die Abstände zwischen solchen Krankheitsepisoden können dabei indivi-
duell sehr unterschiedlich sein (Gralinski-Bakker et al. 2005; Wittchen et al. 1998).
Dies stellt diese Personen bei ihrer Arbeitsmarktintegration vor besondere Herausfor-
derungen.

Sozialrechtlicher Hintergrund
LTA, auch synonym als berufliche Reha benannt, ermöglichen Menschen mit Behin-
derungen verschiedene Unterstützungsmöglichkeiten bei der Eingliederung in den
Arbeitsmarkt. Die Maßnahmen der beruflichen Reha sind ein wichtiges Instrument
zur Arbeitsmarktintegration und sozialen Eingliederung von Menschen mit Behinde-
rungen gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention (Shakespeare et al. 2018). Zu-
gänge und Finanzierung der LTA erfolgen über verschiedene Sozialversicherungsträ-
ger. Unterschieden werden die Bereiche der Erst- und Wiedereingliederung. Der
Bereich der Wiedereingliederung fasst Personen zusammen, die bereits berufserfah-
ren sind. Der Bereich der Ersteingliederung zielt auf Personen mit Behinderungen
und gesundheitlichen Einschränkungen ab, die LTA im Rahmen ihres Arbeitsmarkt-
einstiegs in Anspruch nehmen. Diese sind in der Regel unter 25 Jahre und weisen
keine Berufsausbildung auf. Hier ist die Bundesagentur für Arbeit (BA) nahezu allei-
nige Kostenträgerin (Tophoven 2020).

Geregelt sind die LTA im § 49 des SGB IX. Hinzu kommen weitere Regelungen
im SGB III und mit Blick auf die Gruppe der Jugendlichen und jungen Erwachsenen
teilweise auch im SGB VIII.

Im § 49 sind eine Vielzahl von möglichen Leistungsformen beschrieben. Diese
reichen von technischen Hilfsmitteln am Arbeitsplatz über Orientierungsmaßnah-
men bis hin zu Berufsausbildungen und Umschulungen. Im Bereich der Ersteinglie-
derung stehen vor allem die Berufsvorbereitung und der Abschluss einer Berufsaus-
bildung im Fokus. Generell erfolgt die Auswahl der passenden Leistungen dem
Fördergrundsatz der BA im Bereich LTA „so allgemein wie möglich, so spezifisch wie
nötig“ (Bundesagentur für Arbeit 2018). So ist eine Teilnahme an allgemeinen Maß-
nahmen wie an behinderungsspezifischen Maßnahmen, auch in Reha-Einrichtun-
gen, je nach individuellem Bedarf möglich. Eine zentrale Rolle für die berufliche Reha
von Menschen mit psychischen Behinderungen spielen dabei auch Einrichtungen zur
Rehabilitation psychisch Kranker (RPK) sowie berufliche Trainingszentren (BTZ), die
auf diese Gruppe spezialisiert sind (Deutsche Rentenversicherung 2014).
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Voraussetzung für die Beantragung von LTA ist eine bestehende oder drohende
Behinderung im Rahmen des SGB IX, die im SGB III noch einmal spezifiziert wird
und explizit auch Menschen mit Lernbehinderungen einschließt, die den größten An-
teil an Personen im Bereich der Ersteingliederung ausmachen (Reims et al. 2016).

„Behindert im Sinne dieses Buches sind Menschen, deren Aussichten, am Ar-
beitsleben teilzuhaben oder weiter teilzuhaben, wegen Art oder Schwere ihrer Behin-
derung im Sinne von § 2 Abs. 1 des Neunten Buches nicht nur vorübergehend wesent-
lich gemindert sind und die deshalb Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben benötigen,
einschließlich lernbehinderter Menschen“ (Abs. 1 § 19 SGB III).

Dem gleichgestellt sind Menschen, denen eine Behinderung mit den zuvor ge-
nannten Folgen droht (Abs. 2 § 19 SGB III). Ein offiziell anerkannter Grad der Behin-
derung ist nicht erforderlich für den Antrag auf LTA.

In den Agenturen für Arbeit übernehmen die Reha-Teams die Beratung und Ab-
klärung sowie die Feststellung der Bedarfe – auch unter Einbezug weiterer Dienste
wie dem Ärztlichen Dienst, dem Berufspsychologischen Service oder dem Techni-
schen Beratungsdienst – und die Auswahl geeigneter Maßnahmen (Tophoven 2020).
Ablehnungen sind im Bereich der Ersteingliederung eher selten (jährlich unter 3 %)
(Reims et al. 2016).

Empirische Ergebnisse zu jungen Menschen mit psychischen Behinderungen
in LTA
Auf Grundlage von Verwaltungsdaten der BA (Reims et al. 2018) werden im Folgen-
den die Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit psychischen Behinderungen im
Bereich der Ersteingliederung näher betrachtet. Zur Beantwortung der eingangs auf-
geworfenen Fragen werden die Übergänge von der Schule in den Beruf von jungen
Menschen mit Behinderung und ihre Wege in LTA betrachtet und Merkmale der be-
ruflichen Rehaverfahren dargestellt. Soweit verfügbar werden außerdem Ergebnisse
einer qualitativen Befragung herangezogen (Tisch et al. 2017)2, um eine individuelle
Perspektive zu berücksichtigen und die Wahrnehmungen der Teilnehmenden selbst
abzubilden.

Übergänge von der Schule in den Beruf von jungen Menschen mit Behinderung
und ihre Wege in LTA
Tabelle 1 stellt die Gruppe der jungen Menschen mit psychischer Behinderung, die
2014 mit einer beruflichen Reha begonnen haben, im Vergleich zur Gruppe der jun-
gen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden im Bereich der Ersteingliederung ins-
gesamt dar. Die Gruppe der jungen Menschen mit psychischen Behinderungen ist
durchschnittlich älter als die Gesamtgruppe. So sind weniger Personen noch unter
17 Jahren und mehr Personen schon 21 Jahre und älter. Dies spiegelt sich auch im
Status unmittelbar vor Aufnahme des Reha-Verfahrens wider. Während insgesamt die
Hälfte der Jugendlichen, die sich in beruflicher Reha befinden, unmittelbar nach der

2 Bei den hier vorgestellten Ergebnissen wird eine Untergruppe von 16 Personen im Bereich der Ersteingliederung einbezo-
gen, die eine psychische Erkrankung angeben.
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Schule LTA in Anspruch nimmt, beginnen Jugendliche mit psychischen Erkrankun-
gen ihre berufliche Reha häufiger nach Arbeitslosigkeit und Berufsberatung und zu
einem deutlich geringeren Anteil unmittelbar aus der Schule heraus. Hinsichtlich
ihrer Schulbildung zeigt sich, dass in beiden Gruppen ein ähnlich hoher Anteil kei-
nen Abschluss aufweist, aber insgesamt bei den jungen Erwachsenen mit psychi-
schen Behinderungen ein höheres schulisches Qualifikationsniveau vorliegt (vgl.
Tab. 1).

Merkmale der Personen im Bereich der Ersteingliederung mit psychischen Behinderungen im Ver-
gleich zur Gesamtpopulation (Reha-Beginn 2014) (Quelle: Rehaprozessdatenpanel, Reha-Beginn 2014, eigene
Berechnungen)

Tabelle 1:

Mit psychischer Behinderung
(n = 8.577)

gesamt
(n = 40.814)

Geschlecht

männlich 61 % 60 %

weiblich 39 % 40 %

Alter

unter 17 10 % 20 %

17 bis 20 42 % 56 %

21 bis 24 29 % 16 %

25 und älter 19 % 7 %

Schulbildung

kein Abschluss 14 % 15 %

Förderschulabschluss 6 % 29 %

Hauptschulabschluss 44 % 40 %

Realschulabschluss 25 % 11 %

Abitur 9 % 3 %

keine Information 2 % 2 %

Status vor Aufnahme des Reha-Verfahrens

Schulbesuch 21 % 50 %

Berufsberatung oder Orientierungsmaßnahmen 31 % 20 %

arbeitslos 35 % 21 %

beschäftigt 6 % 6 %

keine Information 7 % 3 %
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Weitere Analysen zeigen, dass bei jungen Menschen mit einer psychischen Behinde-
rung durchschnittlich längere Zeiträume zwischen Schulende und Rehabeginn beste-
hen (Tophoven et al. 2019).

Auf Basis des qualitativen Materials lassen sich außerdem innerhalb der Gruppe
der Jugendlichen mit psychischen Behinderungen Unterschiede zwischen ehema-
ligen Förder- und Regelschülerinnen und -schülern feststellen. Während Förderschü-
ler und Förderschülerinnen einen meist sehr institutionalisierten, vorgegebenen
Übergang von der Schule in die berufliche Reha beschreiben, sind die Übergänge der
Regelschülerinnen und -schülern in LTA weniger zielgerichtet und häufig zunächst
durch Inaktivitätsphasen wie Krankheit und Arbeitslosigkeit oder kurze, instabile
Ausbildungs- und Arbeitsverhältnisse gekennzeichnet (Tophoven et al. 2019).

Die beruflichen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit psychischen Behin-
derungen beschreiben in den Interviews Schwierigkeiten beim Übergang von der
Schule in den Beruf. Aufgrund ihrer gesundheitlichen Lage befinden sie sich in einer
komplexen Situation mit vielfältigen Herausforderungen. So werden in den Inter-
views der Beginn der Erkrankung, mögliche Ursachen oder Auslöser und der Verlauf
der Erkrankungen reflektiert. Wahrgenommene Überforderung in der Schule, in Zei-
ten des Übergangs oder der beruflichen Orientierung, aber auch erfolglose Versuche,
eine Ausbildung oder einen Arbeitsplatz zu finden, kritische Familiensituationen
oder typische Probleme in der Pubertät werden von ihnen mit dem Beginn einer psy-
chischen Erkrankung in Verbindung gebracht. Diese führen zu nötigen Krankheits-
und Stabilisierungsphasen, bevor eine berufliche Orientierung stattfinden kann.
Schulabbrecher und Schulabbrecherinnen beschreiben auch Phasen der Orientie-
rungslosigkeit, bevor sie einen Rehaprozess beginnen (Tophoven et al. 2019).

Merkmale der beruflichen Rehaverfahren und das Erleben des Rehaprozesses
Abhängig vom Ziel der beruflichen Reha und/oder dem Gesundheitszustand der Re-
habilitandinnen und Rehabilitanden kann die Dauer der beruflichen Reha individuell
unterschiedlich sein. Unter Kontrolle verschiedener Merkmale wie der Art der Reha-
maßnahme, dem Reha-Beginn, dem Status vor der Reha, dem erfolgreichen Abschluss
der Reha und der Art der Behinderung zeigt sich, dass die durchschnittliche Dauer
der beruflichen Reha von Personen mit psychischen Behinderungen signifikant län-
ger ausfällt als diejenige der Personen mit anderen Behinderungsarten wie Lernbe-
hinderungen oder geistigen Behinderungen (Tophoven et al. 2019).

Der erfolgreiche Abschluss einer Berufsausbildung ist in Deutschland der wesent-
liche Faktor für eine nachhaltige Arbeitsmarktintegration (Schier 1998), und beruf-
liche Ausbildung ist auch die am häufigsten zugewiesene Maßnahme im Rahmen von
LTA im Bereich der Ersteingliederung (Reims et al. 2016). Sie zielt darauf ab, die Be-
schäftigungsfähigkeit und die Arbeitsmarktperspektiven zu verbessern. Fast 40 Pro-
zent der jungen Menschen mit psychischen Behinderungen absolvieren während der
Reha Ausbildungsmaßnahmen. In der Regel soll die Berufsausbildung zwei bis drei-
einhalb Jahre dauern. Im Durchschnitt benötigen Rehabilitandinnen und Rehabili-
tanden mit psychischen Behinderungen mehr Zeit für ihre Ausbildung als Menschen
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mit einer körperlichen Behinderung, aber weniger Zeit als Menschen mit einer Lern-
behinderung. Je nach den persönlichen Bedürfnissen und Fähigkeiten sowie dem
regionalen Angebot gibt es unterschiedliche Ausbildungsformen. Möglich sind regu-
läre betriebliche Ausbildungen (mit oder ohne Förderung durch die BA) und außerbe-
triebliche Ausbildungen. Die meisten Rehabilitandinnen und Rehabilitanden absolvie-
ren rehaspezifische außerbetriebliche Ausbildungen, z. B. in Berufsbildungswerken,
mit theoretischen sowie praktischen Teilen in der Bildungseinrichtung (integrative
Ausbildung) oder praktischen Teilen der Berufsausbildung in Zusammenarbeit mit
einem Betrieb (kooperative Ausbildung). Die integrative Ausbildung ist die häufigste
Form der Berufsausbildung in der beruflichen Reha, insbesondere bei Jugendlichen
mit psychischen Behinderungen (61 %). Reguläre Ausbildungen absolvieren 22 Pro-
zent (Tophoven et al. 2019). Im Rahmen dieser Ausbildungsmaßnahmen werden re-
guläre Berufsausbildungsabschlüsse erworben wie auch angepasste Abschlüsse als
Fachpraktiker bzw. Fachpraktikerin, die die individuellen behinderunsspezifischen
Bedürfnisse berücksichtigen und mit einer Reduzierung der theoretischen oder prak-
tischen Anteile einhergehen können (§ 66 BBiG/§ 42r HwO).

Eine berufliche Reha gilt als erfolgreich abgeschlossen, wenn eine Beschäftigung
mit einer Dauer von mehr als einem halben Jahr aufgenommen wird. Die Gründe für
das Ende des beruflichen Rehaverfahrens werden in der Regel vermerkt. Die häufigs-
ten Gründe für ein vorzeitiges Ende sind gesundheitliche Gründe oder mangelnde
Kooperationsbereitschaft. Hier ist festzuhalten, dass Menschen mit psychischen Be-
hinderungen deutlich geringere Beschäftigungschancen haben (20 % vs. 30 % in der
Gesamtpopulation der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden). Außerdem beenden
19 Prozent der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit psychischen Behinderun-
gen LTA aus gesundheitlichen Gründen (6 % in der Gesamtpopulation der Rehabili-
tandinnen und Rehabilitanden mit Rehaende im Jahr 2014) (Tophoven et al. 2019).

Zeiten von Krankheit und Arbeitslosigkeit können mit dem Verlust von sozialen
Kontakten und Tagesstruktur einhergehen. Die qualitativen Befunde zeigen, dass
Teilnehmende mit psychischen Behinderungen die schrittweise Anpassung an das
Arbeitsleben während der beruflichen Reha und eine neu gewonnene Tagesstruktur
als individuell stabilisierend einstufen, wovon auch der Genesungsprozess profitiert.
Dabei stärken kleine Erfolge durch die Teilnahme an der beruflichen Reha das Selbst-
bewusstsein und die Selbstbestimmung der jungen Rehabilitandinnen und Rehabili-
tanden. Im Reha-Prozess kann auf eine vielfältige psychologische Unterstützung zu-
rückgegriffen werden. Einige Einrichtungen integrieren eine kontinuierliche Betreu-
ung in ihre beruflichen Maßnahmen, andere Rehabilitandinnen und Rehabilitanden
nutzen eine ambulante Betreuung. Aus Sicht der Rehabilitandinnen und Rehabilitan-
den mit psychischen Behinderungen wird diese kontinuierliche Begleitung als wich-
tig erachtet (Tophoven et al. 2019).

Fazit
In Deutschland weisen etwa ein Viertel aller jungen Rehabilitandinnen und Rehabili-
tanden, die LTA zur Ersteingliederung in den Arbeitsmarkt in Anspruch nehmen, pri-
mär eine psychische Behinderung auf. Diese Gruppe hat in den letzten Jahren deut-
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lich zugenommen. Hinzu kommen junge Menschen, die evtl. neben der erfassten
Hauptbehinderung auch eine psychische Erkrankung aufweisen. Im Vergleich zu an-
deren jungen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden sind sie im Durchschnitt älter
und weisen ein etwas höheres Bildungsniveau auf sowie auch häufigere Abbrüche in
ihren Schulbiografien. Das höhere Durchschnittsalter erklärt sich zum Teil durch län-
gere Übergangszeiten von der Schule in den Beruf, die durch Orientierungs-, Arbeits-
losigkeits- und Krankheitsphasen geprägt sind, aber auch durch das höhere Bildungs-
niveau. Vor dem Hintergrund der Krankheitsbewältigung und einer Stabilisierung
der Situation tritt die berufliche Orientierung häufig zunächst in den Hintergrund.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass Jugendliche mit psychischen Behin-
derungen geringere Beschäftigungsaussichten haben und der Übergang in den Ar-
beitsmarkt für sie eine besonders herausfordernde Statuspassage darstellt. Gleichzei-
tig ist darauf hinzuweisen, dass nur eine Teilgruppe der jungen Menschen mit psy-
chischen Behinderungen LTA in Anspruch nehmen. Es ist davon auszugehen, dass
vielen der Arbeitsmarktübergang auch ohne Unterstützung gelingt. Gleichzeitig ist
zu vermuten, dass einige keine Kenntnis von möglichen Unterstützungsmaßnahmen
haben und deshalb keine Angebote in Anspruch nehmen. Einige Rehabilitandinnen
und Rehabilitanden berichten, dass sie erst über Umwege eine passende Unterstüt-
zung finden.

Ausgeblendet wurde die Perspektive der Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen. Diese
muss jedoch berücksichtigt werden, um die Beschäftigungsperspektiven von Men-
schen mit psychischen Behinderungen künftig zu verbessern. Weitere Untersuchun-
gen über mögliche Barrieren und hilfreiche Unterstützungsmöglichkeiten bei der
Einstellung von Menschen mit psychischen Behinderungen scheinen erforderlich.

Berufliche Reha bietet berufliche Orientierung und Ausbildungsabschlüsse und
unterstützt gleichzeitig die persönliche Entwicklung. Die vorgestellten Ergebnisse
zeigen, dass neben der Entwicklung eines Berufsprofils auch Bewältigung und Stabi-
lisierung sowie eine feste Tagesstruktur dazu beitragen, die Beschäftigungsfähigkeit
von Jugendlichen mit psychischen Behinderungen zu erhöhen. Dabei kommt der
ausbildungsbegleitenden psychologischen und sozialpädagogischen Betreuung eine
besondere Bedeutung zu, die zumeist in spezifischen, außerbetrieblichen Einrichtun-
gen für Menschen mit psychischen Behinderungen zu finden ist. Gleichzeitig sind
außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen mit einigen Nachteilen verbunden, ins-
besondere im Hinblick auf anschließende Beschäftigungschancen (Kilian & Becker
2007; Klemm 2015). Es scheint nicht einfach, den jungen Menschen mit psychischen
Behinderungen den individuellen Bedarf an beruflicher Orientierung und medizini-
scher Versorgung einerseits und gleichzeitig betriebliche Arbeitsmarkterfahrungen,
Kontakte und entsprechende Arbeitsmarktperspektiven zu geben. Dabei offenbart
sich eine schwierige Balance zwischen individuellen Bedürfnissen und allgemeinen
Programmen und Maßnahmen.

Insgesamt ist zu empfehlen, die verschiedenen beteiligten Stellen noch stärker
zu verzahnen und Informationen über die Möglichkeit der LTA weiter zu streuen.
Während die Reha-Beraterinnen und -Berater der BA eng mit den Förderschulen zu-

76 Junge Menschen mit psychischen Behinderungen in Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben



sammenarbeiten, dringen sie in die Regelschulen anscheinend bislang nur unzurei-
chend vor. Auch die Verzahnung mit dem Gesundheitsbereich und weiteren Angebo-
ten und Akteurinnen bzw. Akteuren im Bereich der Jugendberufshilfe scheint nach
diesen Befunden noch ausbaufähig. Außerdem spiegelt sich in der Umsetzung von
LTA in Teilen ein Sondersystem wider, was vor dem Hintergrund der Forderung nach
Inklusion und einem inklusiven Arbeitsmarkt entsprechend der UN-BRK kritisch zu
bewerten ist (vgl. hierzu u. a. Enggruber et al. 2021).
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4 Psychische Belastungen in der Berufs-
biografie – Etappen und Handlungsfelder



4.1 Übergänge

4.1.1 Übergänge aus der Schule in den Beruf

4.1.1.1 Übergänge aus der Förderschule, Förderschwerpunkt emotionale und
soziale Entwicklung

Werner Bleher & Stephan Gingelmaier

Problemaufriss: Keiner soll verloren gehen!
So lautet einer der Leitgedanken im pädagogischen Konzept vieler Schulen und Son-
derpädagogischer Förderzentren. Die Realität indes sieht nach den Erfahrungen der
Autoren oft anders aus. Betrachtet man beispielsweise die Schüler:innen mit Förder-
bedarf im sozialen Verhalten und emotionalen Erleben, so fällt auf, dass deren Über-
gänge von der Schule in die Arbeitswelt und das Leben oftmals besonders prekär ver-
laufen. Nicht selten bekommen Interessierte von den Reha-Beratenden der Arbeits-
agenturen die Auskunft, dass diese Zielgruppe von Jugendlichen besonders schwer
vermittelbar ist. Prekäre Lebensverhältnisse gekoppelt mit entsprechenden Lebens-
erfahrungen, eine Entwicklung in psychosozialen Problemlagen und dysfunktionalen
Erziehungsmilieus – nicht nur ökonomisch prekär – führen zu problematischen Ver-
haltensweisen, gekoppelt mit dem Risiko ausgegrenzt zu werden, auf Unverständnis
und Ablehnung zu stoßen und ggf. auch sanktioniert oder sogar strafrechtlich verfolgt
zu werden (Bleher & Gingelmaier 2019).

Während es für die Zielgruppe der benachteiligten Jugendlichen im Allgemeinen
(meist Haupt- und Förderschüler:innen) eine Reihe von Untersuchungen und Publi-
kationen bezüglich der Transition in die Arbeitswelt gibt (vgl. Stark et al. 1997; Schu-
mann 2003; Schumacher 2004; Rahn 2005; Förster, Kuhnke & Skrobanek 2006; Lex,
Gaupp, Reißig & Adamczyk 2006; BMBF 2008; Ginnold 2008, Schroeder & Thielen
2009; Bernhardt 2010; Gaupp & Geier 2010; Queisser 2010; Hofmann-Lun 2011), fin-
den sich kaum Publikationen zur Zielgruppe der Schüler:innen an Förderschulen
bzw. Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) im Förder-
schwerpunkt (FöS) emotionale und soziale Entwicklung (ESE). Bekannt aus dem
BiBB-Report 2009 ist, dass die Jugendlichen im Durchschnitt 18 Monate (bei max.
Hauptschulabschluss) im Übergangssystem verbringen (vgl. Beicht 2009, 5). Anhand
der Resultate der BIBB-Übergangsstudie 2011 (Eberhard, Beicht, Krewerth & Ulrich
2011) wird deutlich, dass im Rahmen der Determinanten des Einmündungserfolgs in
eine betriebliche Berufsausbildung nicht nur die schulische Vorbildung eine wichtige
Rolle spielt, sondern sich auch soziale Kompetenzen sowie die soziale, ethnische und
regionale Herkunft als bedeutsam erweisen. Gerade die letztgenannten Determinan-
ten spielen für einen gelingenden Übergang von der Förderschule (ESE) in die Ar-
beitswelt eine zentrale Rolle.

Notwendig sind daher Längsschnittstudien, die einerseits Informationen über
die vielfältigen Wege von Schulabsolventinnen und -absolventen in die Arbeitswelt
und das Leben liefern, andererseits auch individuelle Schülermerkmale und -disposi-



tionen sowie deren Biografien (Helsper & Bertram 2015; Berg 2017), Lebenswelten
und -lagen (Baur 1996; Hofmann 2000) sowie individuelle Merkmale und psychische
Dispositionen erfassen. Aufbauend darauf könnten Rückschlüsse aus den Über-
gangsverläufen für eine gelingende Vorbereitung auf Arbeit und Leben gezogen wer-
den, wobei insbesondere durch pädagogische Maßnahmen förderbare Merkmale von
Relevanz sind.

Maßgebliche Hinweise zu potenziellen Persönlichkeitsfaktoren, die Einfluss auf
beruflichen Erfolg und Lebenszufriedenheit ausüben, bieten hierbei eine Reihe ar-
beitspsychologischer Untersuchungen (z. B. Ng, Eby, Sorensen & Feldman 2004), die
auch für den gelingenden Übergang von Förderschulen in die Arbeitswelt von Bedeu-
tung sein können, für Schulabgänger:innen aber bisher nicht untersucht wurden. In
einer umfangreichen Metaanalyse zeigten Ng und Feldman (2014) beispielsweise,
dass die unter dem Begriff „big five“ (John  et al. 2008) bekannten Persönlichkeits-
dimensionen von prädikativer Aussagekraft für den subjektiv erlebten beruflichen Er-
folg sind.

Unter Bezug auf die Schülerschaft mit emotional-sozialem Förderbedarf erwei-
sen sich die genannten Prädiktoren samt deren Einfluss auf das berufliche Wohlbefin-
den als brisant: Diese Schüler:innen verfügen aufgrund erheblicher psychosozialer
Belastungen häufig über einen geringen Selbstwert, sind emotional instabil und
weisen auffallende Motivationsprobleme auf (Myschker & Stein 2018). Die Identifika-
tion von Merkmalen und Ressourcen, die es Abgängerinnen und Abgängern trotz psy-
chosozialer Benachteiligung und der erschwerten Voraussetzungen ermöglichen
könnten, in der Berufswelt nachhaltig Fuß zu fassen, ist demnach von übergeordneter
Bedeutung, da nur so eine gesellschaftliche Ausgrenzung dauerhaft unterbunden
werden kann.

Als Ideengeber für Teilbereiche eines solchermaßen breit anzulegenden For-
schungsvorhabens können durchaus auch ältere Studien herangezogen werden. Sie
fokussieren zwar meist auf die Zielgruppe der benachteiligten Jugendlichen (zu den
Benachteiligungsebenen vgl. Rützel, 1995, 1997; Burgert 2001, 17–29), liefern aller-
dings interessante Impulse. Aufschlussreich ist beispielsweise ein Blick auf die Über-
gangsverläufe, welche in Form von Längsschnittstudien erhoben wurden. Studien
von Hiller (1999), Friedemann & Schroeder (2000) und Burgert (2001) folgen der Über-
legung, dass als Beobachtungszeitraum sechs Jahre nach Verlassen der allgemeinbil-
denden Schule bzw. Förderschule notwendig sind, um sowohl die Übergangsverläufe
an der ersten als auch zweiten Schwelle in den Arbeitsmarkt zu erforschen. Herausge-
arbeitet wurden sieben verschiedene Karriereverläufe, die bis heute aufschlussreich
für die schulische Berufsvorbereitung sind bzw. sein sollten. Diese sind

• die klassische Ausbildungskarriere (Duales System),
• die verlängerte Ausbildungskarriere (mit vorgelagerten berufsvorbereitenden

Maßnahmen),
• die bedrohte Ausbildungskarriere (abgebrochene Ausbildungs- oder Beschäfti-

gungsverhältnisse, Ausbildungsabschluss fragwürdig),
• die Jobberkarriere (Annahme von Jobs direkt nach der Schule, keine Ausbil-

dung),
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• die Maßnahmenkarriere (häufige Wechsel und langes Verbleiben in Maßnah-
men der Berufsvorbereitung und -ausbildung ohne Abschluss einer Regel- oder
Sonderausbildung),

• die Arbeitslosigkeitskarriere (überwiegende Zeit im Untersuchungszeitraum
wird im Feld der Nichterwerbsarbeit verbracht) und

• die extreme Arbeitslosigkeitskarriere (keine nennenswerten Kontakte zu Feldern
der Berufsvorbereitung, Berufsausbildung und Beschäftigung).

Weiterhin zielführend sind die Untersuchungsergebnisse der DJI-Übergangsstudien
zu Haupt- und Förderschülerinnen und -schülern (BMBF 2008; Gaupp & Geier 2010),
welche die Irrwege, Sackgassen und Umwege der jungen Menschen auf ihrem Weg
ins Arbeitsleben eindrücklich aufzeigen. Nachstehend sind zur Illustration zwei Gra-
fiken abgedruckt, einerseits aus dem DJI-Übergangspanel von Hauptschülerinnen
und -schülern (Abb. 1) und andererseits aus der Stuttgarter Schulabsolventenstudie
von Förderschülerinnen und -schülern (Abb. 2), veröffentlicht durch das BMBF
(2008a, 2008b). Beelmann arbeitete im Rahmen seiner Studie bei gefährdeten Jugend-
lichen eine „starke Ausprägung bei Umwertungs-, Abwertungs- und Ablenkungsstra-
tegie“ (Beelmann 2011, 62) heraus sowie auch eine „geringe Ausprägung der Situa-
tions- und Reaktionskontrolle“ (ebd., 62). Dies dürfte den erfolgreichen Übergang in
die Arbeitswelt zusätzlich erschweren. Insofern ist eine „multiprofessionelle Zusam-
menarbeit, die über die unterschiedlichen Institutionen hinweg stattfindet“ (Bylinksi
2013, 218), zwingend erforderlich, welche sowohl institutionelle als auch biografische
Übergänge in den Blick nimmt (Bleher 2011).

Deutlich wird, dass der klassische Weg über die Duale Ausbildung nur für einen
Teil der Schulabsolventinnen und -absolventen machbar ist. Andere verbleiben län-
gere Zeit im Übergangssystem, münden direkt in Jobs ein oder aber sind ohne Ausbil-
dung und Arbeit (vgl. Karriereverläufe weiter oben). Insofern stellt sich die berech-
tigte Frage, ob die (Förder-) Schule auch auf Jobs, verschiedene Anstellungsverhält-
nisse, Formen von Arbeit und auch Phasen der Arbeitslosigkeit vorbereiten sollte.
Weiterhin ist zu prüfen, welche ergänzenden schulischen Bewältigungsangebote
(zum Verhältnis von Bildung und Bewältigung vgl. Mack, 1999) zur Vorbereitung auf
ein Leben nach der Schule, d. h. die Förderung von Alltagskompetenzen und Vermitt-
lung von Lebensbewältigungsstrategien (Hiller & Merz 2002; Hiller & Stein 2007; Hil-
ler & Stein 2008; Bleher & Jauch 2009; Kindler 2015), im wahrsten Sinne des Wortes
„not-wendig“ sind. In Kombination mit den nachfolgend aufgelisteten „Bausteinen
der vorberuflichen Bildung an der Förderschule“ bilden sie die zentralen Merkmale
einer zeitgemäßen Vorbereitung auf Arbeit und Leben.
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Bildungs- und Ausbildungswege von Hauptschulabsolventinnen und -absolventen von Juni
2004 bis November 2007 (Quelle: BMBF, 2008a, 42)

Bildungs- und Ausbildungswege von Stuttgarter Förderschülerinnen und -schülern (N=47)
(Quelle: BMBF 2008b, 72)

Abbildung 1:

Abbildung 2:
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Typische Bausteine der schulischen Vorbereitung auf Arbeit und Leben
an Förderschulen ESE
Aus Platzgründen sind die verschiedenen berufsvorbereitenden Maßnahmen in Form
einer Grafik zusammengefasst – denn viele der genannten Maßnahmen sind den Le-
serinnen und Lesern vermutlich bekannt. Daher wurden nur kurze Erläuterungen
eingefügt.

* Literaturtipp: Wilkening, F. (1994). Unterrichtsverfahren im Lernbereich Arbeit und Technik (4. Aufl.). Villin-
gen-Schwenningen.

Bausteine der schulischen Vorbereitung auf Arbeit (eigene Darstellung)Abbildung 3:

84 Übergänge aus der Förderschule, Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung



Sinnvollerweise sind die aufgelisteten Bausteine der Berufsvorbereitung zu ergänzen
durch Themen wie: Tipps für einen guten Start im Betrieb, Probezeit, Leistung und
Leistungsnormen, Formen und Inhalte von Arbeitsverträgen, Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmer-Vertretung, Lohnabrechnungen verstehen, Arbeitszeit und Zeiterfassung, Ur-
laub/Arbeitsverhinderung/Krankheit/Arbeitsunfall, Minijob/Kurzarbeit/Leiharbeit
usw.

Darüber hinaus stellen Unterrichtsbausteine zur Vorbereitung auf das Leben im
Anschluss an die (Förder)Schule ein zielführendes Bildungs- und Bewältigungsange-
bot dar. Typische Themenfelder sind beispielsweise: Lebensordner mit wichtigen
Unterlagen anlegen, Übergänge in die Erwerbsarbeit, Lebenslauf und Bewerbungs-
schreiben anfertigen, Umgang mit Phasen der Arbeitslosigkeit, Zeitmanagement,
Freizeit gestalten, Wohnen und Wohnformen, Persönliches Budget/Haushaltsplan,
Schuldenfalle/Umgang mit Schulden, Partnerschaft/Familie/Kinder, eigenen Haus-
halt einrichten, Aufgaben im Haushalt, Umgang mit Behörden, Hilfen und Ansprech-
partner bei Legalitätsproblemen. Ausführliche Beispiele finden sich beispielsweise in
den Lehrer- und Schülerarbeitsheften „Durchblick im Alltag 1 und 2“ (Hiller & Stein
2007, 2008).

Über diese „Bausteine der schulischen Vorbereitung auf Arbeit und Leben“
hinaus stellt sich die Frage, welche zusätzlichen (ggf. flankierenden) Maßnahmen für
Jugendliche an Förderschulen im Förderschwerpunkt emotional-soziale Entwicklung
erforderlich sind, um die zum Teil psychisch hoch belasteten Schüler:innen zu unter-
stützen bzw. adäquat zu fördern. Denn viele von ihnen befinden sich in psychosozia-
len Notlagen, wie die nachstehenden Ausführungen zeigen. Vor diesem Hintergrund
wird eine erfolgreiche Transition von der Förderschule ESE in die Arbeitswelt zusätz-
lich erschwert.

Psychische Belastungen bei Kindern und Jugendlichen (im schulischen
Förderschwerpunkt emotional-soziale Entwicklung)
Neben den weiter oben behandelten Fragen der oftmals unterbelichteten Berufswege-
planung für Schüler:innen an Förderschulen für emotional-soziale Entwicklung soll
in diesem Beitrag auch ausgelotet werden, wie sich der Erkenntnisstand zu psychi-
schen Belastungen in Übergängen zur Erwerbstätigkeit im Kontext Förderschule, För-
derschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung gestaltet.

Weltweit stellt sich die psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen
nach einem gerade erschienenen Bericht des UN-Kinderhilfswerks (Unicef 2021) als
kritisch dar:

• Etwa jeder siebte junge Mensch zwischen 10 und 19 Jahren (13 Prozent) lebt
mit einer diagnostizierten psychischen Störung (80 Millionen zwischen 10 und
14 Jahren, 86 Millionen zwischen 15 und 19 Jahren);

• weltweit nehmen sich jedes Jahr ca. 45.800 junge Menschen zwischen 10 und
19 Jahren das Leben – ein junger Mensch alle elf Minuten. In der Altersgruppe
der 15- bis 19-Jährigen ist Suizid die vierthäufigste Todesursache nach Verkehrs-
unfällen, Tuberkulose und Gewalttaten;
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• die weltweiten Investitionen in die Prävention von psychischen Erkrankungen
sind extrem niedrig. In einigen der ärmsten Länder der Welt geben Regierungen
durchschnittlich weniger als einen US-Dollar pro Person für die Behandlung von
psychischen Erkrankungen aus. In Entwicklungs- und Schwellenländern kom-
men auf 100.000 Einwohner im Schnitt 0,1 Kinder- und Jugendpsychiater:innen.
In den Industrieländern sind es 5,5 pro 100.000;

• bei einer aktuellen repräsentativen Befragung in 21 Ländern von UNICEF und
Gallup im Sommer 2021 gaben 83 Prozent der jungen Menschen zwischen 15
und 24 Jahren an, dass sich psychische Probleme besser bewältigen lassen, wenn
man seine Erfahrungen mit anderen teilt und Hilfe sucht, anstatt die Probleme
mit sich selbst auszumachen. In Deutschland sind sogar 91,7 Prozent der jungen
Menschen dieser Meinung.
(vgl. Unicef, 2021, ohne Seitenangaben)

Vor dem Beginn der Corona-Pandemie zeigte sich für schulpflichtige Kinder und Ju-
gendliche im hoch industrialisierten Deutschland folgende epidemiologische Ten-
denz:

„Die gesundheitliche Situation von Kindern und Jugendlichen hat sich in Deutschland
ebenso wie in anderen Industrienationen in den vergangenen Jahrzehnten deutlich verän-
dert: Infektionskrankheiten spielen heute nur noch eine nachrangige Rolle, psychische
und psychosomatische Erkrankungen gewinnen an Bedeutung.

Etwa jedes/r zwanzigste Kind und Jugendliche in Deutschland hat eine behand-
lungsbedürftige psychische Erkrankung, etwa jedes fünfte Kind klagt über psycho- soma-
tische (psychische und körperliche) Beschwerden. Die geschlechts-, alters- und schicht-
spezifischen Unterschiede sind erheblich: Bis zur Pubertät sind Jungen stärker gefährdet,
danach Mädchen. Kinder aus Familien mit niedrigem sozioökonomischem Status (Ein-
kommen, Bildung) sind bedeutend häufiger psychisch krank. Psychische Krankheiten
nehmen bei Kindern und Jugendlichen weiter zu, darunter vor allem Störungen der Ent-
wicklung, der Emotionalität und des Sozialverhaltens. Die Förderung der psychischen Ge-
sundheit wird daher zu einer dringlichen politischen Aufgabe.“ (Bundespsychotherapeu-
tenkammer, ohne Jahresangabe, 3)

Die Corona-Pandemie aber erfordert nicht nur eine Neubewertung der oben als nach-
rangig bezeichneten Infektionskrankheiten, z. B. in Form einer massiv zunehmenden
Erhöhung der Gefahr von weltweiten Antibiotikumresistenzen durch Covid 19 (Men-
tor et al. 2021), sondern verschärft insbesondere die psychische Situation von Kindern
und Jugendlichen eklatant (Ravens-Sieberer 2021a; 2021b).

Im Zusammenhang mit Schule, Lernen und psychischer Belastung liegt robuste
Evidenz dahingehend vor, dass psychische Probleme Bildungschancen reduzieren.
Umgekehrt kann schulischer Misserfolg psychische Störungen verstärken oder aufrechterhal-
ten (Hanisch & Hennemann 2021, 4).

Über die psychische Belastung von Kindern und Jugendlichen im Kontext För-
derschule, Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung liegen deutsch-
landweit nur zwei belastbare Studien von Schmid et al. (2007a, 2007b) und Henne-
mann et al. (2020) vor.
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Beide Studien kommen, was die psychische Belastung der Kinder und Jugend-
lichen im Förderschwerpunkt emotional-soziale Entwicklung angeht, zu dem Ergeb-
nis einer sehr hohen Belastung:

„Schulen für für Erziehungshilfe fungieren häufig als ein Auffangbecken für psychisch
sehr belastete Kinder und Jugendliche mit schweren kinder- und jugendpsychiatrischen
Erkrankungen.“ (Schmid et al. 2007a).

„Insgesamt 85 % der untersuchten Schülerinnen und Schüler werden von ihren Lehrkräf-
ten als funktionsbeeinträchtigt eingeschätzt. Auch wenn dieser Zahl in einer ausführ-
licheren Befragung weiter nachzugehen ist, kann sie bereits als Hinweis darauf verstan-
den werden, dass die untersuchte Gruppe der Schülerinnen und Schüler mit dem FSP
EsE psychisch hoch belastet zu sein scheint – mit der möglichen Folge der Gefährdung
gesellschaftlicher Teilhabe und sozialer Integration (Petermann et al. 2016; Stein & Müller
2018).“ (Hennemann et al. 2020, 53).

Dennoch ist es mit Hanisch und Hennemann (2021) wichtig zu betonen, dass es zwi-
schen den beiden Gruppen der Kinder und Jugendlichen mit einem Anspruch einer
sonderpädagogischen Förderung zum einen sowie mit psychischen Belastungen zum
anderen zwar eine sehr hohe Überschneidung gibt, dass sie aber nicht identisch sind.
Dies bedeutet, dass nicht alle Kinder und Jugendlichen mit psychischen Schwierigkei-
ten einen Anspruch auf sonderpädagogische Förderung besitzen und dass auch nicht
alle Kinder und Jugendlichen im FSP EsE (behandlungsbedürftige) psychische Stö-
rungen aufweisen. In Bezug auf den Übergang in das Arbeitsleben bekommt dies
nochmals eine eigene Note, denn um eine Förderung über das Arbeitsförderungsge-
setz zu erhalten, benötigen sie die Etikettierung „Seelische Behinderung“. Dazu ist
eine psychologische Überprüfung durch eine/n von der Arbeitsagentur bestellte/n
Psychologin bzw. Psychologen erforderlich. Viele der Jugendlichen im Förderschwer-
punkt emotional-soziale Entwicklung wollen diese Stigmatisierung keinesfalls auf
sich beziehen. Eine typische Schüleraussage dazu wäre: „Ich bin doch nicht behin-
dert!“ Durch einen entsprechenden Verzicht konkurrieren sie wiederum mit den Ab-
solvierenden aller Schularten auf dem Arbeitsmarkt, allerdings mit geringen Chan-
cen. Daher sind flankierende Maßnahmen erforderlich.

Eher bruchstückhafte Erkenntnisse ergeben sich aus der in diesem Themenkon-
text zentralen, aber insgesamt als komplex anzusehenden Frage, wie die als hoch
identifizierten psychischen Belastungen von Kindern und Jugendlichen (die eine För-
derschule EsE besuchen) in ihre (zukünftige) Arbeitswelt hineinwirken. In Ermange-
lung passgenauer empirischer Daten soll sich mit einigen verwandten „Fundstücken“
beholfen werden, die sich eher auf den Übergang Schule – Arbeitswelt und psychi-
sche Belastung als auf Auswirkungen in ein langes Erwerbs(losen)leben hinein bezie-
hen.

O’Connor et al. (2018) weisen zunächst darauf hin, dass sich Zeiten der Transi-
tion z. B. im Übergang von der Schule ins Erwerbsleben durch ein besonders hohes
Maß an Vulnerabilität und Stress auszeichnen, weil die neuen Anforderungen sich
selten mit den vorhandenen individuellen Kompetenzen decken; Wade-Bohleber et al.
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(2020) bestätigen dies in einer weiteren Studie anhand des Stresserlebens und der
psychischen Belastung von arbeitenden und arbeitslosen Adoleszenten.

Eine große englische Längsschnittstudie (Symonds, Dietrich, Chow, & Salmela-
Aro 2016) mit Daten von über 13.000 Gesamtschülerinnen und -schülern (Compre-
hensive School) kann belegen, dass „NEET“-Jugendliche (NEET = nicht in der Schule,
keine Erwerbstätigkeit und nicht in Ausbildung), wenig überraschend, am meisten
Einbußen in ihrer seelischen Gesundheit hatten. Auch Schüler:innen, die einen
Wechsel innerhalb der gleichen Schule (upper secondary level) vollzogen, hatten ver-
mehrt Angst, Depressionen und insgesamt ein weniger positives „Funktionsniveau“.
Dagegen berichtet diese Studie, dass Adoleszente, die in Vollzeitarbeit, Ausbildung
oder in eine Berufsfachschule wechselten, die Stati ihrer psychischen Gesundheit ver-
bessern konnten. Sabatella & von Wyl (2019) konnten dies über ähnliche Ergebnisse
bestätigen. Auch wenn diese Studien wegen der schlechten Übertragbarkeit auf das
deutsche duale System keine „letzten“ Schlüsse zulassen, so wird doch daran klar,
dass es hoch relevante Wechselwirkungen zwischen den Bereichen Schule, Berufsbil-
dung und psychischer Gesundheit zu geben scheint.

Insgesamt stellen von Wyl et al. (2018) in diesem Zusammenhang fest, dass zum
einen Schwierigkeiten im Übergang in die Berufsausbildung für alle Jugendlichen die
Gefahr eines Aufkommens von psychischen Problemen bedeuten. Für den Kontext
Förderschule im Förderschwerpunkt emotional-soziale Entwicklung ist aber zum an-
deren durch das bereits schon oftmals biografisch bedingte Vorhandensein von er-
höhtem Stress und psychischer Belastung sowie weiteren insbesondere kumulierten
Risikofaktoren (Scheithauer & Petermann 1999) davon auszugehen, dass die für die
Förderschule EsE beschriebene Verdichtung von psychischen Schwierigkeiten auch
in den ohnehin vulnerablen Übergang und in ein lebenslang auszubalancierendes
Berufsleben massiv hineinspielt.

Flankierende Maßnahmen, die der psychischen Stabilisierung, der Stressreduk-
tion, dem Abbau von Zukunftsängsten, dem Aufbau eines positiven Selbstkonzepts
und der Entwicklung von Lebensperspektiven dienen und dabei biografische Erfah-
rungen berücksichtigen, sollten daher – neben den typischen schulischen Maßnah-
men der Berufsvorbereitung – Einzug in ein Gesamtkonzept finden, das auf die Be-
wältigung von Arbeit und Leben vorbereitet.

Fazit
Es konnte gezeigt werden, dass der Übergang in die Arbeitswelt aus dem Kontext
Förderschule im Förderschwerpunkt emotional-soziale Entwicklung nicht nur aus
inhaltlichen und methodisch-didaktischen Maßnahmen (Bausteine der Arbeitswelt-
vorbereitung) besteht, sondern massiv beeinflusst wird durch gesellschaftliche und
arbeitsmarktpolitische sowie wirtschaftliche Rahmenbedingungen (Lage auf dem
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt). Hinzu kommt – vor allem für Förderschüler:innen
in psychosozialen Notlagen – ihre persönliche Situation, die aus der Blickrichtung
psychischer Belastung und Stress hoch relevant ist und den Übergang in die Arbeits-
welt massiv erschwert. Hier braucht es im weiter oben beschriebenen Sinn ein
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passfähiges, flexibles und für alle Protagonistinnen und Protagonisten leistbares
schulisches Angebot. Junge Menschen mit psychischen Belastungen, die an der För-
derschule EsE nicht die Ausnahme, sondern die Regel sind, brauchen spezifische psy-
chologisch-berufspädagogische flankierende Maßnahmen, die Stress mindern, Wis-
sen sowie verlässlich Struktur und Zuversicht auf eine beeinflussbare, auskömmliche
und selbstwirksame (berufliche) Zukunft mit entsprechenden Teilhabemöglichkeiten
vermitteln. In diesem Sinne kann der aktuelle Mangel an Arbeitskräften auch als hoff-
nungsvolle Chance für Jugendliche mit eher holprigen, unsteten und mitunter kom-
plizierten berufsbiografischen und psychischen Wegen aus der Förderschule EsE
gesehen werden.
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4.1.1.2 Übergänge aus dem inklusiven schulischen Setting

Lena Bömelburg, Dirk Sponholz & Jan Jochmaring

Einleitung
Der Übergang von der (inklusiven) Schule in die Arbeitswelt ist die Schnittstelle, die
über das Ende der Schulzeit hinaus über die Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen und Beeinträchtigungen entscheidet. Die Teilhabe am Arbeitsleben und die vo-
rausgehende Berufswahl gelten als Vermittler der sozialen Integration (Wansing
2019) – ein Schritt, der auch für Jugendliche mit psychischen Beeinträchtigungen von
zentraler Bedeutung ist und einer intensiven Begleitung bedarf. Dies ist unabhängig
vom Ort der Beschulung – wird jedoch zunehmend zur Aufgabe inklusiver Schulen
als vorrangigem Förderort.

Während die Umsetzung von Inklusion im Schulsystem zur zentralen Thematik
in Praxis und Forschung wird, ist für das berufliche Ausbildungssystem und die Ar-
beitswelt bisher kaum inklusive Entwicklung zu konstatieren. Einher geht dies mit
der wenig beachteten Frage der erfolgreichen Transition von der Sekundarstufe in die
Arbeitswelt. Erfolgreich ist sie im inklusiven Sinn, „wenn alle Jugendlichen einen An-
schluss finden und annehmen, der ihren Möglichkeiten in der Übergangssituation
entspricht“ (Koch & Textor 2015, 106). Dieser Anschluss muss für die Jugendlichen
mit und ohne Unterstützungsbedarf nicht zwingend der direkte Einstieg in den ers-
ten Arbeitsmarkt sein, sollte jedoch das langfristige inklusionsbasierte Ziel sein. In
der Theorie wird dieses konsensual gefordert und durch das in der UN-Behinderten-
rechtskonvention verankerte Recht auf Zugang zum allgemeinen Berufsbildungssys-
tem und zur Teilhabe am Arbeitsleben gestärkt (BMAS 2011, 24, 27). In der Praxis ist
es indessen (noch) nicht umgesetzt (Arndt et al. 2018; Jochmaring et al. 2019). Gefor-
dert sind die Schulen als Ausgangs- und Knotenpunkte des inklusiven Übergangs
(Koch 2015). Die Übergangsvorbereitung im Rahmen der Berufsorientierung gewinnt
folglich an Relevanz.

Die Zielgruppe der Jugendlichen mit psychischer Belastung findet dabei sowohl
im Kontext der Debatte um schulische Inklusion als auch im Hinblick auf den Über-
gang in die Arbeitswelt bislang kaum Beachtung. Zu berücksichtigen sind für diese
Zielgruppe drei mögliche Übergangswege von bzw. in inklusive Settings:

• der Übergang von der Förderschule in den ersten (inklusiven) Arbeitsmarkt,
• der Übergang von der inklusiven Schule in den ersten (inklusiven Arbeitsmarkt)

sowie
• der Übergang von der inklusiven Schule in den zweiten (exklusiven) Arbeits-

markt in Form von Werkstätten für behinderte Menschen o. Ä.

Inklusives Schulsystem – Fokus: Förderschwerpunkt Emotionale und soziale
Entwicklung
Das Schulsystem in Deutschland verändert sich. Im zeitlichen Verlauf wird die allge-
meinbildende Schule zunehmend zum vorrangigen Ort sonderpädagogischer Unter-
stützung. Das gemeinsame Lernen aller Schüler:innen soll zum gesetzlich festge-



schriebenen Regelfall, die Förderschule demgegenüber zur Ausnahme werden. Je
nach Bundesland ist dieses Ziel unterschiedlich realisiert.

Zunächst vorrangig in der Primarstufe realisiert, die auch gegenwärtig noch den
höchsten Inklusionsanteil aufweist, wird die Sekundarstufe zunehmend ein Ort ge-
meinsamen Lernens. Der Anteil der Schüler:innen mit sonderpädagogischem Unter-
stützungsbedarf hat sich nicht zuletzt aufgrund des neu verankerten Rechtsan-
spruchs in den letzten Jahren kontinuierlich erhöht. Ausgehend von der Beschulung
in Haupt- und Gesamtschulen sind gegenwärtig auch alle weiteren Schulformen der
Sekundarstufe I mit der Aufgabe der inklusiven Beschulung konfrontiert (Nentwig
2018).

Der Anteil an Kindern und Jugendlichen mit einem sonderpädagogischen Unter-
stützungsbedarf steigt. Waren es im Jahr 2000 nur 5,1 Prozent aller Schüler:innen der
Sekundarstufe I, erhielten 2008 5,8 Prozent eine sonderpädagogische Unterstützung.
Aktuell liegt der Anteil bei 7,1 Prozent, bei bundeslandspezifischen Spannweiten der
Förderquoten zwischen 5 Prozent und 10 Prozent (ABB 2020; KMK 2021).

Jugendliche mit psychischen Beeinträchtigungen müssen – je nach Ausprägung
– nicht zwingend einen sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf aufweisen. Es ist
davon auszugehen, dass 12 bis 18 Prozent aller Kinder und Jugendlichen psychische
Störungen aufweisen (Hennemann et al. 2020, 47; Landesprogramm Bildung und Ge-
sundheit NRW, n. d.). Nur ein Teil von ihnen verfügt über einen diagnostizierten son-
derpädagogischen Unterstützungsbedarf – zumeist verortet im Förderschwerpunkt
emotionale und soziale Entwicklung (Hennemann et al. 2020, 46). Dieser ist nach
dem Förderschwerpunkt Lernen der zweithäufigste in Deutschland. Mittlerweile wer-
den in beiden genannten Förderschwerpunkten mehr Schüler:innen in Regelschulen
als in Förderschulen unterstützt – mit einem jeweiligen Anteil von knapp 57 Prozent.
Im Förderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung ergibt sich dabei eine
Förderquote von 1,4 Prozent und eine Förderschulbesuchsquote von 0,6 Prozent
(KMK 2021).

Insgesamt steigt somit der Anteil der Jugendlichen, die mit der Erfahrung son-
derpädagogischer Unterstützung die Sekundarstufe I verlassen, ihre Pflichtschulzeit
beenden und in den Arbeitsmarkt bzw. in die Berufsvorbereitung und Berufsausbil-
dung entlassen werden (Jochmaring et al. 2019). Eine steigende Anzahl an Schülerin-
nen und Schülern hat zugleich in der Sekundarstufe inklusive Schulerfahrungen ge-
sammelt.

Detaillierte Zahlen zu Abschlussqualifikationen der Schüler:innen mit sonder-
pädagogischem Unterstützungsbedarf aus Regelschulen liegen nur für einzelne Bun-
desländer vor.1 Von den knapp 33.000 Abgängerinnen und Abgängern sowie Absolvie-
renden von Förderschulen gingen im Jahr 2018 insgesamt 72,1 Prozent ohne Schul-
abschluss ab. 23,5 Prozent erreichten den Hauptschulabschluss, 4,1 Prozent den
mittleren Abschluss und 0,3 Prozent die Hochschulreife (KMK 2020, 9; 45 ff.). Fast die

1 Eine differenzierte Aufschlüsselung nach Förderschwerpunkt oder Beeinträchtigungen erfolgt nicht. Eine Ausweisung
der Abgänger:innen und Absolvierenden je Bundesland und Jahr liegt in der KMK-Statistik (2020, 45 ff.) für die Jahre
2009–2018 vor. Es ist keine Differenzierung nach Förderschwerpunkten zu entnehmen, nur der Förderbereich Lernen wird
gesondert ausgewiesen.

Lena Bömelburg, Dirk Sponholz & Jan Jochmaring 95



Hälfte (44 %) aller Schulabgänger:innen ohne Hauptschulabschluss (6,8 % im Jahr
2018) entstammen den Förderschulen (ABB 2020, 144 f.). Veröffentlichungen erwe-
cken den Eindruck, dass die inklusiven Schulsettings die Chancen auf einen Schulab-
schluss erhöhen (ABB 2020, 145). Dabei ist es ungeklärt, ob und wie durch die Zuwei-
sungspraxis zur inklusiven Beschulung bereits eine Selektion erfolgt, die zu unglei-
chen Ausgangsvoraussetzungen beider Gruppen führt. Trotz erheblicher Differenzen
zwischen den Ländern zeigt sich, dass die Schüler:innen mit sonderpädagogischem
Unterstützungsbedarf in Regelschulen seltener ohne Abschluss bleiben als an Förder-
schulen und häufiger einen Hauptschul- bzw. mittleren Schulabschluss erreichen
(ABB 2020, 144 f.; D8–3; D8–4web).

Bilanzierend ist davon auszugehen, dass Jugendliche mit psychischen Beein-
trächtigungen zunehmend Erfahrungen im inklusiven Schulsystem sammeln oder
im Regelschulsystem ohne gesonderte Unterstützung beschult werden. Inwieweit die
Schulen auf ihre individuellen Bedarfe im Zusammenhang mit den Beeinträchtigun-
gen eingehen, ist zum einen abhängig vom Status der Diagnostik – zum anderen sind
aber vor allem Haltung und das Verhalten der einzelnen Lehrpersonen – als enge
schulische Kontaktpersonen – entscheidend. Grundsätzlich ist anzunehmen, dass an
Regelschulen im Vergleich zu Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Emotio-
nale und soziale Entwicklung eine geringere Expertise im Umgang mit der Ziel-
gruppe vorhanden ist. Dies betrifft auch das Aufgabenfeld der Begleitung im Über-
gang von der Schule in die Arbeitswelt – aus schulischer Perspektive subsummiert
unter dem Begriff der Berufsorientierung.

Inklusive Berufsorientierung als Vorbereitung auf den Übergang von der Schule
in den Beruf
Die Relevanz einer umfassenden Vorbereitung und Begleitung der Transition in die
nachschulische Lebenswelt wird zunehmend von der Politik, aber auch den Verant-
wortlichen anerkannt und schulformübergreifend als Pflichtaufgabe verankert. Es hat
sich ein Verständnis von Berufsorientierung durchgesetzt als „lebenslanger Prozess
der Annäherung und Abstimmung zwischen Interessen, Wünschen, Wissen und
Können des Individuums auf der einen und Möglichkeiten, Bedarf und Anforderun-
gen der Arbeits- und Berufswelt auf der anderen Seite“ (Butz 2008, 50). Die Berück-
sichtigung der erweiterten Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern mit und ohne
sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf im Rahmen der inklusiven Beschulung
steht in der schulischen Praxis jedoch noch am Anfang.

Mit der Anforderung einer inklusiven Berufsorientierung treffen zwei Linien der
Schulentwicklung und die damit verbundenen Interpretationen der Aufgaben an Re-
gelschulen zusammen. Diese beiden Linien bestimmen damit verbundene Perspek-
tiven, aus denen heraus der schulische Entwicklungsprozess hin zu einer inklusiven
Berufsorientierung erfolgen kann. Ebenso bieten sie eine Reflexionsbasis für berufs-
orientierende Maßnahmen an inklusiven Schulen. Zum einen werden aus der In-
klusionsperspektive die Vorstellungen und Erfahrungen um die Entwicklung eines
inklusiven Unterrichtes als Grundlage genutzt, um diese durch Maßnahmen der Be-
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rufsorientierung zu ergänzen. Zum anderen stehen aus der zweiten Perspektive he-
raus das Wissen und Know-how schulischer Berufsorientierung im Mittelpunkt der
Entwicklung, und davon ausgehend werden dann inklusive Bausteine ergänzt (Spon-
holz 2019, 238).

Als möglichen Orientierungsrahmen formulierte Koch (2017) Qualitätskriterien
für die Entwicklung einer inklusiven Berufsorientierung, die auch mit Blick auf die
Zielgruppe der Schüler:innen mit Förderbedarf im Bereich der sozial-emotionalen
Entwicklung wichtige Hinweise bieten könnten (Sponholz 2019).

Unabhängig vom Bewusstsein der (theoretischen) Qualitätsanforderungen an
die integrierte und kooperative Berufsorientierung und die Voraussetzung der Lehr-
personenqualifikation für die erfolgreiche Planung und Umsetzung einer Berufs-
orientierung für alle Jugendlichen zeigen sich in der inklusiven Berufsorientierungs-
praxis Herausforderungen. Nicht zuletzt sind diese auch auf eine unzureichend
entwickelte allgemeine Berufsorientierung zurückzuführen, die sich gegenwärtig nur
langsam schulformübergreifend weiterentwickelt. Im Sinne eines Paradigmenwech-
sels besteht jedoch zunehmend Konsens über die Relevanz einer schulabschluss- und
schulformunabhängigen Berufsorientierung für alle Schüler:innen. Es gilt der Grund-
satz: „Eine fundierte berufliche Orientierung ist Voraussetzung für eine gelingende
Berufswahl, die wiederum einen wesentlichen Einflussfaktor für eine erfolgreiche
Einmündung in die berufliche Ausbildung darstellt“ (Benner & John 2011, 1).

Entgegen der Forderung einer lernortunabhängigen Gewährleistung einer um-
fassenden beruflichen Orientierung und Übergangsbegleitung an allen Schulformen
und insbesondere in inklusiven Settings zeigt sich in der Praxis eine Vernachlässi-
gung des Aufgabenbereichs (Nentwig 2018, 53; Koch 2015, 4). Kritisch hervorzuheben
ist die historisch entwickelte und bis heute vorliegende Abhängigkeit der Berufsorien-
tierungsqualität von den Einzelschulen, die stark mit der Schulform und den zu ver-
gebenden Schulabschlüssen korreliert. Je höher die zu vergebenden Abschlüsse,
desto geringer ist der Umfang der Berufsorientierung. So ist davon auszugehen, dass
die Mehrheit der Schüler:innen mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf in
inklusiven schulischen Settings nicht ausreichend auf den Übergang in die nachschu-
lische Lebenswelt vorbereitet wird. Neben dem Einfluss der Schulform betrifft dies
insbesondere jene Kohorten im gemeinsamen Lernen, deren Schulen noch am Be-
ginn des inklusiven Schulentwicklungsprozesses stehen.

Psychische Beeinträchtigungen stehen dabei sowohl im Kontext der (inklusiven)
Beschulung als auch im Rahmen der Berufsorientierung bislang nicht im Fokus. Es
fehlt an Erkenntnissen zu Bedarfen der Zielgruppe im Transitionsprozess als auch
dem Wissen um Anschlusswege.

Der Annahme folgend, dass die Transition von der Schule in die nachschulische
Lebens- und Arbeitswelt eine ‚Schwelle“ bzw. eine eigenständige Lebensphase dar-
stellt, die für benachteiligte Jugendliche zugleich als „Risikolebenslage“ (Köck 2010,
20) eingeordnet wird, zeigt sich der unbedingte Bedarf der hier fokussierten Ziel-
gruppe. Für Jugendliche mit psychischen Belastungen ist der Übergang folglich eine
kritische Lebensphase mit vielfachen Anforderungen. Es gilt sich in dem „Dschungel“
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möglicher Anschlusswege zu orientieren, eine berufliche (Erst-) Entscheidung zu tref-
fen, sich auf neue, unbekannte Personen, Institutionen und Tätigkeiten einzulassen
und einen Einstieg in den neuen Lebensabschnitt zu finden. Dies sind eben jene An-
forderungen, die für die genannte Zielgruppe zumeist eine Hürde und Belastung dar-
stellen und bei starker Ausprägung einen erfolgreichen Übergang verhindern können
(Nentwig, 2018).

Es gilt für die Schulen, aber auch die Beteiligten außerschulischen Kooperations-
partner:innen, einen sensiblen und zielgruppenspezifischen Zugang in der Über-
gangsvorbereitung und -begleitung zu finden. Die Zielsetzung besteht dabei in der
Findung eines individuell passenden Anschlusses. Auch im Kontext inklusiver schu-
lischer Settings muss dieser für Jugendliche mit psychischen Beeinträchtigungen
nicht zwingend inklusiv sein, sondern den Bedarfen der Einzelnen entsprechen. Ein
Verständnis der ausschließlichen Zielsetzung einer direkten Einmündung in den ers-
ten Arbeitsmarkt wäre veraltet und gilt gegenwärtig als verkürzt (Butz, 2008). Viel-
mehr geht es um die Aneignung einer lebenslangen Berufsorientierungskompetenz
und die Fähigkeit, insbesondere in Krisensituationen (prekäre Beschäftigung, Arbeits-
losigkeit, Neuorientierung) handlungsfähig zu bleiben. Dies gilt insbesondere für
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen.

Eine Erhöhung der beruflichen Partizipationschancen ist für die Zielgruppe for-
mal durch die UN-Behindertenrechtskonvention gegeben. Diese formuliert in Arti-
kel 24 und 27 explizit, dass berufliche (Aus-)Bildung auf die Bedürfnisse von Men-
schen mit Beeinträchtigungen abgestimmt werden muss. Diese Forderungen werden
national ergänzt in der deutschen Rechtsordnung durch das Allgemeine Gleichstel-
lungsgesetz und das Behindertengleichstellungsgesetz. Der Anspruch auf Inklusion
und die rechtlichen Gleichheitsformulierungen bedeuten jedoch noch lange keine
gleichberechtigten Arbeitsmarkt- und Teilhabechancen (Wansing 2019; Jochmaring
2019). Schüler:innen mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf gehören auf-
grund der relativen Qualifikationsentwertung im Zuge der Bildungsexpansion sowie
ihrer mangelnden formalen und überfachlichen Qualifikationen zu den Verlierern im
Übergangsprozess. Statt des direkten Einstiegs in die Arbeitswelt münden sie zu-
meist in Angebote des Übergangssystems ein und durchlaufen einen komplexeren
und längeren Prozess der Transition von der Schule in die nachschulische Lebens-
und Arbeitswelt als Jugendliche ohne sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf
(Jochmaring et al., 2019).

Gestaltung inklusiver Übergänge von der Schule in den Beruf für Jugendliche mit
psychischen Beeinträchtigungen
Als entscheidende Basis für eine gelingende Übergangsgestaltung gilt ein frühzeiti-
ger Beginn der schulischen Berufsorientierung, da Jugendliche mit sonderpädago-
gischen Unterstützungsbedarfen und insbesondere mit psychischen Beeinträchtigun-
gen einen längeren Berufsorientierungsprozess mit „Zusatzschleifen“ durchlaufen.
Neben umfassenderen Informations- und Orientierungsangeboten sind Neuorientie-
rungen erforderlich, die sich unter anderem durch die Auseinandersetzung mit den
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individuellen Stärken und Einschränkungen ergeben können (Schellenberg, Studer &
Hofmann 2016, 489). Zu vermeiden ist eine Berufsorientierung, die auf Prozesse der
Abkühlung und Anpassung fokussiert und die ausschließlich auf ein Leben in prekä-
ren Verhältnissen jenseits des ersten Arbeitsmarktes vorbereitet. Vielmehr sind die
Schulen respektive die Lehrpersonen gefordert, eine umfassende Begleitung als prä-
ventives Angebot der Übergangsvorbereitung zu schaffen. In diesem Sinne ist die
frühzeitige Berufsorientierung „als der erste Schritt zur Inklusion“ (Bylinski & Rützel
2011, 16) zu verstehen (Jochmaring et al. 2019).

Kooperation
Aufgrund der Komplexität des Aufgabenfeldes, die durch die mit der Inklusion ver-
bundenen Anforderungen weiter ansteigt, ist die Institution Schule auf Zusammen-
arbeit mit weiteren Akteuren angewiesen. Gilt die professionsübergreifende Koopera-
tion bereits im Kontext der allgemeinen Diskussion um schulische Inklusion als
zentral, ist sie für den inklusiven Übergang noch bedeutsamer.

Mit der inklusiven Beschulung ist eine Erweiterung des Netzwerks erforderlich.
Unter Fokussierung der Zielgruppe mit psychischen Beeinträchtigungen stellt sich
die Frage nach spezifischen Kontakten. Neben dem Pflichtpartner der Agentur für
Arbeit sind insbesondere Bildungsträger sowie Integrationsfachdienste zu nennen,
die weiterführende Begleit- und Eingliederungsmaßnahmen für die Zielgruppe an-
bieten. Für die Zielgruppe der Jugendlichen mit psychischen Beeinträchtigungen ist
eine frühzeitige Kontaktaufnahme und das Kennenlernen zukünftiger Begleitperso-
nen, Ansprechpartner:innen und ggf. Arbeitgeber:innen der zentrale Schlüssel eines
gelingenden Übergangs. Nur wenn die sich verändernden Strukturen frühzeitig er-
lebt und gemeinsam reflektiert werden können, ist es den Jugendlichen möglich, sich
(trotz ihrer Beeinträchtigungen) auf den neuen Lebensabschnitt einzustellen und vor-
zubereiten. Lehrpersonen bzw. Schulen der Sekundarstufe I können dies nicht eigen-
ständig leisten (Nentwig, 2019).

Kontakte zu künftigen Betrieben zählen für den anvisierten Eintritt in den (ers-
ten) Arbeitsmarkt zu den wichtigsten Parametern. Herausforderungen ergeben sich
bereits bei der ersten Kontaktaufnahme der Schülerschaft mit Unterstützungsbedar-
fen zum ersten Arbeitsmarkt. Persönliche Kontakte der Lehrpersonen, eine offene
Kommunikation sowie die Aussicht auf wechselseitige Vorteile sind die Schlüssel
einer gelingenden Kooperation in der Berufsorientierung und direkten Übergangs-
vorbereitung und -begleitung. Häufig zeigt sich jedoch eine Ablehnung von Jugend-
lichen mit Unterstützungsbedarfen durch potenzielle Arbeitgeber sowie Hemmnisse
durch fehlende Erfahrungen der Betriebe. Dies zeigen sowohl Befragungen von Lehr-
personen als auch Vertreterinnen und Vertretern von Betrieben im Rahmen des Pro-
jekts „KOOPÜ“ (Bömelburg, 2021). Dort herrscht oft Unsicherheit bezüglich junger
Erwachsener mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf. Potenziell werden die
Risiken und Grenzen stärker gewichtet als mögliche Chancen und Potenziale der Ju-
gendlichen, sodass insgesamt eine eher ablehnende Haltung zu erleben ist. Insbeson-
dere psychische Beeinträchtigungen sind für Arbeitgeber:innen aufgrund ihrer viel-

Lena Bömelburg, Dirk Sponholz & Jan Jochmaring 99



fältigen Ausprägungen und der zunächst nicht „offensichtlichen“ Beeinträchtigung
ein Hindernis und werden als „Risiko“ identifiziert (ebd.).

Als Kommunikationshindernis wird zudem die Diskrepanz zwischen inklusiver
Beschulung an einer „Regelschule“ und bestehendem Förderstatus benannt, die für
Außenstehende häufig nicht nachvollziehbar zu sein scheint. Für Betriebe ist häufig
nicht ersichtlich, dass Jugendliche eine Regelschule besuchen und dennoch einen
Förderbedarf aufweisen. In „veralteter Denkweise“ wird dies bis heute bei Vertretern
der Wirtschaft gedanklich mit dem Besuch einer Förderschule verknüpft (ebd.).

Die Kooperation sollte und darf nicht einseitig von der Schule aus gedacht wer-
den. Es ist erforderlich, die Entwicklung durch Aufklärung und Austausch fortlaufend
zu fördern. Erst wenn die Kooperation vonseiten der externen Partner und der Schu-
len gemeinsam angestrebt wird, können inklusive Übergänge und die Teilhabe im
nachschulischen Kontext gelingen. Gegenwärtig bestätigen sowohl die Schulen als
auch die außerschulischen Partner:innen die bislang vorherrschende Praxis der Kon-
taktaufnahme durch die Schulen (ebd.).

Dabei gilt es den Parterninnen und Partnern aus der Wirtschaft zunächst ein
inklusives Grundverständnis zu vermitteln, welches häufig noch nicht entwickelt ist.
Dieses meint sowohl Hintergrundwissen zur Zielgruppe und deren Potenzialen als
auch Möglichkeiten der personellen und finanziellen Förderung und Unterstützung
bei Beschäftigung im Unternehmen. Zudem ist es unabdingbar, über die Möglichkei-
ten der Förderung und Begleitung der Jugendlichen, aber auch der Betriebe bei der
Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt zu informieren. Dies reicht von unterstütz-
ter Beschäftigung bis hin zu ausbildungsbegleitenden Hilfen sowie finanziellen Ent-
lastungen der Arbeitgeber:innen. Diese Ansätze und Unterstützungsmöglichkeiten
sind in der Wirtschaft häufig nicht bekannt (ebd.).

Herausforderung Neukategorisierung
Entscheidend für den Anspruch auf Unterstützung im Übergang ist der Status der
Jugendlichen mit Beeinträchtigungen. Eine direkte Fortschreibung des Förderbedarfs
aus der Sek. I in den Berufsbildungsbereich findet nicht statt und das Label des son-
derpädagogischen Unterstützungsbedarfs wird meist nicht in den Berufsbildungsbe-
reich übernommen. Es kommt im Transitionsprozess zwischen Sekundarstufe und
Berufsbildung i. d. R. zu einem Kategorienwechsel – d. h. einer neuen Zuweisung
einer Behinderungsklassifikation bzw. Beendigung der Etikettierung. Bei den SuS aus
den Förderschwerpunkten wie Emotional-soziale Entwicklung und Lernen führt das
häufig zum Verlust eines Förderstatus. Die Schüler:innen der unspezifischen Behin-
derungsarten verfügen meist nicht über eine anerkannte (Schwer-)Behinderung nach
SGB IX; d. h. im sozialrechtlichen Sinne liegt keine Behinderung vor, auch wenn die
Personen als beeinträchtigt markiert sind durch das Behinderungsetikett Fördersta-
tus/sonderpädagogischer Unterstützungsbedarf im Lernen oder in der emotional-
sozialen Entwicklung des Schulsystems.

Ein Teil der Schüler:innen wechseln in den Rehabilitandenstatus, der sich zwar
in ähnliche, jedoch nicht deckungsgleiche Behinderungsklassifikationen bzw. Katego-
rien ausdifferenziert (z. B. psychische Behinderung, neurologische oder geistige Be-
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hinderung, Lernbehinderung, etc.). Der Personenkreis ist daher nach der Sekundar-
stufe unter verschiedenen Etikettierungen als benachteiligte Personen, Rehabilitand
oder ggfs. als (Schwer)-Behindert nach SGB IX (was nur vereinzelt für den Personen-
kreis zutrifft) in Statistiken2 auffindbar (Jochmaring 2019; Zölls-Kaser 2018).

Für die Jugendlichen ist dieser Prozess der erneuten Überprüfung und Zuwei-
sung einer erneuten Konfrontation mit den eigenen Beeinträchtigungen verbunden.
Dies kann zusätzlich zur Risikolebenslage der Transition – insbesondere bei psychi-
schen Beeinträchtigungen – zu einer doppelten Belastung werden. Zum Teil über-
wiegt der Wunsch, nicht mehr in den Status der „Behinderung“ zugewiesen zu wer-
den. Dies bedingt jedoch zugleich eine fehlende Förderung, die wiederum den
Gewinn eines Arbeitgebers/einer Arbeitsgeberin erschweren kann. Zugleich fällt zu-
dem die Chance einer theoriereduzierten Ausbildung oder ggf. die Beschäftigung in
einer WfbM weg.

Jugendliche ohne Status münden als „Kategorielose“ in die Berufsvorbereitung
bzw. Berufsbildung ein und sind in Statistiken häufig nicht mehr identifizierbar
(Jochmaring 2019, 339 ff.). Auch aufgrund der Ausdifferenzierung in divergente För-
derinstrumente der Benachteiligtenförderung bzw. des Rehabilitationssystems (Boja-
nowski 2012, 2–3) ist die Rekonstruktion der Übergangsverläufe der Schüler:innen
nach Ende der Pflichtschulzeit schwierig. Die Nachverfolgung der Übergangswege in
berufliche Bildungsprozesse, ob in inklusive Settings oder Sondersysteme, ist daher
nur für einen Teil des Personenkreises möglich. Für die Jugendlichen selbst fallen
zudem viele wichtige Ansprechpersonen weg. Es besteht die Gefahr, sich im Über-
gangssystem zu verlieren und ohne Ausbildung in prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse einzumünden – ein Risiko, das in Verbindung mit fehlender psychischer Stabi-
lität zu einer langfristigen Schwierigkeit werden kann – in der Realität jedoch bislang
nur selten kritisch diskutiert wird.

Zunahme in der Kategorie psychischer Beeinträchtigungen
In den letzten Jahren ist die Zahl der Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen
und Erkrankungen deutlich gestiegen (BMAS 2021). Die Erhöhung der Personenzahl,
die eine Kategorisierung „psychische Behinderung“ aufweist, zeigt sich zum einen im
Anstieg der Förderquoten, d. h. im Schulsystem die Zuweisung eines SPF im Förder-
bereich ESE. Zum anderen ist im Berufsbildungsbereich, im Rehabilitationssystem
und in der Arbeitswelt ein Zuwachs an Personen mit psychischen Beeinträchtigungen
zu verzeichnen (BMAS 2021). Diese Veränderungen spiegeln sich in den Institutio-
nen der Arbeitswelt und des Rehabilitationssystems wider. So wurde seit 2016 der Per-
sonenkreis der Inklusionsbetriebe um Menschen mit psychischen Beeinträchtigun-
gen und beruflichen Teilhabeerschwernissen erweitert. Aktuell liegt der Beschäftig-
tenanteil mit psychischen Behinderungen in den Inklusionsbetrieben bei 28 Prozent,
im Vergleich zu 23 Prozent mit geistigen Behinderungen (BMAS 2021). Neben dem

2 Die Datenlage galt lange Zeit als unbefriedigend (Zölls-Kaser 2018; Jochmaring 2019), hat sich jedoch mit der Studie von
Blanck (2020) und im Rahmen der aktuellen Bildungsberichtserstattung deutlich verbessert. Mit Verwendung des Daten-
satzes „Startkohorte vier“ des NEPS liegt mit dem Bildungsbericht eine detaillierte Auswertung der Übergangsverläufe in
die berufliche Bildung vor, die Förderschüler:innen mit einschließt (ABB 2020, 164 ff.).
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Zuwachs der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit psychischer Behinderung
steigt auch die Zahl derjenigen Personen, die als berufliche Option „nur“ den Zugang
in die WfbM finden. Der konstante Anstieg der Werkstattbeschäftigten insgesamt,
aktuell über 320.000 im Berufsbildungs- und Arbeitsbereich, geht mit einem Zu-
wachs des Personenkreises einher. Die Klassifikation psychische Beeinträchtigung
weist mittlerweile 21,4 Prozent aller Beschäftigten in der WfBM auf, Tendenz steigend
(BAG WfbM 2021).

Ausblick und Veränderungsbedarf
In allen gesellschaftlichen Teilbereichen inklusive der Institutionen der Arbeitswelt
wächst die Zahl der Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen. Sozial- und be-
schäftigungspolitisch besteht ein dringender Regulierungsbedarf, z. B. macht der
Personenkreis schon jetzt einen großen Anteil der Erwerbsminderungsrenten aus
(BAuA 2017). Die Zunahme von Arbeitsbedingungen mit psychischen Belastungs-
faktoren ist aktuell ein hoch relevantes Forschungsdesiderat (BAuA 2017) und das
Themenfeld perspektivisch mit der Teilhabeberichterstattung zu verknüpfen (BMAS
2021, 306–307).

Nimmt man den Anspruch einer Überleitung bzw. Schaffung von beruflichen
Optionen in „inklusiven Settings“ für berufliche Übergänge bzw. den Berufsbildungs-
bereich ernst, müssten die Übergangspfade in Sondersysteme gelockert, z. T. gebro-
chen, oder zumindest gangbare Alternativen, d. h. Wahlmöglichkeiten eröffnet wer-
den. Das würde in der Konsequenz eine Reduktion der behinderungsspezifischen
Programme der Berufsvorbereitung sowie Berufsausbildung, d. h. der theorieredu-
zierten „Helfer“- bzw. Fach-Praktiker-Ausbildungen nach § 66 BBiG/§ 42mHwO be-
deuten. Vor allem ist der stete Zufluss in den beruflich nicht qualifizierenden „Berufs-
bildungsbereich“ der WfbM zu reduzieren, der eine Sackgasse darstellt. Eine inklu-
sive Alternative für den Personenkreis kann z. B. die Unterstützte Beschäftigung nach
SGB IX § 55 sein, die zumindest für die erste Phase der innerbetrieblichen Qualifizie-
rung (InbeQ), auch in der bestehenden Rechtsfassung, eine adäquate Förderungs-
möglichkeit darstellt.

Es besteht die Notwendigkeit, den Anteil inklusiver schulischer Berufsorientie-
rung daran zu hinterfragen. Dies bedeutet vor allem zu klären, woran sich Lehrkräfte
orientieren, wenn sie im inklusiven Kontext berufsorientierende Maßnahmen bewer-
ten und umsetzen und wie sich das auf die Zielgruppe der Menschen mit psychischen
Beeinträchtigungen auswirkt. Eine Orientierung an normativen Vorstellungen, wie
sie beispielsweise im Kriterienkatalog Ausbildungsreife formuliert sind, muss kri-
tisch hinterfragt werden (Sponholz & Lindmeier 2017, 288).

Der ernsthafte Anspruch, berufliche Optionen in inklusiven Settings zu ermög-
lichen, würde z. B. heißen, mehr vollqualifizierende duale Ausbildungen für den Per-
sonenkreis zu ermöglichen. Dafür sind eigentlich u. a. mit der Beschäftigungspflicht,
der großzügigen finanziellen Förderungen für Betriebe, Anreize zur Schaffung bar-
rierefreier Arbeitsplätze, etc., genügend Unterstützungsinstrumente vorhanden, die
politisch, rechtlich und ökonomisch abgesichert sind. Jedoch zeigt sich erneut, dass
Möglichkeiten und politische Willensartikulationen allein eben keine inklusiven
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Übergänge schaffen (Wansing 2019; Jochmaring 2019). Nur mit einer Eröffnung von
beruflichen Optionen jenseits etablierter Sonderprogramme zeigt sich langfristig, ob
die Inklusionsansprüche der UN-BRK (Art. 27) ernst genommen werden oder es bei
inklusiven Betörungen und Absichtserklärungen bleibt, ohne Strukturveränderungen
im Transitionsprozess Schule – Beruf anzugehen. Das würde in der Konsequenz eine
Stärkung inklusiver Settings im Übergang Schule – Beruf erfordern.
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4.1.2 Psychische Belastungen bei Jugendlichen mit Behinderung – von der
Berufsbildung in Erwerbsarbeit

Helga Fasching

Einleitung
Jugendliche mit Behinderung sind wie kaum eine andere Gruppe von gesellschaft-
lichen Exklusionsrisiken und Einschränkungen ihrer beruflichen Entfaltungsmög-
lichkeiten betroffen (Fasching 2010; Winn & Hay 2009). Die ohnehin schon schwierige
Arbeitsmarktsituation für Jugendliche mit Behinderung wird durch die Covid-19-Pan-
demie-bedingte aktuelle europaweite Steigerung der Jugendarbeitslosigkeit und die
daraus resultierenden Folgen am Beispiel des österreichischen Lehrstellenmarktes
nochmals verschärft (AMS 2020; AK-Wien 2021). So suchten in Österreich in der ers-
ten Hälfte des Jahres 2021 insgesamt 21.000 Jugendliche eine Lehrstelle, während
demgegenüber lediglich 5.272 offene Lehrstellen in Betrieben angeboten wurden (AK
Wien 2021). Die Folgen der Pandemie sind aufgrund von erhöhten gesundheitlichen
Risikofaktoren sowie dem Wegfallen von Therapie- und Unterstützungsangeboten
insbesondere für Kinder und Jugendliche mit Behinderung und ihre Familien belas-
tend (Bujard et al. 2021, 33). Vor diesem Hintergrund erscheint die Frage nach den
Übergangs- und Unterstützungserfahrungen dieser mehrfach belasteten Jugend-
lichen umso dringlicher.

Gemessen an formalen Bildungszertifikaten lässt sich festhalten, dass Jugend-
liche mit Behinderung im Durchschnitt ein niedrigeres Bildungsniveau aufweisen als
ihre Altersgenossen. So ergab eine im Jahr 2015 durchgeführte Befragung der Statis-
tik Austria, dass 20,8 Prozent der nicht-behinderten Bevölkerung maximal einen
Pflichtschulabschluss vorweisen können, bei den Menschen mit Behinderung war
der Anteil mit 30,3 Prozent um einiges höher (Statistik Austria 2016). All diese Effekte
behinderungsbedingter Benachteiligungen im Bildungsbereich können im weiteren
Lebensverlauf der jungen Menschen mit Behinderung kumulieren und sich in ande-
ren Bereichen, darunter auch dem Bereich der Ausbildung und Arbeit, fortsetzen so-
wie dann zu weiterer Exklusion, psychischen Beeinträchtigungen und Armut führen
(Fasching, Felbermayr & Zitter 2020, 433; Siegert 2021, 9).

So ist unter Menschen mit Behinderung beispielsweise eine höhere Betroffen-
heit von Arbeitslosigkeit nachweisbar. National verfügbare Daten des österreichischen
Arbeitsmarktservice (AMS) zeigen, dass Menschen mit Behinderung von der steigen-
den Arbeitslosigkeit der letzten Jahre überproportional stark betroffen waren: Wäh-
rend die Zahl der Arbeitslosen in der Gruppe der Personen mit gesundheitlichen Ver-
mittlungseinschränkungen1 im Jahr 2009 bei 13,6 Prozent lag, hat sich der Anteil mit
22 Prozent bis zum Jahr 2018 nahezu verdoppelt (AMS 2019). Vor diesem Hinter-

1 Zur Gruppe der Personen mit „gesundheitlichen Vermittlungseinschränkungen“ zählt der Arbeitsmarktservice dabei sowohl
im Sinne des Bundesgesetzes begünstigt behinderte Personen (Grad der Behinderung mindestens 50 vH) als auch Perso-
nen mit Behindertenpass und „Menschen mit einer physischen, psychischen oder geistigen Einschränkung (unabhängig
vom Grad ihrer Behinderung), die durch ein ärztliches Gutachten belegt ist, sofern sie aufgrund dieser Einschränkung
Schwierigkeiten bei der Vermittlung oder nur ein eingeschränktes Spektrum an Berufsmöglichkeiten haben“ (AMS 2012,
71 f.).



grund stellt sich die Dringlichkeit der Frage nach Qualifizierung und Ausbildung
sowie beruflicher Inklusion am regulären Arbeitsmarkt für Jugendliche mit Behinde-
rungen besonders. Berufliche Inklusion ist Ausgangspunkt für die nachhaltige Ver-
wirklichung beruflicher Teilhabe von Menschen mit Behinderung und für soziale In-
klusion (Fasching, Felbermayr & Hubmayer 2017, 306).

Empirische Untersuchungen zeigen, dass aber der direkte Übergang von der
Schule in eine Ausbildung am regulären Arbeitsmarkt für viele von ihnen nicht mög-
lich ist (Fasching 2014; Fasching & Mursec 2010); der Weg in die Erwerbsarbeit ist mit
zahlreichen Hürden und Umwegen verbunden (Fasching 2010; Winn & Hay 2009).
Viele von ihnen münden in das sogenannte Übergangssystem bzw. in die außerbe-
triebliche Berufsausbildung (1. Schwelle); der Übergang von dort in den inklusiven
Arbeitsmarkt (2. Schwelle) ist dann fraglich (Enggruber & Palleit 2019).

Für Jugendliche mit Behinderung gestaltet sich der inklusive Übergangsprozess
häufig besonders schwierig und lässt sich ohne Unterstützung in der Regel kaum
meistern (Tarleton & Ward 2005; Winn & Hay 2009). Die betroffenen jungen Men-
schen, aber auch deren Eltern bzw. Erziehungsberechtigten sind häufig auf professio-
nelle Unterstützung und Kooperation angewiesen (Bacon & Causton-Theoharis 2013;
Hetherington et al. 2010; Landmark et al. 2007). Noch weitgehend ungeklärt war bis-
lang, wie Jugendliche mit Behinderung und ihre Familien Unterstützungsangebote
mit professionellen Akteurinnen und Akteuren im Übergang von der Schule in Be-
rufsbildung und Erwerbstätigkeit erleben. Diese Frage stellt sich jedoch, wenn es um
die Bereitstellung hilfreicher und zielführender Unterstützung im Übergangsprozess
geht. Inklusionspädagogische Übergangsforschung ist hierbei gefordert, Antworten
auf diese Frage zu finden. Notwendig dabei ist, die Stimmen der betroffenen jungen
Menschen mit Behinderung ins Zentrum zu stellen (Aston & Lambert 2010; Pallisera
et al. 2016). Ihre Erfahrungen sind ein wichtiges Feedback, um Unterstützungsange-
bote in Hinblick auf inklusionspädagogische Qualität weiterzuentwickeln.

Der Beitrag fokussiert auf psychische Belastungen im Übergang von der Berufs-
bildung in die Erwerbstätigkeit und nimmt hierbei die Perspektive von Jugendlichen
mit Behinderung ins Blickfeld. Es werden ausgewählte empirische Forschungsergeb-
nisse aus einem Projekt dargestellt, die einerseits aufzeigen, was für die Jugendlichen
in dieser Übergangsphase als psychisch belastend erfahren wird; andererseits wird
lösungsorientiert nachgezeichnet, wie sie dabei Unterstützung erfahren. Abschlie-
ßend wird noch auf institutionelle Unterstützungsmaßnahmen hingewiesen, die für
die Bewältigung des Übergangs von der Berufsbildung in die Erwerbsarbeit von zen-
traler Bedeutung sind.

Erfahrungen von Jugendlichen mit Behinderung im Übergang in die
Erwerbsarbeit – Projektkontext
Grundlage für diesen Beitrag sind qualitative Daten, die im Rahmen des vom österrei-
chischen Wissenschaftsfonds geförderten (FWF)-Projekts „Kooperation für Inklusion
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in Bildungsübergängen“2 erhoben worden sind. Über eine Projektlaufzeit von mehre-
ren Jahren erfolgte eine intensive Auseinandersetzung mit den Kooperations- und
Unterstützungserfahrungen von Jugendlichen mit Behinderung und Eltern (mit/ohne
Behinderung). Gerahmt wurde das Projekt von der konstruktivistischen Grounded
Theory nach Charmaz (2014), was die Erhebung der Interviews (intensive interview-
ing) und die Auswertung der Daten betrifft (initial coding, focused coding). Die Daten
wurden in einem qualitativen Forschungszirkel erhoben, der im Rahmen der Längs-
schnittstudie drei Mal wiederholt wurde. Dabei stand folgende Forschungsfrage im
Mittelpunkt:

„Welche Kooperationserfahrungen machen Schüler:innen mit Behinderung und
deren Eltern/Familien mit Professionellen im Übergang von SEK I in SEK II oder
Beschäftigung?“ (Näheres zum Forschungsdesign siehe auch Fasching, Felbermayr &
Hubmayer 2017; Fasching & Felbermayr 2019).

Das gesamte Sample im Forschungsprojekt bestand aus 18 Familien, wobei ne-
ben den Jugendlichen mit Behinderung auch deren Mütter (mit/ohne Behinderung)
und/oder Väter befragt wurden. Grundlage für diesen Beitrag bilden Interviews mit
drei Jugendlichen mit Behinderung, die sich am Übergang in den regulären Arbeits-
markt befinden. Zum Zeitpunkt der Befragung haben sie eine inklusive Unterstüt-
zungsmaßnahme (überbetriebliche Lehrausbildung) absolviert. Im Gegensatz zu an-
deren Teilnehmenden wurden diese Jugendlichen nur einmal interviewt. Die Inter-
views erfolgten dabei als „intensive interviews“ (Charmaz 2014). Im Zentrum stehen
dabei die Erzählungen der befragten Personen. Nach einer Erzählaufforderung wur-
den anschließend von der Forscherin spezielle, von besonderem Interesse erschei-
nende Themen nochmals genauer erfragt. Die Namen der Jugendlichen, Wohnort,
Schule usw. werden in der Publikation anonymisiert. Die Datenerhebung wurde vor
COVID-19 abgeschlossen, was auch bedeutet, dass die befragten Jugendlichen nicht
berichtet haben, wie es ihnen in der Pandemie ging. Die Analyseergebnisse zeigen
aber, dass psychische Belastungen auch ohne Pandemie die Begleiter der Jugend-
lichen im Übergang sind. Psychische Belastungen werden insbesondere durch Lern-
stress und den Druck erzeugt und aufrechterhalten, gleichzeitig diverse Aufgaben –
wie Arbeiten, Lernen, Praktika, Bewerbungsgespräche, etc. – bewältigen zu müssen.
Darüber hinaus ist der Blick in eine unsichere Zukunft von Angst gekennzeichnet.

Ergebnisse: Unterstützung anbieten und Zeit geben
Im Bildungsübergang von Jugendlichen mit Behinderung spielen an die individuel-
len Bedürfnisse der Jugendlichen angepasste personelle und zeitliche Ressourcen
eine bedeutsame Rolle. Dies wird durch häufige Erzählungen und Beschreibungen
von Unterstützungserfahrungen der Jugendlichen im Verlauf der Interviews ersicht-
lich. Dabei werden die von den Jugendlichen erfahrenen Unterstützungsangebote

2 Projektleitung Helga Fasching, finanziert durch den Österreichischen Wissenschaftsfonds (FWF), Projektnummer:
P-29291-G29, Laufzeit: 01.10.2016 bis 30.09.2021, Projekthomepage: http://kooperation-fuer-inklusion.univie.ac.at/ [Abruf
vom 23.12.2021].
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und Unterstützungsmaßnahmen speziell für den Übergang von der Berufsausbil-
dung (außerbetriebliche Lehrausbildung) in Erwerbsarbeit thematisiert.

Personelle Unterstützung im Übergang
Personelle Unterstützung gibt den Jugendlichen ein Gefühl der Sicherheit. Im folgen-
den Zitat mit der Jugendlichen Auguste T. wird dies ersichtlich:

„Ich weiß dann auch nicht, was dann nach der Lehre ist, -- [I: Mhm] (P/ 1sec.) - was ich
mach' oder was ich, (P/ 2sec.) aber die Person A wird schon uns helfen, -- [I: Mhm] (P/
1sec.) dass wir das schaffen - [I: Mhm] -- dass wir halt rausgehen können und sagen: ,Wir
haben den nächsten Job‘ oder ,Wir haben schon einen Job‘“ (Interview Auguste Tal, S. 11).

Auguste T. erzählt über zukünftige Herausforderungen bei der Arbeitssuche nach
dem Abschluss der überbetrieblichen Lehrausbildung und spricht dabei nicht nur von
sich selbst, sondern von einem „wir“. Sie macht damit darauf aufmerksam, dass sie
sich nicht allein in dieser herausfordernden Situation – der Arbeitssuche – befindet,
und gleichzeitig zeigt sie auf, dass es ihr Ziel ist, dass „alle“ eine Arbeitsstelle finden
und nicht nur sie selbst. Weiteres sagt sie auch über ihre Unterstützerin (institutio-
nelle/professionelle Unterstützungsperson) aus und erzählt, dass diese schon helfen
werde. Damit wird ein bestimmtes Selbstverständnis einer Unterstützungsleistung
sichtbar, eventuell auch durch positive vergangene Erfahrungen mit Unterstützungs-
angeboten.

Darüber hinaus ist eine offene und gute Kommunikation in schulischen und au-
ßerschulischen Settings mit institutionellen Unterstützungspersonen im Bildungs-
übergang sehr wichtig. Kommunikation als Unterstützungsmaßnahme beinhaltet
Gespräche mit den Jugendlichen, wie beispielsweise Beratungsgespräche, Reflexions-
gespräche oder Feedbackgespräche, die von professionellen Unterstützungspersonen
geführt werden. Auguste T. erzählt im Interview über das Reflexionsgespräch mit
ihrer Unterstützerin und was dieses beinhaltet:

„Und jetzt haben wir halt jeden Tag A ein Reflexionsgespräch, - da reden wir halt -- da-
rüber, wie’s uns geht - im Privaten auch [I: Mhm mhm] in in der Arbeit, in der Schule,
wie schauen die Noten aus, was kann man verbessern man (P/ 1sec.)“ (Interview Auguste
Tal, S. 3).

Regelmäßige Gespräche zwischen den Jugendlichen und ihren jeweiligen professio-
nellen Unterstützungspersonen – Betreuer:innen, Ausbilder:innen – ermöglichen ei-
nerseits Raum für das Mitteilen von Wünschen oder Problemen der Jugendlichen;
andererseits geben sie Einblick in die aktuelle Situation der Jugendlichen und eröff-
nen dadurch die Möglichkeit, Unterstützung anzubieten und konkrete Maßnahmen
zu setzen.

Die eigene Kommunikation der Jugendlichen über Unsicherheiten und Wün-
sche bzw. Ziele sowie die Verbalisierung des Bedarfs der Hilfestellung ist teilweise
eine Herausforderung, aber wesentlicher Bestandteil für Problembewältigung bei
psychischen Belastungen, die – wenn sie nicht rechtzeitig präventiv abgefangen wer-
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den – sich im Laufe des Übergangs noch verstärken können und der beruflichen In-
klusion im Wege stehen.

Sabrina E. erzählt über ihre eigene Kommunikation, wenn sie Hilfe braucht:

„Wenn ich Hilfe brauche, bin ich schon diejenige, die sagt: - - ,Können Sie mir bitte helfen?
Ich kenn' mich da jetzt nicht aus.‘ - oder auch - - ich mein', mich kennen jetzt schon viele
Personen, - die sehen‘s an meinem Gesichtsausdruck auch schon, dass ich jetzt Hilfe
brauch' (I: (lacht)) - - und, - - - dass ist halt das Schöne - - daran, - dass - einige Personen das
schon - am Gesichtsausdruck sehen“ (Interview Sabrina Eibe, S. 17–18).

Und des Weiteren erzählt Sabrina E. über ihren eigenen Zugang und gibt eine Emp-
fehlung für andere in ähnlicher Situation:

„Man sollte, also - - ich persönlich war immer sehr offen, - ich hab' immer meine Ge-
schichte erzählt, - - egal wo ich angefangen hab'. - Man sollte eine offene Person sein - - -
und nichts verschweigen, - also soweit es halt einem persönlich - möglich ist (P/ 1sec.)“
(Interview Sabrina Eibe, S. 19).

Die Aussagen der Jugendlichen zeigen deutlich, wie wichtig eine offene und gute
kommunikative Basis zwischen allen Beteiligten zur Bewältigung schwieriger Aufga-
ben oder belastender Situationen im Unterstützungsprozess ist. Voraussetzung dafür
ist der Aufbau einer vertrauensvollen Beziehung und Festigung durch regelmäßig
stattfindende Gespräche und das Angebot, im „Hier und Jetzt“ Ansprechpartner:in zu
sein (Fasching 2020; Fasching, Felbermayer & Hubmayer 2019). Dies führt zur Res-
source „Zeit“ im Übergang.

Zeit im Übergang
Der Faktor Zeit wird als weitere unterstützende Ressource im Bildungsübergang von
Jugendlichen mit Behinderung erfahren. In den Interviews wurde vor allem der Zeit-
aufwand bei der Bewerbung und Jobsuche als sehr herausfordernd beschrieben. Feh-
lende Vorstellungen über Berufswünsche und -interessen erschweren den Übergang
in die Beschäftigung. Dieser Zustand wird durch einen Mangel an Zeit bzw. Zeitdruck
beim Treffen dieser wichtigen Entscheidungen verstärkt. Das Ergebnis sind unter an-
derem Berufs- und Ausbildungswechsel, die zu Unzufriedenheit und Motivationsver-
lusten bei den Jugendlichen führen können. Die Kombination aus Zeitstress beim
Treffen von Entscheidungen und das lange Warten auf Rückmeldungen im Bewer-
bungsprozess sind Gründe, die zu Überforderungen und psychischen Belastungen
wie Depressionen oder der Steigerung des Aggressionspotenzials bei den Jugend-
lichen im Bildungsübergang führen können. Genügend Zeit im Bildungsübergang ist
eine notwendige unterstützende Komponente. Zeit als Herausforderung wird durch
direkte Zitate der Jugendlichen aus den Interviews veranschaulicht.

Mario W. erzählt im Laufe des Interviews über den Zeitstress im Prozess des
Bildungsübergangs:
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„Also das war (P/ 1sec.) relativ schwer, - muss ich schon sagen, dass von der Schule raus-
kommen und - - parallel dazu Praktiken machen [I: Mhm] - auch bisschen heikel, weil
man ja doch den Schulstress noch da auf der einen Seite gehabt hat, auf der anderen aber
wieder diese Fragen halt, was mach ich den Rest meines Lebens jetzt [I: Mhm], wo fang'
ich an (P/1sec.) - - jetzt fangt halt die Zukunft an, was mach' ich dann (P/ 1sec.) in den
nächsten Jahren und ja (P/ 2sec.) - - an und für sich sehr - sehr schwer.“ (Interview Mario
Wald, S. 2)

Der Jugendliche reflektiert seine Überforderung durch einen parallelen Schul- und
Entscheidungsstress im Bildungsübergang. Er beschreibt einen Mangel an Zeit im
Übergang, um sich mit den eigenen Wünschen und Vorstellungen zu einer weiteren
Ausbildung bzw. den Umstieg in einen Beruf zu beschäftigen. Dabei macht er darauf
aufmerksam, wie wichtig doch eine solche Entscheidung ist, da diese einen großen
Einfluss auf seine Zukunft hat.

Und über die Belastung der Zeit der Arbeitssuche erzählt Mario W.:

„weil zwei [I: Mhm] Jahre nichts finden, wissen man wird‘s bald Volljährig, man hat nicht
mal einen Job oder so, das ist halt schon, - - das geht schon sehr auf die Psyche [I: Mhm]
und man sollt', sag' ich mal sehr resistent sein gegenüber Stress, psychisch sowie phy-
sisch“ (Interview Mario Wald, S. 21)

Mario berichtet über die Auswirkungen, die der Zeitstress im Übergang hatte, und
wie strapazierend dieser sein kann. Er verdeutlicht auch die Verantwortung und den
Druck, den er durch die Volljährigkeit und damit in der Rolle als Erwachsener ver-
spürt.

Des Weiteren erzählt Mario W. über den Lernstress:

„Ja mühsam, weil's halt jetzt das dritte Lehrjahr ist [I: Mhm] und die LAP kommt und
Stress auf jeder Seite, viel Lernen, aber - - ziemlich abwechslungsreich bis jetzt gewesen
die Lehrzeit [I: Mhm] und auch - der Übergang zur Lehre. (P/ 1sec.)“ (Interview  Mario
Wald, S. 13).

Sich bewusst Zeit zu nehmen, um einzelne Schritte nacheinander und ohne Stress
erfolgreich abzuschließen zu können, und der eigene Umgang mit der Zeiteinteilung
sind wichtige Eigenschaften, können jedoch nicht als selbstverständlich vorausgesetzt
werden.

Auguste T. erzählt über ihre eigene Zeiteinteilung und über das „sich Zeit las-
sen“:

„Ja und heu_ dieses Jahr hab' ich die= Lehrabschlussprüfung im November circa, [I:
Mhm] weil wir lassen uns Zeit ein bisschen, weil wir hätten auch in Juni gehen können
oder ein bisschen früher, aber wir wollten uns halt Zeit lassen für die Lehrabschlussprü-
fung, weil -- weil sie ist schon schwierig [I: Mhm] die Lehrabschlussprüfung“ (Interview
Auguste Tal, Seite 3).
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Über den Lern- und Zeitstress erzählt Auguste T.:

„Es ist halt dann schon schwierig, wann soll man lernen, wie soll man lernen. [I: Mhm] (P/
1sec.) Wenn man halt jeden Tag am Abend -- Z'haus kommt (umgs. für ,nach Hause
kommt‘), da will man einfach nur -- sitzen und - [I: Mhm] -- einfach -- chillen (umgs.
für ,entspannen‘) (P/ 1sec.) halt in Ruhe gelassen werden -“ (Interview Auguste Tal,
Seite 12).

Zusätzlich muss auch berücksichtigt werden, dass die Jugendlichen auch von der
Zeiteinteilung und der Zeit von anderen Personen abhängig sind.

Und über die Zeit der Unterstützungsperson:

„halt die Person A hat nicht so la_ äh immer nicht so lang Zeit, aber --- die hat auch viel
zum Tun“ (Interview Auguste Tal, Seite 4).

Die Jugendliche macht hier darauf aufmerksam, dass auch Freizeit ein wichtiges Be-
dürfnis ist, das durch Zeitmangel vernachlässigt wird. Genügend Zeit für die Ent-
scheidungsfindung, den Bewerbungsprozess und zur Stressreduzierung kann somit
als ein wichtiges Kriterium hervorgehoben werden, welches unterstützend auf den
Bildungsübergang von Jugendlichen mit Behinderung wirkt. Zu viele parallele Aufga-
ben führen zu Überforderung und psychischen Belastungen bei den Jugendlichen
mit Behinderungen und sollten nicht gleichzeitig, sondern schrittweise erfolgen. Das
Schaffen von Zeit innerhalb des Übergangs ist sowohl in der Ausbildung als auch im
Ausgleich in der Freizeit als eine wichtige Ressource zu betrachten.

Fazit
Die Ergebnisse der Datenanalysen lassen erkennen, dass sich die befragten jungen
Menschen mit Behinderung in der Ausbildungs- und Übergangssituation von den
verschiedenen Lern- und Arbeitsaufgaben, die sie gleichzeitig zu leisten haben, psy-
chisch belastet fühlen. Sie reflektieren für sich selbst, dass sie für die Bewältigung der
erforderlichen Lernaufgaben „mehr“ Zeit benötigen. Die Analysen zeigen ebenso,
dass sie in der Lage sind, ausreichend personelle Unterstützung und Zeit einzufor-
dern und beides auch im Rahmen dieser inklusiven Maßnahme erhalten, was auch
als Pufferfunktion gegenüber Streß und psychischen Belastungen wirkt. Dies unter-
streicht nochmals die Bedeutung ausreichend zur Verfügung gestellter personeller
und zeitlicher Ressourcen für inklusive Maßnahmen, die unbedingt von den Jugend-
lichen, aber auch den professionellen Akteurinnen und Akteuren für (Kooperations-)
Gespräche eingefordert bzw. zur Verfügung gestellt werden müssen. Das Phänomen
Zeit zeigt sich demnach als bedeutsame Kategorie im individuellen Bildungs- und
Übergangsprozess (Fasching, Felbermayr & Zitter 2020).

Abschließend wird noch auf Unterstützungsmaßnahmen im Übergang Berufs-
bildung – Erwerbsarbeit mit Österreichbezug eingegangen.
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Institutionelle Unterstützungsmaßnahmen im Übergang in die Erwerbsarbeit
Maßnahmen zur Unterstützung der beruflichen Inklusion wurden seit den 1990er-
Jahren kontinuierlich ausgebaut und gestärkt. Gegenwärtig besitzt Österreich eine
vielfältige und dichte Angebotslandschaft. Zu den Etabliertesten, die sich am Konzept
der „Unterstützten Beschäftigung“ (Supported Employment) orientieren, zählen die
Arbeitsassistenz und das Jobcoaching (vgl. Netzwerk Berufliche Assistenz (NEBA3).
Ihnen kommt speziell bei der beruflichen Inklusion und betrieblichen Einarbeitung
ein besonderer Stellenwert zu (für ausführliche Informationen zu diesen Maßnah-
men siehe z. B. auch Fasching & Fülöp 2017; Hubmayer, Fasching & Felbermayr 2019;
Husny & Fasching 2020). Darüber hinaus gibt es seit 2021 die neue Maßnahme des
Lehrlingscoachings speziell für Lehrlinge, welche ihre Lehre innerhalb einer überbe-
trieblichen Ausbildungseinrichtung4 absolvieren. Diese wird im Folgenden etwas nä-
her vorgestellt.

Lehrlingscoaching
Seit dem Jahr 2015 gibt es österreichweit die Möglichkeit, Lehrlings- und Lehrbetriebs-
coachings innerhalb des Projekts „Lehre statt Leere“ in Anspruch zu nehmen (Haydn
et al. 2019, 6). Das Projekt fokussiert Jugendliche, welche die Lehrausbildung in einem
Lehrbetrieb absolvieren. Seit Mitte des Jahres 2021 kann das Lehrlingscoaching auch
von Jugendlichen in Anspruch genommen werden, die eine Lehrausbildung im Rah-
men einer außerbetrieblichen Ausbildungseinrichtung absolvieren oder von dort in
einen Lehrbetrieb in der freien Wirtschaft wechseln möchten. Das Projekt soll sowohl
ein Präventions- als auch ein Interventionsangebot darstellen, welches die Vorbeu-
gung von Ausbildungsabbrüchen und die Erhöhung der Ausbildungsqualität zum
Ziel hat. Dies soll durch Beratungsangebote und Prozessbegleitung erreicht werden,
die konkrete Situationen als Ausgangspunkt für die Suche und Findung von indivi-
duellen Lösungen fokussieren. Dabei werden im Sinne eines systemischen Ansatzes
die individuellen Ressourcen der Jugendlichen im lösungsorientierten Prozess in den
Mittelpunkt gerückt (Koordinationsstelle Jugend, Bildung, Beschäftigung 2021). Im
Jahr 2020 wurde das Lehrlingscoaching bundesweit bereits von insgesamt 1.412 Lehr-
lingen in Anspruch genommen (https://www.lehre-statt-leere.at/).

Ausblick
Der Inklusion am regulären Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sollte Vorrang vor Quali-
fizierung und Beschäftigung im segregativen Bereich gegeben werden (BMASK
2016). Unterstützungsmaßnahmen im Übergangsprozess von der Schule in Ausbil-
dung und Erwerbsarbeit entsprechen weitestgehend den Forderungen der UN-Kon-
vention, aktive arbeitsmarktpolitische Unterstützungsangebote für Menschen mit Be-
hinderung zur Verfügung zu stellen (UN Convention 2006, Article 27). Eine inklusiv
verstandene Unterstützung ist gefragt, die sich nicht nur aufgrund der UN Conven-

3 https://www.neba.at/ (Abruf vom 17.12.2021).
4 Im Gegensatz zu einer betrieblichen Lehrausbildung wird die außerbetriebliche Lehrausbildung in einer Schuleinrichtung

absolviert. Ziel der außerbetrieblichen Lehrausbildung ist der Wechsel in eine betriebliche Einrichtung (BM für Digitalisie-
rung und Wirtschaftsstandort, 2021).
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tion auf die rechtliche Dimension stützt, sondern sich ebenso auf der Mesoebene, der
Ebene der konkreten Maßnahmen, widerspiegelt und so von besonderer Bedeutung
für das Prozessgeschehen wird (Fasching, Felbermayr & Zitter 2020). Die Forschungs-
ergebnisse aus den Befragungen der Jugendlichen mit Behinderung zeigen deutlich,
dass eine individuelle, an den Bedarf angepasste Unterstützung im Übergang Berufs-
bildung – Erwerbsarbeit notwendig ist. Adäquate Rahmenbedingungen, wie ausrei-
chende personelle Ressourcen und genügend Zeit, müssen abrufbar sein. So können
Belastungen im Übergang in die Erwerbstätigkeit rechtzeitig präventiv abgefangen
und berufliche Inklusionsprozesse unterstützt werden.
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4.2 Berufliche Bildung

4.2.1 Übergangssystem

4.2.1.1 Übergangssystem – ein Überblick1

Günter Ratschinski

Das Übergangssystem ist der Teil der beruflichen Bildung, der zu keinen anerkannten
Ausbildungsabschlüssen führt. Er soll vielmehr die Schulabsolvierenden, die keine
Ausbildungsstelle bekommen haben, allgemein auf eine Berufsausbildung vorberei-
ten und für eine spezielle Ausbildung motivieren. Die Gründe für erfolglose Lehrstel-
lensuche können entweder im Arbeitsmarkt oder in der Person der Bewerber:innen
liegen. Es fehlen Ausbildungsplätze oder die Voraussetzungen für eine erfolgreiche
Ausbildung. Im ersten Fall spricht man von Marktbenachteiligung, im zweiten von
fehlender Ausbildungsreife.

Ausbildungsreife umfasst Arbeitstugenden und vor allem die schulischen Vo-
raussetzungen. Viele Schüler und Schülerinnen im Übergangssystem haben die
Schulen vorzeitig und ohne Abschluss verlassen. Ihnen fehlen oft grundlegende
Kenntnisse und Fertigkeiten, die von Arbeitgebern erwartet werden. Auch Arbeitshal-
tungen und Umgangsformen von Bewerberinnen und Bewerbern entsprechen oft
nicht den Erwartungen.

Um einen Konsens zwischen den Beteiligten herzustellen, wurde 2004 im Rah-
men des Ausbildungspakts zwischen der Bundesregierung und den Spitzenverbän-
den der Wirtschaft ein Kriterienkatalog erstellt, in dem schulische Voraussetzungen,
physische Merkmale, Arbeitshaltungen und angemessene Einstellungen zur Arbeit
aufgelistet sind. Die Kriterien sind gleichzeitig Handreichungen für die Vermittlung
von Bewerberinnen und Bewerbern und allgemeine Ziele pädagogischer Maßnah-
men (Nationaler Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in Deutschland
2006a).

Schulische und außerschulische Maßnahmen zur Berufsvorbereitung bieten ne-
ben beruflichen Qualifizierungsmodulen auch Ausbildungsinhalte, die sich an diesen
Kriterien orientieren und meist durch sozialpädagogische Fachkräfte vermittelt wer-
den.

In den letzten Jahrzehnten hat das Übergangssystem eine Größenordnung er-
reicht, die eine Bezeichnung als dritter Sektor der Berufsausbildung rechtfertigt (Kon-
sortium Bildungsberichterstattung 2006).

Der erste Sektor, die duale Ausbildung, umfasste 2019 die Hälfte der Jugend-
lichen im Berufsbildungssystem, im zweiten Sektor – der schulischen Ausbildung –
sind 22 Prozent und im Übergangssystem 27 Prozent vertreten. Trotz sinkender Be-
werberzahlen ist die Relation in den letzten sechs Jahren nur wenig verändert; das

1 Dieser Beitrag ist eine stark überarbeitete und aktualisierte Fassung eines früheren Buchbeitrags (Ratschinski, 2020).



System zeigt eine „hohe strukturelle Konstanz“ (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2020, 152).

Das Übergangssystem ist komplex und umstritten. Vielfach wird bezweifelt, dass
es sich um ein System handelt. Es umfasst eine Vielzahl unterschiedlicher Förder-
ansätze, die je nach Bundesland unterschiedliche Ausformungen und Inanspruch-
nahmen annehmen und sich im Zeitverlauf stark geändert haben.

Schulische Fördermaßnahmen
Organisatorisch lassen sich zwei Haupt-Maßnahmentypen unterscheiden: zum einen
schulische Berufsvorbereitungsmaßnahmen, die in der Verantwortung der Länder
liegen, und zum anderen außerschulische Berufsvorbereitungsmaßnahmen, die von
der Bundesagentur für Arbeit oder vom Europäischen Sozialfonds finanziert und von
freien Trägern der Jugendhilfe bzw. überbetrieblichen Berufsbildungsstätten durch-
geführt werden. Beiden Maßnahmen voraus gehen Berufsorientierungsangebote der
allgemeinbildenden Schulen.

Im Bereich beruflicher Schulen stehen je nach erreichtem Schulabschluss unter-
schiedliche Maßnahmen zu Verfügung: Schüler:innen ohne allgemeinbildenden
Schulabschluss münden ins Berufsvorbereitungsjahr (BVJ), für Schüler:innen mit
Hauptschulabschluss sind – je nach Bundesland – das Berufsgrundbildungsjahr (BGJ),
Berufseinstiegsklassen (BEK) oder die einjährige Berufsfachschule (BFS) vorgesehen.

Für Jugendliche, die nach Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht die Schule
ohne Abschluss verlassen, wurden Ende der 1970er-Jahre Berufsvorbereitungsklassen
eingerichtet, in denen die Schüler:innen in kleinen Klassen (zwölf Schüler:innen) in
allgemeinbildenden und berufsbildenden Fächern unterrichtet werden und gewöhn-
lich zwei verschiedene Berufsfelder in Theorie und Praxis kennenlernen. Schulische
Defizite werden zwar bearbeitet, aber der fehlende Hauptschulabschluss wird in der
ursprünglichen Konzeption nicht nachgeholt. Wichtiger erscheint es, durch die Ver-
mittlung von Erfolgserlebnissen der Schulmüdigkeit zu begegnen und für eine hand-
werkliche Ausbildung zu motivieren. Wenn die anschließende Lehrstellensuche nicht
zum Erfolg führt und Jugendliche das 18. Lebensjahr erreicht haben, können sie Tä-
tigkeiten auf dem Arbeitsmarkt übernehmen. Sie haben ihre Schulpflicht insgesamt
erfüllt (inklusive der Berufsschulpflicht).

Das BVJ ist in den einzelnen Bundesländern nach Dauer, Zielgruppen und Ab-
schlussart unterschiedlich organisiert. Zumeist wird es ein Jahr in Vollzeitform
durchgeführt. Es gibt jedoch auch zweijährige BVJ und BVJ in Teilzeitform bei gleich-
zeitiger Arbeit in außerbetrieblichen Einrichtungen. Die Klassen werden überwie-
gend homogen nach Sprachkenntnissen, Förderbedarf und Aufenthaltsstatus zusam-
mengesetzt. Daneben gibt es Versuche integrativer Klassenbildung, die sich lediglich
an Berufsfeldern orientieren. Viele Länder verzichten auf detaillierte Lehrpläne, aber
einige bieten Materialien und Handreichungen an, deren Konzeptionen an Themen,
Lernfeldern oder Kompetenzen orientiert sind. Alle Konzepte sehen Praktika in
Blockform oder als Praxistage vor.
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In einigen Bundesländern ist der nachträgliche Erwerb des Hauptschulabschlus-
ses oder eines gleichwertigen Abschlusses möglich. In Niedersachsen wird im BVJ
zugunsten einer stärkeren Individualisierung und Praxisorientierung auf schulische
Abschlüsse verzichtet. Erst mit der „Berufseinstiegsklasse (BEK)“ wurde das traditio-
nelle BVJ um eine neue Form der Berufsvorbereitung ergänzt, die den nachträglichen
Erwerb des Hauptschulabschlusses vorsieht. Die berufspraktischen Anteile werden in
Qualifizierungsbausteinen vermittelt und zertifiziert (Held & Straßer 2012). Faktisch
wurde mit der Einrichtung der BEK die Berufsvorbereitung in Niedersachsen (in
Form der Berufsvorbereitungsschule) von einem auf zwei Jahre verlängert.

Schulabsolvierende mit Hauptschulabschluss, die nicht an eine Ausbildungs-
stelle vermittelt werden konnten, werden in einigen Bundesländern in einem Berufs-
grundbildungsjahr (BGJ) gefördert. In den meisten Bundesländern ist es durch an-
dere Maßnahmenformen ersetzt worden. Ursprünglich sollte das BGJ das erste
Ausbildungsjahr der dualen Berufsausbildung ersetzen und eine breit angelegte be-
rufliche Grundbildung vermitteln. Die bundesweite Einführung scheiterte jedoch an
der geringen Akzeptanz durch die ausbildenden Betriebe. In einigen Bundesländern
wird das BGJ weiterhin angeboten und vermittelt grundlegende Kenntnisse und Fä-
higkeiten in einem Berufsfeld.

Die meisten Teilnehmer:innen des Übergangssystems werden in Berufsfach-
schulen (BFS) gefördert, die eine ähnliche Funktion wahrnehmen wie das ehemalige
BGJ. BFS bieten eine berufsfeldspezifische Grundausbildung in verschiedenen Aus-
bildungsfeldern und ermöglichen im zweiten Jahr den Erwerb eines mittleren Schul-
abschlusses. Schüler:innen erwerben theoretische und praktische Ausbildungsinhalte
des ersten Ausbildungsjahres in einer gewerblichen Fachrichtung ihrer Wahl, sodass
sie nach Abschluss der BFS in das zweite Ausbildungsjahr eintreten können.

Außerschulische Fördermaßnahmen
Neben schulischen Förderangeboten gibt es eine Reihe außerschulischer Maßnah-
men auch für Jugendliche, die ihre Schulpflicht erfüllt haben. Sie werden von der
Bundesanstalt für Arbeit und vom Europäischen Sozialfonds finanziert oder teilfinan-
ziert und von freien Trägern der Jugend- und Sozialhilfe durchgeführt. Dazu gehören
zehnmonatige Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (BvB), in denen Qualifizie-
rungsbausteine vermittelt werden, Einstiegsqualifizierungen in Form betrieblicher
Praktika von einem Jahr Dauer und eine Vielzahl von Modellprojekten des Bundes
und der Länder.

Im Bemühen, die Transparenz, Kohärenz und Effizienz der Fördermaßnahmen
zu erhöhen, wurden Anfang 2000 von den Geldgebern neue Förderrichtlinien vor-
gegeben. Wichtigster Bestandteil der neuen Förderstruktur war ein „Paradigmen-
wechsel“ weg von der Maßnahmenorientierung hin zu einer Personenorientierung
(INBAS 2007). Ausgangspunkt der Förderung sollte der festgestellte individuelle För-
derbedarf sein, nicht die Verfügbarkeit von Förderangeboten.

Das „neue Förderkonzept“ der Bundesagentur für Arbeit (BA) von 2004 definiert
Prinzipien, Methoden und Inhalte berufsvorbereitender Bildungsmaßnehmen (BvB), die
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seitdem Bestand haben. Es ist definiert als ein „zielgruppenübergreifendes binnendif-
ferenzierendes Qualifizierungsangebot“, das bisherige zielgruppenorientierte Lehr-
gänge zugunsten des festgestellten individuellen Förderbedarfs ersetzt. Einstiege in
das Programm sowie Ausstiege sind jederzeit möglich. Menschen mit Behinderung
können statt zehn Monate elf Monate gefördert werden; bei fehlender Vermittlung
beträgt die Förderdauer maximal 18 Monate. Praktische Kenntnisse sollen in Form
von Qualifizierungsbausteinen (140 bis 420 Stunden) vermittelt und zertifiziert wer-
den. Zu Beginn der Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme (BvB) ist eine 14-tägige
Eignungsanalyse vorgegeben, in der ein Stärken- und Schwächen-Profil sowie ein
passender Qualifizierungsplan erstellt werden und die Erprobung von maximal drei
Berufsfeldern festgelegt wird. Die anschließende Grundstufe (von sechs Monaten
Umfang) dient zur Berufsorientierung und Berufswahl. Sie ist beendet, wenn die Teil-
nehmenden eine Berufsentscheidung getroffen haben. Anschließend gehen die Teil-
nehmer:innen entweder in die Förderstufe über, wenn das Ziel der Grundstufe nicht
erreicht wurde, oder sie bekommen eine Übergangsqualifizierung, in der Vermitt-
lungschancen durch Verbesserung der beruflichen Handlungsfähigkeit erhöht werden
sollen. 2006 wurden in einer Überarbeitung des Konzepts Vorgaben flexibler gestaltet
und Aspekte von Gender-Mainstreaming, Integration von Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund und alleinerziehenden Vätern und Müttern betont. 2012 wurde das
neue Fachkonzept an die neuen gesetzlichen Grundlagen angepasst (Bundesagentur
für Arbeit 2012).

Die Zahl der Teilnehmer:innen am BvB-Programm ist bis 2009 deutlich angestie-
gen und danach kontinuierlich gesunken, von über 50.000 im Jahre 2010 bis auf
knapp 27.000 im Jahre 2015. Die Teilnehmerzahl an der rehaspezifischen BvB bleibt
mit 11.000 relativ konstant (Neises & Zinnen 2017, 291). Verantwortlich für den Rück-
gang sind teilweise die demografische Entwicklung, aber auch Veränderungen in den
Angebotsschwerpunkten.

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (BvB) gehören ebenso wie außerbe-
triebliche Ausbildungen und ausbildungsbegleitende Hilfen zu den „Regelinstrumen-
ten zur Förderung der beruflichen Ausbildung“, die im Sozialgesetzbuch III festgelegt
sind. Außerdem gehören dazu Berufsorientierungsmaßnahmen, Berufseinstiegs-
begleitung für bildungsgefährdete Schüler:innen, betriebliche Einstiegsqualifizie-
rungen (EQ), Aktivierungshilfen für Jüngere, Arbeitsgelegenheiten im Rahmen der
Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II) und seit 2015 auch assistierte Ausbil-
dung für lernbeeinträchtigte Jugendliche (Neises & Zinnen 2017; Rübner 2020).

Einstiegqualifizierungen sind sechs- bis zwölfmonatige ausbildungsvorbereitende
Praktika, in denen die Betriebe die Möglichkeit haben, sich ein Bild von dem/der
potenziellen Auszubildenden zu machen. Sie sind ebenfalls ein Ergebnis des Ausbil-
dungspaktes von 2006. Die Wirtschaftsvertreter:innen verpflichteten sich, 25.000 Plätze
für Einstiegsqualifizierungen zu schaffen, und der Bund versprach im Gegenzug die
Vergütung und die Sozialversicherungsbeiträge zu erstatten. Das EQ J wird auf der
Grundlage eines Vertrages durchgeführt, in dem Ziele und Inhalte definiert werden.
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Die Teilnahme wird aus Mitteln der Bundesagentur für Arbeit mit bis zu 247 Euro
monatlich vergütet (Stand 9/2021).

Nicht in den Sozialgesetzbüchern festgelegt sind eine Vielzahl von Programmen
und Modellprojekten des Bundes und der Länder, die mit Mitteln des Europäischen
Sozialfonds teilfinanziert werden und als Ressourcen für eine bedarfsorientierte För-
derung zur Verfügung stehen. Ein im Auftrag des Bundesinstituts für Berufsbildung
(BiBB) eingerichtetes Onlineportal für den Übergang von Schule in Ausbildung und
Beruf (www.ueberaus.de) listet im Jahr 2021 rund 123 schulische Bildungsgänge der
Länder im Übergangsbereich und 104 Förderprogramme und -initiativen in Bund,
Ländern und EU auf, die der Berufsvorbereitung dienen (Stand: April 2021). Auf kom-
munaler und Landkreisebene wurde mit dem regionalen Übergangsmanagement
(RÜM) versucht, die Zusammenarbeit der zahlreichen Institutionen, Organisationen,
Akteurinnen bzw. Akteure und Anbieter:innen am Übergang von der Schule in die
Ausbildung zu optimieren. Ähnliche Aufgaben haben Jugendberufsagenturen über-
nommen.

Über Bund-Länder-Vereinbarungen im Rahmen der Initiative Bildungsketten wird
eine Koordinierung und Bündelung der Maßnahmen von der Berufsorientierung in
allgemeinbildenden Schulen bis zur beruflichen Nachqualifizierung angestrebt. Die
meisten Programme zielen darauf ab, Kompetenzen und Potenziale der Jugendlichen
festzustellen und (vornehmlich) durch Vermittlung von Berufspraxis zu fördern. Etwa
ein Drittel der Programme wurde zur beruflichen Integration junger Flüchtlinge auf-
gelegt. Im Vordergrund stehen Beratung, Begleitung und Beseitigung von Vermitt-
lungshemmnissen durch Kurse und Trainings.

In den letzten Jahren wurden auch zunehmend häufiger Maßnahmen zum pro-
duktionsorientierten Lernen angeboten. Eine Sonderform der von der BA geförderten
Maßnahmen zur Berufsvorbereitung (BvB-Pro) nimmt neuere Ansätze der Produkti-
onsschulpädagogik auf, um komplex förderbedürftigen Jugendlichen gerecht zu wer-
den. 2013 wurde die Maßnahme mit 117 Teilnehmenden begonnen, im Jahr 2015 nah-
men 1.012 Personen daran teil (Neises & Zinnen 2017, 292).

Produktionsschulen wurden erstmals Anfang der 1990er-Jahre nach dänischem
Vorbild eingeführt. Die Schüler und Schülerinnen, die durch schulisch organisierte
Berufsvorbereitung nur schwer zu erreichen sind, sollen marktgerechte Produkte her-
stellen und vertreiben. Die notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten werden nach
Bedarf aufgabenbezogen vermittelt oder sie entwickeln sich durch praktisches Tun.
Das Lernen findet nicht im Klassenraum statt, sondern am Arbeitsplatz. Die Anforde-
rungen sind gewöhnlich niedriger als in schulischen Berufsvorbereitungsjahren. Des-
halb münden weniger Teilnehmer:innen in Ausbildungen. Die meisten übernehmen
anschließend angelernte Tätigkeiten.

Im Dezember 2016 wurden in Deutschland 134 Produktionsschulen für 5.186
Schülerinnen und Schüler gezählt und in Niedersachsen 99 Jugendwerkstätten mit
2.700 Plätzen, die nach Produktionsschulprinzip arbeiten (Gentner & Meier 2017).

Der rechtliche Status der Produktionsschulen ist in Deutschland – anders als in
Dänemark – nicht geklärt. Sie sind nicht Teil des Schulsystems. Durch die Erweite-
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rung der Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB) um produktionsorien-
tierte Ansätze (BvB-Pro) ist eine 50 Prozent-Finanzierung durch die Bundesagentur
für Arbeit (BA) möglich.

Berufsorientierung
Die nur unzureichenden Erfolgsquoten der Maßnahmen haben dazu geführt, die Bil-
dungsketten zu erweitern und den Berufsvorbereitungsmaßnahmen schulische Be-
rufsvorbereitungen als Berufsorientierung vorzuschalten. Ab der siebten Klassenstufe
werden Potenzialanalysen und zweiwöchige Werkstatttage angeboten. Neben der pro-
jektorientierten Kooperation mit Betrieben sollen berufsrelevante Informationen und
Kenntnisse als Querschnittsaufgaben in die schulischen Curricula der entsprechen-
den Klassenstufen verankert werden.

Maßnahmen zur Berufsorientierung gehen ebenfalls zurück auf den Ausbil-
dungspakt von 2006. In einer Arbeitsgruppe wurden Handreichungen für die Koope-
ration von Schule und Wirtschaft erarbeitet (Nationaler Pakt für Ausbildung und
Fachkräftenachwuchs in Deutschland 2006b). In der Folgezeit haben Bund und Län-
der auf dem Dresdner Bildungsgipfel 2008 eine Vielzahl von Maßnahmen zur Berufs-
orientierung an Schulen initiiert und finanziert. Ziel war – neben der Reduzierung
der Ungelernten-Quote – auch die Halbierung der Zahl der Schulabgänger:innen
ohne Hauptschulabschluss von damals 8 Prozent auf 4 Prozent im Jahre 2015. Die-
sem Ziel sind die Maßnahmen durchaus nähergekommen: Bis 2013 sank die Quote
auf 5,7 Prozent (Klemm 2014). Insbesondere Berufsorientierungsangebote sollten die
Relevanz formaler Schulabschlüsse verdeutlichen und Effekte auf die schulische Mo-
tivation haben.

Neben ähnlich konzipierten Länderprogrammen ist das Bundesprogramm zur Be-
rufsorientierung (BOP) beispielgebend (Ratschinski, Sommer & Kunert 2015). Finan-
ziert werden zweitägige Potenzialanalysen zur Feststellung der individuellen Stärken
der Schülerinnen und Schüler und zweiwöchige Werkstatttage, in denen sie ihre be-
ruflichen Fähigkeiten erproben können. Durchgeführt werden die Maßnahmen von
und in überbetrieblichen Berufsbildungsstätten.

Effektivität der Maßnahmen
Die Erfolge der Berufsvorbereitung werden an den Vermittlungsquoten in Ausbil-
dung gemessen. Wegen der starken Abhängigkeit von der konjunkturellen Lage und
den Gegebenheiten des lokalen Arbeits- und Ausbildungsmarktes streuen die Über-
gangsquoten stark und sind keine belastungsfähigen Indikatoren für die Qualität der
pädagogischen Arbeit. Die Vorstellungen, dass es sich beim Übergangssystem um
eine „sinnlose Warteschleife" handelt oder dass sich Chancen auf einen Ausbildungs-
platz sogar verschlechtern, lassen sich anhand vorliegender Daten widerlegen.

In der ersten BIBB-Übergangsstudie 2006 (n = 3620) hat die Hälfte der Teilneh-
mer:innen aus der zusammengefassten Gruppe von BVJ- und BvB-Maßnahmen eine
betriebliche Ausbildung begonnen; bei den Bildungsgängen der BFS sind es 57 Pro-
zent und beim BGJ 63 Prozent. Drei Jahre später lagen die Übergangsquoten in eine
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betriebliche Ausbildung für BvB/BVJ bei 61 Prozent, für BFS bei 69 Prozent und für
das BGJ bei 83 Prozent (Beicht 2009). Die Zusammenfassung der Teilnehmer:innen
aus BVB- und BVJ-Maßnahmen, die wegen geringer Fallzahlen vorgenommen wurde,
verschleiert allerdings deutliche Unterschiede. In einer regionalen Evaluationsstudie
von Produktionsschulen gelangten BvB-Teilnehmer:innen zu 63 Prozent in Ausbil-
dung, BVJ/AVJ-Teilnehmer:innen zu 36 Prozent und Produktionsschüler:innen zu
26 Prozent. Etwa die Hälfte der BVJ-Teilnehmer:innen wechselte nach Abschluss in
eine BvB (Kuhnke & Skrobanek 2011, 59). Andere Quellen beziffern die Übergangs-
quoten von BvB-Teilnehmenden niedriger. Nach Ergebnissen der BvB-Evaluation
durch das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur
für Arbeit (BA) konnten 2006 rund 28 Prozent der BvB-Teilnehmer:innen in West-
deutschland eine Ausbildung aufnehmen, in Ostdeutschland 10 Prozent (Plicht 2010,
65). Die Förderstatistik der BA schließlich weist für 2015 eine Übergangsquote von
36 Prozent für BVB-Teilnehmer:innen aus (Neises & Zinnen 2017, 291).

Die Maßnahmen zur Einstiegsqualifizierung (EQ) konnten schon kurz nach Ein-
führung gute Erfolge aufweisen. 2005 wurden 61 Prozent gegenüber 22 Prozent einer
Kontrollgruppe von den Praktikumsbetrieben in eine Ausbildung übernommen. Zwei
Jahre später, als sich die Lage auf dem Ausbildungsmarkt deutlich entspannt hatte,
waren es 75 Prozent gegenüber 59 Prozent (Becker, Grebe & Asmus 2008). Die Über-
nahmequoten der Kontrollgruppen machen den Einfluss des Arbeitsmarktes deut-
lich. Inzwischen haben sich die Übernahmequoten auf einem Niveau von über
60 Prozent stabilisiert (Bundesagentur für Arbeit, 2021).

Die unterschiedlichen Quoten lassen lediglich ein Ranking unter den Maßnah-
menarten zu. Danach haben das EQ und BvB höhere Übergangsprozente als BVJ und
Produktionsschulen. Produktionsschulen sind besonders erfolgreich bei der Vermitt-
lung in Erwerbsarbeit, während BvB-Maßnahmen eher zur Aufnahme einer Ausbil-
dung führen und das BVJ Vorteile beim nachträglichen Erwerb von Schulabschlüssen
hat.

Wem es gelingt, im BVJ den Hauptschulabschluss nachzuholen, erhöht seine
Chancen erheblich. Nach Daten der BiBB-Übergangsstudie 2006 steigen die Chancen
auf einen Ausbildungsplatz um den Faktor 2,3 (um das 2,3-Fache) gegenüber Maß-
nahmen-Abbrecherinnen und -Abbrechern (Beicht 2009), und nach neueren Daten
des Nationalen Bildungspanels um 40 Prozent gegenüber Jugendlichen ohne Schul-
abschluss (Holtmann, Ehlert, Menze & Solga 2021).

Aber auch und insbesondere ehemalige Förderschüler:innen und Schulabbre-
cher:innen, die ohne Schulabschluss bleiben, profitieren von den Maßnahmen des
Übergangssystems. Sie erhöhen ihre Chancen auf einen Ausbildungsplatz um 32 Pro-
zent. Mit Hauptschulabschluss liegen die Zuwächse bei 15 Prozent, mit erweitertem
Abschluss gar nur bei 8 Prozent (Holtmann et al. 2021, 227).

Schulische Berufsvorbereitung legt entweder den Schwerpunkt auf schulische
Nachqualifizierung oder auf intensive Betriebskontakte. Erfolgreich sind beide Va-
rianten, aber der Erwerb von Bildungsabschlüssen hat neben der Erhöhung der Über-
gangschancen noch einen weiteren Vorteil: Der nachträgliche Erwerb des Haupt-
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schulabschlusses verbessert die Aussichten auf einen Ausbildungsplatz mit höherem
Status.

Dennoch bleiben Betriebskontakte wichtiger Bestandteil der Berufsvorbereitung
und Berufsorientierung. Sie erhöhen die Motivation der Schüler:innen in Berufsorien-
tierungsprogrammen, stellen wichtige Kontakte her und inspirieren die Lehrkräfte. Im
Berufsorientierungsprogramm des Bundes wurde die Motivation der Schüler:innen
nach eigenen Angaben und denen ihrer Lehrer:innen deutlich erhöht (Ratschinski,
Sommer, Eckardt & Struck 2017, 82/83).

Verortung des Übergangssystems
Die Berufsvorbereitung ist eng verknüpft mit dem dualen System der Berufsausbil-
dung, das vor allem in den deutschsprachigen Ländern praktiziert wird. Insofern sind
Modelle der Berufsvorbereitung in Deutschland, Österreich und der Schweiz ver-
gleichbar. Kennzeichnend ist die Kooperation von Staat und Wirtschaft, von Berufs-
schule und Ausbildungsplatz. Diese Kooperation ist auch angestrebter und teilweise
realisierter Bestandteil von Berufsvorbereitungsmaßnahmen.

In Deutschland bekommt der Berufseinstieg für Jugendliche hohe Priorität, weil
traditionelles Ziel der deutschen Politik die Verhinderung von Jugendarbeitslosigkeit
ist. Im europäischen Vergleich ist die Arbeitslosenquote unter Jugendlichen mit aktu-
ell 6,5 Prozent am geringsten, Frankreich 18,6 Prozent, Spanien 30,3 Prozent (Statisti-
sches Bundesamt, 2021).

Insofern gehen aktuelle Programme auf politische Initiativen und Impulse zu-
rück. Die Maßnahmen des Übergangssystems sind nachhaltig geprägt vom Pakt für
Ausbildung 2004, dessen Arbeitskreise für die Kriterienliste zur Ausbildungsreife und
den Handreichungen für die Kooperation von Schule und Wirtschaftsbetrieben auch
die inhaltliche Arbeit maßgeblich beeinflusst haben. Konkrete Zielvorgaben kamen
mit dem Dresdner Bildungsgipfel 2008 ebenfalls aus der Politik. Die Umsetzung wird
den nachgeordneten Bundesbehörden übertragen, die Projekte an freie Träger der So-
zialhilfe weitergegeben.

Entstanden ist ein System, das den Namen zunächst nicht verdient hat. Erst die
Koordination und inhaltliche Abstimmung von Maßnahmen, Bildungsketten und ko-
ordiniertes Übergangsmanagement lassen die für ein System notwendige Ordnung
erkennen.

Der Beitrag pädagogischer Empirie und Theorienbildung zu diesen Entwicklun-
gen ist gering. Die Lücke zwischen Allgemeinbildung und Berufsbildung ist weder
institutionell noch pädagogisch gefüllt (Richter & Baethge 2017).

Lediglich das Thema Berufsorientierung wird in einigen Instituten der Pädago-
gik und Pädagogischen Psychologie bearbeitet. Es ist anscheinend am einfachsten in
den Bereich der Allgemeinpädagogik integrierbar.

Berufliche Förderpädagogik dagegen sucht ihren Platz. Ansätze in Hannover,
Grundlagen für eine berufliche Förderpädagogik (Bojanowski, Koch, Ratschinski &
Steuber 2013) zu erstellen, können wegen Auflösung der Institutsabteilung nicht fort-
geführt werden. Adäquater Ersatz wurde nicht geschaffen.
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4.2.1.2 AusBildungspflicht bis 18 in Österreich – eine Chance für psychisch
belastete Jugendliche im Übergang Schule – Beruf?

Karin Heinrichs, Anita Buchegger-Traxler & Wilfried Prammer

Der Übergang Schule – Beruf als Herausforderung für psychisch belastete
Jugendliche
Der Übergang von der Schule in die Arbeitswelt ist eine zentrale Statuspassage im
Jugendalter. Ein gelungener Einstieg in den Beruf ist ein wichtiger Schritt zu dauer-
hafter beruflicher und sozialer Teilhabe. Für viele Jugendliche aber stellt dieser Über-
gang eine Herausforderung dar. So spricht Arnold (2015) davon, dass es vielen Ju-
gendlichen nicht gelingt, eine ihrem Berufswunsch entsprechende Ausbildungsstelle
zu finden. Hierfür gibt es vielfältige Gründe – von berufsfachlichen, regionalen bis zu
eigenschafts- und verhaltensbezogenen Passungsproblemen (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2020, 157 ff.). Bei manchen Personen aber geht die erfolglose
Lehrstellensuche mit Perspektiv- oder Hilflosigkeit sowie psychischen Belastungen
einher. Im Übergang in den Beruf müssen die Jugendlichen Stresssituationen bewäl-
tigen (Driesel-Lange et al. 2010); gegebenenfalls können psychische Problemlagen
auch eine Ursache für einen nicht zufriedenstellenden Berufswahlprozess bzw. eine
für die Person unpassende Berufswahl sein. Bei manchen Jugendlichen besteht dem-
nach in der Phase des Übergangs Schule – Beruf die Gefahr eines Bildungsabbruchs.

Ein Bildungsabbruch ist selten ein punktuelles Ereignis, sondern manifestiert
sich als Prozess, als verkettete Abbruchserfahrungen (Steiner, Pessl & Karaszek 2015).
Die Erwartungshaltungen der Jugendlichen sind unterschiedlich, oft fehlen Alternati-
ven. Berufsorientierung von Jugendlichen ist beim Übergangsprozess ein wesent-
liches Bindeglied zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem (Richter 2016, 19).
Diese Orientierungsphase wird zunehmend wichtiger, denn die Anforderungen an
Jugendliche sind gewachsen.

So können (Aus-)Bildungswege im Übergang Schule – Beruf und am Anfang der
Berufsbiografie bereits sehr unterschiedlich verlaufen. Es gibt viele Optionen der dua-
len oder auch schulischen Berufsausbildung, des Studiums sowie der dualen oder
berufsbegleitenden Studien- oder Bildungsgänge. So sind Jugendliche bei der Bil-
dungs- und Berufswahl mit einem schwer überschaubaren Angebot konfrontiert.
Dazu kommen Deregulierungen am Arbeitsmarkt und unterschiedliche arbeitsrecht-
liche Formate (wie z. B. unselbstständige Erwerbsarbeit, Projektarbeit oder Remote-
Arbeit). Zudem werden Berufsbiografien über die Lebensspanne hinweg durchaus
durch Phasen der Weiterbildung, Arbeitslosigkeit, Karenz, Sabbaticals, Krankheit un-
terbrochen (Rischka, Salzmann-Pfleger & Zagler 2018). Nichtlineare Übergangsver-
läufe bieten neue Chancen der Umorientierung und Anpassung, bergen aber auch
eine Gefahr für Marginalisierung, Desintegration und soziale Isolation. Bei jungen
Menschen kann es zu Perspektivlosigkeit, Beziehungsscheitern, mangelndem Kom-
petenzerleben sowie zu einer Abwendung von der Bildungs- bzw. Arbeitswelt kom-
men (Ricking & Schulze 2012). Dies gilt – so ist zu vermuten – insbesondere für
Jugendliche, wenn sie bestimmten Risikogruppen zuzurechnen sind. Dazu ist anzu-



merken, dass im Sinne eines umfassenden und inklusiven Ansatzes zu dieser Gruppe
letztlich alle diejenigen gehören, die von Marginalisierung bedroht sind, die sozial
benachteiligt sind und/oder die aufgrund ihrer individuellen Ausgangslage Hilfe und
Unterstützung im Übergang Schule – Beruf benötigen. Nach Datenlage lag der Pro-
zentsatz der Early School Leavers in Österreich 2020 bei 8,1 Prozent (im Vergleich
dazu in der Europäischen Union bei 10,1 %); dies entspricht 52.000 Personen (Statistik
Austria 2020). Zu den Risikogruppen des frühen Bildungsabbruchs gehören bei-
spielsweise sozial benachteiligte Jugendliche, Jugendliche mit geringen Sprachkennt-
nissen, mit Flucht- oder Migrationshintergrund, mit körperlichen oder kognitiven
Beeinträchtigungen, mit festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf sowie
psychisch belastete Personen.

Damit junge Menschen, insbesondere auch diejenigen aus den genannten Risi-
kogruppen, ihr Leben und auch ihren Übergang Schule – Beruf aktiv mitgestalten
können (Hurrelmann & Bauer 2018) und Bildungsabbruch in dieser kritischen Phase
vermieden werden kann, bedarf es adäquater Unterstützungsangebote.

Hier setzen Maßnahmen des beruflichen Übergangssystems an, so auch in Ös-
terreich. Mit dem Ausbildungspflichtgesetz bis 18 wurde von der österreichischen
Bundesregierung im Jahr 2016 eine gesetzliche Grundlage geschaffen, die eine ver-
bindliche Teilnahme an einer Ausbildung für Personen im Alter von 15 bis 18 Jahren
vorsieht. Die Ausbildungspflicht kann allerdings ruhen, wenn beispielsweise eine vo-
rübergehende Krankheit (medizinische Gründe) oder eine schwere Behinderung vor-
liegen, durch die eine Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme nicht möglich
ist (§ 7 Ziffer 5 Ausbildungspflichtgesetz).

Im Unterschied z. B. zur Lage in Deutschland wurden in Österreich damit eine
bundesweit einheitliche Struktur, das Netzwerk Berufliche Assistenz (NEBA), sowie
ein entsprechendes bundesweites Monitoring etabliert. Dieses Unterstützungssystem
soll im Rahmen dieses Beitrags vorgestellt und mit Blick auf Angebote für psychisch
belastete Jugendliche diskutiert werden.

Unterstützungsangebote für Jugendliche mit psychischen Belastungen
in Österreich
Bacher und Co-Autorinnen und -Autoren (2016) kennzeichnen in einer Studie zur
psychischen und physischen Gesundheit von Jugendlichen Unterstützungssysteme
und -angebote für Jugendliche mit psychischen Belastungen in Österreich, die bei der
gesellschaftlichen Integration bzw. bei der Integration in die Subsysteme Ausbildung
und Arbeitsmarkt einen Beitrag leisten können, wie folgt:
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Unterstützungssysteme für Jugendliche mit psychischen Beeinträchtigungen in Österreich
(übernommen von Bacher et al. 2016, 119)

Die Schulpsychologie ist mit Aufgaben wie Information, psychologische Beratung,
Bildungsberatung, psychologische und Schulleistungs-Diagnostik, Sachverständigen-
tätigkeit usw. betraut. Es geht vordergründig um die Inklusion von Kindern und Ju-
gendlichen mit Verhaltensauffälligkeiten, Entwicklungsverzögerungen, Lernschwä-
chen, sozialen und emotionalen Problemen (Steiner et al. 2019, 156).

Schulsozialarbeit zielt vor allem auf die Öffnung von Schulen in den Sozialraum
bzw. die Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen. Schulsozialarbeiter:innen sind
wichtige Akteurinnen und Akteure an der Schnittstelle zwischen den Jugendlichen,
Familien, Schulen, Lehrkräften und weiteren Akteurinnen und Akteuren am Über-
gang Schule – Beruf (Baum & Wagner 2014). Ein wichtiger Aspekt der Gemeinwesen-
orientierung ist die Kooperation mit außerschulischen Partnerinnen und Partnern
(z. B. andere Jugendberatungseinrichtungen, Jugendfreizeiteinrichtungen, Jugend-
zentren, Kinder- und Jugendhilfe) (Zankl 2017, 24 ff.). Das Konzept der Schulsozial-
arbeit in Österreich sieht die Möglichkeit von Hausbesuchen vor, um auch mit den
Erziehungsberechtigten zu arbeiten. Diese werden nach Auskunft der Schulsozial-
arbeiter:innen auch angeboten (Wagner & Kirchstetter 2013, 5). Der Einsatz von so-
zialpädagogischer Betreuung in Form einer Ganztagesbildung bzw. die Implemen-
tierung von Schulsozialarbeit wären laut Wetzel (2011) Möglichkeiten, Schulversagen
zu vermindern, Sinndimensionen vermehrt anzusprechen und sozialräumlich und
lebensweltbezogen mit den Kindern und Jugendlichen zu arbeiten. Pötter (2014, 23)
definiert als Ziel der Schulsozialarbeit die „Anschlussfähigkeit“ zwischen den Funk-
tionssystemen (Erziehung und Bildung) und den Lebenswelten der Kinder.

Niederschwellige Angebote und eine Jugendarbeit, welche die Jugendlichen dort
ansprechen, wo sie sich aufhalten, sind erforderlich, um systemferne Jugendliche zu
erreichen. Milieuspezifisches, kulturell anschlussfähiges Coaching, wie z. B. das außer-
schulische Jugendcoaching, leistet einen wichtigen Beitrag und kann ausgrenzungs-
gefährdeten Jugendlichen eine neue Perspektive geben. Es muss gelingen, betroffene
junge Menschen aus ihrer sozialen Isolation zu holen, um eine „Einschrumpfung der

Abbildung 1:
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Lebensäußerungen“ (Großegger 2015, 94) zu verhindern. Ziele derartiger Angebote
müssen sein: Stabilisierung, Entwickeln beruflicher Qualifizierung und Bildung so-
wie beruflicher Teilhabe am Arbeitsmarkt.

Die Problemlagen der Jugendlichen sind vielfältig und sind verbunden z. B. mit
Herausforderungen in der Familie und dem sozialen Umfeld, einem geringen Selbst-
wertgefühl und geringer Selbstwirksamkeit, mit Orientierungs- und Perspektivlosig-
keit, deviantem Verhalten, gesundheitlichen Beeinträchtigungen, sozialem Rückzug
oder psychischen Problemen. Psychische Probleme ihrerseits weisen ein breites
Spektrum auf: von Essstörungen, selbstverletzendem Verhalten, Schulängsten, De-
pressionen bis hin zu Suizidversuchen. Es gibt eine Wechselwirkung zwischen diesen
Phänomenen; meist sind Jugendliche von mehreren Problemlagen betroffen. Jugend-
liche mit psychischen Problemlagen aber sind in erhöhtem Maß von frühem Bil-
dungsabbruch gefährdet (Steiner, Pessl & Karaszek 2015, 94).

Die AusBildungspflicht bis 18 und die Angebote des Netzwerks Berufliche
Assistenz (NEBA) in Österreich
Im Rahmen der Initiative AusBildung bis 18 wurden die genannten Maßnahmen zur
Unterstützung psychisch belasteter Jugendlicher auf ein breiteres Fundament gestellt.
Es geht darum, alle Jugendlichen zu einer über den Pflichtschulabschluss hinaus-
gehenden Qualifikation (eine weiterführende Schule, das Absolvieren einer dualen
Ausbildung, eine Inanspruchnahme von außerschulischen Qualifizierungsangebo-
ten) zu führen (vgl. Ausbildungspflichtgesetz, in der aktuellen Fassung). Das primäre
Ziel ist es, Jugendliche in der Orientierung so früh wie möglich zu unterstützen und
auf diesem Wege eine „Brücke zur Arbeitswelt“ (Arnold 2015, 224) anzubieten. Die
Initiative versteht sich als ein möglicher Weg für die Anbindung junger Menschen an
die Arbeitswelt und damit einer möglichen gesellschaftlichen bzw. beruflichen Teil-
habe im Lebenslauf. Zudem wurden Angebote für Jugendliche geschaffen – wie z. B.
die überbetriebliche Lehrausbildung (für Jugendliche, die keine betriebliche Lehr-
stelle finden) oder das Lehrlingscoaching (Beratung und Betreuung für Unternehmen
und Jugendliche zur Vermeidung von Drop-outs während der Berufsausbildung und
Absicherung des Ausbildungserfolgs). Unter der Dachmarke NEBA wird vom Sozial-
ministeriumservice Österreich landesweit ein bedarfsgerechtes System zur Unter-
stützung von ausgrenzungsgefährdeten Jugendlichen zur Verfügung gestellt (vgl.
https://www.neba.at/). Unter diese Angebote fallen:

• das Jugendcoaching (Beratung und Begleitung am Übergang Schule – Beruf, um
Risikogruppen zu identifizieren);

• AusbildungsFit (für Jugendliche mit schwierigen Ausgangsbedingungen mit der
Möglichkeit, versäumte Basisqualifikationen und Social Skills nachträglich zu er-
werben und Ausbildungsmöglichkeiten kennenzulernen);

• Berufsausbildungsassistenz (im Rahmen einer verlängerten Lehre oder Teilqua-
lifikation nach § 8 Abs. 1 und 2 des österreichischen Berufsausbildungsgesetzes);

• Arbeitsassistenz als Unterstützung für Jugendliche und junge Erwachsene mit
besonderem Unterstützungsbedarf bis zum 24. Geburtstag (https://www.kost-
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oberoesterreich.at/uebergang-schule-beruf/) (z.B. Personen im Übergang in eine
Ausbildung mit sonderpädagogischem Förderbedarf, mit Lernbehinderung oder
mit sozialer und emotionaler Beeinträchtigung zu bringen).

Für die Umsetzung der Initiative der Ausbildungspflicht bis 18 wurde in jedem Bun-
desland eine Koordinierungsstelle installiert, gefördert von den jeweiligen Landesstel-
len des Sozialministeriumservice, die u. a. für die Zusammenarbeit mit bzw. Initiie-
rung und Etablierung von regionalen Netzwerken der Unterstützung bzw. Steuerungs-
gruppen am Übergang Schule – Beruf zuständig ist. Zu diesem Netzwerk gehören,
neben dem oben bereits genannten Netzwerk Berufliche Assistenz, das System
Schule (Schulpsychologie, Schulsozialarbeit), die Kinder- und Jugendhilfe, die offene
Jugendarbeit mit niederschwelligen Angeboten, Interessensvertretungen (Arbeiter-
kammer, Landwirtschaftskammer, Wirtschaftskammer) sowie Angebote des Arbeits-
markt- und Sozialministeriumservice. Im Rahmen der Umsetzung der Initiative fin-
det zudem ein Monitoring statt, d. h. es wird seitens der Koordinierungsstellen mit
Jugendlichen, die in keiner Ausbildung stehen, und deren Eltern Kontakt aufgenom-
men. Die Situation wird geklärt, im Bedarfsfall werden den Familien entsprechende
Unterstützungsangebote unterbreitet, z. B. eine Beratung im Rahmen der bereits er-
wähnten Angebote des Netzwerkes Berufliche Assistenz (NEBA). Damit soll ein indi-
viduell angepasster Weg zu einer beruflichen Qualifizierung ermöglicht werden (vgl.
Sozialministeriumservice 2019).

Unterstützung von psychisch belasteten Jugendlichen im Übergang Schule – Beruf
in Österreich
Die Maßnahmen des NEBA sind vor allem auf Herausforderungen im Übergang
Schule – Beruf hin ausgerichtet und eröffnen Möglichkeiten, auch Jugendliche mit
individuellen Problemlagen zu unterstützen. So richtet sich NEBA explizit an Jugend-
liche mit festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf aufgrund psychischer
Behinderungen ((§ 8 (1) SchPflG)) und schließt Jugendliche mit vorübergehenden
psychischen Belastungen nicht aus. Der Evaluationsbericht zur Umsetzung des Aus-
bildungspflichtgesetzes weist aber durchaus auf Mängel hin, Jugendliche mit psychi-
schen Problemlagen nicht ausreichend spezifisch auf ihre Bedarfe hin zu unterstüt-
zen (Steiner et al. 2019, 324).

Reflektiert man die Angebote der Initiative AusBildung bis 18, wurden in der wis-
senschaftlichen Begleitevaluierung zudem weitere Lücken zur Unterstützung von Ju-
gendlichen mit Schwierigkeiten im Übergang Schule – Beruf identifiziert (Steiner
et al. 2019, 351):

• In nur wenigen (oder keinen) Angeboten werden die Eltern, Angehörigen und
Erziehungsberechtigten systematisch einbezogen.

• Niederschwellige Maßnahmen mit einem möglichst barrierefreien Zugang und
einer geringen Verbindlichkeit wurden nur in geringem Ausmaß festgestellt;
auch sind Angebote mit tageweiser Beteiligung nur vereinzelt zu finden.

• Die vorgelagerte offene Jugendarbeit, welche zur Stabilisierung der Jugendlichen
beiträgt, wird eher selten als wichtige Kooperationspartnerin wahrgenommen.
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Folgt man den Analysen der Forschergruppe um Bacher (Bacher et al. 2016), so plädie-
ren auch diese Autoren dafür, insbesondere auch für Jugendliche mit psychischen
Problemen die genannten Defizite von Angeboten zu verbessern.

Zudem gibt es kaum geschlechterdifferenzierte Angebote, insgesamt aber wohl
deutlich mehr Optionen für weibliche als für männliche Jugendliche. Da unter frühen
Bildungsabbrecherinnen und -abbrechern im Durchschnitt mehr männliche als weib-
liche Jugendliche sind (Statistik Austria 2020), scheint insbesondere der Ausbau von
Angeboten, die speziell für männliche Klienten geeignet sind, anzudenken zu sein.

Fazit und Perspektiven
NEBA ist eben nicht explizit auf Jugendliche mit psychischen Problemlagen hin fo-
kussiert. Bestimmten Bedürfnissen der letztgenannten Zielgruppe kann aber sicher-
lich dennoch über NEBA oder über die von Bacher und Co-Autorinnen und -Autoren
(2016) identifizierten Angebote wie Schulpsychologie, Kinder- und Jugendhilfe oder
Schulsozialarbeit begegnet werden. Es stellt sich aber die Frage, inwieweit der Über-
gang Schule – Beruf bei Jugendlichen mit psychischen Problemlagen ausreichend
systematisch und kompetent begleitet werden kann.

Neben den bisher angesprochenen Maßnahmen gibt es deshalb – und das ist er-
freulich – regionale (Einzel-)Initiativen, die auf (teilweise spezifische) psychische Pro-
blemlagen und Unterstützung im Übergang Schule – Beruf hin ausgerichtet sind. So
wendet sich z. B. das Projekt Work_aut an junge Erwachsene mit Autismusspek-
trumsstörungen (https://www.barmherzige-brueder.at/unit/issn/autismus/erwach
sene#Arbeit (Abruf vom 23.12.2021)) oder berufliche Integrationsmaßnahmen für
Jugendliche mit psychischen Problemlagen des Vereins Promente (https://www.
pmooe.at/unser-angebot/jugend/ (Abruf vom 23.12.2021)). Der Bedarf, diese Gruppe
von Personen auf dem Weg in die Berufsausbildung und Arbeitswelt zu begleiten,
wird somit erkannt. Dennoch bleibt es trotz der vielfältigen auch bundesweit etablier-
ten Unterstützungsmaßnahmen für psychisch belastete Jugendliche (oder auch deren
Eltern) im Übergang Schule – Beruf herausfordernd, die für die eigene spezifische
Problemlage passenden Ansprechpartner:innen, Anlaufstellen und Angebote zu
identifizieren und sich – genau in einer Krisensituation, wenn der Übergang Schule –
Beruf sich als schwierig herausstellt – auch niederschwellig an diese zu wenden.

Wie bereits in der PISA-Debatte Anfang der 2000er-Jahre intensiv diskutiert
wurde, scheint hier informellen und non-formellen Bildungskontexten besondere Be-
deutung zuzukommen. In Auseinandersetzung mit dem Bildungsbegriff stellt sich
die Frage, ob Bildung abgegrenzt von zertifizierter Bildung (z. B. Schule, Lehre) be-
trachtet werden kann. Informelle Bildungsorte werden als offene und von Freiwillig-
keit geprägte Bildungs- und Erfahrungsräume beschrieben. Begegnungen mit anderen
und vielleicht Fremden sind möglich, daraus entwickeln sich Verantwortungsüber-
nahme, Mitbestimmung und Erprobung eines demokratischen Miteinanders. Es
stellt sich die Frage, „wie es über non-formale Bildungsarrangements möglich ist,
Brückenkapital und damit Benachteiligungen kompensierende Räume zu gestalten“
(Klomann & Kutscher 2018, 7).
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Diese Entwicklungen könnten in Zusammenhang der Ausbildungspflicht bis 18
weitere Bedeutung bekommen, vor allem im Zusammenhang von Ausbildungspflicht
erfüllenden Angeboten, die außerhalb der standardisierten Möglichkeiten liegen. Da-
bei ist einerseits an vorbereitende niederschwellige Angebote für NEET-Jugendliche
zu denken, um überhaupt an das Bildungssystem anzuknüpfen. Andererseits sind
alternative (berufliche) Bildungsgänge z. B. mit anerkanntem beruflichem Abschluss
zu berücksichtigen. Insgesamt wird der Initiative AusBildung bis 18 in Österreich ein
Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit zugeschrieben, zudem entsteht ein makroökono-
mischer Nutzen für Beschäftigung, Arbeitslosigkeit, Löhne und das Bruttoinlandspro-
dukt (Steiner et al. 2019). Der Fokus der Ausbildungspflicht bis 18 in Österreich liegt
nicht nur auf der Kompensation, sondern auch auf der Prävention von (Aus-)Bil-
dungsabbruch. Durch die Initiative wurde ein umfassendes Unterstützungssystem
für Jugendliche am Übergang Schule – Beruf geschaffen. Gerade das Jugendcoaching
scheint bereits in der aktiven Schulzeit „korrigierend“ eingreifen und einen Bildungs-
abbruch verhindern zu können.

Die Implementierung einer Ausbildungspflicht, wie sie in Österreich eingeführt
wurde, wird international durchaus kontrovers diskutiert (Enggruber 2018, 30). Es
bleibt abzuwarten, ob sich die bisherigen Effekte in weiteren Evaluationsstudien
bestätigen lassen. Dazu könnte es fruchtbar sein – wie bereits z. B. für Early School
Leavers durchgeführt (Praag v. et al. 2018) –, europäische oder internationale Projekte
zu initiieren, in denen landesspezifische Unterstützungssysteme sowie Maßnahmen-
bündel zur Unterstützung von psychisch belasteten Jugendlichen vergleichend analy-
siert und entsprechende empirische Studien zur Prüfung von deren Effekten initiiert
werden.
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4.2.2 (Duale) Berufsausbildung

4.2.2.1 (Duale) Berufsausbildung – Psychische Belastung und Förderung der
Resilienz

Karl Wilbers

Der Beitrag erläutert zunächst den Aufbau der Berufsausbildung in drei Bereichen,
nämlich der kaufmännischen Ausbildung, der gewerblich-technischen Ausbildung
und der Ausbildung in den personenbezogenen Berufen. Anschließend werden Fak-
toren der psychischen Belastung in der Berufsausbildung und dann Ansätze zur För-
derung der Resilienz aufgezeigt (Anders et al. 2022).

Berufsausbildung: Eine Abgrenzung

Einordnung der Berufsausbildung
Bei der Berufsausbildung geht es um das Erlernen eines Ausbildungsberufs: „Die Be-
rufsausbildung hat die für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit in
einer sich wandelnden Arbeitswelt notwendigen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) in einem geordneten Ausbildungs-
gang zu vermitteln“ (§ 1 BBiG). Im Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) handelt
es sich um Qualifikationen auf dem DQR-Niveau 3 und 4. Der Ausbildung vorgelagert
ist die Ausbildungsvorbereitung (DQR-Niveaus 1 bis 2) und ihr nachgelagert die beruf-
liche Fortbildung (DQR-Niveaus 5 bis 7).

Das Duale System nach HwO/BBiG
Am bedeutendsten ist in Deutschland die Ausbildung im Dualen System. Dieses Aus-
bildungssystem nennt sich „dual“, weil die Auszubildenden im Regelfall zwei Institu-
tionen besuchen, nämlich den Ausbildungsbetrieb und die Berufsschule. Der betrieb-
liche Teil der Berufsausbildung wird dabei durch das Berufsbildungsgesetz (BBiG)
oder durch die Handwerksordnung (HwO) geregelt, daher ist dies das sogenannte
Duale System gemäß HwO/BBiG.

Ausbildungsplätze werden in Deutschland nicht durch den Staat vergeben. Viel-
mehr regeln dies Ausbildungsplatzanbietende und Ausbildungsplatzsuchende auf
dem Ausbildungsmarkt. Ein Ausbildungsverhältnis wird dann durch den Ausbil-
dungsvertrag begründet. Dies führt, unter bestimmten Voraussetzungen, zur Berufs-
schulpflicht. Dann besucht die Person in Teilzeit als Schülerin bzw. Schüler die Be-
rufsschule, und zwar an einzelnen Tagen in der Woche oder in bestimmten Blöcken.
Die meiste Zeit verbringt diese Person jedoch als Auszubildende bzw. Auszubildender
im Ausbildungsbetrieb. Wer dual ausgebildet wird, hat damit eine doppelte Rolle und
ist „Auszubildende:r“ und mit dem Betrieb privatrechtlich über einen Vertrag gebun-
den, aber auch gleichzeitig „Schüler:in“ und meist an die Berufsschule öffentlich-
rechtlich gebunden.

Wer dual ausgebildet wird, steht in Verbindung mit zwei Typen pädagogischen
Professionals, nämlich den Ausbilderinnen und Ausbildern im Betrieb und den Lehr-



kräften in der Berufsschule. Diese pädagogischen Professionals sind auf diese Auf-
gabe professionell qualifiziert, nämlich durch eine Vorbereitung gemäß Ausbilder-
eignungsverordnung (AEVO) oder durch ein einschlägiges Studium an einer Univer-
sität.

Duales System gemäß HwO/BBiG, erweitert nach BIBB (2017)Tabelle 1:

Betrieb Berufsschule

Lernorte Betrieb (inkl. überbetriebliche
Bildungsstätten) Berufsschule

Segment Berufsausbildung Berufsausbildung

DQR-Niveau 3 – 4 3 – 4

Institutioneller Bereich Betriebliche Bildung Schulische Bildung

Staatliche Ordnung Bund Land

Gesetzliche Grundlage Berufsbildungsgesetz (BBiG),
Handwerksordnung (HwO) Schulgesetze der Länder

Festlegung
Kompetenzerwartungen Ausbildungsordnung Rahmenlehrplan (KMK)

bzw. länderspezifischer Lehrplan

Erarbeitung Sozialpartner Rahmenlehrplan-Ausschuss
der KMK

Koordination der Erarbeitung Bundesinstitut für Berufsbildung
(BIBB) Kultusministerkonferenz (KMK)

Begründung Ausbildungsvertrag Berufsschulpflicht

Stellung Auszubildende:r Schüler:in

Berufsbildungsprofessional Ausbilder:in Lehrkraft

Ausbildung
Berufsbildungsprofessional

Ausbildereignungsverordnung
(AEVO)

Lehramt an beruflichen Schulen
oder Vorbereitung auf gehobenen
Dienst

Überwachung Zuständige Stellen (Kammern) Schulaufsicht

Finanzierung Ausbildungsbetrieb Länder

Interne Verteilungsplanung Betrieblicher Ausbildungsplan Didaktische Jahresplanung

Der Bund ist dabei über das Berufsbildungsgesetz bzw. die Handwerksordnung für
die betriebliche Seite zuständig, die Länder gemäß der Kultushoheit der Länder über
die jeweiligen Schulgesetze für die schulische Seite. Die Kompetenzerwartungen wer-
den dabei für die betriebliche Seite in der Ausbildungsordnung festgelegt. Diese wird
durch die Sozialpartner:innen erarbeitet, also die Arbeitgeberverbände und die Ge-
werkschaften. Die Erarbeitung wird durch das Bundesinstitut für Berufsbildung
(BIBB) in Bonn koordiniert. Der Ausbildungsordnung auf der betrieblichen Seite
steht der Rahmenlehrplan auf der schulischen Seite gegenüber. Dieser wird von Rah-
menlehrplan-Ausschüssen der Kultusministerkonferenz (KMK) erarbeitet und unver-

138 (Duale) Berufsausbildung – Psychische Belastung und Förderung der Resilienz



ändert, aber auch leicht verändert in den Bundesländern übernommen. Beide Verfah-
ren werden parallel durchgeführt und miteinander koordiniert.

Die Kammern spielen als sogenannte zuständige Stellen eine wichtige Rolle im
Dualen System. Diesen Kammern gehören die Unternehmen eines bestimmten Wirt-
schaftszweigs an: Industrie- und Handelskammern (IHK), Handwerkskammern
(HWK), aber auch Landwirtschaftskammer, die Kammern der freien Berufe, zum Bei-
spiel die Ärztekammer, und weitere zuständige Stellen. Die Kammern haben in der
Berufsbildung zentrale Aufgaben, etwa die Überwachung der Berufsausbildung im
Dualen System.

Die Kompetenzerwartungen der Berufsschule sind in Lehrplänen niedergelegt.
Diese haben in der Berufsschule eine spezifische Struktur, und zwar sind sie an Lern-
feldern orientiert, die Handlungsfelder in der betrieblichen Realität abbilden. Die
Lehrpläne werden von den Lehrkräften in der Berufsschule in didaktische Jahrespläne
heruntergebrochen. Das Gegenstück zu den Lehrplänen der Berufsschule sind Aus-
bildungsordnungen für den betrieblichen Teil der Ausbildung. Die Inhalte der Ausbil-
dungsordnung werden in § 5 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vorgeschrieben. Für
die Festlegung der Kompetenzerwartungen ist vor allem der Ausbildungsrahmenplan
in der Ausbildungsordnung bedeutsam. Der Ausbildungsrahmenplan enthält eine
sachliche und zeitliche Gliederung der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä-
higkeiten. Auf der Grundlage des Ausbildungsrahmenplans werden im Betrieb be-
triebliche Ausbildungspläne erstellt.

Drei Berufsbereiche der Ausbildung
Die Ausbildung erfolgt in Deutschland in drei großen Berufsbereichen. Die kaufmän-
nischen Berufe umfassen Berufe wie „Industriekaufmann/-frau“ oder „Einzelhan-
delskaufmann/-frau“, die auf spezifische Branchen bezogen sind, hier Industrie und
Einzelhandel. Sie umfassen aber auch branchenübergreifende Berufe wie „Kauf-
mann/-frau für Büromanagement“. Kaufmännische Tätigkeiten finden sich in allen
Wirtschaftszweigen, nicht nur in Industrie und Handel, sondern auch im Handwerk
oder bei den freien Berufen. Die gewerblich-technischen Berufe als zweiter Berufsbe-
reich beziehen sich auf Berufe in der Metall- oder Elektrotechnik, aber zum Beispiel
auch der Bau- und Holztechnik. Hier geht es um die Entwicklung und die Produktion
aus verschiedenen Materialien, also „Gegenständen“; d. h. diese Berufe sind gegen-
standsbezogen. Dienstleistungen wie Reparatur, Instandhaltung oder Wartung sind
damit aber eng verbunden. Auch gegenstandsbezogene Tätigkeiten finden sich in vie-
len Branchen, etwa in der Industrie oder im Handwerk. Der dritte Berufsbereich sind
die personenbezogenen Berufe. Diese umfassen die Berufsfelder Gesundheit, Körper-
pflege und Pflege, wie z. B. „Medizinische:r Fachangestellte:r“, „Friseur:in“ oder „Pfle-
gefachmann/-frau“. Darüber hinaus zählen hierzu Berufe im Bereich Erziehung und
Soziales wie „Erzieher:in“ und im Bereich Hauswirtschaft und Ernährung wie „Haus-
wirtschafter:in“.
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Die Ausbildung nach dem Pflegeberufsgesetz
In dem dritten Berufsbereich wird auch gemäß HwO/BBiG ausgebildet. Ein großer
Teil der Jugendlichen wird jedoch in den Pflegeberufen gemäß dem Pflegeberufsge-
setz (PflBG) ausgebildet. Seit 2020 ist die Ausbildung in den Pflegeberufen generalis-
tisch, d. h. sie führt die bisherigen Berufe in der Altenpflege, der Gesundheits- und
Krankenpflege und der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege zusammen. In den
Gesundheitsberufen finden sich im Vergleich zur Dualen Ausbildung nach BBiG und
HwO viele Sonderwege. Diese Ausbildung hat eine Fülle von Parallelitäten zur Dua-
len Ausbildung gemäß HwO/BBiG, zum Beispiel das Prinzip der Dualität der Institu-
tionen. In dieser Ausbildung wird gemeinsam in Pflegeschule und Ausbildungsein-
richtung, d. h. Krankenhäusern, stationären oder ambulanten Pflegeeinrichtungen,
ausgebildet. Die praktische Ausbildung in den Pflegeberufen umfasst mindestens
2.500 Stunden im Vergleich zu einer praktischen Ausbildung von durchschnittlich
3.600 Stunden in einem Ausbildungsberuf nach BBiG/HwO. Die rechtlichen Grund-
lagen sind jedoch andere. Die Ausbildung erfolgt hier nach Bundes- und Landesrecht.

Ausbildung nach BBiG/HwO vs. PflBGTabelle 2:

Duale Ausbildung nach
BBiG/HwO

Ausbildung nach Pflegeberufegesetz
(PflBG)

Lernorte Berufsschule und Betrieb (inkl.
überbetriebliche Bildungsstätten)

Pflegeschulen und Ausbildungs-
einrichtungen (Krankenhäuser,
Pflegeeinrichtungen)

Festlegung
Kompetenzerwartungen

Lernortspezifisch: Lehrplan und
Ausbildungsordnung

Lernortübergreifend: Ausbildungs- und
Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe
(PflAPrV)

Koordination der
praktischen Ausbildung

Betrieb (betrieblicher Ausbil-
dungsplan) Pflegeschule

Berufsbildungsprofessional
(Praxis) Ausbilder:in Praxisanleiter:in (betrieblich), Praxis-

begleiter:in (schulisch)

Berufsbildungsprofessional
(Schule) Lehramt an beruflichen Schulen

(Pflegepädagogische) Hochschul-
ausbildung auf Masterniveau bzw.
vergleichbarem Niveau

Zuständiges
Landesministerium Kultusministerium Gesundheits-, Arbeits- und Sozial-

ministerium

Neben der Ausbildung im Dualen System gemäß HwO/BBiG und der Ausbildung in
den Pflegeberufen gibt es weitere, allerdings quantitativ nicht so bedeutsame Varian-
ten der Berufsausbildung. Zur Vertiefung der Besonderheiten der Berufsausbildung
sei auf das Lehrbuch von Wilbers (2022) verwiesen. Eine wichtige Anlaufstelle für
weitere Informationen ist auch die Webseite des Bundesinstituts für Berufsbildung
(www.bibb.de).
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Die Belastungsfaktoren in der Berufsausbildung
Für die Berufsausbildung erweist sich die Erörterung der Belastung und der Resilienz
der Lernenden als ausgesprochen komplex, denn hier sind verschiedene Statuspas-
sagen (z. B. Übergang in die Arbeitswelt), unterschiedliche Status (z. B. Beschäf-
tigte:r), verschiedene Branchen und Tätigkeitsfelder (z. B. kaufmännische Tätigkeit vs.
Tätigkeit in der Pflege), aber auch Zielgruppen (z. B. Auszubildende mit Behinde-
rung) zu unterscheiden. Hinzu kommen individuelle Belastungen, etwa psychische
Störungen.

Lernende in der Berufsausbildung sind zunächst Jugendliche – also einer Pas-
sage zum frühen Erwachsenenalter („Passage zur/zum Erwachsenen“) – und damit
den für diese Lebensphase spezifischen Belastungen ausgesetzt (Seiffge-Krenke & Lo-
haus 2007). Sie erfahren die für diese Lebensphase typischen körperlichen, emotional-
sozialen und kognitiven Veränderungen (Wilbers 2020, 363 ff.). Sie haben die für das
Jugendalter spezifischen komplexen Entwicklungsaufgaben zu bewältigen (Hurrel-
mann 2016) und entwickeln eine für und in dieser Lebensphase spezifische Resilienz
(Ungar et al. 2013).

Auszubildende sind außerdem in einer Passage zu einer neuen Lebenswelt,
nämlich von der Schulwelt in die Arbeitswelt mit ihren Routinen, Erwartungen und
Gefährdungen („Passage in die Arbeitswelt“). Sie unterliegen den für einen Berufs-
einstieg typischen Belastungen (Petermann & Schultheiß 2013). Auszubildende sind
außerdem bezüglich ihrer Ausbildung in einer Phase des Übergangs von Novizinnen
und Novizen zu Expertinnen und Experten in einer beruflichen Domäne („Passage
zur Expertin bzw. zum Experten“). Typisch ist dabei für die duale Ausbildung, dass
sich Auszubildende in zwei institutionellen Bezügen – Betrieb und Berufsschule –
mit unterschiedlichen Bezugspersonen und zum Teil widersprüchlichen Erwartun-
gen bewegen. Zu den besonderen Belastungen des Übergangs bzw. zum Einstieg in
die Berufsausbildung – die Berufsausbildungseingangsphase – liegen eine Reihe von
empirischen Befunden vor. Dazu gehören für den Einzelhandel u. a. Belastungen auf-
grund eines fehlenden Arbeitsprozesswissens, Fehler und Angst, Probleme in der
Rollenfindung, Probleme in der Anpassung an den Zeitrhythmus oder Probleme in
der Berufsschule, deren Bewältigung vor allem von Verantwortungsübernahme, Moti-
vation, Anerkennung und Zufriedenheit beeinflusst wird (Besener 2011; Kutscha, Be-
sener & Debie 2009). Lange (2019) bietet eine gute Übersicht über die vorliegenden
qualitativen und quantitativen Untersuchungen zu Anforderungen, Herausforderun-
gen und Problemlagen in der Einstiegsphase der Ausbildung aus der Perspektive der
Auszubildenden und zeigt in einer eigenen Untersuchung Anforderungen und Be-
wältigungsstrategien für das Kfz-Mechatronikhandwerk (Lange 2020).

Außerdem sind Auszubildende in ihrem Status Berufstätige in Betrieben in ver-
schiedenen Branchen. Sie übernehmen in den Betrieben Tätigkeiten, die von vielen
Beschäftigten insgesamt als intensiv und belastend erlebt werden (Hünefeld 2019).
Diese Arbeitswelt verändert sich und ist mit typischen Belastungen einer modernen
Arbeitswelt der digitalen Transformation (Sonntag & Feldmann 2020) verbunden.
Hier zählen nach einem Literaturreview von Müller-Thur u. a. (2018) vor allem die
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Folgen einer schnelleren und unvermittelten Kommunikation, häufige Unterbre-
chungen der Arbeit sowie die schnellere und parallele Ausführung von Arbeiten. Für
die Arbeitswelt werden betrieblich orientierte Interventionen zur Stärkung der Resi-
lienz diskutiert (Soucek, Schlett & Pauls 2020).

Bei der Betrachtung der Belastung und Resilienz der Auszubildenden müssen
die Spezifika von Branchen und Tätigkeitsbereichen beachtet werden. Beispielsweise
kommt es in der Alten- und Krankenpflege zu hohen psychischen, aber auch physi-
schen Belastungen aufgrund der Pflegetätigkeit und dem damit verbundenen Zeit-
druck, Arbeitsverdichtungen, schwerer körperlicher Arbeit und Abstriche in der Qua-
lität der Pflege, aber auch atypischen Arbeitszeitlagen (Schmucker 2020).

Die Komplexität dieses anspruchsvollen Settings legt nahe, dass deren erfolgrei-
che Bewältigung einen „Schub“ in der Entwicklung eines Menschen leisten kann. Zur
spezifischen beruflichen Belastung, Krisen, Stress und Resilienz von Auszubildenden
liegen empirische Daten vor (Hösli-Leu, Wade-Bohleber & Wyl 2018; Kärner & War-
was 2018). Im ostschweizer Projekt „Lebenswelten Berufslernender“ dominieren in
einer Onlinebefragung von 953 Auszubildenden die Herausforderungen im Ausbil-
dungsbetrieb, und zwar vor allem qualitative Belastungsfaktoren wie „Komplizierte
Aufgaben effizient und richtig lösen“ sowie quantitative Belastungsfaktoren „Dass
man meist unter sehr hohem Zeitdruck arbeiten muss“, während die schulischen An-
forderungen und Fragen der beruflichen Zukunft deutlich geringer ausgeprägt sind
(Gebhardt & Quach 2020).

Für bestimmte Zielgruppen kann die Bewältigung dieser komplexen Entwick-
lungsanforderungen unterschiedlich verlaufen. Dazu gehören etwa Menschen mit
Behinderungen oder Geflüchtete und Neuzugewanderte in der dualen Berufsausbil-
dung, zu denen nur erste empirische Untersuchungen vorliegen (Kirchhöfer 2021).
Besondere Belastungsmomente in der Berufsausbildung können dann vorliegen,
wenn ein Ausbildungsabbruch (Uhly 2015) im Raum steht. Neben den Belastungen,
die mit Passagen, Status und Zielgruppen zusammenhängen, kann es zu individuel-
len Belastungen kommen.

Förderung der Resilienz in der Berufsausbildung
Die Förderung der Resilienz kann auf drei verschiedenen, sich gegenseitig beeinflus-
senden Ebenen erfolgen: die Förderung der individuellen Resilienz der Lernenden
und des Bildungspersonals, der institutionellen Resilienz und der systemischen Resi-
lienz. Die Förderung der individuellen Resilienz kann drei Strategien verfolgen, näm-
lich die individualisierte Intervention und Prävention, etwa durch schulpsychologi-
sche Dienste, die modulare Prävention für Menschen mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf und die universelle Prävention für alle Schülerinnen und Schüler bzw.
Auszubildenden (Brakemeier et al. 2020). Die folgenden Ausführungen gehen nur auf
die letztgenannte Strategie zur Förderung der individuellen Resilienz ein.

In der Berufsschule spielt „Resilienz“ als expliziter Lerngegenstand in den kauf-
männischen und gewerblich-technischen Berufen kaum eine Rolle. Im dritten gro-
ßen Subjektbereich der Berufsbildung, der Berufsbildung für personenbezogene
Dienstleistungen, ist Resilienz hingegen ein wichtiger Lerngegenstand. In der Pflege-
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ausbildung werden Bewältigungs- und Kooperationskompetenzen explizit modelliert
(Wittmann, Weyland & Warwas 2020). In diesem Bereich der Berufsbildung wird die
universelle Förderung der Resilienz, etwa durch Lehrplanvorgaben, implementiert.

Zum Teil wird in beruflichen Schulen der Lerngegenstand „Resilienz“ in Form
von Projekten aufgegriffen. Ein Beispiel stellt das bayerische Projekt „STARK“ zu Re-
silienz und Stresskompetenz in Schule und Ausbildung der Schule-Wirtschaft-Akade-
mie im Bildungswerk der Bayerischen Wirtschaft (www.stark-bayern.de) dar.

Der Begriff der individuellen Resilienz wird unterschiedlich verstanden. Einigkeit
dürfte jedoch dahingehend bestehen, dass die Fähigkeit im Umgang mit komplexen,
offenen Situationen in einem sozialen Austausch ein zentraler Aspekt individueller
Resilienz ist. Dies jedoch spricht unmittelbar die Zielsetzungen beruflicher Bildung
an, und zwar für Betrieb und Berufsschule.

Die Berufsschule hat den Erwerb beruflicher Handlungskompetenz, welche
Fachkompetenz und personale Kompetenz umfasst, zu ermöglichen. Junge Men-
schen sind „zu selbstständigem Planen, Durchführen und Beurteilen von Arbeitsauf-
gaben im Rahmen ihrer Berufstätigkeit“ (KMK 2018, 17) zu befähigen. Dazu hat der
Unterricht handlungsorientiert zu erfolgen. Didaktischer Bezugspunkt sind Situatio-
nen, die für die Berufsausübung bedeutsam sind.

Lernen in der Berufsbildung, sowohl in der Schule als auch im Betrieb, soll sich
am Modell der vollständigen Handlung orientieren. Vollständige Handlungen sind
im Sinne der Tätigkeitspsychologie (Volpert 1983) Handlungen mit hohem Tätigkeits-
spielraum bzw. Freiheitsgraden (Hacker 2005, 253). Unvollständigen Handlungen
fehlen eigenständig durchzuführende Vorbereitungs-, Organisations- und Kontroll-
etappen.

Vollständige Handlungen berücksichtigen auch soziale Prozesse, zum Beispiel
die Interessenerklärung oder die Konfliktbewältigung, sowie unterschiedliche Per-
spektiven der Berufs- und Lebensplanung (KMK 2018). In den Berufsschulen führt
dies zur Arbeit mit Lernsituationen, d. h. Lernumgebungen, die hochgradig selbstge-
steuert und kooperativ angelegt sind (Wilbers 2020, 2021). In der Berufsschule kann
daher ein wichtiger Ansatzpunkt zur universellen Förderung der individuellen Resi-
lienz der Lernenden in der Arbeit mit Lernsituationen gesehen werden.

Analoges gilt für die betriebliche Bildung. Auch hier hat die Arbeit mit Lernme-
thoden, die dem Modell der vollständigen Handlung folgen, etwa im Modell des auf-
tragsorientierten Lernens (Wilbers 2021, 209 ff.), einen hohen Stellenwert.

Fazit
Die Berufsausbildung ist durch eine umfassende Konstruktion gekennzeichnet, die
betriebliche und schulische Lernwelten miteinander verbindet. Dies mündet in ein
komplexes Setting von Entwicklungsfaktoren und Passagen, die zu psychischen Be-
lastungen führen können. Der zentrale Ansatzpunkt zur universellen Förderung der
individuellen Resilienz – also aller Auszubildenden – besteht vor allem in der Besin-
nung auf die Ziele der Berufsausbildung und die Förderung durch Lernmethoden, die
sich am Modell der vollständigen Handlung orientieren.
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4.2.2.2 Belastungserleben von Auszubildenen in der Corona-Pandemie

Hans-Walter Kranert & Sophie C. Holtmann

Die Sars-CoV2-Pandemie wird hinsichtlich der psychischen Gesundheit als „neuer,
einzigartiger, multidimensionaler und potenziell toxischer Stressfaktor“ eingestuft
(Brakemeier et al. 2020, 3). Die Toxizität umgreift dabei alle Altersgruppen der Bevöl-
kerung, wenn auch in unterschiedlichem Maße (Wagschal et al., 2021). Die Gruppe
junger Menschen in der dualen Beruflichen Bildung befindet sich im Übergang zwi-
schen Jugend- und Erwachsenenalter. Dieses Transitionsalter birgt diverse, noch nicht
abgeschlossene Entwicklungsaufgaben und gilt aufgrund der Anforderung, neue (so-
ziale) Rollen zu finden, als besonders vulnerable biografische Phase für das Erleben
psychischer Belastungsmomente (Brakemeier et al. 2020, 7 f.) – nochmals verstärkt in
der Corona-Pandemie. Diese Altersspanne ist nach Auffassung von Arnett (2000)
deutlich erweitert und reicht mit mannigfachen Konsequenzen bis in das dritte Le-
bensjahrzehnt hinein. In dieser Altersstufe finden sich auch junge Menschen wieder,
die einen Bildungsgang innerhalb des dualen Systems absolvieren. Zu erlebten Belas-
tungsmomenten dieser Zielgruppe innerhalb der Berufsausbildung finden sich kaum
Aussagen – sowohl für die Zeit während der Pandemie als auch jenseits davon. Die
Autorin und der Autor widmen sich dieser Lücke in der Forschung schon seit mehre-
ren Jahren. Aus der kürzlich abgeschlossenen Studie „Corona und Berufsausbildung
(CoBa)“ werden im Folgenden ausgewählte Ergebnisse zur Diskussion gestellt.

Auszubildende als vulnerable Gruppe
Der Übergang aus dem allgemeinbildenden Schulsystem in die Phase beruflicher Bil-
dung kann als krisenhaftes Ereignis eingestuft werden (Stein & Kranert 2020). Neben
der zentralen Frage der Berufswahl sind in dieser Phase auch Entwicklungsaufgaben
wie die Ablösung von der Herkunftsfamilie und auch die Identitätsentwicklung zu
bewältigen (Kranert & Stein 2019). Aufgrund der zeitlichen Erweiterung der Bildungs-
prozesse in industrialisierten Ländern ist des Weiteren eine Verlängerung bzw. auch
Verzögerung des Entwicklungsprozesses anzunehmen; zugleich können sich junge
Menschen in dieser Phase – bei wahrgenommener Diskrepanz zwischen aktuellen
Möglichkeiten und gesetzten Entwicklungszielen bzw. Anforderungen – einem Ent-
wicklungsdruck sowie auch einer „längeren Beelterung“ ausgesetzt sehen (Seiffge-
Krenke 2015, 169 f.). Diese, aber auch weitere Faktoren begründen eine erhöhte Vulne-
rabilität für psychische Belastungen. Jacobi et al. (2014, 81 f.) konstatieren für die
Altersgruppe der 18- bis 34-jährigen Erwachsenen eine Prävalenzrate klinisch relevan-
ter, psychischer Störungsmomente von knapp 37 Prozent, wobei Frauen im Vergleich
noch höhere Raten aufweisen; für die nachfolgenden Alterskohorten werden abneh-
mende Raten und eine Annäherung der Geschlechterverteilung festgestellt. Damit
weist diese Altersgruppe ein deutlich höheres Belastungserleben auf, als dies für das
Kinder- und Jugendalter berichtet wird (Hölling et al. 2014; Klipker et al. 2018). Zu-
gleich stehen biografisch vorgelagerte Belastungsmomente mit einer langfristigeren
bis hin zur chronifizierten Beeinträchtigung der psychischen Gesundheit und auch



der Lebenszufriedenheit im Heranwachsendenalter im Zusammenhang (Schlack
et al. 2021). Dies kann zu Beeinträchtigungen der Teilhabechancen allgemein, aber
eben auch an (beruflichen) Bildungsprozessen führen, was sich angesichts der
Corona-Pandemie noch aggravieren dürfte. Umso erstaunlicher ist es, dass dieses
Phänomen für die Gruppe der Auszubildenden im dualen System – immerhin ein
Anteil von etwa einem Drittel einer Alterskohorte (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2020, 152) – nicht stärker fokussiert wird, um u. a. in der berufs- bzw. wirt-
schaftspädagogischen Ausgestaltung entsprechender Bildungsgänge Berücksichtigung
zu finden.

Unabhängig von der Corona-Pandemie sind zu diesem Themenfeld nur wenige
relevante Publikationen zu identifizieren. Diese gruppieren sich vornehmlich um fol-
gende Aspekte:

• wahrgenommene Unterrichts- bzw. Ausbildungsqualität (vgl. etwa BiBB 2018;
Dietzen et al. 2014; Ernst 2016; Wenner 2018),

• erlebte Stressmomente innerhalb der Berufsausbildung (vgl. etwa DGB 2016,
2020),

• subjektiv berichtete Auffälligkeiten im Erleben und Verhalten in unterschied-
lichen berufsschulischen Settings (vgl. etwa Kranert & Stein 2016; Stein, Kranert
& Wagner 2016; Stein et al. 2015) sowie

• vorzeitige Vertragslösungen und damit zusammenhängende Faktoren (vgl. etwa
Greilinger 2013; Kemmler 2012; Rohrbach-Schmidt & Uhly 2015).

Die vorliegenden Studien zeigen, dass sich ein erheblicher Anteil von Auszubilden-
den als belastet einschätzt, vor allem hinsichtlich des Leistungs- und Zeitdrucks, aber
auch bezogen auf das soziale Miteinander am Ausbildungsplatz; somit steht die wahr-
genommene Qualität an beiden Lernorten in direkter Verbindung zum psychischen
Wohlbefinden. Bei eigenen Erhebungen der Autorin und des Autors unter Berufs-
schülerinnen und -schülern konnte ein Belastungserleben mittels Selbstauskunft in
Höhe von etwa einem Viertel bis zu einem Drittel der Stichproben dokumentiert wer-
den. Diese Aspekte können im Zusammenhang mit einer vorzeitigen Vertragslösung
nochmals eine neue Qualität gewinnen. Ein hemmender Faktor für eine vertiefende
Auseinandersetzung ist möglicherweise das Fehlen eines primär pädagogisch aus-
gerichteten Instruments zur Erfassung von derartigen Belastungsmomenten dieser
Alterskohorte (Holtmann, Kranert & Stein 2020; Kranert & Stein 2020).

Auszubildende in der Corona-Pandemie
Aufgrund dieser Ausgangssituation ist es nicht weiter verwunderlich, dass auch unter
dem Vorzeichen der Corona-Pandemie psychische Belastungsmomente unter Auszu-
bildenden nicht spezifisch erfasst werden. Vergleichsstudien zur Situation vor der
Pandemie wären aufgrund einer fehlenden Datenbasis kaum möglich – wie dies bei-
spielsweise für die Altersgruppe der Kinder und Jugendlichen systematisch erfolgt
(vgl. Ravens-Sieberer et al. 2020, 2021). Stattdessen konzentriert sich die Forschung
zur dualen Ausbildung in der Corona-Pandemie auf folgende Themenkreise:
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• grundlegende Fragestellungen zur Gestaltung beruflicher Bildung sowie zu
Handlungsnotwendigkeiten, insbesondere auch an den Übergängen und Per-
spektiven für die postpandemische Phase (vgl. Barlovic, Ullrich & Wieland 2021;
Bellmann 2020, 2021; Bellmann & Fitzenberger 2021; Buschfeld et al. 2020; Esser
& Ertl 2021; Klös, Seyda & Werner 2020; Maier 2020);

• Auswirkungen auf die Berufsausbildung am Lernort Betrieb sowie Veränderung
des Ausbildungsumfeldes oder Stand des digitalen Lernens (Biebeler & Schreiber
2020; Ebbinghaus 2021);

• Erfassung eines globalen Belastungsempfindens oder von (Mehrfach-)Belastun-
gen bei einzelnen Berufs- bzw. Zielgruppen vor allem hinsichtlich der Bewälti-
gung sowie des Abschlusses des Bildungsgangs (vgl. DGB Jugend 2021; Raecke &
Volvakov 2021; Schnitzler et al. 2021; Schreyer & Bauer 2021; Solga 2020).

Eine differenzierte Beantwortung der grundsätzlichen Fragestellung zu psychischen
Belastungen unter Auszubildenen vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie steht
somit noch aus – und dies, obwohl umfassende Studien zur Erfassung eben dieses
Phänomens unter Arbeitnehmenden vorliegen (Bonin et al. 2021, 33 f.; Schmidtke
et al. 2021); zugleich sind teils deutliche Zukunftssorgen unter Schulabgängerinnen
und -abgängern evident (Andresen et al. 2021; Anger et al. 2021).

Corona und Berufsausbildung (CoBa) – eine regionale Studie
Mit dem Projekt CoBa wollen die Autorin und der Autor einen Beitrag leisten, die
aufgezeigte Forschungslücke ein Stück zu verringern. Wie für andere Lebensbereiche
zeitigt die Corona-Pandemie auch Konsequenzen für die duale Berufsausbildung.
Zum einen ergaben sich für den Lernort Berufsschule aufgrund von Schulschließun-
gen Fragen nach der Gestaltung eines Distanzunterrichts (vgl. Helm, Huber & Loisin-
ger 2021; Huber et al. 2020). Im Unterschied zum allgemeinbildenden Schulsystem
erfolgt hier jedoch der Unterricht in Teilzeit – tageweise oder in Blöcken; in einzelnen
Ausbildungsberufen findet der Unterricht auch an einer landesweiten oder sogar bun-
desweiten Sprengelschule statt (Pahl 2014, 197 ff.). Zum anderen waren die Auszubil-
denden auch im Lernort Betrieb mit besonderen Herausforderungen konfrontiert.
Je nach Berufsfeld kam es zu keiner, teilweiser oder vollständiger Einschränkung
des Geschäftsbetriebes; die betriebliche Leistungserstellung war branchenspezifisch
reduziert – oder aber auch deutlich erhöht. Räumliche oder zeitliche Trennungen in-
nerhalb der Belegschaft – auch in Verbindung mit der Möglichkeit zum Homeoffice –
wurden vorgenommen. Bei erheblichem Arbeitsausfall wurde auch Kurzarbeit in An-
spruch genommen, wodurch Kolleginnen und Kollegen, aber auch Ausbilderinnen
und Ausbilder im Betrieb nicht verfügbar waren (Biebeler & Schreiber 2020; Ebbing-
haus 2021).

Unter Berücksichtigung dieser besonderen Ausgangslage wurden für das Projekt
CoBa vier Zielsetzungen fokussiert:
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1. Identifikation psychischer Belastungssituationen von Auszubildenden,
2. Analyse der erlebten wie auch gewünschten Unterstützungsmaßnahmen in Be-

rufsschule und Betrieb,
3. Analyse der Gesamtzufriedenheit mit dem Ausbildungsverlauf wie auch des er-

warteten Ausbildungserfolgs sowie zusammenfassend
4. Ableitung von Handlungsempfehlungen zur Prävention von psychischen Belas-

tungen im Kontext der dualen Berufsausbildung.

Hierfür wurde ein onlinegestützter Fragebogen mit insgesamt 83 Items entwickelt,
der sowohl offene als auch geschlossene Antwortformate beinhaltete (Döring & Bortz
2016, 401 ff.). Erhobene Aspekte waren hierbei allgemeine, demografische Merkmale
(7 Items), die erlebte Situation in Berufsschule und Betrieb (5), das standardisiert er-
fasste subjektive psychische Wohlbefinden mit dem „WÜ-Wo-Azubi“ (Holtmann
2022) und zukunftsgerichtete Sorgen über die Ausbildung (69) sowie eine Gesamtbe-
urteilung der Ausbildung während der Pandemie (2). Der Zugang zum Forschungs-
feld wurde über eine Kooperation mit der Handwerkskammer Unterfranken sowie
der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt ermöglicht. In den Mona-
ten Mai und Juni 2021 wurde die Erhebung durchgeführt. Hierfür wurden alle aktuell
in den entsprechenden Verzeichnissen eingetragenen Auszubildenden (N = 6.718) via
E-Mail seitens beider Kammern kontaktiert und um Teilnahme an der Onlineerhe-
bung gebeten. Insgesamt wurden N = 1.820 Aufrufe des Fragebogens registriert, voll-
ständig bearbeitet wurden N = 765, was einer Rücklaufquote von etwa 11,4 % ent-
spricht. Ausgeschlossen wurden Auszubildende, die über 30 Jahre alt waren oder bei
denen kein Einverständnis zur Datenauswertung vorlag, welches zu Beginn des Fra-
gebogens abgefragt wurde. Somit konnten schlussendlich N = 692 Fragebögen in die
Analyse miteinbezogen werden.

Stichprobe
Hinsichtlich demografischer Merkmale weist die Stichprobe einen Altersmittelwert
von M = 20,09 Jahre (SD = 2,88, Min = 15, Max = 30) auf, hinsichtlich des angegebenen
Geschlechts ist sie annähernd gleich verteilt (weiblich 47,1 %, männlich 52,3 %, divers
0,6 %); bundesweit fanden sich im Vergleich unter den 2020 neu abgeschlossenen
Ausbildungsverhältnissen jedoch lediglich etwa 36 Prozent Frauen (BMBF 2021, 52).
95,4 Prozent der Auszubildenden in der Stichprobe benennen als Muttersprache
Deutsch. Über die Verteilung der vor der Berufsausbildung erreichten allgemeinbil-
denden Schulabschlüsse gibt Tabelle 1 Auskunft.

Demografische Merkmale der Stichprobe – Schulabschluss und GeschlechtTabelle 1:

Schulabschluss männlich weiblich divers Gesamt

kein Abschluss 3 0 0 3

(qualifizierender) Hauptschulabschluss 70 43 0 113

Mittlere Reife 199 170 3 372
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(Fortsetzung Tabelle 1)

Schulabschluss männlich weiblich divers Gesamt

Hochschulreife 89 110 1 200

Sonstige 1 3 0 4

Gesamt 362 326 4 692

Etwa vier Fünftel der Stichprobe kann demgemäß mindestens auf ein mittleres Bil-
dungszertifikat verweisen. Im Vergleich mit den 2020 bundesweit abgeschlossenen
Ausbildungsverträgen findet sich hier ein höherer Anteil von Auszubildenden mit
mittlerer Reife (etwa 53 % vs. bundesweit etwa 41 %) (BMBF 2021, 56). Abschlüsse auf
Ebene der Hauptschule (Bayern: Mittelschule) sowie Förderschule sind hingegen
deutlich unterrepräsentiert (etwa 16 % vs. bundesweit etwa 28 %) (ebd.).

Insgesamt 106 unterschiedliche Ausbildungsberufe werden in der Stichprobe er-
fasst. Da die Häufigkeit der vertretenen Berufe stark variiert (Min = 1, Max = 83), wer-
den diese in Berufsfelder geclustert, um einerseits berufsfeldbezogene statistische
Analysen durchführen zu können, andererseits aber auch den individuellen Daten-
schutz zu gewährleisten. Hierzu wird eine dreigeteilte Systematik angelegt; die Zu-
ordnung erfolgt auf Basis berufskundlicher Informationen der Kammern sowie auch
der Bundesagentur für Arbeit (Tab. 2).

Demografische Merkmale der Stichprobe – Berufsfeld und GeschlechtTabelle 2:

Berufsfeld männlich weiblich divers gesamt

Industrie und Handwerk 51 21 0 72

Industrie und Handel 120 222 2 344

Handwerk 191 83 2 276

Gesamt 362 326 4 692

Damit repräsentieren etwa 40 Prozent der Stichprobe Berufsbilder, die in die Zustän-
digkeit der Handwerkskammer fallen, während etwa 60 Prozent der Industrie- und
Handelskammer zuzuordnen sind. Dies entspricht nahezu der bundesweiten Vertei-
lung hinsichtlich der Zuständigkeitsbereiche bei neu abgeschlossenen Ausbildungs-
verträgen in 2020 (BMBF 2021, 45 f.). Hinsichtlich der beteiligten Ausbildungsjahre
ergibt sich in etwa ein gleichmäßiger Anteil über eine dreijährige Ausbildungszeit
hinweg (Ausbildungsjahr 1: 39,3 %; 2: 30,6 %; 3: 29,6 %; ergänzend 4: 4 %). Der Lern-
ort Berufsschule ist für etwa 88 Prozent der Auszubildenden im Regierungsbezirk
Unterfranken verortet und damit als regional zu kennzeichnen. Am Lernort Betrieb
melden etwa die Hälfte der Befragten (47,2 %) pandemiebedingte Einschränkungen
im Geschäftsbetrieb.
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Ergebnisse
Aus der umfassenden Datenbasis werden im Folgenden lediglich ausgewählte Ergeb-
nisse zu acht Fragebogenitems berichtet; anhand dieser soll ein erster Überblick über
die Studie und die damit intendierte inhaltliche Ausrichtung gegeben werden. Zu-
gleich eröffnet diese Auswahl einen kompakten Einblick in das Belastungserleben von
Auszubildenden in der Corona-Pandemie.

Erwarteter Ausbildungsverlauf und Ausbildungserfolg
Mithilfe zweier eigens formulierter Items wurden die Auszubildenden um eine glo-
bale Einschätzung ihrer aktuellen Ausbildungssituation unter den Bedingungen der
Corona-Pandemie befragt. Hierzu wurden Satzanfänge formuliert, welche anhand
dreier Antwortvorgaben sinnvoll ergänzt werden konnten (vgl. Döring & Bortz 2016,
408). In einer deskriptiven Analyse des Antwortverhaltens ergeben sich folgende Häu-
figkeitsverteilungen, getrennt nach Geschlecht (Tab. 3 und 4):

Erwarteter Ausbildungsverlauf – Verteilung des AntwortverhaltensTabelle 3:

Ich erwarte, dass meine Ausbildung
aufgrund von Corona insgesamt… männlich weiblich divers gesamt

…besser verläuft. 16 14 1 31 4,5 %

…gleich gut verläuft. 111 110 0 221 31,9 %

…schlechter verläuft. 235 202 3 440 63,6 %

Erwarteter Ausbildungserfolg – Verteilung des AntwortverhaltensTabelle 4:

Ich erwarte, dass ich meine Ausbildung
aufgrund von Corona insgesamt… männlich weiblich divers gesamt

…besser abschließe. 27 24 0 51 7,4 %

…gleich gut abschließe. 165 171 2 338 48,8 %

…schlechter abschließe. 170 131 2 303 43,8 %

Das Antwortverhalten gibt einen ersten Einblick in die subjektive Bewertung des
Ausbildungsgeschehens. Etwa zwei Drittel der Stichprobe erwarten, dass ihre Ausbil-
dung schlechter verläuft als bisher. Hinsichtlich des angestrebten Berufsabschlusses
reklamieren etwa zwei Fünftel für sich niedrigere Chancen auf einen individuell an-
gemessenen Abschluss im Vergleich zu einer Ausbildungszeit jenseits der Corona-
Pandemie.

Erlebte Unterstützung an den Lernorten Berufsschule und Betrieb
Ebenfalls mit zwei eigens formulierten Items, denen jedoch ein offenes Antwortfor-
mat zugrunde gelegt wurde, sollten die als bedeutsam erlebten Unterstützungsmaß-
nahmen zur Bewältigung der Berufsausbildung – getrennt nach den beiden Lern-
orten – erfasst werden. Der Umfang der getätigten Aussagen reichte dabei von Schlag-
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wörtern bis hin zu kurzen Textpassagen. Das Datenmaterial wurde in Anlehnung an
die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring (2015) untersucht. Mithilfe einer zusam-
menfassenden Inhaltsanalyse erfolgte eine inhaltliche Reduzierung und induktive
Bündelung zu Kategorien (ebd., S. 68).

Auf die Fragestellung „welche Unterstützung haben Sie während der Corona-
Pandemie von der Berufsschule erhalten, um Ihre Ausbildung zu schaffen?“, wurde
von n = 672 Auszubildenden wie folgt geantwortet (Tab. 5):

Unterstützung durch die Berufsschule – KategoriensystemTabelle 5:

Kategorie Subkategorie Anzahl codierter
Segmente

unterrichtsbezogene
Unterstützung

Distanzunterricht – synchron/asynchron 371 514

zusätzliche Lernangebote der Berufsschule 19

spezifische Angebote zur Prüfungsvorbereitung 19

Flexibilisierung bzgl. der Leistungserhebungen 14

Lernmaterialien/Lernprogramme online 45

technische Ausstattung mit Hard-/Software, Online-Zugang 46

personale
Unterstützung

Lehrkraft als Ansprechpartner:in, Unterstützer:in und Berater:in 67 71

weitere externe Ansprechpartner:innen 4

Sonstiges 9

keine/sehr geringe wahrgenommene Unterstützung 182

Etwa ein Viertel der Antwortenden nehmen keine besonderen oder sehr geringe Un-
terstützungsleistungen seitens der Berufsschule wahr. Drei Viertel hingegen be-
nennen im Durchschnitt etwa 1,21 Maßnahmen, die sie seitens der Berufsschulen als
hilfreich zur Bewältigung der Berufsausbildung einstufen. Hierzu zählt mit 371 co-
dierten Segmenten vorwiegend der Distanzunterricht, der in unterschiedlichen Um-
setzungsformen auftritt. Ebenfalls häufiger benannt sind technische Hilfestellungen
sowie zur Verfügung gestellte Lernmaterialien. Eine stärker individualisierende Um-
setzung sowie zusätzliche Lernangebote oder auch eine Flexibilisierung in den Leis-
tungserhebungen werden jedoch vergleichsweise selten angeführt. Ebenso wird mit
71 Nennungen auf eine erlebte personale Unterstützungsleistung verwiesen.

Bei der analogen Fragestellung hinsichtlich der Unterstützungsleistungen von-
seiten des Betriebes äußerte sich mit N = 656 ebenso ein hoher Anteil der Gesamt-
stichprobe (Tab. 6):
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Unterstützung durch den Ausbildungsbetrieb – KategoriensystemTabelle 6:

Kategorie Subkategorie Anzahl codierter
Segmente

Lernangebote Vertiefung der Ausbildungsinhalte/Lernmaterialien/zusätzliche
praktische Übungen

54 189

innerbetriebliche Lernzeit für den Unterrichtsstoff der Berufsschule 47

Prüfungsvorbereitung (Zeit, Übungsangebote und -materialien) 34

zusätzlicher Unterricht (innerbetrieblich/außerbetrieblich) 54

Personale
Unterstützung

Ansprechpartner:in (systematisch/unsystematisch): Austausch,
Verständnis, Unterstützung, Feedback (proaktiv/reaktiv) 87

Rahmen-
bedingungen

IT-Ausstattung (Hard-/Software) für Homeoffice; Nutzen von
Druckern/Räumen für Distanzunterricht

35 212

finanzielle Unterstützung (Prämie, Sonderurlaub, Lernmaterialien) 48

Homeoffice 78

Hygienemaßnahmen im Kontext von COVID-19 51

Sonstiges 22

Berufsausbildung verläuft unverändert 43

kontinuierliche/umfassende Unterstützung 14

keine/sehr geringe wahrgenommene Unterstützung 238

Etwa ein Drittel der antwortenden Auszubildenden reklamiert keine spezifischen pan-
demiebedingten Unterstützungsleistungen aufseiten des Ausbildungsbetriebes. Aus
der verbleibenden Stichprobe wurden hingegen im Durchschnitt etwa 1,36 betrieb-
liche Unterstützungsleistungen angeführt. In 14 Fällen wurden diese global als um-
fassend und kontinuierlich beschrieben; in 43 Fällen verlief die betriebliche Berufs-
ausbildung aus der Wahrnehmung der Auszubildenden auch unter den Bedingungen
der Corona-Pandemie unverändert weiter. Zu etwa gleichen Teilen finden sich weitere
Unterstützungsleistungen im Hinblick auf Lernangebote innerhalb des Betriebes und
auch hinsichtlich entsprechend gestalteter Rahmenbedingungen wieder. Lernunter-
stützung bezieht sich vornehmlich auf berufsschulische Inhalte. Hier werden zum
einen strukturierte Unterrichtsangebote erwähnt sowie auch die Einräumung von
Lernzeit innerhalb des betrieblichen Settings. Hinsichtlich der Rahmenbedingungen
werden die IT-Ausstattung sowie das Ermöglichen von Arbeiten im Homeoffice expli-
zit angeführt; aber auch ein finanzieller Ausgleich in Form von Prämien oder für
Lernmaterialien wie auch vorgehaltene Hygienemaßnahmen werden besonders her-
vorgehoben. Bei 87 Nennungen wird eine personale Unterstützung als besonders be-
deutsam zur Bewältigung der eigenen Berufsausbildung wahrgenommen. Hierbei
werden neben unterstützenden Momenten vor allem auch der soziale Austausch und
das Feedback zum eigenen Ausbildungsstand betont.
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(Sorgenvoller) Blick in die Zukunft
Die Auszubildenden wurden des Weiteren gebeten, Auskunft über ihre mögliche per-
sönliche Besorgnis hinsichtlich der Berufsausbildung wie auch der beruflichen Zu-
kunft zu geben. Hierzu wurden vier Items entwickelt, deren Aussagen mithilfe einer
sechsstufigen Likertskala (nie, selten, manchmal, häufig, oft, immer) bewertet werden
sollten (Döring & Bortz 2016, 269 ff.). Die errechneten Mittelwerte finden sich ge-
trennt nach Geschlecht in Tabelle 7 wieder. Ergänzend werden signifikante Unter-
schiede auf Basis einer einfaktoriellen Varianzanalyse berichtet.

Blick in die Zukunft – MittelwertvergleichTabelle 7:

Item männlich
M (SD)

weiblich
M (SD)

divers
M (SD)

gesamt
M (SD)

Ich mache mir Sorgen, dass ich die Aus-
bildung nicht abschließen kann. 2,57 (1,58) 2,86* (1,63) 4,00 (1,83) 2,72 (1,61)

Ich mache mir Sorgen, dass ich meinen
Ausbildungsplatz verliere. 1,72 (1,14) 1,87 (1,35) 1,50 (,58) 1,79 (1,24)

Ich mache mir Sorgen um meine beruf-
liche Zukunft nach der Ausbildung. 2,63 (1,61) 2,98** (1,68) 4,00 (2,31) 2,80 (1,66)

Ich mache mir Sorgen, dass ich nach der
Ausbildung nicht übernommen werde. 2,07 (1,46) 2,49** (1,68) 4,25 (2,06) 2,28 (1,59)

* Der Unterschied zwischen männlichen und weiblichen Auszubildenden ist signifikant auf einem Niveau von
p < ,05 bzw. ** auf einem Niveau von p < ,01.

Bei einem Mittelwert von 2,5 (manchmal bis häufig) zeigt sich vor allem bei Frauen
ein sorgenvollerer Blick in die Zukunft. Sie machen sich signifikant (p ≤ .05) häufiger
Sorgen um ihren Ausbildungsabschluss. Demgegenüber stehen nur gelegentlich Sor-
gen um den Verlust des Ausbildungsplatzes. Für die Frage nach Sorgen um die beruf-
liche Zukunft ergeben sich wiederum höhere Werte, wobei die weiblichen Auszubil-
denden im Mittel „häufig“ von Zukunftssorgen berichten. Ebenso sind Sorgen um
eine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis nach der Ausbildung auszumachen, wenn
auch gegenüber der grundsätzlichen Sorge um die berufliche Zukunft in leicht redu-
ziertem Ausmaß. Bemerkenswert sind hierbei die besonders hohen Mittelwerte (Ant-
wortformat „oft“) bei der Teilgruppe von Auszubildenden, die als geschlechtliche
Identität „divers“ angegeben haben; dabei ist allerdings die sehr kleine Stichprobe von
N = 4 zu berücksichtigen.

Fazit
Der Einblick in die Ergebnisse der CoBa-Studie zeigt skizzenhaft das Belastungserle-
ben von Auszubildenden in der Corona-Pandemie auf; hierbei sind mögliche Limita-
tionen der Untersuchung wie eine Analyse auf Basis ausgewählter Items, ein erhöhter
Frauenanteil, eine geringe Repräsentanz niedriger Schulabschlüsse sowie nicht auf-
geführte Vergleichsdaten vor der Corona-Pandemie zu beachten. Mehr als die Hälfte
der Auszubildenden zeigt eine pessimistische Erwartungshaltung aufgrund der Pan-
demie hinsichtlich des Ausbildungsverlaufs. Die erlebte Unterstützungsleistung auf-
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seiten der Berufsschule wird vor allem im Distanzunterricht gesehen; dies wird zu
einem nicht unerheblichen Teil aufseiten der Ausbildungsbetriebe durch entspre-
chende Lernangebote ergänzt. Auch über das Bereitstellen entsprechender Rahmen-
bedingungen sichert dieser Ausbildungspartner im Wesentlichen das Gelingen von
Berufsausbildung ab. Dennoch blicken die Auszubildenden – und dabei weibliche
verstärkt – häufig sorgenvoll auf ihre aktuelle Ausbildung sowie auch auf ihre beruf-
liche Zukunft. Dieses Belastungserleben gilt es – auch postpandemisch – gezielter in
den Blick zu nehmen und hierfür auch in der Berufsausbildung Raum zur Auseinan-
dersetzung einzuräumen. Vor allem soziale Aspekte wie reduzierte Sozialkontakte,
eingeschränkte Arbeitsmöglichkeiten oder auch die Ausübung von pandemisch be-
sonders bedeutsamen Berufen bilden Risikofaktoren für die Entstehung ausgeprägte-
rer psychischer Belastungen (Brakemeier et al. 2020, 16 ff.). Hier könnten präventiv
wie interventiv proaktiv gestaltete, personale Unterstützungsangebote an beiden
Lernorten wirken; entsprechende Überlegungen zur Wahrnehmung dieses genuin
pädagogischen Auftrages als Ansprechpartner:in und Begleiter:in sind aus der For-
schung zu Ausbildungsabbrüchen bekannt (vgl. Deuer 2012; Mahlberg-Wilson, Meh-
lis & Quante-Brandt 2009). Im Antwortverhalten der Auszubildenden findet sich diese
Komponente zwar bereits wieder, wenn auch in deutlich geringerem Umfang als an-
dere Maßnahmen. Darüber hinaus werden mithilfe einer umfassenden und vertie-
fenden Analyse der Daten noch weitere Aspekte zur Prävention von psychischen Be-
lastungen in der dualen Berufsausbildung zu generieren sein.
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4.2.3 Benachteiligtenförderung

4.2.3.1 Benachteiligtenförderung – ein Überblick

Dietmar Heisler & Susanne Schemmer

Kurze Historie
Mit dem Ziel „Ausbildung für alle“ (Bojanowski et al. 2013, 119) entstand aus der be-
reits existierenden Jugendberufshilfe heraus und auf der Grundlage einer Modellver-
suchsreihe des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) Ende der 1970er-, Anfang
der 1980er-Jahre die sogenannte „Benachteiligtenförderung“ (BNF).

Der Begriff „Benachteiligtenförderung“ ist nicht ganz unkritisch, da er zur Be-
schreibung und Abgrenzung eines Teilbereichs der beruflichen Bildung verwendet
wird, der sich an eine bestimmte Zielgruppe richtet und damit immer auch etikettie-
rend und stigmatisierend wirkt (Büchter 2017; Diezemann 2014, 2015). Folglich wur-
den im Laufe der Zeit auch alternative Begriffe verwendet: „Berufliche Integrations-
förderung“ oder „Berufliche Förderung von Jugendlichen mit besonderem Förder-
bedarf“. Letztlich ließ sich keiner der Begriffe kritiklos zur Beschreibung dieses
Bereichs beruflicher Bildung und seiner Adressatinnen und Adressaten verwenden.
Zum einen führt dies zu Unsicherheiten im Sprachgebrauch, andererseits schärfen
Kritik und der dazugehörige Diskurs das Bewusstsein dafür, dass es um junge Men-
schen geht, die hier aufgrund gesellschaftlicher Strukturen und Vorurteile diskrimi-
niert und benachteiligt werden.

Mit der BNF entstand ein Bereich der beruflichen Bildung, der davon ausging,
dass auch als benachteiligt geltende Jugendliche in der Lage sind, mithilfe angemes-
sener Konzepte eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf zu bewälti-
gen. Einerseits sollten damit neue pädagogische Konzepte entwickelt und erprobt, an-
dererseits die Strukturen der beruflichen Bildung verändert und weiterentwickelt
werden. Das beinhaltete u. a. die sozialpädagogische Orientierung der Berufsbildung
und die Integration von Berufs- und Sozialpädagogik in den Fördermaßnahmen. Das
meinte auch ihre konsequente Orientierung an pädagogischen Grundsätzen wie dem
Kompetenzansatz, der Handlungsorientierung, der Individualisierung und Partizipa-
tion (BMBF 2005, 85 ff.). Ziel war es, der sozialen Selektivität im Bildungswesen etwas
entgegenzusetzen, das die Durchlässigkeit und Anschlussfähigkeit von Bildungsgän-
gen und die soziale Mobilität der Berufs- und Arbeitswelt erhöht und junge Menschen
mit unterschiedlichen Zugangs- und beruflichen Entwicklungschancen ausstattet
(Heisler & Lippegaus 2020, 344; ausführlicher dazu z. B. Bojanowski et al. 2013). Es
entstanden Förderangebote zur Berufsorientierung, Berufsvorbereitung und Ausbil-
dung, welche die spezifischen Förderbedarfe einzelner Zielgruppen, z. B. von Lern-
beeinträchtigten, Menschen mit Beeinträchtigungen, mit psychischen Erkrankungen,
Jugendlichen mit Suchterfahrungen, sozial Schwachen, Migrantinnen und Migran-
ten, jungen Alleinerziehenden oder auch Bedarfe und konkrete Probleme einzelner
Regionen, Branchen und Ausbildungsbereiche in den Blick nahmen.



Anfang der 1980er-Jahre wurden die Förderangebote aus der Projektförderung in
das Arbeitsfördergesetz (AFG) und später in das dritte Sozialgesetzbuch (SGB III)
überführt. Damit wurden sie zu einem regulären Förderinstrument der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA). Es entstand ein neues Handlungsfeld beruflicher Bildung, in dem
sich Bildungsdienstleister, Verbände der Sozial- und Wohlfahrtspflege und auch Wirt-
schaftsverbände als Akteurinnen und Akteure etablierten (Diezemann 2015, 152).

In den folgenden 30 Jahren entwickelte sich eine kaum zu überblickende Förder-
struktur (ebd., 71 ff.), die seit Ende der 1990er-Jahre, insbesondere im Bereich des
Übergangssystems, zunehmend problematisiert und kritisiert wird. Kritikpunkte stel-
len z. B. die fehlende Systematik und Anschlussfähigkeit ihrer Maßnahmeangebote
dar. Sie wurden z. B. als „Förderdschungel“ oder „Sackgassen“ kritisiert (z. B. Boja-
nowski & Eckert 2012; Conrads, Freiling & Ulrich 2019; Steib 2020). Ab da zeichnete
sich ein deutlicher Wandel in der weiteren Entwicklung der BNF ab. Die Anzahl der
Teilnehmenden ging zurück (vgl. Abbildung 1), Betriebe wurden im Rahmen sog. ko-
operativer Maßnahmen als Lernorte stärker in die Ausbildung Benachteiligter einbe-
zogen. Die Maßnahmedurchführung wurde im Rahmen von wettbewerblichen Ver-
gabeverfahren an den wirtschaftlichsten Anbieter vergeben. Für die Struktur der BNF,
ihre Angebote und Maßnahmen blieb das nicht ohne Folgen (Heisler & Schemmer
2018).

Entwicklung der TLN-Zahlen in BaE und AsA (eigene Abbildung; Daten der Bundesagentur für
Arbeit 2021)

Förderangebote, Strukturen und struktureller Wandel
Zur BNF werden im engeren Sinne die Förderangebote der BA im Sinne des SGB III
gezählt. Damit grenzte sich die BNF bis in die 1990er-Jahre klar zur Jugendberufshilfe
(i. S. v. SGB VIII), zur beruflichen Rehabilitation (SGB IX) und später – im Kontext der
Hartz-Reformen, Anfang der 2000er-Jahre – zu den Aktivierungs- und Fördermaß-

Abbildung 1:
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nahmen im Sinne des SGB II ab. Zur BNF im engeren Sinne zählten insbesondere
die Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE) und die ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen (abH). Später wurden auch die Berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahmen (BvB) und die Nachqualifizierung dazu gezählt (BMBF 2005,
10 ff.).

In den letzten beiden Dekaden hat sich der Blick auf die BNF erweitert. In die-
sem weiteren Verständnis werden alle Angebote der Berufsorientierung und der Be-
rufsvorbereitung, das sogenannte „Übergangssystem“ sowie die Berufsausbildung,
die berufliche Nachqualifizierung (Baethge & Severing 2015, 9), die Angebote der Be-
ratung und der Begleitung an den Übergängen in Ausbildung und Erwerbsarbeit zur
BNF gezählt (Steib 2020, 178 ff.). Aus Sicht der Jugendhilfe wird dieses Handlungsfeld
„Jugendberufshilfe“ genannt, es umfasst im weitesten Sinne „[…] alle sozialpädago-
gisch begleiteten Angebote, die vor allem als benachteiligt oder potenziell benachtei-
ligt geltende junge Menschen bei ihrem Übergang von der Schule in eine Berufsaus-
bildung, während ihrer Ausbildung und beim Übergang in Erwerbsarbeit unterstüt-
zen“ (Enggruber & Fehlau 2018). Auf die Maßnahmen der Berufsorientierung und
-vorbereitung wird hier nicht weiter eingegangen, da sich dem „Übergangssystem“
ein eigenes Kapitel in diesem Band widmet.

Der Fokus weiterer Betrachtungen liegt auf der Berufsausbildung: Die BaE gibt
es als integrative und kooperative Form. Die Ausbildung erfolgt in einem anerkannten
Ausbildungsberuf. Der Ausbildungsvertrag wird in beiden Fällen zwischen dem Ju-
gendlichen und einem Bildungsträger abgeschlossen. Die Bildungsträger haben darauf
hinzuwirken, dass die Jugendlichen für ihre Ausbildung in den Betrieb übergehen
und diese dort abschließen. In der integrativen BaE findet die praktische Ausbildung
überwiegend in der Lernwerkstatt oder den Lernbüros eines Trägers statt. Die koope-
rative BaE erfolgt in Zusammenarbeit mit einem Betrieb, der für die Umsetzung der
praktischen Ausbildung zuständig ist.

Die Assistierte Ausbildung (AsA bzw. aktuell AsA flex) (Conrads, Freiling & Ulrich
2019) stellt ein vergleichsweise junges Förderkonzept dar. Erste projektförmige An-
sätze lassen sich 2004 in Baden-Württemberg in den Ausbildungsprojekten DIANA
„Mit gleichen Chancen zum Beruf“ und dem Transferprojekt „carpo“ finden. Auch in
den Folgejahren wird AsA in verschiedenen regionalen Projekten erprobt. Im Mai
2015 wurde es zunächst befristet bis 2020 und danach dauerhaft als Förderinstrument
der Agentur für Arbeit (als AsA flex) eingeführt. Es kombiniert verschiedene konzep-
tionelle Elemente anderer Fördermaßnahmen, u. a. von abH, BvB und BaE. Das Ziel
ist der Übergang in betriebliche Ausbildung oder Beschäftigung (ebd., 15 ff.). Im Un-
terschied zu BaE verbleibt die Ausbildungsverantwortung bei den Betrieben. Die Aus-
bildungsverträge werden zwischen den Jugendlichen und den Betrieben abgeschlos-
sen. AsA flex hat zwei Phasen: (1) In einer „Vorphase“ werden die Jugendlichen bei der
Suche und der Aufnahme einer betrieblichen Ausbildung oder einer Einstiegsqualifi-
zierung unterstützt. (2) Die „begleitende Phase“ zielt auf die Stabilisierung und er-
folgreiche Bewältigung einer betrieblichen Berufsausbildung.
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Einerseits wird die (Rück-)Gewinnung der Betriebe als Lernorte im Rahmen von
AsA und anderer kooperativer Fördermaßnahmen für benachteiligte junge Menschen
als „normalisierender Ansatz“ und als (Re-)Dualisierung der beruflichen Förderung
positiv bewertet (dazu z. B. Gericke 2003; Zimmermann 2004). Durch den Wandel am
Ausbildungsstellenmarkt, durch Bewerbermangel und regionale Fachkräfteengpässe
sei diese Entwicklung in den letzten Jahren begünstigt worden (Conrads, Freiling &
Ulrich 2019, 11). Auch der aktuelle Bericht der Enquete-Kommission Berufliche Bil-
dung in der digitalen Arbeitswelt (2021, 149 f.) fordert die Weiterentwicklung der assis-
tierten Ausbildung und die Stärkung einer betriebsnahen, kooperativen BaE. Dies ge-
schieht nicht zuletzt auch im Sinne einer inklusiven Berufsausbildung.

Andererseits deuten empirische Untersuchungen (Heisler & Schemmer 2018,
Heisler 2019, Schemmer 2020, 214 f.) auch auf kritische Aspekte kooperativer Förder-
maßnahmen hin. Darin wird die Eignung der Angebote für ihre Adressatinnen und
Adressaten, insbesondere für Jugendliche mit psychischen Belastungen und Störun-
gen, mit Lernbeeinträchtigungen und sozialen Problemen kritisch hinterfragt (Heis-
ler 2018, 319). Konkrete Probleme sind: Betriebe würden sich nicht auf das Förderkon-
zept einlassen, da sie sich durch die Träger überwacht und in ihrer Autonomie
eingeschränkt fühlen. Anscheinend beeinflusst die Größe der Betriebe Qualität und
Quantität von Kooperationsbeziehungen zwischen Betrieb und Bildungsträger. Kleine
Betriebe sind kaum in der Lage, die Ressourcen für eine zielgruppenadäquate Berufs-
ausbildung aufzubringen. Auf betrieblicher Seite bestehe kaum die Möglichkeit und
Bereitschaft, Jugendliche für die Teilnahme an den zusätzlichen Förderangeboten
freizustellen. Die Konsequenz ist, dass Jugendliche zusätzlich motiviert werden müs-
sen, außerhalb ihrer regulären Ausbildungszeiten an den Förderangeboten teilzuneh-
men. Insgesamt werden diese Förderinstrumente dem Förderbedarf der jungen Men-
schen, die sie adressieren, anscheinend kaum gerecht. Jugendliche in der BNF
benötigen ein Förderformat, welches eine stetige sozialpädagogische Begleitung ent-
hält.

Zielgruppen
Wer sind benachteiligte Jugendliche? Zu unterscheiden ist zwischen einer formalen
Perspektive der Arbeitsverwaltung und einer pädagogischen, eher disziplinbezogenen
wissenschaftlichen Perspektive (Grimm & Vock 2007, 181). Als benachteiligt gilt, knapp
formuliert, wer am Übergang in Ausbildung oder in Beschäftigung auf Unterstüt-
zung angewiesen ist (z. B. Bojanowski & Eckert 2012; Diezemann 2014, 2015; Nieder-
mair 2017). Jedoch erklärt diese Formulierung wohl kaum die Ursachen von Benach-
teiligung. Hier würden sich u. a. die Schwächen der dualen Berufsausbildung und der
marktförmigen Steuerung ihrer Zugangswege zeigen. In der Vergangenheit wurde
das unzureichende Ausbildungsplatzangebot für die Benachteiligung Jugendlicher
verantwortlich gemacht. Auch werden vermeintlich objektiv begründete Konstrukte
wie „fehlende Ausbildungsreife“ als Ideologie der Wirtschaft kritisiert und für die Dis-
kriminierung und Benachteiligung von Jugendlichen verantwortlich gemacht (Dobi-
schat, Kühnlein & Schurgatz 2012).
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Aus formaler Sicht geht es um die Frage, wer förderfähig ist. Es geht um die ge-
rechte Verteilung begrenzter Fördermittel. Der Gesetzgeber nennt als Zielgruppen
der BNF Lernbeeinträchtigte, sozial benachteiligte junge Menschen, die wegen der in
ihrer Person liegenden Gründe eine Ausbildung nicht beginnen oder bewältigen
könnten, Jugendliche, die ihre Ausbildung vorzeitig gelöst haben, Geflüchtete usw.
Gerade das Kriterium der „sozial Benachteiligten“ erweist sich als sehr heterogen. Das
können z. B. junge Alleinerziehende, straffällig gewordene, haftentlassene Jugend-
liche, Schulabbrecher:innen oder Jugendliche mit Suchterfahrungen sein. Neben den
Sozialbenachteiligten gab es in der Vergangenheit auch die sogenannten Marktbe-
nachteiligten. Gemeint sind Jugendliche, denen es trotz guter Voraussetzungen nicht
gelingt, eine Ausbildung zu beginnen (vgl. ausführlich Grimm & Vock 2007, 180 ff.).

Kritiker:innen sehen gerade in der formalen Operationalisierung der Zielgruppe
die Gefahr, dass Jugendliche so erst recht benachteiligt werden. Benachteiligung wird
konstruiert und pädagogisiert (Diezemann 2015, 8). Benachteiligung wird nicht als
Ergebnis gesellschaftlicher Ungleichbehandlung und Diskriminierung oder als Folge
struktureller Schwächen des Ausbildungssystems erkannt, sondern als Folge indivi-
dueller, selbst verschuldeter Defizite, die es mit pädagogischen Mitteln zu beheben
gilt. Orientierung geben dabei die Vorstellungen einer beruflichen Normalbiografie
(Grimm & Vock 2007, 183).

Jugendliche mit psychischen Belastungen als Zielgruppe der BNF
Psychisch belastete Jugendliche werden nicht explizit als Zielgruppe der BNF ge-
nannt. Strenggenommen wären sie von den Maßnahmen sogar ausgeschlossen, so-
fern der Erfolg der Maßnahme, der Übergang in Ausbildung oder Arbeit, dadurch
gefährdet ist. Maßgebend ist das Kriterium der „Ausbildungsreife“, die Kriterien des
Durchhaltevermögens, der Frustrationstoleranz und der Belastbarkeit (Nationaler
Pakt 2006, 42).

Dennoch gelten psychische Probleme und Belastungen als ein Merkmal benach-
teiligter Jugendlicher. Sie werden augenscheinlich als Begleiterscheinung betrachtet
(dazu Grimm & Vock 2007; Eckert, Heisler & Nitschke 2007) und sind das Ergebnis
von Schulden, Krankheiten, Überforderungen mit der Kindererziehung, Überforde-
rungen in der Ausbildung, physischer und psychischer Gewalterfahrungen und ande-
rer Traumata. Psychische Belastungen bei Jugendlichen hätten in den letzten Jahren
deutlich zugenommen, insb. im Zusammenhang mit der „Flüchtlingskrise“ der Jahre
2015 und 2016 (Krieg, Fluchterfahrungen usw.) (Heisler & Schemmer 2020). In der
Zeit der deutschen Wiedervereinigung galten auch die Wendeerfahrungen der Ju-
gendlichen, der damit einhergehende soziale Statusverlust, die Arbeitslosigkeit der
Eltern, Orientierungslosigkeit usw. als psychische und emotionale Belastungsfakto-
ren (Heisler 2018, 312).

Demnach ist die Bewältigung psychischer Belastungen eine pädagogische Auf-
gabe in den Maßnahmen, die von befragten pädagogischen Fachkräften überdurch-
schnittlich häufig als Problem in der BNF benannt wird (z. B. Grimm & Vock 2007,
210). Allerdings stellen sie auch Grenzen der pädagogischen Arbeit dar. Die Maßnah-
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men würden kaum den Rahmen bieten, um psychische Probleme angemessen zu
bearbeiten, z. B. aufgrund der limitierten Maßnahmedauer und der begrenzten Kon-
taktzeit zu den Jugendlichen. Weitere Gründe sind bestehende Zielkonflikte in den
Maßnahmen, die ja auf den Übergang in Ausbildung oder Beschäftigung ausgelegt
sind, und schließlich auch die Qualifikation der Sozialpädagoginnen und -pädagogen.
Psychische Belastungen könnten in der BNF, wenn überhaupt, nur in bestehenden,
professionellen Netzwerken bearbeitet werden (Eckert, Heisler & Nitschke 2007, 164 f.).

Ähnlich, wenn nicht sogar verschärft, zeigt sich dies in aktuellen Studien zur
Transformation der BNF (Heisler & Schemmer 2018). Die Reformen, insbesondere
die Etablierung kooperativer Maßnahmen seit der Jahrtausendwende, haben die Mög-
lichkeiten des pädagogisch-professionellen Handelns eingeschränkt. Befragte Päda-
goginnen und Pädagogen berichten, dass sie den individuellen Belangen der Jugend-
lichen, insbesondere bei psychischen Belastungen, kaum gerecht werden können.

Hervorgehoben wird, dass sich die Problemlagen der Jugendlichen zwar nicht in
ihrer Bandbreite, allerdings in ihrer Problemtiefe verändert haben. Viele von ihnen
seien von mehreren Belastungen gleichzeitig betroffen. Neben einem erhöhten be-
rufs- und sozialpädagogischen Förderbedarf bestehe durchaus auch ein therapeuti-
scher Bedarf (Schemmer 2020, 218 f.). Einige Träger reagieren darauf mit der Etablie-
rung multiprofessioneller Teams und durch die Einstellung von Psychologinnen und
Psychologen. Dabei betrachten sie die Bewältigung psychischer Belastungen als zwin-
gende Voraussetzungen zur Erlangung der sog. „Ausbildungsreife“ und für eine ge-
lingende Ausbildung.

Ausblick
In den letzten Jahren wurde versucht, die BNF mit Blick auf den Wandel von Ausbil-
dung und Arbeitswelt weiterzuentwickeln. Dabei stellten sich zwei Fragen: (1) Wie
kann die BNF strukturell und inhaltlich weiterentwickelt werden? (2) Welchen Beitrag
kann die BNF zur konzeptionellen Weiterentwicklung beruflicher Bildung, im Sinne
eines gerechteren und inklusiveren Berufsbildungssystems, leisten?

Als innovativ und richtungsweisend galten die 136 Modellversuche im Rahmen
des BMBF-Förderprogramms „Kompetenzen fördern – Berufliche Qualifizierung Ju-
gendlicher mit besonderem Förderbedarf“ (BQF; 2001 bis 2006). Mit den Arbeits-
marktreformen Anfang der 2000er-Jahre sind die so angestoßenen Entwicklungen
aber faktisch obsolet geworden.

Weitere Expertisen, Bestandsaufnahmen und damit verbundene Überlegungen
zur Reform der BNF wurden in der Fachcommunity zwar durchaus diskutiert, haben
in der Praxis allerdings kaum ihren Niederschlag gefunden: Bereits 2004 verfasste
Erhard Schulte eine Expertise zur Weiterentwicklung und Zukunft der BNF. Er for-
dert u. a. einen stärkeren Praxisbezug und eine engere Verzahnung zwischen BNF
und betrieblicher Ausbildung. Seine Reformvorschläge fasste er in einem 22-Punkte-
Katalog zusammen. Bojanowski (2012) formuliert einen Masterplan zur „ordnungs-
politischen Neuformatierung“ des Übergangssystems als „Ort der Benachteiligtenför-
derung“ (ebd., 65). Er formulierte „10 Formatierungspunkte“, darunter die Veranke-
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rung der BNF als Teil des Bildungssystems, seine rechtlich einheitliche Regelung,
eine abgesicherte Finanzierung usw. (ebd., 67 ff.). Heisler und Schaar (2012) analysier-
ten existierende Reformmodelle der beruflichen Bildung und deren Beitrag zur För-
derung benachteiligter Jugendlicher. Dabei stellte sich die Frage nach der künftigen
Bedeutung und Funktion der BNF und ihrer Bildungsträger. Zentrale Ergebnisse wa-
ren die Feststellung der zeitlichen Flexibilisierung beruflicher Bildung und die stetig
zunehmende Bedeutung kooperativer Ausbildungsformen.

Eine weitere Frage ist, welche Bedeutung die BNF für die inklusive Gestaltung
des Berufsbildungssystems, insbesondere des dualen Ausbildungssystems hat. Im-
mer wieder wurde kritisiert, dass die BNF aufgrund der Absonderung förderbedürfti-
ger Jugendlicher in ein „Parallelsystem“ beruflicher Bildung vielmehr zur Exklusion
dieser Jugendlichen aus dem regulären Berufsbildungssystem und dem Arbeitsmarkt
und damit zur Reproduktion sozialer Benachteiligung beigetragen habe (Biermann
2015; Schmidt 2011).

Eine aktuelle Frage ist auch, welche Rolle die BNF bei der Bewältigung der durch
die Corona-Pandemie ausgelösten Krisenerscheinungen spielen wird, von der be-
nachteiligte Jugendliche zweifellos in besonderem Maße betroffen waren und sind.
Augenscheinlich werden im Moment dazu jedoch eher finanzielle Anreize für Be-
triebe und weniger die Entwicklung und Ausweitung pädagogischer Innovationen
und Förderkonzepte diskutiert.

Zumindest in den Empfehlungen der Enquete-Kommission Berufliche Bildung
in der digitalen Arbeitswelt (2021) wird die Förderung Benachteiligter im Kontext zu-
nehmender Digitalisierung der Arbeitswelt berücksichtigt (dazu auch Bylinski 2021).
Empfohlen wird darin u. a. die Etablierung sozialpädagogischer Begleitung und die
bundesweite Etablierung der Produktionsschulen als Regelangebot der Ausbildungs-
vorbereitung. Empfohlen werden auch die Weiterentwicklung und der Ausbau der
Assistierten Ausbildung sowie die Stärkung der betriebsnahen, kooperativen BaE (En-
quete-Kommission 2021, 149 f.).
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4.2.3.2 Die Produktionsschulen1 – Konzepte, Handlungsansätze,
Forschungsbefunde

Martin Mertens

Grundsätzliches über Produktionsschulen
Produktionsschulen sind keine pädagogischen Entdeckungen der 70er- oder gar der
90er-Jahre des 20. Jahrhunderts. Das Produktionsschulprinzip wurde im späten
18. Jahrhundert „nicht in die Luft hinein konstruiert“ (zur Historie siehe Meyser
1996); es ist unterbaut von Gedanken der großen Pädagogen des 18. und 19. Jahrhun-
derts. Ursprünge der Produktionsschulbewegung in Deutschland finden sich in den
1920er-Jahren und sind vor allem mit dem Namen Paul Oestreich und dem Bund ent-
schiedener Schulreformer verbunden. Als Gegenentwurf zur herkömmlichen Lern-
schule wurde die Integration von Produktionstätigkeit in den Unterricht verlangt.

Kerschensteiner entwickelte das Konzept der Arbeitsschule, bei der der Lernende
gegenüber der Buchschule selbsttätig wird und aktive Lerninhalte gemäß den Erfor-
dernissen des Lebens bearbeitet.

In der Bundesrepublik regten Ende der 1970er- bis Anfang der 1990er-Jahre
einige akademische Berufspädagogen (Wiemann, Greinert, Biermann, Kipp, Arbeits-
gemeinschaft Produktionsschule) an, Produktionsschulen als moderne (soziale und
pädagogische) Methode und Struktur in der dualen Ausbildung umzusetzen und so
ein kostengünstiges Angebot für Jungarbeiter:innen in Großbetrieben bzw. als Struk-
tur für die Einführung eines BGJ oder BVJ zu nutzen. Seit Beginn der 1990er-Jahre
kam es zur konkreten Einrichtung von Produktionsschulen z. B. in Hessen – eine
Entwicklung, die in den Folgejahren bundesweit in eine Gründungswelle mündete.

In mehrfacher Hinsicht stellt die Produktionsschule einen „Spezialfall“ von
Schule dar: eine paradox anmutende Interdependenz zwischen humanpädagogischen
und betriebswirtschaftlichen Zielen; sichtbar an ihrer Rechtsform, Größe, Finanzie-
rung, Sozialraumorientierung, Schülerrekrutierung und hinsichtlich ihres pädagogi-
schen Profils.

Die berufliche Bildung geht zwar im Kern als deklarierte Absicht durchaus regel-
haft vom Konzept der Handlungsorientierung aus; in der Realität praktiziert sie me-
thodisch jedoch formelhaft und frontal eher theorielastig. Produktionsschulen setzen
das Konzept der Handlungsorientierung um, in dem gebrauchswertige Produkte her-
gestellt werden. Das essenzielle Prinzip der Produktionsschul-Didaktik schafft Selbst-
tätigkeit, indem es mit exemplarischer Fantasie die vollständige Handlung von der
Kundenakquise über die Produktplanung und -design, die kooperative Arbeit am Pro-
dukt bis zum Verkauf methodisch praktisch gestaltet. So verwirklicht sich das Duale
real in der didaktischen Einheit von Theorie und Praxis an einem Lernort. Kurzum:
Im pädagogischen Kern geht es Produktionsschulen darum, für diese Jugendlichen
über reale Kundenaufträge Lernanlässe und neue Lernzugänge zu schaffen. Die

1 Generell Produktionsschulen, Jugendwerkstätten und andere handlungsorientierte Angebote, die nach Produktions-
schulprinzip arbeiten.



Werkstatt einer Produktionsschule ist somit das didaktische Zentrum. Mathematik
und Deutsch müssen nicht fragmentiert bearbeitet werden, wenn es – wie im Regel-
schulsystem – auf dem Stundenplan steht, sondern wenn der Auftrag es erfordert.
Wer einen Schrank für eine Theaterinitiative bauen will, muss die Flächen und Men-
gen berechnen, eine Stückliste aufschreiben … usw. Und wenn der Auftrag erfolgreich
abgearbeitet und vom Auftraggeber für gut befunden wurde, ist dies überaus identi-
tätsstiftend. Die Jugendlichen gelangen zu Erfolgserlebnissen und nehmen ihre
Selbstwirksamkeit wahr. Dies bildet die Grundlage für weitere Aufträge und Lernpro-
zesse (BVPS 2014).

Die Rolle der Produktionsschulen in der Benachteiligtenförderung
Produktionsschulen in Deutschland sind aktuell fast ausschließlich im Übergang
Schule –Beruf als niederschwelliges Bildungsangebot der Benachteiligtenförderung
für Berufsvorbereitung und -orientierung verortet. Die Möglichkeiten das Produk-
tionsschulprinzip auch in der Qualifizierung von Flüchtlingen, der außerbetrieb-
lichen dualen Ausbildung, der Nachqualifizierung oder auch in der arbeitsorientier-
ten Grundbildung anzuwenden, wird bislang nur selten genutzt.

Die ca. 200 existierenden Produktionsschulen stellen bundesweit zzt. jährlich
7.500 Teilnehmendenplätze zur Verfügung (Mertens 2019). Mehr als drei Viertel der
Teilnehmenden schaffen dann einen erfolgreichen Übergang in eine Ausbildung, Be-
schäftigung oder in weiterführende Bildungsangebote. Zusätzlich erwirbt ein nicht
unerheblicher Teil den Haupt-/Realschulabschluss bzw. die Berufsreife.

Die Produktionsschulen sind dabei eingebettet in eine Trias von Jugendhilfe und
Arbeitsförderung sowie schulischen und außerschulischen Berufsbildungsangebo-
ten.

In ihrer gegenwärtigen Verfasstheit sind Produktionsschulen in der Regel inspi-
riert vom dänischen Modell. Dort waren sie bis 20192 Bestandteil des kommunalen
staatlichen Schulsystems, wurden von der Nationalen Ebene mitfinanziert und ge-
setzlich geregelt.

Da Produktionsschulen in der Regel nicht an Schuljahre gebunden sind und der
Ein- und Ausstieg jederzeit möglich ist, werden relativ schnelle und individuelle Über-
gänge ermöglicht.

In der Bundesrepublik existiert eine bunte Vielfalt von Produktionsschulansät-
zen: In Hamburg finanziert z. B. das dortige Schulministerium einen Teil der Produk-
tionsschulen, und dies wird dort von freien Trägern umgesetzt. Andere Bundesländer
haben eigene Programme aufgelegt. Auch die Bundesagentur für Arbeit und die Job-
center finanzieren Produktionsschulen anteilig mit, z. B. im Rahmen des SGB III
Fachkonzepts BvB mit produktionsorientiertem Ansatz oder SGB II § 16 f.

2 2018 hat die dänische Regierung nach einem politischen Wechsel 2015 das über 30 Jahre erfolgreiche Konzept Produk-
tionsschule ersetzt (Dän. Ministerium für Jugend und Bildung: Gesetz zur Aufhebung der Produktionsschulen vom
2.6.2018) durch FGU – Forberedende grunduddannelse (Ausbildungsvorbereitung, Grundbildung). Ein Trainingspro-
gramm, das Allgemeinbildung, vor allem Dänisch und Mathematik, und Betriebspraktika in den Mittelpunkt stellt.
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Zielgruppen der Produktionsschulen
Die für die Produktionsschulen relevante Zielgruppe zwischen 14 und 27 Jahren stellt
sich sehr heterogen in Bezug auf die individuellen Bildungsniveaus, ihre Lernbeein-
trächtigungen und -behinderungen, auf das Alter sowie den soziokulturellen Hinter-
grund dar. Die Zielgruppe weist in der Regel multiple Problemlagen hinsichtlich
einer Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt auf. Dazu gehören Jugendliche, die
trotz Schulabschluss keinen Ausbildungsplatz gefunden haben. Dabei treten verstärkt
Jugendliche mit psychischen Auffälligkeiten und negativen sozialen Dispositionen
(Depression, aggressives Verhalten, fehlende Konfiktlösungkompetenz) in die Pro-
duktionsschule ein. Der Zielgruppe ist der normbiografische Übergang von der
Schule in die Berufsausbildung oder Arbeitswelt nicht gelungen, weswegen sie des-
halb den Umweg über das Übergangssystem nutzen müssen.

Die meisten haben schon eine solche „Warteschleife“ gedreht oder die Regelange-
bote der Berufsvorbereitung der Beruflichen Schulen und der Agentur für Arbeit im
Rahmen des Sozialgesetzbuchs III abgebrochen. Dadurch sind die Teilnehmenden
häufig schon älter als 20 Jahre (Kuhnke & Skrobanek 2011).

Grundlegende Aspekte der Beruflichen Förderpädagogik und des
Produktionsschulprinzips
Die produktive Arbeit in den Werkstätten stand seit den Ursprüngen vor mehr als 200
Jahren und steht bis heute im didaktischen Zentrum von Produktionsschulen. Darü-
ber hinaus will das Konzept der Produktionsschule aktuell nicht fremdbestimmte
Tätigkeit und demokratische Grundwerte vermitteln, um junge Menschen in die Ge-
sellschaft zu integrieren; es versucht sie hingegen positiv in der Persönlichkeitsent-
wicklung zu unterstützen, von der Selbstwirksamkeit über Teilhabe bis zur Lebens-
fähigkeit.

Das pädagogische Konzept der Produktionsschule ist konstitutiver Bestandteil
der Arbeits- und Produktionsprozesse zur Förderung und Kompetenzentwicklung
junger Menschen. Lernprozesse werden dort mit Arbeit in betriebsnahen Strukturen
mit „Werkzeugen“ und Inhalten zielorientiert verknüpft. Gerade dadurch werden
Kenntnisse, Fähigkeiten und Verhaltensweisen gefördert, die für die Aufnahme und
Durchführung einer Berufsausbildung und/oder einer Erwerbstätigkeit notwendig
sind. Die betriebsnahen Strukturen (Werkstätten bzw. Dienstleistungsbereiche) bil-
den das Gerüst für eine arbeitsweltbezogene Berufsorientierung, -vorbereitung, -aus-
bildung und Nachqualifizierung. In der auf soziale Bedürfnisse und Lebensperspekti-
ven von Menschen orientierten Werkstattkultur der Produktionsschule verknüpfen
sich die Kultur und Geschichte der Arbeit mit den Erkenntnissen des digitalen Fort-
schrittes sowie mit der Kultur der Jugend.

Ein weiteres Grundprinzip der Produktionsschule ist die Verbindung von kogni-
tiven, emotionalen, sozialen und handlungsbezogenen/praktischen Lernprozessen.
Lernen ist stark bedingt durch die Situation des Lernenden sowie durch die Person
der Werkstattpädagoginnen und -pädagogen (Lehrer:in/Ausbilder:in). Gerade Jugend-
liche mit verfestigten Mustern und nicht immer linearen Biografien finden hier trag-
fähige Beziehungsangebote. Wesentlicher pädagogischer Merkposten ist die intensive
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Beachtung der fantasievollen und durchaus verschlungenen Wege der Triebansprüche
und -affekte in der Adoleszenz (Heimlicher Lehrplan). Wir erleben den Heimlichen
Lehrplan im Gefühlschaos der sozialen und individuellen Aneignung von Welt in Pu-
bertät und Adoleszenz (z. B. beim Spracherwerb durch Rap und Pop) (BVPS 2014).

Damit können die herkömmlichen Formen der betrieblichen Didaktik (z. B. „Vor-
bereiten“, „Vormachen“, „Nachmachen“, „Üben“) zugunsten eines neuen Verständ-
nisses des offenen und allgemeinbildenden Lernens erweitert und gegebenenfalls
überwunden werden.

Als theoretische Grundlage für eine noch zu entwickelnde Produktionsschul-
didaktik können die Tätigkeitstheorie (hierzu Straßer 2008) und die Handlungsregu-
lationstheorie angesehen werden, welche die Arbeitspsychologen Winfried Hacker
und Walter Volpert in den 1970er-Jahren entwickelten. Petersen (2006) weist in ihrer
Arbeit auf den großen Schnittbereich zwischen Produktionsschule sowie den Krite-
rien des situierten Lernens hin. Handlungsorientierung, Kompetenzansatz und das
Modell der vollständigen Handlung sind dabei pädagogische Leitlinien.

Es existiert weder eine ausgearbeitete Pädagogik der beruflichen Förderung noch
eine entfaltete Theorie des Förderns. Allerdings ist es zweifellos eine der unmittel-
barsten pädagogischen Aufgaben, Heranwachsende so zu (be)-fördern, dass ihre
Selbstentwicklung (z. B. Selbstkontrolle, Selbstwirksamkeit, Selbstregulation) voran-
schreitet und sie Integrationsperspektiven entwickeln können.

Bojanowski brachte 2005 einen Systematisierungsvorschlag zu einer Pädagogik
für benachteiligte Jugendliche in den wissenschaftlichen Diskurs. Es bestanden bis da-
hin schon etliche, z. T. völlig heterogene (pädagogische) Elemente, Bausteine und
Puzzlestücke einer Pädagogik der Benachteiligtenförderung, die in den letzten 40 Jah-
ren entwickelt und elaboriert wurden. Mit dem Konzept „Berufliche(r) Förderpäda-
gogik“ begann er methodologisch unverbundene Fragmente einer Pädagogik für
benachteiligte Jugendliche begrifflich zu fassen und zu systematisieren bzw. konzep-
tualisieren und zusammenzuführen (vgl. Bojanowski et al. 2013).

Dabei ging es um die Frage, ob sich ein Gesamtkorpus einer Pädagogik, die sich
vordergründig mit der Förderung benachteiligter Jugendlicher befasst, zeitgemäß,
konsistent und anschlussfähig beschreiben lässt.

Die wesentlichen Elemente hat er in einem „Drei-Waben-Modell“ visualisiert.
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Das „Drei-Waben-Modell“ (Bojanowski 2013, 12)

Die Berufliche Förderpädagogik bildete auch die Grundlage bei der Entwicklung der
Qualitätsstandards des Bundesverbandes Produktionsschulen (siehe nachfolgend)
sowie deren Weiterbildungsreihe zum Werkstattpädagogen bzw. zur Werkstattpäda-
gogin.

Qualitätsstandards zur Weiterentwicklung von Produktionsschulen
Seit dem Gründungsboom von Produktionsschulen Anfang der 1990er-Jahre wurden
immer wieder Diskurse zu Fragen wesentlicher methodisch-didaktischer Kernele-
mente und qualitativer Vorzüge bzw. Abgrenzungsmerkmale zu anderen Ansätzen
geführt. Der Bundesverband Produktionsschulen formulierte schließlich 2010 Quali-
tätsstandards, um pädagogische Prozesse und institutionelle Strukturen sichtbar zu
machen. Sie sollen insbesondere Hilfestellung und Handreichung bei der Überprü-
fung bestehender und der Gründung neuer Produktionsschulen geben.

Grundlegende Prämissen der Qualitätsstandards (BVPS 2015) sind:
• die Gleichberechtigung und Würde (Grundgesetz) aller Beteiligten in ihrer per-

sönlichen, sozialen, geschlechtlichen und kulturellen Vielfalt zu wahren;
• ein humanistisches, den demokratischen und wissenschaftlichen Prinzipien der

Aufklärung verpflichtetes Menschenbild;
• Respekt vor den Eigenheiten und einer Anerkennung der Besonderheiten von

jungen Menschen auf ihrem Weg zu mündigen, aktiven Bürgern;

Abbildung 1:

Martin Mertens 173



• die Einsicht, dass alles pädagogische Handeln in erster Linie dem Wohl der jun-
gen Menschen – und auch der Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter:innen in Pro-
duktionsschulen – zu dienen hat.

Die sechs Qualitätsdimensionen gestalten sich wie folgt:
1. „Lern- und Arbeitsort bilden in Produktionsschulen eine Einheit. Sie sind be-

trieblich strukturiert und entlohnen ihre jungen Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen. Produktionsschulen stellen in ihren Werkstätten marktfähige Produkte her
oder bieten mit ihren Arbeitsbereichen Dienstleistungen für reale Kunden an
(Kundenaufträge).

2. Im Mittelpunkt stehen junge Menschen (von 14 bis 27 Jahren), die auf freiwilliger
Basis und mit flexiblen Ein- bzw. Ausstiegen individuell gestaltete (Aus-)Bildungs-
und Qualifizierungsangebote nutzen – mit dem Ziel der Integration in Ausbil-
dung und Beschäftigung.

3. Die Produktionsschule ist eine pädagogisch und sozial gestaltete Gemeinschaft
junger Menschen in einer förderlichen und anregenden Lern- und Arbeitsatmo-
sphäre.

4. Produktionsschulen sind auf Dauer angelegt und werden durch systematische
Netzwerkarbeit und Kooperationen zu einem festen Bestandteil des regionalen
Wirtschafts-, Bildungs- und Sozialraums.

5. An Produktionsschulen arbeitet ein multiprofessionelles Team mit Herz, wel-
ches über berufsfachliche, betriebswirtschaftliche und pädagogische Kompeten-
zen verfügt und in der Lage ist, den Besonderheiten des Bildungs- und Erzie-
hungsanspruchs des Produktionsschulansatzes gerecht zu werden.

6. Jede Produktionsschule pflegt ein Qualitätsmanagement oder Selbstevaluations-
system. (BVPS 2015)“

Forschungsbefunde zu Produktionsschulen
Vor allem das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Jahr 2001 auf-
gelegte Programm „Kompetenzen fördern – Berufliche Qualifizierung für Zielgrup-
pen mit besonderem Förderbedarf (BQF-Programm)“ mit einer Laufzeit bis Ende
2006 war für die Weiterentwicklung der Produktionsschulen sehr förderlich. Im End-
bericht der wissenschaftlichen Begleitung geht Bojanowski (BMBF 2008) in seiner
Expertise auf den Produktionsschulansatz genauer ein, weil in Konzepten solcher An-
gebote auf besondere Weise alle Anforderungen (Individualisierung, Kompetenzan-
satz, Förderplanung, Lebensweltorientierung) an eine zeit- und bedarfsgemäße Be-
nachteiligtenförderung integriert werden bzw. werden können.

Des Weiteren gibt es aus pädagogischer Sicht eine Fülle von Einzelstudien zu
pädagogischen Konzepten. Anregend ist ein Sammelband zur „Didaktik der Benach-
teiligten“ (Biermann, Bonz & Rützel 1999), in dem zum Benachteiligtenbegriff, zu
Randgruppen, zu verschiedenen pädagogischen Ansätzen und zwischen trägerspezi-
fischen Realisierungsformen gearbeitet wird. Jedoch fügen sich die hier versammel-
ten Teilstücke aus Beruf-, Sozial-, Sonder- und Schulpädagogik noch längst nicht zu
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einem konsistenten Theoriegerüst. Auch bestehen pädagogisch anregende Teilstu-
dien, etwa zur Didaktik des Werkstattlernens, zur ganzheitlichen Förderung oder
Sprachbildung.

Wichtige Vorarbeiten für die Entwicklung einer Produktionsschuldidaktik hat
Petersen (2006) geliefert, indem sie nachweist, dass Produktionsschulen alle 19 Krite-
rien des situierten Lernens erfüllen und konsequent umsetzen sollten. Sie hat daraus
ein Konzept einer Alternativen Aufbaustufe (AAS) mit Produktionsschulprinzip ent-
wickelt. Ihr Grundgedanke der Alternativen Aufbaustufe liegt in der Forderung, allen
jungen Menschen, die es sich wünschen, ein Moratorium zur Identifizierung eigener
Interessenschwerpunkte und zur Ermöglichung von umfangreichen, auch non-for-
malen und informellen Lernanregungen anzubieten.

Auch Meshoul (2017), der sich auf das erweiterte Arbeitskonzept von Petersen
beruft, hat sich in seiner Untersuchung grundlegende Gedanken zu methodisch-kon-
zeptionellen Fragen einer Förderung benachteiligter Jugendlicher in Produktions-
schulen gemacht. Er widmet sich des Weiteren dem Zielkonflikt von schneller Inte-
gration der Teilnehmenden in Verwertungszusammenhänge vs. Förderung der Per-
sönlichkeitsbildung, der vom pädagogischen Personal zu lösen ist. Auch beschreibt er,
dass dauerhafte Veränderungen v. a. durch reale und erfolgreiche Bewältigungserfah-
rungen herbeigeführt werden können. Aus diesem Grund rückt die gemeinsame Be-
wältigung von Aufgaben ins Blickfeld der Pädagogik. In der Produktionsschule bietet
das auftragsorientierte Setting den Rahmen für eine solche Aufgabenbewältigung. Er
schlägt zudem auch den Einsatz differenzialdiagnostischer Instrumente für die För-
derplanung vor. Die pädagogischen Akteurinnen und Akteure sind in ihren Erzie-
hungsmaßnahmen häufig versucht, Machtmittel einzusetzen. Derartige Erziehungs-
handlungen beruhen in der Regel nicht auf reflektierten Interventionen, sondern auf
ungebremstem Ausagieren von negativen Affekten. Aus diesem Grund müssen Päda-
goginnen und Pädagogen möglichst Handlungen unterlassen, die unweigerlich
Feindseligkeit und Misstrauen hervorrufen. Er empfiehlt, dass sich die Akteurinnen
und Akteure eine derartige Haltung kollektiv erarbeiten und in zeitlichen Abständen
immer wieder aktualisieren, vielleicht im Rahmen von kollegialer Beratung und Su-
pervision. Letztlich sieht er ein großes Potenzial in einer verstärkten Nutzung einer
„Positive Peer Culture“, der Werkstattgruppe als sogenanntem „Dritten Erzieher“.
Schlussendlich spricht er den hohen Anteil von Jugendlichen mit klinisch auffälligen
Verhaltensweisen an. Hierin liegt ein großes Problempotenzial von Produktionsschu-
len bezüglich der Personalqualifikation, des pädagogischen Konzepts und der Finan-
zierung.

Des Weiteren hat sich, eher ein Sonderfall, in der Praxis ein Konzept der „sozial-
pädagogisch orientierten Berufsausbildung“ entwickelt, das unterschiedliche Anleihen
bei der Sonderpädagogik (Individualisierung, Förderplanung), der Sozialpädagogik
(Begleitung, Beratung, Gemeinwesenorientierung) und der Berufspädagogik (Berufs-
bezug, Arbeitspädagogik) vornimmt. Diese Konzeption nimmt eine Sonderstellung in
der Theorieentwicklung ein, weil viele produktive pädagogische Elemente aufgenom-
men und vielfach eingesetzt werden (Bojanowski 2013).
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Aktuelle Herausforderungen bezogen auf die Zielgruppe

Pädagogisch-didaktische Konsequenzen
Obwohl die Entwicklung einer Produktionsschuldidaktik voranschreitet, muss aber
zum einen ihr geringer Einfluss auf die Benachteiligtenförderung konstatiert werden
und sie muss zum Zweiten ihre eigenen Konzepte weiterentwickeln. So gibt es didak-
tische Entwicklungsarbeiten zu „Kompetenztafeln“, „Tageskarte“ (Straßer 2008), „Wo-
chenplanarbeit“ (Huschke) oder die „Weiterbildungsreihe zur Werkstattpädagog:in“
des Bundesverbandes Produktionsschulen (https://bv-produktionsschulen.de/werk
stattpaedagoge/).

Es wäre also durchaus denkbar, dass neben bestehenden Arbeits- und Auftrags-
planungen stets auch nach Bezügen im praktischen Tun zu Schulcurricula und Aus-
bildungsrahmenplänen gesucht wird. Entscheidend erscheint, dass Jugendlichen ne-
ben praktisch erreichten Ergebnissen auch bewusst Bezüge zu Schultheorie und
Ausbildungsinhalten verdeutlicht werden und somit neben dem Erfahren praktischer
Kompetenz auch positive Theoriebezüge vermittelt und positiv erfahrbar werden.

Strukturelle Konsequenzen
Grundsätzlich existiert hierbei ein strukturelles Problem: Es gibt zum einen auf der
Umsetzungsebene überwiegend keine verlässliche langfristige Finanzierungsstruk-
tur. Zum anderen werden die konzeptionellen Grundelemente von Produktions-
schule aufgrund heterogener Förderstrukturen nicht flächendeckend eingehalten.

* Weitere Informationen incl. Qualitätsstandards für Produktionsschulen unter Bundesverband Produktions-
schulen – https://www.bv-produktionsschulen.de in Anlehnung an ein Zukunftsmodell Hessen: Staudt,
Scheerer, Mertens, Mühlhaus, Schobes © 2/2016

Zukunftsmodell – Produktionsschule (Mertens & Schobes 2016)Abbildung 2:
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Zielführend ist es daher, auf ein bundesweit einheitliches Konzept und eine entspre-
chend vereinheitlichte Finanzierungsbasis hinzuwirken – beides mit der Maßgabe,
Produktionsschulen in allen Regionen als festen Bestandteil des Übergangssystems
verankern zu können: Gibt es in einer Region den Bedarf für eine Produktionsschule,
dann kann sie über ein feststehendes Finanzierungskonstrukt und mit einem klar
umrissenen inhaltlichen Konzept umgesetzt werden.

Die Qualitätsstandards des Bundesverbandes Produktionsschulen können zu-
künftig handlungsleitend und zielführend sein für die Weiterentwicklung der pädago-
gischen Praxis und ihrer Prozesse sowie zum Aufbau institutioneller Strukturen und
deren nachhaltiger Finanzierung.

Personelle Konsequenzen
In den Fachwissenschaften gibt es seit vielen Jahren übereinstimmende Forderungen
an die Qualifikationen des Fachpersonals im Übergang Schule – Beruf, was z. B. an
dem Professionalisierungskatalog für Fachkräfte an Produktionsschulen deutlich
wird (vgl. Gentner 2019)3:

Angesichts der Problemlagen junger Menschen am Übergang ist die Entwick-
lung professioneller Haltungen und Reflexionsmöglichkeiten von hoher Bedeutung.
Nur im multiprofessionellen Team, im gemeinsamen und abgestimmten Zusam-
menspiel aller Fachkräfte kann der anspruchsvolle Produktionsschulauftrag gelingen.
Die Kompetenzen der Fachkräfte und deren starke kommunikative Bindungen an die
Jugendlichen sind wichtige Erfolgsfaktoren einer Produktionsschule.

Die unerlässliche Weiterentwicklung einer inneren Haltung der Fachkräfte lässt
sich mit Merkmalen beschreiben wie: engagiert, enthusiastisch, den Jugendlichen zu-
geneigt, entwicklungsorientiert. Es bedarf des Fachwissens und der Methodenkompe-
tenz, der Fähigkeit zum Begeistern und Motivieren, der Fähigkeit zum Initiieren von
Tätigkeiten und somit Lernprozessen, des Engagements, der Wertschätzung, des
Zulassen-Könnens, der respektvollen Haltung gegenüber der Person und ihrem Le-
bensentwurf, der empathischen Zuwendung, aber auch der nachvollziehbaren Grenz-
ziehung und Orientierung an Erfolg und Stärken. Die Methodenkompetenz der
Werkstattpädagoginnen und -pädagogen, die Auswahl und der Wechsel adäquater
Methoden sind notwendig: individualisiert arbeiten und trotzdem alle Jugendlichen
in den Arbeitsprozess integrieren, Gruppenarbeit, „Learning by doing“, Projektarbeit,
Prinzip des Voneinander-Lernens, Auftragsarbeiten nach dem Modell der Vollständi-
gen Handlung durchführen, etc.

Produktionsschulen müssen auf ihre ständige fachliche Weiterentwicklung so-
wie auf die qualitative und methodische Überprüfung ihres Handelns achten. Unab-
dingbar sind hierzu entsprechende Instrumente (z. B. Supervision, kollegiale Bera-
tung) sowie die Bereitschaft, die eigene Arbeit (Rolle, Haltung, Fachlichkeit etc.) und
deren Ergebnisse kritisch zu hinterfragen und erforderlichenfalls zu ändern. Erfah-

3 Der vorliegende Professionalisierungskatalog basiert auf den Inhalten der Qualitätsstandards des Bundesverbandes Pro-
duktionsschulen (Bundesverband Produktionsschulen 2015), der Beruflichen Förderpädagogik (Bojanowski et al. 2013)
sowie Vorüberlegungen von Bojanowski und Gentner.
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rungsaustausch und Weiterbildungen sind für alle Pädagogen zwingend notwendig.
Der Bundesverband Produktionsschulen hat z. B. seine Weiterbildungsreihe zum
Werkstattpädagogen um Elemente der Sonderpädagogischen Zusatzausbildung (SPZ)
ergänzt.
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4.2.4 Berufliche Rehabilitation

4.2.4.1 Berufliche Rehabilitation – ein Überblick

Sven Hohmann & Matthias Morfeld

Um die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in das System der Rehabilitation
einordnen zu können, ist es zunächst hilfreich, die Entwicklung des deutschen Ver-
sorgungssystems näher zu betrachten und die Inhalte einzelner historischer Meilen-
steine sowie einzelne Begrifflichkeiten kurz zu skizzieren. Seit der Ratifizierung des
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen (UN-Behindertenrechtskonvention – UN-BRK) am 26.03.2009 (dt. BGBl.
2008 II S. 1420; Bekanntmachung vom 5.6.2009, dt. BGBl. 2009 II S. 812) bekennt sich
die Bundesrepublik Deutschland dazu, das geltende Recht in Übereinstimmung mit
dem entsprechenden Menschenrechtsübereinkommen weiterzuentwickeln (Deut-
scher Bundestag 2006, 1). Mit der Anforderung, die Inhalte der UN-BRK verstärkt um-
zusetzen und somit das Rehabilitations- und Teilhabeberecht zeitgemäß zu moderni-
sieren, stellt das am 16.12.2016 vom Bundestag und Bundesrat verabschiedete und seit
2018 geltende Bundesteilhabegesetz (BTHG) die größte Reform für das 2001 in Kraft
getretene Sozialgesetzbuch (SGB) IX zur „Rehabilitation und Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen“ dar. Die neue Rechtslage brachte in diesem Zusammenhang
auch eine Änderung zum Behinderungsbegriff mit sich, da fortan in dessen Zusam-
menhang die Wechselwirkungen von Beeinträchtigungen mit einstellungs- und um-
weltbedingten Barrieren mit hervorgehoben werden (Stähler & Schian 2018, 381). So-
mit lautet die seither geltende Begriffsbestimmung des Behinderungsbegriffs nach § 2
SGB IX, dass es sich bei Menschen mit Behinderungen um Menschen handelt, „die
körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in
Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichbe-
rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs
Monate hindern können“ (§ 2 Abs. 1 SGB IX). Diese Neudefinition von „Behinderung“
im SGB IX fußt dabei in ihrem Verständnis, ebenso wie die Internationale Klassifika-
tion der Funktionsfähigkeit und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorganisation
(WHO), auf dem bio-psycho-sozialen Modell (Stähler & Schian 2018, 381). Dabei stellt
das Konzept der ICF gleichermaßen die theorie- und handlungsleitende Grundlage
für alle rehabilitativen Maßnahmen dar (Wolf Kühn & Morfeld 2016, 24). Die Etablie-
rung der ICF brachte wiederum den Wandel mit sich, dass der Fokus „nicht mehr auf
medizinisch gedeuteten Defiziten (Krankheiten, Störungen, Unfähigkeiten), sondern
auf Zielen (Teilhabe), Potenzialen (Gesundheit) und dem Weg dorthin (bio-psycho-so-
ziales Modell von Behinderung) [liegt]“ (BMFSFJ 2009, 174). Folglich entsteht eine
Behinderung erst dann, wenn sich die komplexen Beziehungen zwischen einem Ge-
sundheitsproblem und den einzelnen, sich auf eine Person oder ihr Umfeld bezie-
henden Kontextfaktoren (Umweltfaktoren und personbezogene Faktoren) negativ
auswirken (DIMDI 2005, 23 f.). In der nachfolgenden Abb. 1 werden die gennannten
Wechselwirkungen sowie die Komponenten der ICF grafisch dargestellt, da diese



dazu beitragen sollen, die Planung der Leistungen im Rahmen einer Rehabilitation
sowie die dahinterstehenden Wirkmechanismen besser einordnen zu können.

Wechselwirkungen zwischen den Komponenten der ICF (DIMDI 2005, 23)

Das durch Einbezug der ICF verfolgte Ziel besteht unter anderem darin, teilhabe-
erschwerende Barrieren und teilhabeunterstützende Förderfaktoren über die Be-
schreibung der Auswirkung bestehender Schädigungen der Körperfunktionen und
-strukturen hinaus zu identifizieren und abzubauen bzw. zu stärken. Das Modell soll
somit alle Akteurinnen und Akteure des Rehabilitationsprozesses dazu befähigen,
„den Blick von der eher kausalen Betrachtungsweise (Krankheit > Aktivitätsein-
schränkung > Behinderung) hin zu den Wechselwirkungen zwischen Gesundheits-
problem, Funktionsfähigkeit und Kontextfaktoren eines Menschen […] [zu lenken,
um] eine ganzheitliche Betrachtungsweise aller sozialmedizinisch relevanten Aspekte
einer Person in ihrem jeweiligen Umfeld, die weit über den bio- medizinischen An-
satz hinausgeht [, zu ermöglichen]“ (DRV 2018, 8).

Mit der Zielstellung, die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung zu ver-
bessern, orientiert sich die Ausgestaltung des BTHG, wie einleitend beschrieben,
streng an den Inhalten der UN-BRK und zielt auf eine Weiterentwicklung des bis dahin
geltenden Rechts in Deutschland ab (BAR 2019, 6). Für die Umsetzung der darin ent-
haltenen, teilweise sehr komplexen Regelungen soll der Praxistransfer bis 2023 in vier
sukzessiven Reformstufen erfolgen. Zusammenfassend ergibt sich durch das BTHG
eine strukturelle sowie inhaltliche Novellierung der bis dahin geltenden Version des
SGB IX, woraus zeitgleich auch fundamentale Auswirkungen auf das sich noch im-
mer im Umbruch befindende rehabilitative Versorgungssystem resultieren. Das
SGB IX, welches alle gesetzlichen Regelungen zur Rehabilitation und Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen enthält, gliedert sich dabei in drei Teile (BAR 2019, 6):

• Teil 1: Allgemeiner Teil
• Teil 2: Recht der Eingliederungshilfe
• Teil 3: Schwerbehindertenrecht

Zur Reformierung des SGB IX – genannt SGB IX-neu – gehört, dass im einleitenden
allgemeinen Teil die verbindlichen Grundsätze für alle Rehabilitationsträger zur
Bedarfserkennung und -ermittlung, zur Zuständigkeitsklärung und Koordinierung
der zu erbringenden Leistungen sowie zur Teilhabeplanung mit dem Menschen mit

Abbildung 1:
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Behinderung enthalten sind. Hierbei wird das Ziel verfolgt, die Zusammenarbeit in
einem auch weiterhin gegliederten Sozialleistungssystem auszubauen und zusätzlich
zu stärken.

Der zweite Teil beinhaltet nun ein modernisiertes und personenzentriertes Teil-
haberecht, welches sich am individuellen Bedarf einer Person orientiert und mehr
Steuerungsmöglichkeiten für den Träger der Eingliederungshilfe bietet. Im dritten
Teil sollen künftig die Schwerbehindertenvertretungen weiter gestärkt werden. Darü-
ber hinaus sollen sich durch die Etablierung von Frauenbeauftragten in Werkstätten
für behinderte Menschen deren Mitwirkungsmöglichkeiten künftig verbessern (BAR
2019, 6).

Gemäß § 1 SGB IX besteht das gemeinsame Ziel aller rehabilitativen Maßnah-
men darin, Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohten Men-
schen eine selbstbestimmte und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft zu ermöglichen, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwir-
ken. Im § 5 SGB IX werden dabei die nachfolgend aufgeführten Leistungsgruppen zur
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft voneinander unterschieden:

• Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
• Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
• Unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen
• Leistungen zur Teilhabe an Bildung
• Leistungen zur sozialen Teilhabe.

Unter der im Rahmen des Beitrags fokussierten beruflichen Rehabilitation werden
alle erbrachten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben verstanden. Dabei werden in
einer rein beruflichen Rehabilitation ausschließlich nicht-medizinische Leistungen
erbracht (Buschmann-Steinhage & Widera 2020, 19). Insbesondere bei chronischen
Erkrankungen ist jedoch für die Umsetzung einer erfolgreichen berufsbezogenen
Teilhabe meist eine multidisziplinäre Rehabilitation durch mehrere Leistungsgrup-
pen erforderlich. Diese ist dadurch gekennzeichnet, dass neben den Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsplatz auch Leistungen zur medizinischen Rehabilitation erbracht
werden. Daher hat sich in Deutschland eher die Strategie einer medizinisch-beruflich
orientierten Rehabilitation (MBOR) etabliert (Bethge 2017, 427 f.). Durch die MBOR
wird somit das Leistungsspektrum der medizinischen Rehabilitation um explizite
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erweitert, sodass diese in alle Phasen der
Rehabilitation einbezogen werden (DRV 2019, 6). Zusammenfassend zielt die MBOR
vor allem auf Rehabilitandinnen und Rehabilitanden ab, die entweder einen proble-
matischen sozialmedizinischen Verlauf vor der Reha (bspw. lange Arbeitsunfähigkeits-
und/oder Arbeitslosigkeitszeiten) oder eine negative subjektive Erwerbsprognose auf-
weisen (Streibelt & Buschmann-Steinhage 2011, 162). Durch diesen intensivierten
Ansatz werden die herkömmlichen medizinischen Rehabilitationsleistungen durch
berufsorientierte diagnostische und therapeutische Leistungen ergänzt (Bethge 2017,
428). Insbesondere die positiven Effekte hinsichtlich der Reduzierung von Fehlzeiten
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und der Stabilisierung der Erwerbsfähigkeit sprechen für die langfristige Etablierung
dieser Strategie im deutschen Rehabilitationssystem (Bethge 2017, 431 ff.).

Zu den Trägern der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gehören die Bun-
desagentur für Arbeit, die Gesetzliche Unfallversicherung, die Gesetzliche Renten-
versicherung, die Träger der Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfürsorge,
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie die Träger der Eingliederungshilfe (§ 6
SGB IX). Die Zuordnung darüber, welcher Leistungsträger die Kosten für eine Reha-
bilitationsmaßnahme trägt, folgt in Deutschland dem Prinzip der einheitlichen Risiko-
zuordnung. Dieses besagt, dass „für die Gesundheits- und Rehabilitationsleistungen
[…] der Leistungsträger zuständig [ist], der auch das Risiko ihres Scheiterns trägt“
(DRV 2010, 4). Da exemplarisch die Träger der Rentenversicherung im Falle einer Er-
werbsminderung oder gar einer Erwerbsunfähigkeit die entsprechenden Rentenzah-
lungen leisten müssen, werden Rehabilitationsleistungen Erwerbstätiger meist eben-
falls von den Trägern der Rentenversicherung finanziert. Im § 9 SGB IX-neu ist dabei
weiterhin geregelt, dass Teilhabeleistungen immer Vorrang gegenüber Rentenzah-
lungen haben und auch dann zu erbringen sind, wenn eine Pflegebedürftigkeit ver-
hindert oder vermindert werden könnte. Zusammenfassend gelten hierbei stets die
Grundsätze: „Reha vor Renten, Reha vor Pflege“ (Wolf-Kühn & Morfeld 2016, 88).

Das Ziel einer beruflichen Rehabilitation besteht dabei nicht ausschließlich da-
rin, eine Frühberentung zu vermeiden. Vielmehr geht es darum, mithilfe von geziel-
ten Leistungsangeboten die Arbeitsfähigkeit zu erhalten, den Arbeitsplatz auf Dauer
zu sichern und somit die Selbstbestimmung durch Teilhabe am Arbeitsleben aktiv zu
fördern. Dies kann unter anderem auch durch die Förderung einer (Re-)Integration
erfolgen, indem beispielsweise mithilfe geeigneter Maßnahmen ein behindertenge-
rechter Arbeitsplatz geschaffen wird (DRV Bund 2018, 3; vgl. Schubert, Viehmeier &
Thimmel 2018, 199). Das den Kostenträgern hierfür zur Verfügung stehende Leis-
tungsspektrum umfasst (DRV Bund 2018, 12):

1. Hilfen zur Erhaltung und Erlangung eines Arbeitsplatzes
• Hierzu gehören die Förderung aus dem Vermittlungsbudget, Aktivierungs-

leistungen, Kraftfahrzeughilfe, Hilfen zur Berufsausbildung, Arbeitsassis-
tenz, Wohnungshilfe sowie die Inanspruchnahme von Integrationsfach-
diensten.

2. Berufsvorbereitung
3. Individuelle berufliche Qualifizierung im Rahmen unterstützter Beschäftigung
4. Berufliche Bildung (Qualifizierungsleistungen)

• Hierzu gehören die Anpassung und Integrationsleistungen, Weiterbildung:
Fortbildung oder Umschulung sowie Ausbildung.

5. Förderung der Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit (Gründungszuschuss)
6. Leistungen an Arbeitgeber

• Hierzu gehören Ausbildungszuschüsse zur betrieblichen Ausführung von
Bildungsleistungen, Eingliederungszuschüsse, Zuschüsse für Arbeitshilfen
im Betrieb sowie die Kostenerstattung für eine befristete Probebeschäfti-
gung.
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7. Leistungen im Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich
• in einer Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen Leis-

tungsanbieter i. S. v. § 60 SGB IX
8. Ergänzende Leistungen

• wie Übergangsgeld, Beiträge zur Sozialversicherung, Reisekosten ein-
schließlich Familienheimfahrten sowie Haushaltshilfe und Kinderbetreu-
ungskosten

9. Erbringung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben im Rahmen eines per-
sönlichen Budgets.

Erbracht werden diese Rehabilitationsmaßnahmen in speziell dafür vorgesehenen
Einrichtungen, wobei das Angebot in den vergangenen Jahrzehnten stetig gewachsen
ist. Zu den wichtigsten Leistungserbringern gehören heute neben den Werkstätten
für Menschen mit Behinderungen (WfbM), den Berufsförderungswerken (BFW), den
Berufsbildungswerken (BBW) sowie den beruflichen Trainingszentren (BTZ) auch
Rehabilitationseinrichtungen für psychisch Kranke (RPK) (Stengler, Becker & Riedel-
Heller 2014, 45 f.; vgl. Albrecht & Bramesfeld 2004, 493). Darüber hinaus leisten auch
Integrationsämter, Integrationsfachdienste sowie Integrationsprojekte Unterstützung
zur Förderung, Bereitstellung und Umsetzung und von Teilhabemaßnahmen (Steng-
ler, Becker & Riedel-Heller 2014, 46). Anzumerken hierbei ist, dass es sich bei Reha-
bilitationsleistungen in Deutschland meist um Antragsleistungen handelt. Ausnah-
men bestehen jedoch im Bereich der Unfallversicherung, der Eingliederungshilfe, der
Kriegsopferversorgung/-fürsorge sowie im Bereich der Jugendhilfe (Stähler & Schian
2018, 384). Seit der Novellierung des SGB IX ist ein Antrag ausreichend, um alle benö-
tigten Leistungen von den verschiedenen Reha-Trägern zu erhalten. Nach § 14 SGB IX
gibt es nun einen „leistenden Rehabilitationsträger“. Dieser ist für die Koordination
der Leistungen und gegenüber dem/der Antragsteller:in verantwortlich (BAR 2019,
11). Für den Zugang zu Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gilt es nach der An-
tragstellung zu prüfen, ob die persönlichen und versicherungsrechtlichen Anforde-
rungen erfüllt werden und kein Ausschlussgrund gemäß § 12 SGB VI (Gesetzliche
Rentenversicherung) für eine Inanspruchnahme vorliegt (DRV 2018, 29). Um Antrag-
stellenden ausreichende Informationen hinsichtlich Zielen, Inhalten und Verfahren
zu Leistungen zur Teilhabe zur Verfügung zu stellen, werden sogenannte Ansprech-
stellen der einzelnen Rehabilitationsträger etabliert. Sie lösen die bislang nach SGB IX
existierenden Gemeinsamen Servicestellen ab (BAR 2019, 10) und sollen Menschen
mit Behinderungen die „Wahrnehmung ihrer Rechte auf Augenhöhe […] ermög-
lichen“ (Seel 2017, 8). Die Fachstelle ergänzende unabhängige Teilhabeberatung
(EUTB) ist ein seit Januar 2018 kostenfreies Beratungsangebot und zielt auf die vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu fördernde Gleichberechtigung und
Teilhabe für Menschen mit Behinderungen oder anderen Einschränkungen ab.
Ebenso können sich Angehörige, Freunde, Bezugspersonen und auch Menschen mit
Migrationshintergrund an die EUTB wenden. Die Hauptthemen der EUTB umfassen
Teilhabe, Rehabilitation, Antragstellung und sozialrechtliche Anliegen. Es wird unab-
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hängig von Leistungserbringern beraten. Somit ist die EUTB an keine Voraussetzun-
gen geknüpft (Fachstelle ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 2021).

Zu den wesentlichen Zugangswegen zu Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben durch die gesetzliche Rentenversicherung gehören neben der unmittelbaren
Antragstellung durch die versicherte Person der Zugang über die Bundesagentur für
Arbeit oder das Jobcenter sowie der Zugang vor, während oder nach einer medizini-
schen Rehabilitation. Im Anschluss erfolgt das Verwaltungs- und Entscheidungsver-
fahren. Entsprechend dem § 13 SGB IX verwenden die Rehabilitationsträger zur ein-
heitlichen und überprüfbaren Ermittlung des individuellen Rehabilitationsbedarfs
systematische Arbeitsprozesse und standardisierte Instrumente. Mittels dieser In-
strumente erfolgt die Feststellung darüber, ob eine Behinderung vorliegt oder eine
Behinderung einzutreten droht. Darüber hinaus erfolgt eine Beurteilung darüber,
welche Auswirkungen die Behinderung auf die Teilhabe der leistungsberechtigen Per-
son hat, welche Ziele mit Leistungen zur Teilhabe erreicht werden sollen und welche
Leistungen zur Erreichung dieser Ziele mit einer hohen Wahrscheinlichkeit erfolg-
reich sind (ebd., 30). Die Bedarfsermittlung schafft dabei „die notwendigen Vorausset-
zungen für die formale Festlegung eines Teilhabebedarfs“ (BAR, BAG BBW & Hoch-
schule Magdeburg-Stendal 2019, 8). Zudem erfolgt die Bedarfsermittlung sowohl
durch Reha-Träger als auch durch Leistungserbringer, weshalb sie in verschiedenen
Reha-Phasen verankert ist (ebd., 8). Die Auswahl der zu erbringenden Leistungen er-
folgt dabei nach § 49 Abs. 4 SGB IX zum einen anhand der individuellen Eignung, der
Neigung sowie den bisherigen Tätigkeiten, zum anderen aber auch durch Berücksich-
tigung der aktuellen Arbeitsmarkt-Situation. Zusätzlich wird in diesem Prozess auch
dafür Sorge getragen, dass das unter § 8 SGB IX aufgeführte Wunsch- und Wahlrecht
der Leistungsberechtigten bei der Entscheidungsfindung ebenfalls Berücksichtigung
findet. Hierfür werden neben dem Alter und Geschlecht auch die Familie, religiöse
und weltanschauliche Bedürfnisse, persönliche Lebenssituationen sowie besondere
Bedarfssituationen von Müttern und Vätern mit Behinderungen berücksichtigt. Die
Auswahl der individuell zum Ziel führenden Leistungen stellt dabei eine zentrale He-
rausforderung für die Begutachtung dar (DRV 2018, 33). Genauso vielfältig, wie die
individuellen Bedarfslagen sind, ist auch die zur Verfügung stehende Wahl der rich-
tigen Einrichtung sehr heterogen. Allein für den Leistungsbereich der beruflichen
Bildungsleistung (Qualifizierungsleistungen) kommen neben der betrieblichen Aus-
bildung auch Angebote staatlicher Fachschulen, privater Bildungsträger oder die Wei-
terbildung in Berufsförderungswerken infrage.

Wie der Forschungsbericht einer vom Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS, 2019) in Auftrag gegebenen Untersuchung zum aktuellen Stand deutlich
macht, ist die Umsetzung der geforderten Systematik und Standardisierung in vielen
Bereichen noch ausbaufähig. Dennoch ist insbesondere im Bereich der gesetzlichen
Rentenversicherung eine deutliche Entwicklung erkennbar (BMAS 2019, 10 ff.). Wäh-
rend die Ergebnisse einer von 2012 bis 2013 durchgeführten Studie zu „Stand und
Potential der Bedarfsermittlung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben“ noch
deutlich zeigten, dass in der Praxis der Bedarfsermittlung, insbesondere bezüglich
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der Auswahl der genutzten Instrumente sowie der Dokumentation der Ergebnisse der
Bedarfsermittlung, von keinem einheitlichen Vorgehen ausgegangen werden kann
(BAR, BAG BBW, Hochschule Magdeburg-Stendal 2019, 9), zeigt die jüngst durch-
geführte Studie, dass die in den vergangenen Jahren eingesetzten Arbeitsmittel (Vor-
drucke und Formulare) trägerübergreifend bei der gesetzlichen Rentenversicherung
angeglichen wurden. Darüber hinaus finden derzeitig aktive Bestrebungen dahin-
gehend statt, dass einzelne Formulare sogar zwischen der Krankenversicherung und
der Rentenversicherung angeglichen werden, wobei ein in Gänze einheitliches und
trägerübergreifenden Dokumentationsverfahren bisher noch nicht abzusehen ist
(BMAS 2019, 11 f.). Zusammenfassend geben die in der Studie befragten Akteurinnen
und Akteure an, dass die Zusammenarbeit mit anderen Trägern auf regionaler Ebene
gut funktioniere. Dennoch wurde von fast allen beteiligten Trägern der Wunsch geäu-
ßert, bestehende Koordinations-, Verfahrens- und Schnittstellenlücken zu schließen,
um somit den Prozess für die Träger sowie die Leistungsempfänger:innen weiter zu
vereinfachen (ebd., 11). Zentraler Bestandteil der Bedarfsermittlung bleibt nach wie
vor eine ICD-Diagnose, die über den gesamten Rehabilitationsprozess vordergründig
bleibt und lediglich um weitere Entscheidungskriterien angereichert wird. Dabei wer-
den die im bio-psycho-sozialen Modell der ICF aufgeführten Beeinträchtigungen der
Aktivitäten nur partiell, in einem geringen Umfang und in abstrakter Form erhoben
und dokumentiert. Die Nutzung der ICF und ihrer Potenziale zur Bedarfsermittlung
bleibt somit weiterhin entwicklungsfähig und sollte durch gezielte Fort- und Weiter-
bildungsangebote forciert werden (ebd., 12).
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4.2.4.2 Berufsausbildung in Berufsbildungswerken

Walter Krug

Eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung ist ein Schutzfaktor für das
gesamte Leben, der einem nicht mehr genommen werden kann.

Geschichtliche Entwicklung
Die Berufsbildungswerke sind ein Kind der ersten großen Koalition der Bundesrepu-
blik Deutschland in den Jahren 1966 bis 1969. Ende der 1960er- und Anfang der 1970er-
Jahre herrschte in Deutschland sozialpolitisch Aufbruchstimmung. Die Bundesregie-
rung veröffentlichte 1970 ihr „Aktionsprogramm zur Förderung der Rehabilitation der
Behinderten“ – die Geburtsurkunde der Berufsbildungswerke. Grundlage des Aktions-
programms waren zwei Gesetze aus dem Jahr zuvor: das Arbeitsförderungsgesetz
(AFG) und das Berufsbildungsgesetz (BBiG). Das BBiG schrieb erstmals das Recht
behinderter Menschen auf berufliche Bildung fest. In das Folgejahr 1970 fiel die „An-
ordnung Rehabilitation“, kurz
A-Reha, die festlegte, dass für
die berufliche Rehabilitation jun-
ger Menschen die Bundesanstalt
für Arbeit zuständig war – und
heute als Bundesagentur für Ar-
beit auch noch ist (aus: Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Berufs-
bildungswerke 2008, 5 ff.). In
der Folge entstanden auf diesen
Grundlagen bundesweit flächen-
deckend Berufsbildungswerke.
Nach der Wiedervereinigung
Deutschlands 1989 wurde das
„Erfolgsmodell Berufsbildungs-
werk“ auch in den neuen Bun-
desländern eingeführt. Sieben
zusätzliche Berufsbildungswer-
ke nahmen dort in den Jahren
1993 und 1994 ihre Arbeit auf.
Heute erfüllen 51 Berufsbil-
dungswerke ihren Auftrag in der
Beruflichen Rehabilitation jun-
ger Menschen.

Gesetzliche Grundlagen, Rahmenbedingungen und Einordnung in das System der
Beruflichen Rehabilitation
Berufsbildungswerke sind Einrichtungen der Beruflichen Rehabilitation nach § 51
SGB IX neu. Ihre Aufgabe ist die Erstausbildung junger Menschen mit Behinderung.

Standorte der Berufsbildungswerke in Deutsch-
land
Abbildung 1:



„Sie zielen darauf ab, die Erwerbs- und Beschäftigungsfähigkeit von Menschen, die
behindert oder von einer Behinderung bedroht sind, herzustellen, zu verbessern
oder zu erhalten und ihre Teilhabe am Arbeitsleben durch das ganzheitliche Zusam-
menwirken verschiedener Fachdienste und Lernorte dauerhaft zu sichern“ (Rahmen-
vertrag zwischen der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesarbeitsgemeinschaft
der Berufsbildungswerke e. V. in Vertretung für die Berufsbildungswerke vom 22.07.
2015, 5).

Gesetzliche Grundlagen für die Berufsbildungswerke sind die Sozialgesetzbü-
cher IX und III. Zuständiger Rehabilitationsträger ist die Bundesagentur für Arbeit,
die auch die für die Arbeit bestimmenden Rahmenbedingungen vorgibt. Darüber hi-
naus wird die Arbeit der Berufsbildungswerke von den Anforderungen der UN-Kon-
vention über die Rechte von Menschen mit Behinderung bestimmt. Die Gemeinsame
Empfehlung der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) für Einrichtun-
gen nach § 35 (neu § 51/Anm. d. Verf.) SGB IX setzt den Rahmen.

Vertragliche Grundlagen für die Zusammenarbeit zwischen der Bundesagentur
für Arbeit und den Berufsbildungswerken sind ein Rahmenvertrag, der 2015 ge-
schlossen wurde, separate Leistungsbeschreibungen für jede Kernleistung im Rah-
men der Beruflichen Rehabilitation und Qualitäts- und Leistungshandbücher, die für
jedes Berufsbildungswerk vorliegen.

Berufsbildungswerke erbringen „besondere Ausbildungsleistungen“ nach § 117
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 a SGB III. Dabei konzentrieren sich Berufsbildungswerke auf Aus-
bildungen im dualen System, d. h. Berufsschule und Ausbildungsstätte arbeiten eng
und abgestimmt zusammen. Für die Ausbildung gelten die Bestimmungen des Be-
rufsbildungsgesetzes (BBiG) und der Handwerksordnung (HwO). Vor allem die be-
hindertenspezifischen Ausführungen, einschließlich der Regelungen zu den Fach-
praktikerberufen nach §§ 25, 26 BBiG und §§ 42 k-m, haben eine besondere Bedeutung
für die Qualifizierungsarbeit. Die Ausbildung erfolgt im realen Arbeitsfeld.

Berufsbildungswerke verfolgen das Ziel, dass ihre Teilnehmenden eine aner-
kannte Berufsausbildung mit dem Ablegen einer Prüfung vor der Industrie- und
Handelskammer, der Handwerkskammer oder sonstigen zuständigen Stellen ab-
schließen. Für junge Menschen mit einer Behinderung kann die Ausbildung auch in
theoriereduzierten (Fachpraktiker-)Berufen erfolgen.

Ziele, Lernorte und Auftrag
Im Kern verfolgen Berufsbildungswerke vier zentrale Ziele:

• Abklärung und Feststellung einer tragfähigen beruflichen Perspektive für junge
Menschen mit Behinderung entsprechend ihren Interessen, Fähigkeiten und
Einschränkungen

• Ermöglichen eines erfolgreichen Abschlusses einer beruflichen Ausbildung in
einem anerkannten Beruf

• Förderung der persönlichen Entwicklung der Teilnehmenden, ihrer physischen
und psychischen Stabilisierung und der Verbesserung der Selbstständigkeit so-
wie der Übernahme von Eigenverantwortung (ausgehend davon, dass eine beruf-
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liche Teilhabe nur dann nachhaltig sein wird, wenn gleichzeitig die soziale Teil-
habe gelingt

• unmittelbare und nachhaltige Integration der Teilnehmenden in den allgemei-
nen Arbeitsmarkt.

Um diese Ziele zu erreichen, erbringen Berufsbildungswerke verschiedene Leistun-
gen, für die sie besondere „Lernorte“ bereithalten. Diese arbeiten in einem ganzheit-
lichen System zusammen, wodurch ein umfassender, zielgerichteter und wirksamer
Rehabilitationsprozess gestaltet werden kann.

Die Kernleistungen der Berufsbildungswerke sind:
• Eignungsabklärung und Arbeitserprobung (Kurzzeitmaßnahmen)
• Reha-spezifische Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen
• Ausbildungen im dualen System
• differenzierte Wohnangebote (Internat und Wohngruppen).

Die meisten Berufsbildungswerke verfügen über eine eigene Berufsschule (Förderbe-
rufsschule) oder arbeiten im Kooperationsverbund des jeweiligen Trägers mit dieser
eng abgestimmt und häufig am selben Durchführungsort zusammen. Die beiden Trä-
ger der dualen Ausbildung können damit ganzheitlich und widerspruchsarm den
Qualifizierungsprozess gestalten, was zu erheblichen Synergieeffekten führen kann.
Wo eine derartige Regelung aufgrund landesrechtlicher Vorgaben nicht möglich ist,
sind die Berufsbildungswerke trotzdem zur engen Kooperation mit den zugeordneten
öffentlichen Berufsschulen verpflichtet. Diese Berufsschulen sollen für ihren Schul-
betrieb verbesserte Rahmenbedingungen für die besonderen Bedarfe der jungen
Menschen mit Behinderung bereithalten (Rahmenvertrag 2015, 10).

Dritter Lernort für die Ausbildungsarbeit, aber auch bereits für die Berufsvorbe-
reitung, sind externe Betriebe und Unternehmungen der Wirtschaft. In ihnen erfah-
ren die Teilnehmenden betriebliche Realität über die geschützte Umgebung des Be-
rufsbildungswerks hinaus und können Erfahrungen sammeln, welche die spätere
Integration in den ersten Arbeitsmarkt erleichtern (siehe ausführlicher weiter unten
im Punkt: Kennzeichen der Qualifizierungsarbeit). Alle Berufsbildungswerke sind
verpflichtet, über ein breit angelegtes Netzwerk aus kooperierenden Betrieben in der
Region zu verfügen.

Aufgrund ihres Auftrags zur Erstausbildung junger Menschen mit Behinderun-
gen arbeiten Berufsbildungswerke mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern in der
Altersspanne von 15 bis 25 Jahren. Viele von ihnen bringen in den Rehabilitationspro-
zess Entwicklungsverzögerungen, Erziehungsdefizite oder Störungen der Persönlich-
keitsbildung aufgrund ihrer Lebensgeschichte mit ein. Da eine berufliche Teilhabe
aber ohne gelingende soziale Integration nur selten nachhaltig sein wird, sehen sich
die Einrichtungen der Herausforderung gegenüber, neben der Qualifizierungsarbeit
ebenso soziale Integrationsprozesse für junge Menschen zu ermöglichen. Habilita-
tions- und Rehabilitationsarbeit sind von den Berufsbildungswerken gleichermaßen
zu leisten. Besonders über den „Lernort Wohnen“ werden die Teilnehmenden für ein
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selbstständiges Leben, die Übernahme von Eigenverantwortung und die Strukturie-
rung ihres Alltags befähigt. Gruppenangebote und die Beziehungsarbeit durch päda-
gogisches Fachpersonal ermöglichen eine Nachreifung und die Bildung einer „er-
wachsenen Persönlichkeit“. Mit diesen Ressourcen werden die Berufsbildungswerke
zu den „Intensivstationen der Beruflichen Rehabilitation“.

Per se können Berufsbildungswerke aufgrund ihres gesetzlichen Auftrags nicht
inklusiv sein. Sie sind „exklusive Einrichtungen“, da jede:r Teilnehmende an einer
Maßnahme eines Berufsbildungswerks über eine Behinderung oder deutliche Beein-
trächtigung verfügen muss. Bereits bevor die UN-Behindertenrechtskonvention in
deutsches Recht überführt wurde, stieß dieser Weg der beruflichen Erstausbildung in
Sondereinrichtungen auf erhebliche Kritik. Immer wieder wurde angemahnt, dass
die Qualifizierung inkludiert in Betrieben und Unternehmen durchzuführen sei. Zu-
letzt erneuerte die Konferenz der Beauftragten von Bund und Ländern für Menschen
mit Behinderung 2021 in ihrer „Berliner Erklärung“ die Forderung nach einer inklusi-
ven beruflichen Bildung von jungen Menschen mit Behinderungen (2021). Nach wie
vor scheitert diese Forderung jedoch an der Bereitschaft und Fähigkeit der Wirt-
schaftsbetriebe, sich dieser jungen Menschen anzunehmen und für eine wirksame
Qualifizierung die Verantwortung zu übernehmen. In ihrer Stellungnahme zur Berli-
ner Erklärung vom 17. Mai 2021 berichtigt die Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufs-
bildungswerke verschiedene Behauptungen der Erklärung zur Wirksamkeit der au-
ßerbetrieblichen Ausbildung, der Barrierefreiheit, der Gewährleistung des Wunsch-
und Wahlrechts, der Auswirkungen des digitalen Wandels und vor allem der Folgen
durch die Zunahme von psychischen Erkrankungen bei jungen Menschen mit ihren
Anforderungen für die berufliche Qualifikation (Bundesarbeitsgemeinschaft der Be-
rufsbildungswerke 2021b).

Andererseits bedeutet die außerbetriebliche Ausbildung im dualen System durch
die Berufsbildungswerke nicht, dass die Teilnehmenden an den Maßnahmen keine
betrieblichen Erfahrungen sammeln können. Alle Berufsbildungswerke gewährleis-
ten inklusive Einsätze ihrer Rehabilitanden in betrieblichen Phasen auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt und schaffen durch ihre Qualifizierungsarbeit bessere Chancen für
die soziale und berufliche Teilhabe. Die Ausbildung in Berufsbildungswerken zielt
immer auf eine anschließende nachhaltige Beschäftigung der Teilnehmenden auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Berufsbildungswerke ermöglichen damit Inklusion.
Ein großer Vorteil der Berufsbildungswerke liegt zudem darin, dass sämtliche Ausbil-
dungsgänge keine schulischen Abschlüsse voraussetzen. Damit wird es möglich, dass
auch junge Menschen mit einer gescheiterten schulischen „Karriere“ eine entspre-
chend ihren Fähigkeiten geeignete Ausbildung absolvieren können.

Zusätzlich zu ihrem Ausbildungsangebot halten Berufsbildungswerke Maßnah-
men im vorberuflichen Bereich bereit:

Kurzzeitmaßnahmen wie die Eignungsabklärung oder die Arbeitserprobung
(EA/AE) ermöglichen eine differenzierte Einschätzung der Neigungen, der Möglich-
keiten sowie der Problembereiche bezogen auf Berufswünsche des bzw. der jungen
Teilnehmenden.
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Die reha-spezifische Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (BVB) mit einer
Dauer von elf Monaten ist als Fördermaßnahme für junge Menschen gedacht, die als
grundsätzlich ausbildungsfähig eingeschätzt werden, aber noch nicht über die not-
wendigen Kompetenzen, den entsprechenden Reifegrad oder die persönliche Stabili-
tät dafür verfügen. Häufig münden BVB-Maßnahmen in anschließende Ausbildun-
gen und sind damit ein wichtiges Instrument für die Überwindung der 1. Schwelle
(Schule → Ausbildung) für junge Menschen mit Behinderung.

Gruppen Teilnehmender
Die Berufsbildungswerke in Deutschland haben sich schwerpunktmäßig auf be-
stimmte Behinderungsgruppen spezialisiert und für diese Bereiche eine besondere
Expertise entwickelt. So gibt es die Berufsbildungswerke mit den Schwerpunkten:

• Körperbehinderung
• Lernbehinderung und kognitive Einschränkungen
• psychische Behinderung
• Sinnesbehinderungen in den Bereichen Sehen und Hören/Sprache.

Einzelne Berufsbildungswerke widmen sich besonderen Behinderungs- und Krank-
heitsbildern, wie zerebralen Schädigungen oder epileptischen Erkrankungen, und
halten für diese Teilnehmenden besondere Rahmenbedingungen bereit (Barrierefrei-
heit, Fachpersonal, didaktische Konzepte usw.).

Waren die Berufsbildungswerke ursprünglich für junge Menschen mit Lern-,
Körper- und Sinnesbehinderung gedacht gewesen, stieg in den letzten 20 Jahren der
Anteil von Teilnehmenden mit einer psychischen Störung oder Erkrankung kontinu-
ierlich an. Inzwischen bildet die Gruppe der Teilnehmer:innen, die aufgrund einer
massiven psychischen Problematik in den Berufsbildungswerken ausgebildet wer-
den, die größte Teilgruppe der Maßnahmeteilnehmenden. Aufbauend auf einem ICF-
gestützten Untersuchungsinstrument zeigen sich Einschränkungen der mentalen,
psychischen und psychosozialen Funktionen bei den Teilnehmenden an einer Berufs-
vorbereitenden Bildungsmaßnahme im Jahr 2019 bei 74,2 Prozent und bei Auszubil-
denden im Jahr 2020 bei 74,4 Prozent der bundesweiten Teilnehmer:innen. Mehrfach-
nennungen bilden dabei die Regel und sind nicht die Ausnahme (Bundesarbeitsge-
meinschaft der Berufsbildungswerke 2020). Neben den jungen Menschen, die wegen
ihrer psychischen Erkrankung in die Berufsbildungswerke aufgenommen werden,
bringt somit ein erheblicher Anteil der Teilnehmenden aus anderen Behinderungs-
gruppen psychische Störungen als Sekundärproblematik in den Ausbildungsprozess
mit ein.

Um den besonderen Hilfebedarfen besser entsprechen zu können, haben viele
Berufsbildungswerke Angebote der ambulanten und stationären Erziehungshilfe in
ihr Portfolio aufgenommen und verzahnen diese Leistungen mit ihrem Angebot der
beruflichen Rehabilitation. Dadurch können auch herausfordernde, impulsive und
grenzüberschreitende junge Menschen mit psychischen Störungen ebenso gefördert
werden wie Jugendliche mit deutlichen Entwicklungsverzögerungen und einem
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hohen Bedarf an Persönlichkeitsbildung. Den Berufsbildungswerken ist bewusst, dass
eine nachhaltige berufliche Integration eine gelungene soziale Integration voraus-
setzt. Gute Personalschlüssel in der Erziehungshilfe und erweiterte heilpädagogische
Vorgehensweisen ermöglichen individuelle Förderung und Begleitung auf der Grund-
lage des Sozialgesetzbuches VIII.

Einen Spezialfall für die Arbeit der Berufsbildungswerke stellt die Qualifizierung
junger Menschen mit einer Autismus-Spektrum-Störung (ASS) dar. Oberflächlich
werden diese Teilnehmenden den psychischen Behinderungen zugeordnet. Richtiger-
weise handelt es sich bei ASS aber um eine umfassende und tiefgreifende Entwick-
lungsstörung. Die Berufsbildungswerke haben seit Mitte der 1990er-Jahre ein um-
fangreiches Instrumentarium für die Qualifizierungsarbeit dieser jungen Menschen
entwickelt, die bis dahin als nicht ausbildungsfähig galten. Inzwischen machen junge
Menschen mit ASS einen erheblichen Anteil an der Klientel der Berufsbildungswerke
aus. Seit 2019 zeichnet die Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungswerke in
enger Abstimmung mit dem Bundesverband „autismus Deutschland e. V.“ qualifi-
zierte Berufsbildungswerke mit dem Gütesiegel „Autismusgerechtes Berufsbildungs-
werk – empfohlen von autismus Deutschland e. V.“ aus.

Die Berufsbildungswerke setzen entsprechend den Vorgaben ihres Auftrag-
gebers und darüber hinaus freiwillig umfangreiche Evaluationsprozesse um. Die Er-
gebnisqualität der Reha-Maßnahmen im BBW werden u. a. über eine Abbruchquote,
Prüfungserfolgsquote sowie die Integrationsquote jährlich erhoben und ausgewertet.
Zusätzlich erheben die Einrichtungen wesentliche Merkmale der Prozessqualität. Die
daraus gewonnenen Erkenntnisse werden von der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Berufsbildungswerke zusammengestellt und allen BBW für einen einrichtungsüber-
greifenden Benchmark-Prozess und die kontinuierliche Qualitätsentwicklung der Be-
rufsbildungswerke zur Verfügung gestellt.

Zahlen
Aktuell bilden die 51 Berufsbildungswerke in Deutschland über 15.000 junge Men-
schen mit Behinderung und Beeinträchtigungen in mehr als 250 Berufen und in
13 Berufsfeldern aus. Jedes Jahr erheben die Einrichtungen Daten und Fakten über
ihre Ausbildung von Jugendlichen mit Behinderungen – von der Berufsvorbereitung
über die Ausbildung bis hin zur Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt. Die Zahlen
zur Ergebnisqualität sprechen für sich (Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbil-
dungswerke 2019a, 2021a):

• 89 Prozent der Auszubildenden bestehen erfolgreich die Abschlussprüfungen
vor den Kammern.

• 66 Prozent der Jugendlichen finden unmittelbar nach der Ausbildung einen Job
auf dem ersten Arbeitsmarkt.

• 21 Prozent der Ausbildungen finden verzahnt mit Betrieben (VAmB) statt.
• 78 Prozent der Teilnehmenden sind mit ihrer Ausbildung rundum zufrieden.
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Kennzeichen der Qualifizierungsarbeit

Ganzheitlicher, integrierter Ansatz
Die Berufsbildungswerke waren von Anfang an als ganzheitlich arbeitende Einrich-
tungen konzipiert. Von daher halten alle Berufsbildungswerke Ausbildungswerkstät-
ten und -büros, differenzierte Wohnformen, verschiedene Fachdienste sowie in den
meisten Fällen Berufsschulen vor. Die verschiedenen Lernorte arbeiten aufeinander
abgestimmt im Rahmen einer individuellen und ganzheitlichen Steuerung des Reha-
bilitationsprozesses.

Alle Berufsbildungswerke arbeiten mit einer Vielzahl von Betrieben und Unter-
nehmen sowohl in der Ausbildung als auch als Erprobungsorte für die vorberuflichen
Maßnahmen zusammen.

Berufsbildungswerke sind dazu verpflichtet, mindestens drei unterschiedliche
Berufsfelder anzubieten. Die meisten Berufsbildungswerke bieten jedoch mehr als
zehn Berufsfelder an und bilden in über 25 Berufen aus. Damit gewährleisten sie für
ihre jungen Teilnehmenden die Freiheit der Berufswahl und die Teilnahme an einer
Ausbildung entsprechend der individuellen Neigungen und Fähigkeiten.

Zusammenwirken integrierter multiprofessioneller Fachdienste
Die Berufsbildungswerke sichern wirksame Bildungs- und Erziehungsprozesse
durch multiprofessionelle Fachdienste, Reha-Management und zielgruppengerechte
Intrastruktur ab. Als „besondere Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation“ (§ 51
SGB IX neu) halten sie eigene Fachdienste allgemein und zielgruppenspezifisch vor.
Entsprechend den mit der Agentur für Arbeit vereinbarten Leistungsbeschreibungen
werden mindestens folgende Leistungen durch integrierte Fachdienste in jedem Be-
rufsbildungswerk erbracht:

• sozialpädagogische Leistungen und Bildungsbegleitung
• Reha-medizinische Leistungen
• Reha-psychologische Leistungen
• Stütz- und Förderunterricht
• Integration- und Nachbetreuung.

Darüber hinaus haben viele Berufsbildungswerke zusätzliche zielgruppengerechte
Fachdienste etabliert, um den besonderen Anforderungen ihrer Teilnehmendengrup-
pen eine bestmögliche Förderung zu ermöglichen. Logopädinnen und Logopäden,
Gebärdendolmetscher:innen, Fachkräfte für Autismus, Gewaltprävention oder Sucht-
verhalten und viele andere mehr arbeiten abgestimmt und eng mit den Kolleginnen
und Kollegen der Reha-Teams zusammen. Ihre besondere Fachlichkeit findet sowohl
Eingang in die Diagnostik und Maßnahmeplanung als auch im Verlauf der Reha-
Durchführung und bei notwendiger Krisenintervention. Ihre durchgängige Verfüg-
barkeit ermöglicht schnelles Reagieren im Bedarfsfall und die fortlaufende Beglei-
tung und Reflexion der Rehabilitationsarbeit durch die Ausbilder:innen, Lehrkräfte
und Erzieher:innen.
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First train then place
Anders als die „Unterstützte Beschäftigung“ (UB) arbeiten die Berufsbildungswerke
nach dem Grundsatz „First train then place“. Sie bauen also auf eine möglichst um-
fassende und differenzierte Ausbildung ihrer Teilnehmenden. Auf dieser Grundlage
wird danach – und auch das ist ein formulierter Auftrag an die Berufsbildungswerke –
durch deren Integrationsdienste und in enger Zusammenarbeit mit der zuständigen
Agentur für Arbeit ein möglichst passgenauer Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt gesucht.

Vorteil dieser Vorgehensweise ist, dass die Teilnehmenden eine verbürgte „Breit-
bandausbildung“ erhalten, die unabhängig ist von einer momentanen Auftragslage
oder Spezialisierung eines Betriebs. Dadurch erhöht sich das Spektrum möglicher
Arbeitsstellen im Anschluss und erhalten die jungen Menschen eine solide fachliche
Grundlage, die auch raschen Veränderungen des Arbeitsfeldes gewachsen ist.

Da sich Berufsbildungswerke nicht nur für einen erfolgreichen Abschluss ihrer
Teilnehmenden zuständig sehen, sondern ebenso für eine unmittelbare und nachhal-
tige Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt, leisten alle Berufsbildungswerke eine in-
tensive Integrationsarbeit für ihre Absolventinnen und Absolventen. Diese startet in
der Regel mit dem Beginn des letzten Ausbildungsjahres und reicht mindestens sechs
Monate über das Ende der Ausbildungsmaßnahme hinaus. Viele Berufsbildungs-
werke halten für diese Arbeit eigene Integrationsfachdienste vor. Sechs und zwölf
Monate nach Ende der Ausbildung werden die Integrationsergebnisse evaluiert.

Ausbildung als Primärprozess
Berufsbildungswerke müssen ihre Ausbildung in der gleichen Zeitspanne schaffen
wie die Betriebe des allgemeinen Arbeitsmarktes. Die Teilnehmenden absolvieren die
identischen Abschlussprüfungen wie nichtbehinderte Auszubildende im Handwerk
oder in der Wirtschaft, lediglich unterstützt durch Erleichterungen aufgrund des ge-
setzlich verankerten Nachteilsausgleichs. Möglich wird diese Leistung dadurch, dass
Berufsbildungswerke den Ausbildungsprozess als Primärprozess verfolgen und an-
dere Aspekte wie die Erbringung von Produktions- oder Dienstleistungsaufträgen
zweitrangig sind und lediglich der Abbildung einer Ernstsituation für die Ausbildung
dienen. Hier unterscheiden sich die Berufsbildungswerke deutlich von der Ausbil-
dung im Handwerk und in der Wirtschaft. Dort muss sich die Qualifizierungsarbeit
dem vorrangigen Betriebszweck unterordnen.

Durch das Verständnis der Ausbildung als Primärprozess sind die Berufsbil-
dungswerke deutlich toleranter gegenüber Störungen aufgrund der Problemlagen der
Teilnehmenden und haben fachliche Ressourcen für die Bewältigung von Krisensze-
narien.

Individualisierung: Angebote statt Maßnahmen
Auch wenn Berufsbildungswerke im Auftrag der Bundesagentur für Arbeit „Maßnah-
men“ der Beruflichen Rehabilitation durchführen, verfolgen sie aufgrund ihres
Selbstverständnisses und ihrer Ressourcen individualisierte und maßgeschneiderte
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Angebote an junge Menschen. Ausgehend von einer fachlich qualifizierten und um-
fassenden Bedarfsfeststellung wird die Qualifizierungsarbeit auf die Kompetenzen
und Defizite des einzelnen jungen Menschen zugeschnitten. Zum Einsatz kommen
dabei die gesamte Bandbreite psychodiagnostischer und berufsfachlicher Einschät-
zungs- und Testverfahren sowie auf der ICF (Internationale Klassifikation der Funk-
tionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit der WHO; Deutsches Institut für medi-
zinische Dokumentation und Information (DIMDI) 2005; Schuntermann 2009) und
deren Gesundheitsmodell aufbauende Vorgehensweisen. Um diese Individualisie-
rung zu gewährleisten, haben die Berufsbildungswerke umfassende Methoden der
personenzentrierten Rehabilitationssteuerung und für das Casemanagement entwi-
ckelt.

Ernstsituationen in der dualen Ausbildung
Berufsbildungswerke sind verpflichtet, eigene Ausbildungswerkstätten vorzuhalten.
Damit wird sichergestellt, dass auch Krisen in betrieblichen Ausbildungsphasen nicht
zu Abbrüchen des Rehabilitationsprozesses führen.

Damit die Ausbildung der jungen Menschen mit Behinderungen und Beeinträch-
tigungen diese möglichst gut auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereitet, gehen
Berufsbildungswerke unterschiedliche Wege:

Einige Berufsbildungswerke setzen auf die Vorgehensweise, in ihren Ausbil-
dungsgängen als Übungsfirma betriebliche Abläufe abzubilden. Dabei werden alle
Abläufe in einem Betrieb simuliert, bis hin zu möglichen Störungen, und müssen von
den Auszubildenden nach Anleitung selbstständig bewältigt werden. Mehrere dieser
Berufsbildungswerke haben sich Übungsfirmenringen angeschlossen und unterstüt-
zen sich in den Prozessen gegenseitig.

Andere Berufsbildungswerke stellen die Ernstsituation über die Erbringung rea-
ler Dienstleistungs- und Produktionsaufträge dar. Sowohl interne wie optimalerweise
externe Aufträge werden unter realen Bedingungen erledigt. Da häufig ein „zahlender
Kunde“ Auftraggeber ist, werden damit die Qualität der Auftragserfüllung, Termin-
treue und Serviceeinstellung zu selbstverständlichen Anforderungen der Arbeitsleis-
tung. Die Auszubildenden erhalten darüber realistische Erfahrungen betrieblicher
Anforderungen und Abläufe.

Bei allen Anstrengungen bilden Berufsbildungswerke im Vergleich zur betrieb-
lichen Ausbildung eine „Schonumgebung“ ab, in der die Berücksichtigung der indivi-
duellen Bedarfe der Auszubildenden betriebliche Strukturen und Prozesse dominiert.
Die Bewältigung der 2. Schwelle in der Arbeitsintegration, also der gelingende Über-
gang aus der Ausbildung in den allgemeinen Arbeitsmarkt, wird damit zur Herausfor-
derung für den jungen Menschen und für das Berufsbildungswerk.

Ausbildung im Netzwerk mit Betrieben der Wirtschaft
Auch wenn die Berufsbildungswerke „außerbetriebliche“ Ausbildungsstätten sind, ist
ihre Arbeitsumwelt bzw. Ausbildungsmethodik betrieblich ausgerichtet. Alle Berufs-
bildungswerke arbeiten in einem Netzwerk zusammen mit Betrieben und Unterneh-
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men. In vielen Fällen delegieren sie Teile der Ausbildungsleistung an diese im Rah-
men von definierten betrieblichen Phasen. Hauptkooperationspartner sind dabei
kleine und mittelständische Betriebe der Region. Mit den zuständigen Kammern vor
Ort wird eine enge Zusammenarbeit gepflegt, die auch in der Mitwirkung in den Prü-
fungsausschüssen besteht. Kein Auszubildender verlässt heute ein Berufsbildungs-
werk ohne Praxiserfahrung in einem Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes.

Beispielgebend dafür ist die „Verzahnte Ausbildung mit Berufsbildungswerken
(VAmB)“. Unter dieser Bezeichnung haben sich die Mitglieder der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Berufsbildungswerke seit 2012 auf die enge und formal geregelte
Zusammenarbeit mit Betrieben und Unternehmen in ihrer Region verpflichtet. Im
Rahmen der Verzahnten Ausbildung übernehmen Betriebe unter Anleitung und Be-
gleitung durch die Berufsbildungswerke die Verantwortung für die Vermittlung von
Teilen der Ausbildungsinhalte und sind die Teilnehmenden der Rehabilitationsmaß-
nahmen mindestens sechs Monate im Betrieb eingesetzt. Mehr als 20 Prozent aller
Teilnehmenden absolvieren aktuell ihre Ausbildung in einem Berufsbildungswerk in
dieser Form. Die Evaluation der Vermittlungschancen zeigt, dass Teilnehmende an
VAmB besser in den allgemeinen Arbeitsmarkt integriert werden können. Aktuell
(2019) liegt hier die Erfolgsquote bei 76 Prozent (Bundesarbeitsgemeinschaft der Be-
rufsbildungswerke 2021).

Die Zukunft der Berufsbildungswerke
In der Vergangenheit und vor allem aufgrund eines massiven wirtschaftlichen Drucks
haben die Berufsbildungswerke ihr Angebot über ihre ursprüngliche Zweckbestim-
mung hinaus erweitert und ihre Leistungen differenziert. Viele Berufsbildungswerke
verstehen sich heute als Zentren beruflicher Bildung für ihre Region und als Kompe-
tenzträger für die besondere Qualifizierungsarbeit mit behinderten oder beeinträch-
tigten jungen Menschen. Zunehmend stellen sie flexible Angebote für Betriebe und
Unternehmungen sowie in der Beratung von Entscheidungsträgern zur Verfügung.

Ein erheblicher Anteil der Berufsbildungswerke betätigt sich in sozialen Hand-
lungsfeldern, die an die Berufliche Rehabilitation angrenzen, und reagiert auf die An-
forderungen und Chancen eines sich stetig wandelnden sozialen Systems und vor
allem auf die gesellschaftlichen Entwicklungen bzw. Veränderungen in Deutschland.
Angebote für die Erziehungshilfe (SGB VIII), im Bereich der Arbeit mit unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlingen, Leistungen im Sinne des Gesetzes für die Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende (SGB II) oder in der Beschäftigung von Menschen mit einer
geistigen Behinderung, z. B. im Rahmen eines alternativen Lernorts für behinderte
Menschen (als alternativer Anbieter), sind einige Beispiele für die erweiterten Ange-
bote von Berufsbildungswerken. So hat heute jedes Berufsbildungswerk sein eigenes
Profil sowohl regional wie überregional entwickelt.

Allerdings blieben die Berufsbildungswerke in den letzten Jahrzehnten, bei all
ihren Bemühungen zur Datensammlung und Evaluation ihrer Arbeitsergebnisse,
wissenschaftlichen Ansprüchen genügende Wirksamkeitsnachweise schuldig. In der
S3-Leitlinie „Psychosoziale Therapien bei schweren psychischen Störungen“ aus dem
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Jahr 2013 wurde deshalb der Ansatz des „First train then place“, den die Berufsbil-
dungswerke in erster Linie verfolgen, lediglich mit einem eingeschränkten Empfeh-
lungsgrad auf unbefriedigender Evidenzebene bewertet (Deutsche Gesellschaft für
Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheilkunde 2013, S. 18 und 183 ff.). Auch wenn
im „Klinischen Konsens“ im Sinn der S3-Leitlinien Übereinstimmung zur Wirksam-
keit der Berufsbildungswerke herrscht, sind dazu verstärkte Forschungsbemühungen
angezeigt.

Kurz- und mittelfristig stellen sich aber für alle Berufsbildungswerke Herausfor-
derungen, die in den kommenden Jahren bewältigt werden müssen, um in einer ver-
änderten Arbeitswelt und unter der Zielsetzung einer möglichst inklusiven Gesell-
schaft wirksam zu bleiben.

Die digitale Transformation der Wirtschaft muss auch in den Berufsbildungswer-
ken vollzogen werden, da ansonsten die Qualifizierungsmaßnahmen nicht mehr den
Anforderungen der Betriebe und Unternehmungen genügen und die Absolvierenden
der Ausbildungsgänge nicht mehr auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt integriert wer-
den können. Alle Einrichtungen werden hier mit komplexen Entwicklungsanforde-
rungen konfrontiert: Aufbau einer leistungsfähigen IT-Struktur in allen Bereichen,
Einführung neuer Software-Pakete sowohl in den Rehabilitationsmaßnahmen als
auch in der Organisation, flächendeckender Einsatz von Lernprogrammen und virtu-
ellen Kommunikationskanälen, intensive Schulung aller Beschäftigten und der Teil-
nehmenden.

Die Einbeziehung aller Teilnehmer:innen an der Planung und Durchführung
ihrer Rehabilitationsmaßnahme sowie bei der Gestaltung der institutionellen Rah-
menbedingungen erfordert einen permanenten Austausch und Aushandlungspro-
zesse „auf Augenhöhe“. Die Partizipation aller BBW-Teilnehmenden an ihren Maß-
nahmen ist ein zentrales Element eines wirksamen Rehabilitationsprozesses im
Sinne des SGB IX neu. Auch wenn alle Berufsbildungswerke über eine Teilnehmer-
vertretungsordnung verfügen, besteht hier vor allem in den Köpfen der Mitarbeiten-
den weiterer Überzeugungs- und Entwicklungsbedarf.

Berufsbildungswerke wurden in den vergangenen Jahren verstärkt für junge
Menschen angefragt, bei denen sich ein Gemisch unterschiedlicher Problemlagen zu
einer schier unüberwindlichen Barriere für die berufliche Teilhabe auftürmt. Psychi-
sche Störungen, begleitet von Lerndefiziten oder Verhaltensproblematiken erschwe-
ren die rehabilitative Arbeit mit den Betroffenen. Ein uniform gruppenbezogenes
„Maßnahmedenken“ kann hier nur noch eingeschränkt wirksame Rehabilitationsver-
läufe in Gang bringen. Für die Individualisierung beruflicher Rehabilitationswege sind
die Berufsbildungswerke aufgrund ihrer Angebotsstruktur (siehe oben) und des Ein-
satzes der ICF sowohl in der Bedarfserkennung als auch in der Steuerung des Reha-
bilitationsverlaufes gut gerüstet. Da die individuelle Ausgestaltung einer beruflichen
Reha-Maßnahme jedoch erheblichen Aufwand bedeutet, müssen hier Berufsbil-
dungswerke weitere Entwicklungen in der Ressourcensteuerung und der Einführung
eines leistungsfähigen Casemanagements vollziehen.
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Berufsbildungswerke waren viele Jahre Leuchttürme in der Entwicklung der be-
ruflichen Rehabilitation junger Menschen. Aktuell stehen vor allem digitale Teilhabe-
angebote im Mittelpunkt von Forschungsprojekten, an denen Berufsbildungswerke
mitarbeiten. In der heutigen Praxis fungieren BBW jedoch überwiegend als „Intensiv-
stationen“ für die Erstausbildung behinderter und problembelasteter Menschen. Ihre
Arbeit ist vor allem von dem Bewusstsein geprägt, dass für diejenigen, die eine BBW-
Ausbildung nicht schaffen, nur noch wenige Erfolg versprechende berufliche Qualifi-
zierungsangebote offenstehen. Mit diesem Wissen entwickeln die Berufsbildungs-
werke in Deutschland ihre Angebote und Methodik stetig weiter und passen ihre
Rehabilitationsarbeit an die sich verändernden Gegebenheiten der Arbeitswelt und
der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen kontinuierlich an.
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4.2.4.3 Berufliche Bildung in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) –
Berufliche Rehabilitation für psychisch belastete Menschen

Guido Schmidt & Irmgard Plößl

Berufliche Bildung ist eine der zentralen Aufgaben der Werkstätten für behinderte
Menschen (WfbM) und hat einen Stellenwert für alle Bereiche der Werkstatt: im Ein-
gangsverfahren (EV), im Berufsbildungsbereich (BBB) und im Arbeitsbereich (AB).
Auftrag der Werkstätten ist es u. a., Berufliche Bildung personenzentriert und indi-
vidualisiert zu gestalten. Ausgangspunkt für Berufliche Bildung in Werkstätten ist
immer der einzelne Mensch mit Behinderungen. Wie Werkstätten ihre Angebote
speziell auf den Personenkreis der Menschen mit psychischen Belastungen und Er-
krankungen ausrichten, wird im zweiten Teil dieses Beitrages ausgeführt. Zuvor soll
über die Aufgaben von Werkstätten im Allgemeinen und im Kontext Beruflicher Bil-
dung im Besonderen informiert werden.

Aufgaben, Leistungen und Struktur der Werkstätten
In Deutschland gründeten sich die ersten Werkstätten in den 1960er-Jahren, um Men-
schen mit Behinderungen Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen. Für diese Perso-
nengruppe gab es bis dahin keinerlei Möglichkeiten der Beschäftigung auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt. Die erste bundesgesetzliche Grundlage für das Konzept der
Werkstätten wurde am 5. Dezember 1974 erlassen. Seither haben sich Werkstätten
konzeptionell durch Vorschläge von Expert:innen aus der Wissenschaft und Praxis,
Selbstvertreter:innen und Eltern etc. kontinuierlich mit dem Ziel weiterentwickelt,
den anspruchsberechtigten Menschen mit Behinderungen in den Werkstätten ein für
sie passendes Angebot der Teilhabe am Arbeitsleben anzubieten. In gewisser Weise
lässt sich dieser Weiterentwicklungsprozess auch an genutzten Begriffen für Werk-
stätten ablesen: Aus der Geschützten und Beschützenden Werkstatt wurde die Behin-
dertenwerkstatt und nunmehr die Werkstatt für behinderte Menschen. Die genom-
menen Entwicklungsschritte der Werkstätten in den vergangenen Jahrzehnten gehen
klar in Richtung Personenzentrierung und Öffnung, beispielsweise durch mehr Sicht-
barkeit im Sozialraum, mehr Tätigkeiten im Kontakt zur Kundschaft, mehr betriebs-
integrierte Arbeitsplätze1 und Praktika, mehr Kooperationen mit Betrieben, Berufs-
schulen und anderen Bildungseinrichtungen wie Volkshochschulen, Sportvereinen
etc.

Zugang zu Werkstätten haben nur Menschen mit besonders schweren Behinde-
rungen, die als voll erwerbsgemindert gelten (s. § 8 Abs. 1 SGB II; § 43 Abs. 2 S. 2
SGB VI). Das bedeutet: Nur wer wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht, noch
nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein kann, hat
den rechtlich garantierten Anspruch, die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
einer Werkstatt unmittelbar, ohne zeitlichen Verzug und zeitlich unbefristet für sich

1 Was unter betriebsintegrierten Arbeitsplätzen zu verstehen ist, findet sich am Ende des Textes unter der Überschrift
„Werkstätten ermöglichen Inklusion im Bereich Arbeit“.



zu nutzen.2 Die Inanspruchnahme dieses Rechts obliegt dem einzelnen Menschen.
Das Angebot der Werkstätten steht entsprechend nur für psychisch belastete Men-
schen zur Verfügung, die nicht nur vorübergehende und eher mildere Probleme auf-
grund von psychischen Belastungen haben, sondern die dadurch überdauernd und
stark beeinträchtigt sind. Werkstätten richten sich in diesem Sinne an Menschen mit
schweren psychischen Erkrankungen (zur Definition vgl. Gühne & Riedel-Heller
2015).

Ziel der Werkstätten ist es, die Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit der Menschen
mit Behinderungen zu erhalten, zu entwickeln, zu verbessern oder wiederherzustel-
len, ihre Persönlichkeit weiterzuentwickeln und ihre Beschäftigung zu ermöglichen
oder zu sichern. Um Art und Schwere der Behinderungen, der unterschiedlichen
Leistungsfähigkeit, den individuellen Entwicklungsmöglichkeiten sowie Eignung
und Neigung der Teilnehmenden so weit wie möglich gerecht zu werden, sind die
Angebote der Werkstatt möglichst breit aufgestellt. Werkstätten sind u. a. tätig in den
Bereichen der Informations- und Kommunikationstechnologie (Kopier- und Scan-
dienstleistungen, digitale Archivierung etc.), Dienstleistungen für die Kundschaft
(Catering, Wäscherei, Einzelhandel, Montagearbeiten etc.), gemeindenahe Dienstleis-
tungen (Garten- und Landschaftsbau etc.) sowie Produktion und Verkauf einer gro-
ßen Vielfalt von Produkten. Werkstätten sind in ihren Angeboten so verschieden wie
die Menschen, die dort arbeiten.

Arbeitsprozesse werden in einer Werkstatt so aufbereitet bzw. untergliedert und
mit entsprechenden Vorrichtungen bzw. Unterstützungsmöglichkeiten ausgestattet,
dass diese von den Menschen mit Behinderungen ausgeführt werden können. Zur
Förderung der sozialen Eingliederung, Persönlichkeitsentwicklung und ganzheit-
lichen Gesundheitsförderung haben Menschen mit Behinderungen während ihrer
Werkstattzeit Anspruch auf Zeiten für persönlichkeitsfördernde, therapeutische und
arbeitsbegleitende Maßnahmen.

Die Werkstattleistung lässt sich in die drei zeitlichen bzw. thematischen Ab-
schnitte des Eingangsverfahrens (EV), des Berufsbildungsbereichs (BBB) und Ar-
beitsbereichs (AB) aufteilen. In den Mitgliedswerkstätten der BAG WfbM nehmen im
EV/BBB knapp 30.000 Menschen mit Behinderungen an Angeboten zu ihrer Beruf-
lichen Bildung teil und im AB werden fast 270.000 Menschen mit Behinderungen zu
ihrer Arbeits- und Berufsförderung beschäftigt (vgl. BAG WfbM 2021a).

Im maximal dreimonatigen EV besteht für den Menschen mit Behinderungen
die Möglichkeit, die Werkstatt und ihre Leistungen zur Teilhabe kennenzulernen.
Standardisierte Testverfahren und gemeinsame Reflexionsgespräche helfen dabei zu
analysieren, ob die Leistungen der Werkstatt passend sind oder ob ein anderes Ange-
bot in Betracht kommt. Wenn der Mensch mit Behinderungen und die Werkstatt sich
für die Werkstattleistung entscheiden, folgt dem EV der zweijährige BBB. Dieser hat
dem Menschen mit Behinderungen eine angemessene Berufliche Bildung inklusive
beruflicher Orientierung und eine Förderung seiner Persönlichkeit anzubieten.

2 U. a. hierdurch unterscheiden sich Werkstätten wesentlich von den zeitlich befristeten Leistungsangeboten der Einrich-
tungen der beruflichen Reha.
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Durch die Unterstützung der persönlichen Entwicklung, der Arbeits- und Sozialkom-
petenzen der Teilnehmenden, werden diese auf Tätigkeiten auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt oder im AB der Werkstatt vorbereitet.

Entsprechend folgt die Berufliche Bildung im BBB einem ganzheitlichen und
personenzentrierten Bildungskonzept. Seit 2010 ist das „Fachkonzept für Eingangsver-
fahren und Berufsbildungsbereich in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM)“
der Bundesagentur für Arbeit (BA) verbindliche Grundlage für die fachliche Arbeit in
Werkstätten. An dieser Stelle besonders hervorzuhebende Aspekte des Fachkonzepts
sind die Ausrichtung Beruflicher Bildung an den bundesweit anerkannten Berufsaus-
bildungen nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) und der Handwerksordnung
(HwO) sowie eine Binnendifferenzierung, die den Teilnehmenden des BBB perso-
nenzentriert eine tätigkeitsorientierte, arbeitsplatzorientierte, berufsfeldorientierte
und berufsbildorientierte Qualifizierung ermöglicht.3

Für psychisch erkrankte Menschen geht es im BBB allerdings häufig nicht pri-
mär um die berufliche Qualifizierung. Viele haben bereits eine Ausbildung oder ein
Studium abgeschlossen und Erfahrung auf dem Arbeitsmarkt gesammelt, bevor sie
psychisch erkrankten. Für viele jüngere psychisch belastete Menschen stellt der BBB
allerdings den ersten Zugang zu beruflicher Qualifizierung dar. In jedem Fall geht es
in der Beruflichen Bildung für Menschen mit psychischen Erkrankungen mindestens
gleichberechtigt um das Training von Grundarbeitsfähigkeiten wie Ausdauer, Belast-
barkeit, Selbstständigkeit, Kritisierbarkeit, Sorgfalt und die Fähigkeit zur Zusammen-
arbeit mit anderen. Das Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten wieder zu gewinnen,
Ängste zu überwinden, verloren geglaubte Kompetenzen wieder abrufen zu können
und sich überhaupt wieder selbstständig für die Arbeit motivieren zu können, ist häu-
fig das zentrale Thema im BBB für psychisch erkrankte Menschen (vgl. Plößl, Orlandi
& Egger 2018). Oft geht es darum, wieder oder auch überhaupt erstmals die Rolle
eines Arbeitnehmers oder einer Arbeitnehmerin einzunehmen und sich nicht mehr
primär als Patient:in zu erleben. Auch kann die Berufliche Bildung auf einem be-
triebsintegrierten Arbeitsplatz erfolgen, was sie für viele Menschen mit psychischer
Erkrankung zusätzlich attraktiv macht.

Mit Beendigung des BBB wird abermals gemeinsam mit dem Menschen mit Be-
hinderungen analysiert, ob alternativ zur Werkstattleistung beispielsweise auch eine
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht kommt. Falls dies
(noch) nicht der Fall ist, besteht die Möglichkeit der Teilhabe am Arbeitsleben durch
eine Tätigkeit im AB der Werkstatt. Die Ausstattung der Arbeitsplätze entspricht de-
nen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, und diese sollen möglichst breit angelegt
sein.

3 Um die Individualisierung und Personenzentrierung der Beruflichen Bildung der Werkstätten zu unterstützen, die Ver-
gleichbarkeit der Bildungsleistungen der Werkstätten zu fördern und die Anschlussfähigkeit der Beruflichen Bildung der
Werkstätten an das Gesamtsystem der Beruflichen Bildung zu verbessern, hat die BAG WfbM harmonisierte Bildungsrah-
menpläne (hBRP) entwickelt, die sich an anerkannten Vollausbildungen nach dem BBiG/HwO orientieren. Diese ermög-
lichen es u. a. potenziellen Arbeitgebenden, Berufsschulen und weiteren externen Partner:innen zu erkennen, welche
beruflichen Fähigkeiten und Fertigkeiten ein:e Teilnehmer:in erworben hat und wo gezielte Förderung weiter nötig ist (vgl.
BAG WfbM 2021c).
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Das deutsche Werkstättenmodell ist bis heute einzigartig, da es auch Menschen
mit schweren und Mehrfachbehinderungen eine Möglichkeit der Teilhabe am Ar-
beitsleben bietet. Diese Personengruppe wird in anderen Ländern oftmals in Tages-
und Wohneinrichtungen und im privaten Umfeld ohne die Möglichkeit auf Teilhabe
am Arbeitsleben betreut. Derzeit liegt in Werkstätten der Anteil der Menschen mit
geistigen Behinderungen bei ca. 75 Prozent, der Menschen mit psychischen Behinde-
rungen bei ca. 21 Prozent und der Menschen mit körperlichen Behinderungen bei ca.
4 Prozent (vgl. BAG WfbM 2021b). Blickt man auf die Entwicklungen der vergange-
nen eineinhalb Jahrzehnte, zeigt sich bei gleichbleibendem Anteil der Menschen mit
körperlichen Behinderungen in den Werkstätten seit 2005 eine Zunahme des Anteils
der Menschen mit psychischen Behinderungen um fünf Prozentpunkte (BAG WfbM
2006). Gleichwohl arbeitet nach wie vor nur ein geringer Anteil der Zielgruppe von
Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen in Werkstätten (zur Häufigkeit
vgl. Gühne & Riedel-Heller 2015).

Psychische Belastungen als relevantes Thema in Werkstätten – Recovery
ermöglichen
Werkstätten sind nicht nur Orte der Beruflichen Bildung und Beschäftigung, sondern
auch Orte, die Recovery ermöglichen: Durch die konkreten Erfahrungen am Arbeits-
platz, durch die Beschäftigung mit Bildungsinhalten, durch die Bewältigung von He-
rausforderungen und vor allem durch die persönliche Begleitung von Fachkräften auf
der Beziehungsebene können Menschen nach psychischen Krisen wieder genesen,
neue berufliche Perspektiven für sich entwickeln und den Anforderungen der Arbeit
künftig anders gegenübertreten.

Durch den Austausch mit anderen in spezifischen Gruppenangeboten kann der
Prozess des Recovery unterstützt werden. In Werkstätten für psychisch erkrankte
Menschen wird hierfür beispielsweise das Trainingsprogramm „ZERA – Zusammen-
hang zwischen Erkrankung, Rehabilitation und Arbeit“ angeboten (vgl. Plößl & Ham-
mer 2016). ZERA wurde speziell für die Begleitung der beruflichen Rehabilitation psy-
chisch erkrankter Menschen entwickelt. ZERA ist ein Trainingskonzept mit sieben
Unterprogrammen, es umfasst 20 Sitzungen und nimmt etwa drei Monate in An-
spruch. Durch das Gruppenangebot werden die Teilnehmenden unterstützt, realisti-
sche und motivierende berufliche Ziele und das individuell optimale Anforderungs-
niveau für sich zu finden. Die Teilnehmenden erhalten einen Überblick über
verschiedene Arbeits- und Unterstützungsangebote im beruflichen Bereich und kön-
nen so besser für sich entscheiden, welche beruflichen Ziele sie erreichen möchten.
Dabei wird auch erarbeitet, welche Frühwarnzeichen auf eine berufliche Über- oder
Unterforderung hinweisen und wodurch Rückfälle und Krisen vermieden werden
können (vgl. Plößl, Orlandi & Egger 2018). Denn für Menschen mit schweren psychi-
schen Erkrankungen stellt sich nicht nur die Frage, wie sie bei der Arbeit psychisch
gesund bleiben und einer Überforderung durch zu große Belastungen vorbeugen
können. Vielmehr müssen sie herausfinden, mit welchen inhaltlichen Anforderun-
gen, unter welchen Rahmenbedingungen, in welchem Umfeld und in welchem zeit-
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lichen Ausmaß Arbeitstätigkeit dazu beitragen kann, von der psychischen Erkran-
kung im Sinne des Recovery zu genesen (vgl. Amering & Schmolke 2012). Um diesen
Prozess zu begleiten, werden auch Gruppentrainingsprogramme zur Verbesserung
der sozialen Kompetenzen oder der Stressbewältigung in Werkstätten angeboten.

Spezialisierte Angebote für Menschen mit psychischen Belastungen in Werkstätten

Monika ist Mitte 30, sie hat ein Studium abgeschlossen und in ihrem Beruf danach 5 Jahre
gearbeitet. Aufgrund ihrer psychischen Erkrankung war sie den Anforderungen des allge-
meinen Arbeitsmarkts dann aber nicht mehr gewachsen, auch verschiedene Rehabilitati-
onsmaßnahmen konnte sie nicht durchhalten, sodass sie schließlich vor Aufnahme in
den Berufsbildungsbereich bereits seit sechs Jahren ohne Arbeit war. Monika hat die Dia-
gnose einer bipolaren Erkrankung und musste mehrfach stationär behandelt werden. Mo-
nika ist auch zu Beginn der Beruflichen Bildung in der Werkstatt stark eingeschränkt in
ihrer Leistungsfähigkeit, sie leidet an Schlaflosigkeit, Niedergeschlagenheit und Antriebs-
losigkeit, ihre Ausdauer, Belastbarkeit und ihr Selbstvertrauen sind sehr gering, sie traut
sich nichts mehr zu. Im Rahmen des Berufsbildungsbereichs kann Monika bei Tätigkei-
ten eingesetzt werden, bei denen sie an Kompetenzen aus ihrem Studium und ihrer Be-
rufstätigkeit anknüpfen kann. Diese Kompetenzen kann sie tatsächlich noch gut abrufen,
sie kann sich schnell in neue Aufgaben einarbeiten, sie fühlt sich wohl, bekommt positive
Rückmeldungen und traut sich zunehmend mehr zu. Allerdings fühlt sie sich auch im-
mer wieder überfordert, schnell wird ihr alles zu viel und es kommt immer wieder zu
krankheitsbedingten Unterbrechungen von mehreren Wochen. Im Verlauf der Berufsbil-
dungsmaßnahme in der Werkstatt kann Monika mit Unterstützung der Fachkräfte aus
der Beruflichen Bildung und dem Psychosozialen Dienst für sich erarbeiten, welche Früh-
warnzeichen bei Überlastung auftreten und mit welchen hilfreichen Strategien sie ihr
Stresslevel senken und sich stabilisieren kann. Es gelingt ihr zunehmend, mit anderen
über ihr Befinden zu sprechen und auf drohende Überforderung hinzuweisen. So kann
sie sich künftig rechtzeitig schützen und für Entlastung sorgen. Mit diesen in der Beruf-
lichen Bildung erarbeiteten Kompetenzen traut sich Monika zum Ende des Berufsbil-
dungsbereichs auch zu, eine Tätigkeit auf einem betriebsintegrierten Arbeitsplatz zu pro-
bieren.

Mirko hat den Hauptschulabschluss geschafft, danach gelang es ihm aber nicht, sich für
eine Ausbildung zu entscheiden oder einen Job anzunehmen. Er wollte noch eine Weile
überlegen, was er mit seinem Leben anfangen sollte. Dies hatte allerdings zur Folge, dass
er mit Anfang 20 immer noch keinerlei Erfahrung im Arbeitsleben hatte und die meisten
Zeit zuhause in seinem Zimmer verbrachte. Während eines kurzen Klinikaufenthalts
wurde bei Mirko eine Depression diagnostiziert. Sein Fallmanager beim Jobcenter konnte
Mirko schließlich motivieren, eine aktivierende Trainingsmaßnahme zu besuchen. Im
Anschluss entschied er sich schließlich, zunächst in den Berufsbildungsbereich der Werk-
statt zu gehen. Dort entdeckte er seine Begeisterung für Tätigkeiten im Metallbereich. Er
merkte, dass sein Anleiter am Arbeitsplatz ihm wirklich etwas zutraute und auch der Bil-
dungsbegleiter gerne mit ihm arbeitete. So konnte Mirko nacheinander mehrere Qualifi-
zierungsbausteine absolvieren. Aufgrund dieser positiven Erfahrung traut er sich jetzt zu,
eine Ausbildung im Metallbereich zu absolvieren. Demnächst hat er dazu ein Gespräch
bei der Agentur für Arbeit. Sein Bildungsbegleiter geht mit zum Gespräch, das ist Mirko
sehr wichtig.
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Die Beispiele von Monika und Mirko zeigen, wie unterschiedlich die Lebensgeschich-
ten, Startvoraussetzungen und Fragestellungen sind, mit denen Menschen mit einer
psychischen Erkrankung eine Berufsbildungsmaßnahme in einer Werkstatt begin-
nen. Damit sie zunächst überhaupt den Weg dorthin finden, ist es wichtig, dass die
Leistungen und Angebote sowie das Erscheinungsbild der Werkstätten auch auf diese
Zielgruppe ausgerichtet sind. Dies gilt ebenfalls für die Kompetenz der Fachkräfte.
Viele Menschen mit psychischen Erkrankungen können sehr gut auch mit Menschen
mit anderen Formen von Behinderung zusammenarbeiten. Wenn es jedoch keine
Wahlmöglichkeiten gibt, die erkennbar zunächst nur für psychisch erkrankte Men-
schen gedacht sind, so werden viele von ihnen die Möglichkeit einer Beschäftigung in
der Werkstatt für sich selbst gar nicht in Betracht ziehen.

Werkstätten ermöglichen es, die Auswirkungen von Arbeit, Anforderungen,
Stress oder Kritik unmittelbar erfahrbar zu machen und sie dann in begleitenden
Angeboten (z. B. Gespräche mit den Fachkräften in der Werkstatt, begleitende Psycho-
therapie, Gespräche mit behandelnden Ärzten, Gruppentrainingsprogramme) verste-
hen zu lernen und einen guten Umgang mit ihnen zu finden und einzuüben. Da-
durch muss Arbeit nicht aus Angst vor Überforderung ganz vermieden werden, denn
sie kann in Werkstätten gewissermaßen dosiert werden. Und die Dosis kann gestei-
gert oder reduziert werden, je nach gesundheitlicher Situation und persönlichem
Empfinden.

Dabei ist es von entscheidender Bedeutung, dass die Angebote in Werkstätten
grundsätzlich nicht zeitlich befristet sind. Zwar wird im Berufsbildungsbereich inten-
sivere Berufliche Bildung und Begleitung angeboten, diese endet aber nicht abrupt
nach zwei Jahren, sondern kann auch im Arbeitsbereich weitergeführt werden. Ganz
besonders wichtig ist dabei gerade für Menschen mit psychischen Belastungen die
personelle Kontinuität in der Begleitung. Eine Bezugsperson zu haben am Arbeits-
platz und/oder im Psychosozialen Dienst, die man seit Langem kennt und an die man
sich in Krisensituationen wenden kann, weil sie genau weiß, was los ist und was zu
tun ist, das ist von unschätzbarem Wert und eine Grundvoraussetzung, um sich über-
haupt höheren Anforderungen und dem damit verbundenen Risiko von Krisen und
Rückfällen stellen zu können. Daher ist personelle Kontinuität ohne zeitliche Begren-
zung ein entscheidender positiver Wirkfaktor in Werkstätten.

Ein weiterer wichtiger Faktor ist die Einbindung der Werkstatt in das sozialpsy-
chiatrische Versorgungssystem, den gemeindepsychiatrischen Verbund. In der Zu-
sammenarbeit mit den Gemeindepsychiatrischen Zentren, den Besonderen Wohnfor-
men, den Initiativen Psychiatrieerfahrener und den tagesstrukturierenden Angeboten
können Werkstätten sich als Teil eines Hilfesystems verstehen, in dem sie einen wich-
tigen Beitrag der Unterstützung leisten und u. a. dafür Sorge tragen, dass das Thema
Arbeit in der Hilfeplanung stets mitbedacht wird.
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Die Förderung psychischer Gesundheit als curricularer Bestandteil Beruflicher
Bildung in Werkstätten
In einem vorhergehenden Textabschnitt wurde u. a. mit Verweis auf das Fachkonzept
der BA und das Instrument der hBRP (s. Fußnote Nr. 3) darauf aufmerksam gemacht,
dass sich Berufliche Bildung in Werkstätten an den Inhalten bundesweit anerkannter
Ausbildungsberufe orientiert. Maßgeblich zu nennen sind in diesem Zusammen-
hang die Ausbildungsrahmenpläne, die es als Teil der Ausbildungsordnung zu jedem
anerkannten Ausbildungsberuf gibt und eine Übersicht zu Ablauf und Inhalt eines
Berufsbilds geben. Neben fachspezifischen Inhalten lassen sich hier die nicht weniger
relevanten Standardberufsbildpositionen finden. Standardberufsbildpositionen defi-
nieren Mindestanforderungen, d. h. es werden Qualifikationen und Kompetenzen be-
schrieben, die über Berufsbilder hinweg grundsätzlich und während der gesamten
Ausbildung zu vermitteln sind (vgl. BIBB 2021a). Die Standardberufsbildpositionen
umfassen vier Bereiche, wobei für den hier behandelten Kontext der zweite Bereich
relevant ist: 1. Organisation des Ausbildungsbetriebes, Berufsbildung sowie Arbeits-
und Tarifrecht, 2. Sicherheit und Gesundheit der Arbeit, 3. Umweltschutz und Nach-
haltigkeit und 4. Digitalisierte Arbeitswelt (vgl. BIBB 2021b). Innerhalb der Berufs-
bildposition Sicherheit und Gesundheit der Arbeit wird nicht nur auf förderliche
ergonomische Arbeitsweisen oder das Verhalten bei Unfällen und Brand eingegan-
gen. Vielmehr wird das Thema psychischer Gesundheit an verschiedenen Stellen de-
zidiert als zu vermittelnde Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten aufgegriffen. So
heißt es beispielsweise unter Punkt a) „Rechte und Pflichten aus den berufsbezoge-
nen Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften kennen und diese Vorschriften
anwenden“, dass den Auszubildenden „Erfolgsfaktoren zur langfristigen psychischen
[…] Gesunderhaltung“ bewusst seien müssen. Unter Punkt b) „Gefährdungen von Si-
cherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz und auf dem Arbeitsweg prüfen und beur-
teilen“ werden explizit „psychische Faktoren“ als relevante Gefährdungsart benannt
und unter Punkt c) „sicheres und gesundheitsgerechtes Arbeiten erläutern“ sollen
entsprechend ein sachgerechter Umgang mit Gefährdungen sowie gesundheitserhal-
tende Verhaltensregeln vermittelt werden. Punkt d) „technische und organisatorische
Maßnahmen zur Vermeidung von Gefährdungen sowie von psychischen und physi-
schen Belastungen für sich und andere, auch präventiv, ergreifen“ benennt u. a. Prä-
ventionsmaßnahmen, Präventionskultur in der betrieblichen Praxis, betriebliche
Maßnahmen der Gesundheitsförderung, individuelle Belastungsgrenzen und Resi-
lienz als bedeutende und zu vermittelnde Themen. Indem die Berufliche Bildung der
Werkstätten an den Rahmenplänen anerkannter Ausbildungsberufe ausgerichtet ist,
erhält auch das in diesem Text fokussierte Thema psychischer Belastungen über die
gezielte Förderung der psychischen Gesundheit als regulärer, über die Gesamtheit der
Qualifizierung zu vermittelnder Bildungsinhalt einen bedeutenden Stellenwert in
den Werkstätten.
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Psychische Belastungen als relevantes Themenfeld für Fachkräfte
Um eine hochwertige Berufliche Bildung zu ermöglichen, nimmt das Berufsbil-
dungspersonal eine entscheidende Rolle ein. In Werkstätten sind es insbesondere die
Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung, die für die berufliche Qualifizierung der
Menschen mit Behinderungen verantwortlich sind. Daneben sind zur pädagogischen,
sozialen und medizinischen Betreuung im Begleitenden Dienst weitere Fachkräfte
tätig.4 Dabei ist unter den Fachkräften eine Sensibilität für die Bedürfnisse von Men-
schen mit psychischen Belastungen immer auch vorhanden. Fachkräfte in Werkstät-
ten sind keine Psychotherapeuten. Allerdings brauchen sie in der Arbeit mit Men-
schen mit schweren psychischen Erkrankungen auch ein störungsspezifisches
Fachwissen über die unterschiedlichen Krankheitsbilder und ihre Erscheinungsfor-
men, über Gesprächsführung, Motivation oder den Umgang mit Klienten, die viel
grübeln oder hoch emotional sind (vgl. Hammer & Plößl 2015 und 2020). Dieses Fach-
wissen sollte praxisnah und an der Begleitung im Lebens- und Arbeitsalltag orientiert
sein. Das zeigt sich exemplarisch an einem stets hohen Bedarf nach entsprechenden
Fort- und Weiterbildungen, wie sich aus Rückmeldungen aus der AG Entwicklung der
Beruflichen Bildung – ein Gremium der BAG WfbM, in dem sich Fachleute aus allen
Bundesländern regelmäßig zu Fragen und Entwicklungen Beruflicher Bildung in
Werkstätten austauschen – oder Fallstudiengesprächen mit Fachkräften (vgl. Vollmer
& Frohnenberg 2015) ablesen lässt.

Die Autor:innen der EvaBi-Studie (vgl. Kranert, Stein & Riedl 2021) legen in ihrer
Ergebnisschau nahe, dass ein erweitertes, multiprofessionelles Arbeitsumfeld mit pä-
dagogisch-therapeutischen Angeboten und Handlungskonzepten in Werkstätten not-
wendig ist, um angemessen auf psychische Belastungen eingehen zu können.5 Eine
Möglichkeit, die die Stärkung multiprofessioneller Strukturen in Werkstätten beför-
dern kann, ist sicherlich die am 1. Januar 2017 in Kraft getretene Verordnung über die
Prüfung zum anerkannten Fortbildungsabschluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits-
und Berufsförderung (Arbeits- und Berufsförderungsfortbildungsprüfungsverord-
nung – GFABPrV). Diese Qualifizierung kann Werkstätten bzw. Fachkräfte nicht nur
dabei unterstützten, auch zukünftig ihrem gesetzlichen Auftrag gerecht zu werden.
Vielmehr hat sie mit Blick auf die Personengruppe der Menschen mit psychischen
Belastungen zum einen aufgrund der Öffnung bei den Zulassungsvoraussetzungen
für Heilberufe, Berufe des Gesundheits- und Sozialwesens und für Hochschulabsol-
vierende Potenzial für einen multiprofessionellen Austausch. Zum anderen bietet sie
aufgrund ihres personenzentrierten und kompetenzorientierten Qualifikationsprofils
einen Erfolg versprechenden Weg an, damit Fachkräfte (in Werkstätten und anderen
Einsatzfeldern) mit den nötigen (behindertenbezogenen) Fachkenntnissen zur Ge-
staltung von Bildungsprozessen und Kompetenzvermittlung ausgestattet werden. Die
sodann erworbene berufliche Handlungskompetenz der Fachkräfte lässt den vielfäl-

4 Zu den qualifikatorischen Mindestvoraussetzungen des Fachpersonals einer Werkstatt s. § 9 und § 10 Werkstättenverord-
nung (WVO).

5 In den Modellwerkstätten der Studie sind ca. 54 Prozent der Fachkräfte als Facharbeiter:in, Geselle:Gesellin oder Meis-
ter:in beruflich qualifiziert, etwa 22 Prozent der Fachkräfte kommen aus dem pädagogischen, therapeutischen oder sozia-
len Bereich und bei ca. 22 Prozent der Fachkräfte liegt eine berufliche Mehrfachqualifikation vor (vgl. ebd.).
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tigen Anforderungen der Praxis entsprechend auch einen adäquaten Umgang mit den
spezifischen Anforderungen von Menschen mit psychischen Belastungen erwarten.

Werkstätten ermöglichen Inklusion im Bereich Arbeit
Eine Möglichkeit, psychisch erkrankte Menschen nach dem Grundsatz der Inklusion
und des Supported Employments im Arbeitsmarkt zu beschäftigen, sind betriebsinte-
grierte Plätze der Werkstatt im BBB und im AB. Das bedeutet, dass die psychisch
erkrankten Beschäftigten der Werkstatt auf einem Platz arbeiten, der in einem Betrieb
des allgemeinen Arbeitsmarkts für sie gesucht und eingerichtet wurde. Sie sind wei-
terhin über die Werkstatt versichert und dieser zugehörig. Ein Jobcoach der Werkstatt
unterstützt den Werkstattmitarbeitenden dabei, einen betriebsintegrierten Arbeits-
platz zu finden und die Arbeit dort zu beginnen. Der Jobcoach ist auch Ansprechpart-
ner für Arbeitgeber:innen und ist im BBB zuständig für die individuell passenden
Bildungsangebote. Die Arbeitsbedingungen werden spezifisch an die Fähigkeiten
des/der psychisch erkrankten Beschäftigten angepasst. Bei Krisen oder bei Verlust des
betriebsintegrierten Arbeitsplatzes ist eine vorübergehende Rückkehr in die Werkstatt
jederzeit möglich. Betriebsintegrierte Einzelarbeitsplätze können in Vollzeit oder Teil-
zeit angeboten und auch mit einer Tätigkeit in der Werkstatt kombiniert werden. Bei-
spielsweise kann an drei Tagen der Woche betriebsintegriert und an zwei Tagen der
Woche innerhalb der Werkstatt gearbeitet werden, wenn dies gewünscht wird. Wenn
erkennbar ist, dass ein versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis entstehen könnte,
wird unterstützend der Integrationsfachdienst eingeschaltet (vgl. Plößl, Orlandi &
Egger 2018).

Menschen erinnern sich nach psychischen Krisen nicht selten an belastende, ne-
gative Erfahrungen am Arbeitsplatz und haben ambivalente Gefühle bezüglich einer
Rückkehr in den allgemeinen Arbeitsmarkt: neben dem starken Wunsch, in einem
Umfeld zu arbeiten wie alle anderen auch gibt es auch große Ängste und den Wunsch
nach Vermeidung. Im Sinne des Empowerments (vgl. Knuf 2020) müssen diese Men-
schen erst wieder Mut fassen, einen Schritt aus der Werkstatt heraus zu wagen. Hier-
bei können Jobcoaches sie unterstützen durch Bildungsangebote und durch unver-
bindliche Praktika in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarkts. Diese können von
sehr kurzen Schnupperpraktika bis hin zu mehrere Monate andauernden Praktika
reichen, sind jedoch nicht auf Dauer angelegt. Ziel ist es vielmehr, überhaupt wieder
einen Zugang zum Arbeitsmarkt zu bekommen, Ängste zu relativieren, Arbeitsbedin-
gungen zu erproben und Mut zu machen, das schützende Umfeld der Werkstatt auch
wieder zu verlassen. Dabei sind die Wahlmöglichkeiten entscheidend: Psychisch Er-
krankte wünschen sich oftmals ein möglichst normales Arbeitsumfeld im allgemei-
nen Arbeitsmarkt, andere wiederum schätzen es, zumindest zeitweilig in einem ge-
schützten Rahmen tätig sein zu können, in dem sie ohne Angst zur Arbeit kommen
können und unter Menschen sind, denen es ähnlich geht wie ihnen. Ein Vorteil be-
triebsintegrierter Werkstattplätze ist, dass zwischen beiden Umfeldern gewechselt
werden kann. In Krisenzeiten können Mitarbeiter:innen wieder zurück an einen
geschützten Arbeitsplatz wechseln. Andere arbeiten tageweise ausgelagert und tage-
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weise in der Werkstatt und kombinieren die Vorteile beider Möglichkeiten. Es ist Auf-
gabe der Werkstatt, in jedem Einzelfall zu ermutigen und zugleich auch den erforder-
lichen Schutz und notwendige Unterstützung zu bieten (vgl. Plößl, Orlandi & Egger
2018).

Betriebsintegrierte Arbeitsplätze einer Werkstatt können eine sehr gute Möglich-
keit sein, mit individuell angepassten Anforderungen in einem Umfeld zu arbeiten,
in dem die Mehrzahl der Kolleg:innen nicht psychisch erkrankt ist. Zudem eröffnet
der Arbeitsmarkt Zugang zu Arbeitsinhalten, die in der Werkstatt meist nicht angebo-
ten werden, beispielsweise die Tätigkeit bei einem Friseur, in einer Schwimmhalle,
auf einem Pferdehof oder an einer Universität. Durch die Vielzahl an Möglichkeiten
entstehen auch Herausforderungen für die berufliche Bildung: Die notwendige Qua-
lifizierung wird teilweise von den Betrieben und teilweise von den Werkstätten geleis-
tet. Auch externe Angebote von Bildungsträgern können im Einzelfall genutzt wer-
den. Sich ausreichend qualifiziert zu fühlen stärkt das Selbstvertrauen und trägt zum
Empowerment bei.

Fazit
Berufliche Bildung ist eine der Kernaufgaben der Werkstätten. Die Bildungsangebote
werden in den Werkstätten personenzentriert und individualisiert gestaltet. Dadurch
wird die Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit der Menschen mit Behinderungen erhal-
ten, entwickelt, verbessert oder wiederhergestellt. Berufliche Bildung richtet sich da-
bei an den bundesweit anerkannten Berufsausbildungen (nach BBiG/HwO) aus. Der
vorliegende Beitrag fokussiert auf das Thema psychische Erkrankungen und zeigt mit
einem facettenreichen Ausschnitt dessen Relevanz in Werkstätten beispielsweise in
Form spezialisierter Angebote, curricularer Ausrichtung und Fortbildungen der Fach-
kräfte.
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4.3 Erwerbsarbeit

4.3.1 Stay at work

4.3.1.1 Stay at work von Beschäftigten mit (psychischen) Beeinträchtigungen – ein
Überblick 

Mathilde Niehaus, Jana F. Bauer & Marie Heide

Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit (psychischen) Beeinträchtigungen

Erwerbsbeteiligung von Menschen mit (psychischen) Beeinträchtigungen
Eine Wert- und Zielvorstellung unseres Gesellschaftssystems ist die Beteiligung am
Erwerbsleben. Eine Vielzahl von Verordnungen rahmt normativ das „Recht“ auf und
die „Pflicht“ zur Teilhabe am Arbeitsleben, auch für Menschen mit Beeinträchtigun-
gen bzw. Behinderungen (Begriff „Beeinträchtigung“ in Anlehnung an die ICF zitiert
nach BMAS 2021, 21). Das Recht auf Arbeit wird durch die Generalversammlung der
Vereinten Nationen als Menschenrecht festgeschrieben und mit der Konvention über
die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) in Artikel 27 konkretisiert.
Anspruch und Realisierung des Rechts auf Arbeit klaffen auseinander. Die Erwerbs-
beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen bzw. Behinderungen ist weltweit
deutlich geringer als die Erwerbsbeteiligung von Menschen ohne Beeinträchtigun-
gen. Diese Benachteiligung am Arbeitsmarkt, so stellt die Weltgesundheitsorganisa-
tion im Weltbericht fest, stehe im Zusammenhang mit erschwerten Zugängen zu
Ausbildung, mit exkludierenden Arbeitsbedingungen und Einstellungen von Arbeit-
gebern sowie mit Fehlanreizen durch soziale Sicherungssysteme (WHO 2011). Zur
Erwerbsbeteiligung in Deutschland gibt der Dritte Bundesteilhabebericht Auskunft
(BMAS 2021). Datengrundlage sind die amtlichen Statistiken der Bundesagentur für
Arbeit, Eigenangaben im Mikrozensus und Sozio-ökonomischen Panel sowie die re-
präsentative Teilhabebefragung. Die Vielzahl der Datenquellen trägt dem Umstand
Rechnung, dass Definitionen von Beeinträchtigung bzw. Behinderung nicht einheit-
lich sind.

Die Begriffsbestimmung im Sozialgesetzbuch (SGB) IX normiert in § 2: „Men-
schen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und
umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft
mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können“. Menschen
mit Behinderung können eine amtliche Anerkennung ihrer Behinderung beantragen.
Dies gilt grundsätzlich auch für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen. Ab
einem Grad der Behinderung von 50 wird im Sinne des SGB IX von Schwerbehinde-
rung gesprochen. Mit diesem Status sind Ansprüche auf Leistungen aus dem sozialen
Sicherungssystem verbunden. Nicht alle Menschen mit gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen stellen einen Antrag auf amtliche Anerkennung oder bekommen einen
Grad der Behinderung zugesprochen. In Deutschland leben rund 2,87 Millionen



Menschen im erwerbsfähigen Alter (18 bis 64 Jahre) mit amtlich anerkannter Schwer-
behinderung und zusätzlich rund 1,78 Millionen mit einem Grad der Behinderung
unter 50. Insgesamt ist die Zahl der schwerbehinderten Menschen in den letzten Jah-
ren angestiegen, wobei insbesondere die Gruppe der Menschen mit psychischen Be-
hinderungen und amtlich anerkannter Schwerbehinderung gewachsen ist, was unter
anderem aufzunehmende Belastungen im Berufsleben zurückgeführt wird. Auf der
Datengrundlage des Mikrozensus, der auf Eigenangaben zur Beeinträchtigung be-
ruht, kommen noch 1,21 Millionen Menschen im Erwerbsalter mit chronischen Er-
krankungen (ohne amtliche Anerkennung) hinzu (BMAS 2021). Während Menschen
ohne Beeinträchtigungen im erwerbsfähigen Alter eine Erwerbstätigenquote von
81 Prozent aufweisen, ergibt sich eine Erwerbsbeteiligung von Menschen mit Beein-
trächtigungen von nur 53 Prozent; differenziert nach Teilgruppen unter den Men-
schen mit Beeinträchtigungen liegt die Erwerbstätigenquote von Schwerbehinderten
bei 46 Prozent und die von Menschen mit chronischen Erkrankungen (ohne aner-
kannte Behinderung) bei 49 Prozent (BMAS 2021). Der Teilhabebericht verdeutlicht
darüber hinaus mit den erstmals ausgewerteten Daten der repräsentativen Teilhabe-
befragung, dass die Erwerbsbeteiligung stark mit der Art und Definition der Behinde-
rung variiert. Insbesondere Menschen mit Beeinträchtigungen beim Lernen, Denken,
Erinnern und Orientieren oder mit schweren seelischen oder psychischen Problemen
erleben Hemmnisse bezüglich der Teilhabe am Arbeitsleben (BMAS 2021, 259) und
sind besonders von Arbeitslosigkeit betroffen. Die Barrieren, denen Menschen mit
psychischen Beeinträchtigungen im Arbeitskontext begegnen, sind vielfältig und
ebenso wie Strategien zu deren Überwindung noch nicht ausreichend erforscht
(Vornholt et al. 2018). Da der Anteil von Menschen mit psychischen Beeinträchtigun-
gen kontinuierlich gestiegen ist und steigt, lässt sich hier insbesondere eine gesell-
schaftliche Herausforderung erkennen. Insgesamt wächst die Gruppe Beeinträchtig-
ter, was in den Bedingungszusammenhang von demografischen Entwicklungen und
Veränderungen der Arbeit durch beispielsweise voranschreitende Digitalisierung so-
wie gesellschaftliche Umbrüche gestellt wird (Hodek & Niehaus 2015; PINA-Projekt
2015).

Beschäftigungspolitische Strategien für „stay at work“
Um eine gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen, werden auf
internationaler Ebene gemeinsame politische Strategien vereinbart. Angesicht der
Globalisierung und Vernetzung von Märkten und Unternehmen proklamiert die
Europäische Kommission schon in den 1990er-Jahren Standards und Leitlinien zur
Verbesserung der Beschäftigungssituation von Menschen mit Beeinträchtigungen
bzw. Behinderungen (Niehaus 2000). Dabei steht die Stabilisierung von Beschäfti-
gungsverhältnissen – stay at work – im Mittelpunkt. Dieser Schwerpunkt steht im
Zusammenhang mit den Analysen der Arbeitsmarktzahlen, aus denen hervorgeht,
dass Menschen mit Behinderung bzw. (psychischen) Beeinträchtigungen insbeson-
dere von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind und es besonders schwer haben, wie-
der ein neues Beschäftigungsverhältnis zu finden. Auch für die Bundesrepublik lässt
sich anhand aktueller Daten der Bundesagentur für Arbeit zeigen, dass Menschen mit
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Schwerbehinderung, die arbeitslos werden, deutlich länger in Arbeitslosigkeit verblei-
ben als Menschen ohne Behinderung (BMAS 2021). Seit über 20 Jahren priorisiert die
internationale wie nationale Beschäftigungspolitik die Stabilisierung von bestehen-
den Beschäftigungsverhältnissen. Dabei geht es einerseits um Maßnahmen der Prä-
vention, damit es im Laufe des Arbeitslebens gar nicht erst zu Beeinträchtigungen
bzw. Behinderungen kommt, und anderseits um die Anpassung des Arbeitsumfelds
und den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit, um eine Ausgliederung zu verhindern.
Das europäische Parlament hat erneut eine Strategie zugunsten von Menschen mit
Behinderung für die Zeit nach 2020 gefordert. Die Strategie soll zum „Übergang zu
einer inklusiven, grünen und digitalen Wirtschaft und Gesellschaft“ und zum Abbau
spezifischer Hindernisse (beispielsweise für ältere Personen, Frauen, Migrantinnen
und Migranten mit Behinderung) unter intersektionaler Perspektive beitragen (Euro-
päische Kommission 2021, 35). Um das zu gewährleisten, ist aus Sicht der Politik
auch Wissenschaft gefragt: „Für eine wirksame Überwachung sind qualitativ hoch-
wertige Daten und langfristig angelegte Forschung eine unabdingbare Vorausset-
zung“ (Europäische Kommission 2021, 34).

Systematisierung der Forschungsansätze zum Verbleib in Arbeit
Mit Forschung kann die Erreichung des Ziels der Teilhabe von Menschen mit (psychi-
schen) Beeinträchtigungen bzw. Behinderungen am Arbeitsleben analysiert, gestaltet,
begleitet und überprüft werden. Für einen Überblick ist es hilfreich, unterschiedliche
Grundfragen zu differenzieren:

• Die Frage nach der Ersteingliederung, wie junge Menschen mit Behinderungen
bzw. gesundheitlichen Beeinträchtigungen erstmals ins Arbeitsleben eintreten
können (transition from school to work) (Niehaus et al. 2012);

• die Frage nach der (Weiter)beschäftigung, wie Erwerbstätige mit Beeinträchti-
gungen bzw. Behinderungen in Arbeit bleiben können (stay at work) und

• die Frage nach der Wiedereingliederung, wie Arbeitnehmer:innen nach längerer
Erkrankung und Arbeitsunfähigkeitszeiten zurück in Arbeit kommen können
(return to work) (Niehaus & Vater 2014a; Niehaus, Marfels & Jakobs 2021).

Zur Abgrenzung der beiden letzten Fragen hat die Europäische Stiftung für die Ver-
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen (European Foundation 2004) das sog.
Schwellen-Modell (threshold model) vorgeschlagen. In diesem sind die beiden
Schwellen von besonderem Interesse, zum einen die Schwelle, die darüber entschei-
det, ob Beschäftigte entweder in Arbeit verbleiben oder aus der Beschäftigung aus-
scheiden, und die Schwelle für die Wiedereingliederung, in der Personen zurück in
Arbeit kommen oder arbeitslos bleiben. Die Wiedereingliederung in Arbeit erfolgt
entweder in die gleiche Tätigkeit, in eine andere Tätigkeit im selben Unternehmen
oder in eine Tätigkeit in einem anderen Unternehmen (siehe Abb. 1).

Das Schwellen-Modell identifiziert den Statuswechsel als relevantes Kriterium
für die (Wieder)eingliederung und verdeutlicht, dass es fördernde und hindernde Fak-
toren (inhibitors/enhancers) gibt, die unterschiedlich ausfallen, je nachdem, ob es um
Personen geht, die arbeitsunfähig sind und wieder zurückkommen wollen, oder um
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Personen, die noch in Beschäftigung sind und am Arbeitsplatz gehalten werden sol-
len. Auf die Schwellen wirken interagierende Faktoren aus der Ebene der Gesetzge-
bung, Politik und Verordnungen, der Ebene der Dienstleistungen (z. B. der Reha-Leis-
tungserbringer), der Ebene der Arbeit (z. B. Arbeitsplatzausstattung), der Ebene der
persönlichen, familiären Umgebung („Nicht-Arbeit“ in der Abbildung) und der indivi-
duellen Ebene (z. B. Motivation, Kompetenzen). Unterstützende Faktoren, wie ge-
zielte Maßnahmen zur Wiedereingliederung oder ein inklusives und behinderungs-
gerechtes Arbeitsumfeld, erhöhen die Wahrscheinlichkeit, dass Personen zurück in
Arbeit kommen oder in Arbeit bleiben. Umgekehrt senkt das Fehlen solcher Faktoren
die Möglichkeiten, die Schwelle zur Wiedereingliederung oder zum Verbleib in Arbeit
zu erreichen.

Neben der Systematisierung von Forschungsansätzen nach Grundfragen der
Erst- und Wiedereingliederung und dem Verbleib in Arbeit wird eine Gliederung von
Ansätzen nach Ebenen von Ressourcen vorgeschlagen, da dies die Identifizierung von
Wissensbeständen und Forschungslücken ermöglicht. Beispielhaft kann hier für Ar-
beitnehmende mit psychischen Beeinträchtigungen der IGLOO (Individual, Group,
Leader, Organizational and Overarching)-Rahmen von Nielsen, Yarker, Munir und
Bültmann (2020) als ein Plädoyer für die Relevanz der Mehrebenen-Betrachtung
genannt werden. Einzelne Interventionen sind hinsichtlich ihrer Wirkungen an
Kontexte der sozialen Umgebung, der jeweiligen Unternehmenskultur und der über-
greifenden politischen und gesetzlichen Rahmenbedingungen gebunden. So führt
beispielsweise in manchen Ländern das soziale Sicherungssystem der Krankengeld-
zahlungen dazu, dass Unternehmen hohe Anreize haben, sich für den Verbleib im
Arbeitsleben einzusetzen und eine entsprechende proaktive Personalpolitik zu betrei-
ben. Auch die Branche und Betriebsgröße spielen eine Rolle (Dettmann & Hasselhorn
2020). Der Verbleib in Arbeit wird als komplexes Wirkgefüge dargestellt. Strategien,
Regelungen und Interventionen, die zum Ziel der Teilhabe am Arbeitsleben beitra-
gen, sind dementsprechend vielfältig, komplex und in spezifischen sozialen Siche-
rungssystemen, Rechtsräumen und Kulturen verankert. Es gibt kein theoretisches
Modell, das alle Wirkmechanismen darstellt. Einen Überblick über konzeptionelle
Modelle, die zu den bewährten Praktiken der Rückkehr an Arbeit und auch für den
Verbleib in Arbeit herangezogen werden, bieten Kristman et al. (2020, 593 f.).

Die dort benannten theoretischen Ansätze u. a. aus der Psychologie, (Arbeits)-
Medizin und Soziologie charakterisieren einerseits Arbeitsbedingungen und spezifi-
sche Tätigkeiten als krankmachend oder gesunderhaltend; andererseits werden neben
diesen „objektiven“ Bedingungen individuelle Wahrnehmungen und Ressourcen be-
tont. Im deutschsprachigen Raum (vgl. Kauffeld 2014) finden insbesondere

• das Modell beruflicher Gratifikationskrisen (effort-reward imbalance model), bei
dem die Balance zwischen arbeitsbezogener Verausgabung und Wertschätzung/
Belohung im Mittelpunkt steht, sowie

• das Anforderungs-Kontroll-Modell mit dem Augenmerk auf den Handlungs- und
Entscheidungsspielraum als Chance für positives Erleben von Selbstwirksamkeit
und persönliche Entwicklung von Beschäftigten Verbreitung.
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Schwellen-Modell (vgl. European Foundation, 2004)

Stay at work – Praktiken und Akteurinnen bzw. Akteure
Interventionen zur Förderung von „stay at work“, also dem Verbleib in Arbeit von
Arbeitnehmenden mit (chronischen) Erkrankungen, (psychischen) Beeinträchtigun-
gen bzw. Behinderungen, werden in unterschiedlichen Disziplinen wie beispiels-
weise der Medizin, der Psychologie oder der Arbeitswissenschaft entwickelt. Es ist
nicht einheitlich definiert, was unter „stay at work“ international verstanden wird, ob
es „am derzeitigen Arbeitsplatz bleiben“, „keine Fehlzeiten haben“ oder „trotz Beein-
trächtigung nicht krankschreiben lassen oder nur geringe Fehlzeiten in Anspruch
nehmen“ ist (van Hees et al. 2021). Damit sind auch Überschneidungen und Abgren-
zungen zur Präsentismusforschung gegeben, welche die negativen Auswirkungen
des Arbeitens trotz Krankheit auf Arbeitsleistungen und Gesundheit in den Mittel-
punkt stellt.

Neben der Vielzahl der Definitionen der Zielgröße „stay at work“ haben die jewei-
ligen Disziplinen und ihre Vertreter:innen spezifische Verständnisse bezüglich der
Definition der Personengruppen hinsichtlich Beeinträchtigung, Behinderung und Er-
krankung, bezüglich der Problemlagen dieser Personengruppen sowie bezüglich zu
fokussierender Interventionen bzw. Maßnahmen. Hierbei werden Maßnahmen der
Primär- und Sekundärprävention unterschieden, die an den Verhältnissen wie bei-
spielsweise den Arbeitsplätzen oder an dem Verhalten der Mitarbeitenden ansetzen.

Abbildung 1:
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Arbeitswissenschaftler:innen entwickeln Präventions- und Interventionsansätze u. a.
zur ergonomischen Arbeitsplatzgestaltung und zum Arbeitsschutz, Arbeitsmedizi-
ner:innen fokussieren mit diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen auf die
Beschäftigten, Organisationspsychologinnen und -psychologen setzen beispielsweise
auf der Ebene der Führungskräfte an, um sie zum gesunden Führen zu qualifizieren.
Einige systematische Überblicksarbeiten und Metaanalysen verdeutlichen das Zu-
sammenspiel der Disziplinen und deren Fachvertretungen: “There was strong evi-
dence that work disability duration is significantly reduced by work accommodation
offers and contact between healthcare provider and workplace“ (Franche et al. 2005,
623).

Welche verhaltens- und verhältnispräventiven Interventionen wirksam sind und
welche Akteurinnen und Akteure zum Verbleib in Arbeit bei Mitarbeitenden mit (psy-
chischen) Beeinträchtigungen führen, ist für die Praxis von großer Bedeutung. Unter
Berücksichtigung der Forschung mit Bezug zu den oben genannten theoretischen
Konzepten wie dem Modell beruflicher Gratifikationskrisen (effort-reward imbalance
model) und dem Anforderungs-Kontroll-Modell (job demand-control model) formu-
liert die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie im Arbeitsprogramm Psyche
(BMAS 2017, 18) sieben Strategien zur Vermeidung negativer Folgen psychischer Be-
lastungen: „Handlungsspielraum bei der Arbeit einräumen“, „Arbeitsintensität ange-
messen gestalten“, „Kollegialität und gute Führung sowie wertschätzendes Miteinan-
der im Unternehmen“, „Arbeitszeit ergonomisch gestalten“, „Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ans Unternehmen binden“, „Fortbildung und Qualifizierung im Unter-
nehmen gezielt managen“, „Konflikt- und Kommunikationskultur im Unternehmen
etablieren“.

Der Ausschuss für Arbeitsmedizin stellt pragmatisch eine Sammlung von Ele-
menten guter Praxis zum Erhalt und zur Förderung der psychischen Gesundheit von
Beschäftigten zusammen (siehe Tab. 1) und verweist neben der Rolle des betriebsärzt-
lichen Dienstes auf weitere innerbetriebliche Akteurinnen und Akteure, insbesondere
auf personalpolitische Gestalter:innen (BMAS 2019, 46).

Als innerbetriebliche Gestalter:innen der Stay-at-work-Praxis sind zu nennen neben
• dem betriebsärztlichen Dienst und
• der Personalabteilung
• die gesetzlich verankerten Interessenvertretungen der Schwerbehinderten,
• der Betriebs- und Personalrat sowie
• Inklusionsbeauftragte zusammen mit Personen aus
• dem Arbeitsschutz,
• dem BEM-Team und
• dem Gesundheitsmanagement.
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Elemente guter Präventionspraxis (BMAS 2019)Tabelle 1:

Präventionsansatz Realisiert/gefördert durch

Arbeitsplatzsicherheit Unternehmenserfolg, Tarifverträge, Betriebsvereinbarun-
gen, „Beschäftigungsfähigkeit“ der/des MA

Gute Mitarbeiterführung Führungskräfteauswahl, -qualifizierung und -training; Vor-
bildfunktion als Bestandteil des Führungsleitbilds, glaub-
hafte Wertschätzung und Anerkennung guter Leistungen

Kollegialität und soziale Unterstützung Arbeitsordnung, gute Führung, Unternehmenskultur

Beteiligung, Entscheidungsspielräume bei
Erfüllung von Aufgaben

Team-/Gruppenarbeit, Ideenprogramme, Mitbestimmung

Transparenz/Verstehbarkeit gute Führung, interne Kommunikation, Qualifizierung

Früherkennung psychischer Gefährdungen
oder Erkrankungen

Screening im Rahmen der arbeitsmedizinischen Vorsorge;
ggf. Beratung und Vermittlung in qualifizierte Therapie

„Frühwarnsystem“ bei Häufung psychischer
Beeinträchtigungen oder Erkrankungen

betriebliche Epidemiologie; Berichterstattung

Intervention bei erkannter Erkrankungs-
häufung oder betrieblichen Dauerkonflikten

abgestimmtes Vorgehen (Interventionskonzept); definier-
tes Teilteam, Mediation, Supervision

integrationsfreundliche Unternehmenskultur Aufklärung von Führungskräften und Multiplikatorinnen
bzw. Multiplikatoren im Sinne einer Entstigmatisierung
und Integration psychisch Kranker

berufliche Entwicklungsperspektive für alle
Alters- und Belegschaftsgruppen

Personalentwicklungsperspektiven mit transparenten
Regeln und Kriterien; Qualifizierungsmaßnahmen auch für
ältere Beschäftigte

Sie können gemeinsam zur Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit beitragen. Ihre
Rolle und ihr Beitrag zum Verbleib in Arbeit bei (psychischen) Beeinträchtigungen
und im Zusammenspiel mit externen Akteurinnen und Akteuren wie

• Integrationsfachdiensten,
• Inklusionsämtern,
• gesetzlichen Renten- und Unfallversicherungen, Krankenkassen,
• Agenturen für Arbeit

und weiteren betriebsnahen Versorgungsnetzwerken wurde in Studien von Schwarz,
Stegmann und Wegewitz (2020) und mit besonderer Würdigung der Rolle der
Schwerbehindertenvertretung von Heide und Niehaus (2019) im Forschungsverbund
„Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit bei gesundheitlicher Beeinträchtigung“ mit För-
derung durch die Hans-Böckler-Stiftung analysiert.

Maßnahmen zum Verbleib in Arbeit von Beschäftigten mit gesundheitlichen Be-
einträchtigungen im Sinne einer Sekundärprävention in Organisationen sind in der
Forschung insbesondere im deutschsprachigen Raum selten systematisiert worden.
Eine der frühen Arbeiten liegt von Schmal, Niehaus und Heinrich (2001) vor. Sie wer-
ten innerbetriebliche Interventionen wie

• Umgestaltung von Arbeitsplätzen,
• leistungsadäquater Arbeitseinsatz, Flexibilisierung von Arbeitszeiten und Ar-

beitsaufgaben

218 Stay at work von Beschäftigten mit (psychischen) Beeinträchtigungen – ein Überblick



• Planung und Schaffung neuer Arbeitsplätze,
• Qualifizierung,
• Arbeitsplatzbegehung,
• Integrationsgespräche

und deren Evaluation aus der Sicht betrieblicher Akteurinnen und Akteure hinsicht-
lich Aufwand, Stay-at-work-Effekten und Sozialverträglichkeit aus. Aktuell analysieren
Dettmann und Hasselhorn (2020, 68) betriebliche Unterstützungsangebote (Verände-
rung der Arbeitsaufgaben, am Arbeitsplatz, der Arbeitszeit, Arbeit von zu Hause, Ge-
spräche, Schulung oder Qualifizierung) bei älteren Beschäftigten mit gesundheit-
lichen Einschränkungen und konstatieren eine Diskrepanz zwischen dem Wunsch
nach Maßnahmen und deren Gewährung sowie „ein zu geringes und nicht passge-
naues Angebot von Maßnahmen“.

Umgestaltungen und technische Anpassung des Arbeitsplatzes, Flexibilisierung
der Arbeitszeiten, Arbeiten von zuhause oder eine Änderung der Arbeitsaufgaben
können in vielen Fällen die Beschäftigungsfähigkeit von Mitarbeitenden erhalten oder
steigern. Jedoch besteht die Möglichkeit einer solchen Unterstützung nur dann, wenn
Betroffene ihrem Arbeitsumfeld arbeitsbezogene Beeinträchtigungen und Anpas-
sungsbedarfe mitteilen. Insbesondere psychisch beeinträchtigte Beschäftigte stehen
aufgrund der gesellschaftlichen Stigmatisierung psychischer Beeinträchtigungen
vielfach vor der Frage, ob sie die Erkrankung am Arbeitsplatz offenlegen sollen oder
nicht. Die Befürchtung vor negativen Konsequenzen, Abwertungen, Diskriminierung
und zugleich die Hoffnung, dass mit einer Offenlegung Anpassungen am Arbeits-
platz und Unterstützung im Arbeitsumfeld und damit ein stay at work ermöglicht
werden, bestimmen das Dilemma. Forschungsergebnisse von Niehaus, Bauer, Jakob
und Stump (2017) zeigen, dass mögliche positive und negative Konsequenzen einer
(Nicht-)Offenlegung nicht nur von den individuellen Voraussetzungen der Person ab-
hängig sind, sondern insbesondere auch von (betrieblichen) Rahmenbedingungen
wie beispielsweise der Unternehmenskultur oder dem Teamklima. Die für den Abwä-
gungsprozess relevanten Aspekte sind durch Bauer, Niehaus, Chakraverty und Greif-
enberg (2021) forschungsbasiert in die Konstruktion eines interaktiven webbasierten
Selbst-Tests (www.sag-ichs.de) eingegangen, dessen Alleinstellungsmerkmal ein per-
sonalisiertes Feedback zu den verschiedenen relevanten Einflussfaktoren ist. Die Be-
deutung eines solchen Selbst-Tests ergibt sich daraus, dass (Nicht-)Offenlegungsent-
scheidungen und deren Konsequenzen hochrelevant für die Gesundheitsförderlich-
keit/-schädlichkeit der Arbeitsumgebung sind. Konstatiert wird diese Relevanz ebenso
von Dettmann und Hasselhorn (2020) in ihrer Studie zum Erhalt von und Wunsch
nach betrieblichen Maßnahmen bei gesundheitlich eingeschränkten Beschäftigten.
Allerdings wird der Offenlegungsaspekt in der Erhebung nicht abgebildet, „obwohl
[er] einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf Angebot, Inanspruchnahme und
Effektivität von Maßnahmen haben kann“ (Dettmann & Hasselhorn 2020, 73). Die
Bedingungen für die Offenlegung und die Entscheidung zur Offenlegung werden als
Aspekte in der zukünftigen Forschung zum stay at work einen relevanten Platz ein-
nehmen.
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Ausblick
Angesichts der zunehmenden Verbreitung (psychischer) gesundheitlicher Beein-
trächtigungen im Arbeitsleben und der besonderen Herausforderungen, denen Men-
schen mit psychischen Beeinträchtigungen in Bezug auf Teilhabe an Arbeit begeg-
nen, ist die Frage, wer und was in welchem Kontext hilft, um bei psychischen Belas-
tungen und gesundheitlichen Beeinträchtigungen weiter arbeiten zu können, für die
Betroffenen, für die Unternehmen, für die sozialen Sicherungssysteme und die Ge-
sellschaft von besonderer Bedeutung. Da der Verbleib in Arbeit von Menschen mit
(psychischen) gesundheitlichen Beeinträchtigungen als komplexer multifaktorieller
Prozess zu verstehen ist, stellen bisherige Forschungsergebnisse nur Teilausschnitte
dar. Studien zu einzelnen Interventionen, die auf den Verbleib in Arbeit zielen, ver-
deutlichen die Kontextabhängigkeit der Wirksamkeit, sodass van Hees et al. (2021) das
Capability-for-Work-Modell als innovativen Erklärungsrahmen vorschlagen. Zukünf-
tige auf diesem Modell basierende Reviews und Analysen werden zeigen, ob es so
gelingt, besser zu verstehen, wie evidenzbasierte Interventionen in der Praxis zum
Verbleib in Arbeit führen.
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4.3.1.2 Das Blaufeuer-Beratungsangebot für Menschen mit psychischen
Beeinträchtigungen und beruflichen Belastungen

Lorenz Leven, Michael Schuler, Christian Gerlich, Heike Kemter &
Heiner Vogel

Hintergrund
Psychische Erkrankungen sind die häufigste Ursache für Erwerbsminderungsrenten
(Deutsche Rentenversicherung, 2021) und stehen bei den Ursachen für Arbeitsunfä-
higkeitsereignisse („Krankschreibungen“) an zweiter Stelle (Knieps & Pfaff, 2021).
Aufgrund der zumeist langen Ausfallzeiten sorgen psychische Erkrankungen für
hohe indirekte gesellschaftliche Kosten (Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin, 2021). Psychische Belastungen und gleichzeitige Arbeitsplatzprobleme kön-
nen in einem komplexen Bedingungsgefüge miteinander verwoben sein, sodass Er-
folg versprechende Interventionen sowohl die psychische Symptomatik als auch die
Arbeitsplatzprobleme adressieren sollten.

In Deutschland stehen zahlreiche Beratungs- und Interventionsangebote zur
Verfügung. Bei der haus- und fachärztlichen sowie psychotherapeutischen Versor-
gung steht die Behandlung der klinischen Symptomatik im Vordergrund, während
Interventionen wie medizinische bzw. berufliche Rehamaßnahmen oder betriebliche
Gesundheitsförderung eher auf die Wiederherstellung bzw. Steigerung der (beruf-
lichen) Teilhabe fokussiert sind. Letztere werden aber mutmaßlich nur unzureichend
oder zu spät in Anspruch genommen. So zeigen beispielsweise Statistiken der Ren-
tenversicherung, dass trotz des Grundsatzes „Reha vor Rente“ ein erheblicher Anteil
von 30 bis 40 Prozent der Menschen, bei denen eine Erwerbsminderungsrente geneh-
migt wurde, in den letzten fünf Jahren vor der Frühberentung keine Teilhabe- oder
Reha-Leistung erhalten haben (Märtin & Zollmann, 2013; Mittag et al., 2014).

Insbesondere für die psychotherapeutische Versorgung, die in diesen Fällen
häufig wünschenswert wäre, ist die unzureichende Verfügbarkeit inzwischen vielfach
dargestellt worden. Oft wird hier aber auch die mangelnde arbeitsplatzbezogene Aus-
richtung kritisiert (Keuzenkamp et al., 2002; Kidd et al., 2008; Rebergen, 2009). Eine
konstruktive Auseinandersetzung mit der beruflichen Situation und den Problemen
am Arbeitsplatz sowie mit möglichen Strategien für die Sicherung oder Wiedergewin-
nung der Arbeitsfähigkeit findet in diesen Versorgungsangeboten nicht regelhaft
statt. Ein weiteres Problem besteht in der mangelhaften Vernetzung der unterschied-
lichen Versorgungsangebote. Die Regelversorgung von Menschen mit psychischen
Beeinträchtigungen steht mit dem Betrieblichen Eingliederungsmanagement, der
Akutversorgung sowie der Rehabilitation auf drei Säulen. Diese agieren weitestgehend
unabhängig voneinander; regelhafte strukturierte Zuweisungen von einem Angebot
zum anderen oder ähnliche Formen der Vernetzung finden nicht statt. Nicht zuletzt
ist der Zugang zu den betrieblichen und außerbetrieblichen Angeboten in hohem
Maße von deren Verfügbarkeit und der Bekanntheit bei den Betroffenen abhängig.

Frühzeitige und gut organisierte arbeitsplatzorientierte Interventionen können
die Erwerbsfähigkeit positiv beeinflussen (Nigatu et al., 2016; van Vlisteren et al., 2015).



Zudem scheint gerade bei der beschriebenen Zielgruppe eine Kombination aus klini-
schem und arbeitsplatzbezogenem Vorgehen Erfolg versprechend zu sein (Nieuwen-
huijsen et al., 2014).

Daher hat die Deutsche Rentenversicherung Bund im Jahr 2019 das innovative
Modellprojekt SEMpsych („Die Gesundheits- und Arbeitspiloten: Systemisches Ein-
gliederungsmanagement bei Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen“) konzi-
piert und umgesetzt, welches darauf ausgerichtet ist, Menschen mit psychischen Be-
lastungen und gleichzeitigen beruflichen bzw. arbeitsplatzbezogenen Problemen
möglichst frühzeitig zu unterstützen. SEMpsych wird vom Bundesministerium für
Arbeit und Soziales im Rahmen des Bundesprogramms „Innovative Wege zur Teil-
habe am Arbeitsleben – rehapro1“ nach § 11 SGB IX gefördert und in Kooperation mit
der Universität und dem Universitätsklinikum Würzburg, der Medical School Berlin,
dem Institut für Qualitätssicherung und Prävention an der Deutschen Sporthoch-
schule Köln sowie den regionalen Berufsförderungswerken in den drei Modellregio-
nen Berlin, Köln und Nürnberg durchgeführt. In SEMpsych wird zum einen ein Be-
ratungsangebot (Blaufeuer2) für Arbeitnehmer:innen mit den oben genannten
Problemstellungen entwickelt und erprobt. Zum anderen werden verschiedene Zu-
gangswege getestet, um die Betroffenen frühzeitig zu erreichen.

Beratungsangebot „Blaufeuer“

Konzeptbeschreibung
Blaufeuer ist ein niederschwelliges institutionsunabhängiges Angebot für erwach-
sene Personen mit psychischen Belastungen bei gleichzeitig bestehender beruflicher
oder Arbeitsplatzproblematik. Im Vordergrund steht dabei weniger die Etablierung
eines neuen Beratungskonzeptes, sondern vielmehr die Motivierung und die Unter-
stützung beim Finden der geeigneten Beratungs- oder Unterstützungsleistung im
Versorgungssystem. Auf Basis einer ausführlichen Anamnese der individuellen Pro-
blematik sollen dem Klienten oder der Klientin passende Angebote vermittelt und
diese Angebote ggf. miteinander vernetzt werden.

Die Entwicklung des Beratungskonzepts ist an den Empfehlungen der Deutschen
Gesellschaft für Care und Case Management e. V. (DGCC, 2009) orientiert. Beim Fall-
management handelt es sich nach diesem Konzept um die bedarfsorientierte Steue-
rung einer Fallsituation zur Bewältigung einer personenbezogenen Problematik. In
Blaufeuer liegt diese Problematik insbesondere in der Kombination von beruflichen
und psychischen Herausforderungen. Diese Herausforderungen können gleicherma-
ßen Stress oder Konflikte am Arbeitsplatz sein wie Einschränkungen durch chroni-
sche Erkrankungen oder Belastungssituationen im privaten Bereich, die sich letztlich
auch auf die berufliche Leistungsfähigkeit auswirken. Dadurch ist in der Regel von

1 Rehapro-Internetauftritt: https://www.modellvorhaben-rehapro.de/DE/Home/home_node.html
2 Blaufeuer ist ein Begriff aus der Schifffahrt. Er bezeichnet ein Leuchtsignal, das in Not geratene Schiffe abgeben können,

um eine:n ortskundige:n Lotsin bzw. Lotsen an Boot zu rufen, damit Unterstützung bei der Navigation zum nächsten
sicheren Hafen erfolgt.
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einer komplexen Problematik auszugehen, die sowohl die Gesundheit als auch die
Erwerbsfähigkeit gefährdet.

Für das Projekt wurden in den drei Modellregionen Berlin, Köln und Nürnberg
Blaufeuer-Beratungsstellen – mit Unterstützung der jeweiligen Berufsförderungs-
werke – aufgebaut. Die Zielgruppe umfasst Menschen im Alter von 18 bis 64 Jahren,
die unter einer psychischen Störung oder Belastungssituation leiden, welche sich auf
das Arbeitsleben auswirkt oder durch die Situation am Arbeitsplatz bedingt ist. Zum
Zeitpunkt der Kontaktaufnahme müssen die Interessierten erwerbstätig oder in Aus-
bildung sein. Es bedarf keiner medizinischen Diagnose, um am Projekt teilnehmen
zu können. Die Ausschlusskriterien sind eine fehlende positive Prognose für den Ver-
bleib oder die Rückkehr an den Arbeitsplatz innerhalb der nächsten zwölf Monate,
Beratungsunfähigkeit (z. B. nichtbehandelte schwerwiegende psychische Erkrankun-
gen wie akute schizophrene Phasen), die Teilnahme an einer beruflichen Umschu-
lung, die den Betreuungszeitraum von zwölf Monaten (+ sechs Monate Nachbetreu-
ung) überschreitet, sowie Arbeitslosigkeit bei Kontaktaufnahme.

In jedem Blaufeuer-Standort arbeiten jeweils vier Fallmanager:innen, die zu-
meist über einen Berufsabschluss als Sozialarbeiter:in oder Psycholog:in und ent-
sprechende Fortbildungen verfügen. Der idealtypische Blaufeuer-Beratungsprozess
ist in Abbildung 1 grafisch dargestellt. In der Anfangsphase der Beratung stehen der
Beziehungsaufbau und die Diagnostik im Vordergrund. Neben einer umfänglichen
Anamnese werden im Rahmen der problem- und situationsklärenden Gespräche
standardisierte Screening-Fragebögen eingesetzt. Bei komplexerer arbeitsplatzbezo-
gener Problematik besteht für die Klientinnen und Klienten auch die Möglichkeit, in
kooperierenden Rehabilitationskliniken ein umfangreiches Assessment in Anspruch
zu nehmen. Auf Basis der Ergebnisse der Anamnese- und Diagnostikphase werden in
Zusammenarbeit mit den Klientinnen und Klienten Beratungsziele erarbeitet. Hier-
für wird ein individueller Ziel- und Handlungsplan (ZHP) mit entsprechenden
Lösungsstrategien erstellt.

Idealtypischer Blaufeuer-Beratungsprozess. ZHP: Ziel- und Handlungsplan, AG: Arbeitgeber,
die Abbildung basiert auf einer Vorlage des IQPR
Abbildung 1:
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Zur bedarfsgerechten Vermittlung haben die Blaufeuer-Teams jeweils ein umfangrei-
ches Netzwerk aus bestehenden Angeboten des Versorgungssystems erschlossen.
Dieser Netzwerkaufbau richtet sich nach den regionalen Gegebenheiten und ist ein
Prozess, in dem das Netzwerk kontinuierlich weiterentwickelt wird. Die Bestandteile
des Netzwerkes lassen sich grob in vier Kategorien aufteilen:

• Angebote aus dem Gesundheitssektor (z. B. Haus- und Fachärztinnen und -ärzte,
Psychotherapeutinnen und -therapeuten, SPDi3, Präventionskurse, Selbsthilfe-
gruppen),

• Angebote des betrieblichen Sektors (z. B. betriebliche Beratungsangebote, be-
triebliches Eingliederungsmanagement, Gewerkschaften, Industrie- und Han-
delskammer),

• Angebote der Sozialversicherungsträger (z. B. Agentur für Arbeit, Krankenkas-
sen, gesetzliche Rentenversicherung) und

• spezialisierte Beratungsstellen (z. B. Schuldnerberatung, EUTB4, Pflegeberatung).

Durch die zahlreichen Angebote der Netzwerkpartner:innen können die Blaufeuer-
Berater:innen ihre Klientinnen und Klienten individuell über passende Maßnahmen
informieren und die entsprechenden Zugänge unterstützen. Teil des ZHPs kann auf
Wunsch der Teilnehmenden auch eine Arbeitsplatzbegehung, ein Gespräch mit Vor-
gesetzten oder die Mitwirkung beim Betrieblichen Eingliederungsmanagement
(BEM) sein. Während der Umsetzung des ZHPs werden die Klientinnen und Klien-
ten weiter begleitet, sodass im Verlauf immer wieder nachgesteuert werden kann und
die Teilnehmenden Unterstützung in der Umsetzung ihrer Vorhaben erfahren. Das
Ziel der Beratung ist stay at work bzw. return to work, der Erhalt der Erwerbsfähigkeit
sowie die Verbesserung der psychischen Gesundheit und der subjektiven Lebensqua-
lität.

Zugangswege
Um die Zielgruppe zu erreichen, werden mehrere Zugangswege erprobt: die Klientin-
nen und Klienten sollen in erster Linie direkt über die Betriebe und darüber hinaus
über die hausärztliche Versorgung, ambulante Psychotherapeutinnen und -therapeu-
ten und Krankenkassen akquiriert werden.
Die Betriebe bzw. Arbeitgeber:innen sollen über eine intensive Öffentlichkeits- und
Netzwerkarbeit in den Modellregionen mithilfe von persönlichen Vorstellungen (z. B.
auf Tagen der Gesundheit oder vor Mitarbeitervertretungen, Führungskräften und
Personalverantwortlichen) erreicht werden. Ausgehend von privaten und beruflichen
Netzwerken der Lotsinnen und Lotsen wird im Verlauf versucht, die betrieblichen
Entscheider:innen und relevanten Funktionen einzubinden, um eine vertrauensvolle
Basis für die spätere fallbezogene Zusammenarbeit zu legen.
Die kooperierenden Krankenkassen machen ihre Versicherten, die von der Beratung
profitieren könnten, im Rahmen des Krankengeldfallmanagements auf das Angebot

3 Sozialpsychiatrischer Dienst
4 EUTB = Erweiterte Unabhängige Teilhabeberatung, gemäß § 32 SGB IX.
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aufmerksam. Ambulanten Psychotherapeutinnen und -therapeuten sowie Hausärz-
tinnen und -ärzten werden vom Universitätsklinikum Würzburg organisierte Infor-
mationsveranstaltungen angeboten und durch entsprechende berufliche Zusammen-
schlüsse (z. B. Hausärzteverband, Psychotherapeutenkammern, Zusammenschlüsse
von Betriebsärztinnen und -ärzten) über Blaufeuer informiert. Darüber hinaus bauen
die Blaufeuer-Teams im Rahmen der Fallarbeit Kontakte zu regionalen Ärztinnen und
Ärzten sowie Psychotherapeutinnen und -therapeuten auf. Des Weiteren können an-
dere Netzwerkpartner:innen, die in den Regionen akquiriert wurden, potenziell Inte-
ressierte über Blaufeuer informieren.

Wissenschaftliche Evaluation
SEMpsych (bzw. Blaufeuer) ist ein Innovationsprojekt und wird daher wissenschaft-
lich begleitet und evaluiert. Die Evaluation erfolgt zum einen mittels eines qualitati-
ven Forschungsansatzes, der durch die Medical School Berlin umgesetzt wird, und
zum anderen mittels einer quantitativen Evaluationsstudie, die durch die Universität
und das Universitätsklinikum Würzburg erfolgt.

Die wissenschaftliche Begleitung erstreckt sich über den gesamten Modellzeit-
raum. Zunächst wird im Rahmen einer formativen Evaluation untersucht, ob und in
welcher Form die angestrebten Wirkmechanismen in Gang gesetzt werden können.
Dazu wird beobachtet, wie die angenommene Funktion der Blaufeuer-Fallmanager:in-
nen als unabhängige Ansprechpartner:innen, die im persönlichen Kontakt für Infor-
mationen und Begleitung innerhalb des Versorgungssystems zur Verfügung stehen,
im praktischen Alltag installiert werden können und wie die Schritte für eine effektive
Vernetzung mit den unterschiedlichen Akteurinnen und Akteuren erfolgen. Darüber
hinaus wird erprobt, wie Zugangswege in das innovative Angebot gebahnt und weiter
ausgebaut werden können. Entsprechend der angestrebten Zugangswege direkt durch
das betriebliche Umfeld, über die hausärztliche Versorgung, die ambulante psycho-
therapeutische Versorgung sowie die Empfehlung durch Krankenkassen wird die In-
anspruchnahme registriert. Weiterhin wird analysiert, wie sich der Personenkreis dar-
stellt, der die Maßnahme in Anspruch nimmt, welche psychischen Belastungen und
Problemlagen vorherrschen und welche Versorgungsleistungen in der Beratung an-
gesteuert werden. Schließlich wird im Rahmen einer summativen Evaluation die
Wirksamkeit der gesamten Maßnahme untersucht.

Fallbeispiel
Im Folgenden wird ein typisches Fallbeispiel dargestellt. Alle personenidentifizierba-
ren Angaben wie Name, Alter etc. wurden verfremdet, um die Anonymität zu gewähr-
leisten.

Klient: Herr E., 43 Jahre, Software-Entwickler bei einem mittelständischen Betrieb,
Realschulabschluss, verheiratet.

Anlass: Herr E. war in einem Streitgespräch seinem Vorgesetzten gegenüber ausfällig
geworden und hatte ihn lauthals beschimpft. Erschrocken von diesem Kontrollverlust
am Arbeitsplatz rief er bei Blaufeuer an.

Lorenz Leven, Michael Schuler, Christian Gerlich, Heike Kemter & Heiner Vogel 227



Anliegen: Herr E. berichtet, schon seit vielen Wochen „unter Strom“ zu stehen und
nicht mehr zur Ruhe zu kommen. Morgens wache er meist gegen 4 Uhr auf, dann
könne er nicht mehr einschlafen. Das Arbeitsvolumen sei durch zahlreiche spontane
Aufträge während der Corona-Zeit derart gestiegen, dass er am Tagesende nur noch
auf eine lange Liste offener Anforderungen blicken würde, die ihn zunehmend unter
Druck setze. Weder er noch seine Kolleginnen und Kollegen wüssten, wer wo wie
anfangen solle. Daneben erzählt Herr E. weiter, dass er einen hohen Anspruch an sich
habe. Am Feierabend versuche er, den Arbeitsalltag mitsamt seinen ungelösten Pro-
blemen auszublenden, weil er das sonst nicht aushalten könne. Am Wochenende
könne er kaum mehr abschalten. Sonntagabend überfalle ihn eine bisher ungekannte
Unruhe. Zusätzlich belasteten ihn die Sorgen um seine demenzkranke Mutter. Er
glaube, sie zunehmend zu verlieren. Zwar habe er eine unterstützende Frau und eine
Schwester, die zu ihm halten. Herr E. sei aber der Typ, der alles mit sich selbst ausma-
che. Daher ziehe er sich am liebsten zurück und lenke sich ab.

Zielklärung: Im Gespräch werden die aktuelle Situation gemeinsam betrachtet und
Auslöser sowie Belastungsfaktoren im Berufs- und Privatleben herausgearbeitet. Die
sogenannte Themenampel aus der motivierenden Gesprächsführung hilft Herrn E.,
seine Anliegen zu sortieren und zu priorisieren. Die Beraterin lässt ihre Einschätzung
in die Überlegungen und Ziele einfließen, sodass auch Risikofaktoren wie Schlafstö-
rungen frühzeitig Berücksichtigung finden: Seine Ziele lauten: 1. Ausschlafen zu kön-
nen, 2. das Gespräch mit dem Arbeitgeber suchen, 3. Unterstützung im Umgang mit
der mütterlichen Erkrankung.

Auch die Ressourcen werden betrachtet: stabile Beziehungen in Familie und
Partnerschaft, ein guter Kontakt zu Kollegen sowie Zuverlässigkeit, Sorgfalt und ein
feiner Sinn für Humor zeichnen Herrn E. aus. Als Hobbys nennt Herr E. seinen Com-
puter und alles rund um Elektronik.

Suche nach passenden Lösungsstrategien: Dabei bringt Herr E. seine Ideen und bislang
funktionierende Lösungswege ebenso ein, wie er über weitere Möglichkeiten und Hil-
festellungen informiert wird. Um besser schlafen zu können (1. Ziel), wird er auf eine
App hingewiesen, die gegen Schlafstörungen helfen soll, und er erhält ein Gesprächs-
angebot zu den bislang weggeschobenen Arbeitsthemen, sodass sich die innere Un-
ruhe etwas legen kann. Auf den empfohlenen fachärztlichen Netzwerkpartner zur
näheren Abklärung kann sich Herr E. noch nicht einlassen. Die Möglichkeit, psycho-
therapeutische Hilfe in Anspruch zu nehmen, sagt ihm mehr zu. Der herausfor-
dernde Weg zum Therapieplatz wird besprochen. Herr E. wendet sich daraufhin an
die Kassenärztliche Vereinigung zur Therapeutenvermittlung.

Als Möglichkeiten, die innere Unruhe abzubauen, wird Sport thematisiert. Die
Lotsin schlägt mit RV-Fit eine kostenfreie Präventionsmaßnahme der Rentenversi-
cherung vor. Trotz Lockdown können drei Monate lang Bewegungs- oder Entspan-
nungseinheiten vor Ort in der Gruppe besucht werden. Die Aussicht auf die festen
Termine und die freie Auswahl aus verschiedenen Angeboten bewegen Herrn E. zu
einem Versuch, selbst mit mehr Bewegung gegen seine innere Unruhe vorzugehen.
Den Online-Antrag für RV-Fit füllt Herr E. selbstständig aus.
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Für die Klärung am Arbeitsplatz (2. Ziel) planen die Lotsin und Herr E. einige
Termine ein, um das Vorgehen zu erarbeiten. Da dieses Problem auch Kolleginnen,
Kollegen und den Vorgesetzten betrifft, scheint ein Handlungsplan in Absprache mit
allen Beteiligten sinnvoll. In der Beratung erarbeitet Herr E. Ideen, um sein Anliegen
zum Ausdruck zu bringen. Ein von der Beraterin angeleiteter Perspektivwechsel
schafft Verständnis bei Herrn E. über die Handlungen seines Chefs und lässt so Un-
mut und Ärger abflauen. Er kann sich nun vorstellen, sein Anliegen ruhig anzuspre-
chen: Herr E. wünscht sich mehr Rücksprachen zur Aufteilung und Abstimmung der
wichtigsten Arbeitsschritte, um besser von den zahlreichen weniger wichtigen The-
men loslassen zu können.

Für Hilfen zum Umgang mit der mütterlichen Erkrankung (3. Ziel) kommt ein
regionaler Pflegestützpunkt ins Spiel. Die Mitarbeiter:innen dort beraten Herrn E. zu
passenden Pflegeangeboten und vermitteln Kontakte zu anderen Angehörigen.
Schrittweise kann die Schwester für die Auswahl eines Betreuungs- und Pflegediens-
tes gewonnen werden (Ressourcenaktivierung in der Familie).

Beratungsrahmen: Herr E. kommt im 2- bis 3- Wochentakt zu Beratungsgesprächen.
Der Beratungsrahmen umfasst in Summe zehn Gesprächstermine zu je 45 bis
60 Minuten, davon zwei Beratungsspaziergänge sowie fünf telefonische Kurzkontakte
während der Therapeutensuche, zwei Netzwerkpartnerkontakte und einige erfolglose
Kontaktversuche. Das Angebot, nach Absprache gezielt Kontakt mit relevanten Perso-
nen im Betrieb aufzunehmen, um zu vermitteln sowie Wünsche, Sichtweisen und
Informationen z. B. beim Betriebsarzt oder Vorgesetzten einzuholen, lässt sich Herr
E. zunächst offen. Dies wird im Verlauf nicht mehr benötigt.

Verlauf und Ergebnis: In jedem Gespräch fragt die Lotsin, welche Themen anstehen,
sodass neben der Umsetzung des ZHPs auch Dringliches, wie z. B. ein aktueller Sturz
der Mutter, Berücksichtigung findet. Da Herrn E. dennoch der „Arbeitsberg“ am
meisten belastet, vereinbart er mit der Lotsin, der Demenz der Mutter eine feste, aber
begrenzte Gesprächszeit zu widmen. Durch die Unterstützung seiner Schwester
erfährt er Entlastung und kann am Wochenende einmal abschalten. Die Gespräche
am Arbeitsplatz erbrachten regelmäßige Teamsitzungen und mehr Transparenz in
der Arbeitsplanung, was Herrn E. bereits etwas entlastet. Die fachliche Unterstützung
bei den Gesprächen hilft ihm sehr. Von seinen Sportabenden kehrt Herr E. deutlich
entspannt nach Hause zurück. Erste Tage hat er wieder „bis zum Wecker“ durchge-
schlafen.

Nach vier Wochen liefert die psychotherapeutische Sprechstunde Herrn E. eine
Erklärung für das, was mit ihm geschieht. Erst verwundert, dann erleichtert lernt er,
dass es Ängste sind, die ihn angesichts des „Arbeitsbergs“ bewegen. Nach weiteren
neun Wochen ist ein Psychotherapieplatz gefunden. Nun kommt Herr E. noch zu
unregelmäßigen koordinierenden Gesprächen zu Blaufeuer, um die neuen Entwick-
lungen zu reflektieren und diesen bei Bedarf lösungsorientiert zu begegnen. Die Lot-
sin fragt nach den ersten Erfahrungen in der Psychotherapie: Herr E. fühlt sich wegen
der klaren und zugewandten Art der Psychotherapeutin sehr gut aufgehoben. Er ist
im Versorgungssystem sicher angekommen.
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Blaufeuer im Versorgungssystem
Das Projekt SEMpsych entwickelt und erprobt eine innovative Hilfestellung für Men-
schen mit psychischen Problemen mit Beteiligung des Arbeitslebens. Das Blaufeuer-
Fallmanagement ist ein Ansatz, die sektorale Gliederung der sozialen Sicherung als
Barriere für die Versorgung in diesen Fällen zu überwinden. Der Ausgangspunkt ist
die Ermittlung der individuellen Problemlage. Anhand des sich ergebenden Problem-
profils werden die Ressourcen, die in der Routineversorgung zur Verfügung stehen,
gezielt angesteuert und aktiviert, um die Erwerbsfähigkeit zu fördern und die Teilhabe
am Arbeitsleben langfristig zu wahren. Damit kommt Blaufeuer der Forderung nach
einer Vernetzung der unterschiedlichen Akteure der sozialen Sicherung nach. Der
gewählte Ansatz geht jedoch darüber hinaus, da die Vernetzung der verschiedenen
Akteure lediglich eine – wenn auch wichtige – Teilaufgabe im Blaufeuer-Fallmanage-
ment darstellt. Der Vermittlung in die vorhandenen Versorgungsangebote geht die
Analyse und Klärung der individuellen Problemlage voraus. Dafür ist ein intensiver
Klärungsprozess mit den Klientinnen und Klienten erforderlich. Bisher erfolgt dieser
Prozess durch die einzelnen Akteurinnen und Akteure der Gesundheitsversorgung
bzw. der sozialen Sicherung jeweils unter einer sektorenbegrenzten Perspektive oder
aber er erfolgt überhaupt nicht. Aufgabe der Blaufeuerberater:in ist es daher, die
Funktionen der ersten Ansprechpartner:in zu übernehmen und die Vielfalt der Akteu-
rinnen und Akteure zu bündeln. Die Interaktion, in der die persönliche Problemlage
erörtert und damit auch strukturiert werden kann, wird dadurch erleichtert. Eine Ver-
mittlung zu den Netzwerkpartnerinnen und -partnern der Routineversorgung wird
erfolgversprechender, wenn unterschiedliche Versorgungsmöglichkeiten zunächst
besprochen, die notwendigen Informationen dabei dosiert und lösungsorientiert zur
Verfügung gestellt sowie Nachfragen und Unsicherheiten erörtert werden können.
Auf Grundlage der bisher gesammelten Erfahrungen scheint mit Blaufeuer in vielen
Fällen eine Bedarfslage bei psychisch beeinträchtigten Personen abgedeckt werden zu
können, für die bisher kein entsprechendes Angebot vorhanden ist.

Darüber hinaus können durch Blaufeuer auch Lücken im Versorgungssystem
aufgedeckt werden. Das Projekt beruht auf der Annahme, dass das bestehende Versor-
gungssystem bezüglich des Versorgungsbedarfs ausreichend ist und auch individuell
passende Beratungs- und Fördermöglichkeiten für Menschen mit psychischen Beein-
trächtigungen und arbeitsplatzbezogenen Problemlagen bietet. Versorgungsdefizite
werden primär in der Bekanntheit, Vernetzung und der damit zusammenhängenden
zu geringen Nutzung dieser Möglichkeiten vermutet. Blaufeuer tritt mit dem Ziel an,
Betroffene zu erreichen und das Potenzial des Versorgungssystems auszuschöpfen.
In SEMpsych werden auf Basis dieser Prämisse Erfahrungen im Spannungsfeld psy-
chischer Gesundheit von Erwerbstätigen und bestehenden Unterstützungsangeboten
gesammelt. Dabei kann sich auch herausstellen, dass die Prämisse der ausreichenden
Verfügbarkeit passender Maßnahmen nicht haltbar ist. Somit kann SEMpsych dazu
beitragen, neben Vermittlungsdefiziten auch einen potenziellen (regionalen oder
bundesweiten) Mangel an Versorgungsangeboten zu identifizieren.
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4.3.2 Return to work

4.3.2.1 Return to work – ein Überblick

Jens Knispel, Veneta Slavchova & Viktoria Arling

Ziel dieses Beitrages ist es, einen Überblick über die Bedeutung, den Rahmen und die
Konsequenzen der Rückkehr zur Arbeit (eng.: return to work; abgekürzt: RTW) nach
einer gesundheitlichen Beeinträchtigung zu geben. In diesem Sinne wird zunächst
eine Begriffsbestimmung von RTW geleistet und inhaltlich mit der Teilhabe am Be-
rufsleben verklammert. Es schließt sich die Betrachtung der Stakeholder und Erfolgs-
größen von RTW sowie ausgewählter RTW-Strategien an. Im Rahmen der Zusam-
menfassung des Kapitels werden entsprechende Ausführungen gebündelt.

Kontext und Begriffsbestimmung von RTW
Gesundheitliche Beeinträchtigungen, d. h. körperliche Behinderungen und/oder psy-
chische Erkrankungen, haben oftmals weitreichende Auswirkungen auf das Leben
des Betroffenen, und mitunter stehen sie der Teilhabe an Leben und Gesellschaft im
Wege (vgl. SGB IX). Teilhabestörungen beziehen sich dabei häufig auch auf die aktive
Ausübung eines Berufs (Winkelmann & van Haasteren 2011, 305 f.). Beispielsweise
kann ein chronisches Rückenleiden oder eine schwere Depression die Arbeitsaus-
übung als Handwerker oder als Bürokraft deutlich erschweren oder gar unmöglich
machen. Entsprechend kommt es aus gesundheitlichen Gründen zu einem (länger-
fristigen) Ausfall aus dem Berufsleben.

Zur Überwindung der Teilhabestörungen können Betroffene in Deutschland bei
Bedarf vielfältige Angebote der medizinischen Rehabilitation in Anspruch nehmen,
um den „Folgen einer Krankheit in Form von Fähigkeitsstörungen und sozialen Beein-
trächtigungen (Behinderung, Erwerbsunfähigkeit, Pflegebedürftigkeit) vorzubeugen,
sie zu beseitigen, zu bessern oder deren wesentliche Verschlechterung abzuwenden“
(Augurzky, Reichert & Scheuer 2011, 7). In Ergänzung kann eine berufliche Rehabilita-
tion als vorbereitende Phase auf den Wiedereinstieg in die Arbeit für Betroffene sinn-
voll sein (vgl. Kapitel 4.2.4 in diesem Buch). Wichtig zu erwähnen ist an dieser Stelle,
dass für die Rückkehr zur Arbeit nicht immer eine berufliche Rehabilitation erforder-
lich ist, da medizinisch-therapeutische Maßnahmen oftmals ausreichend sind, um
die Teilhabestörung zu überwinden (z. B. medikamentöse Behandlung einer Depres-
sion mit begleitender Psychotherapie).

Alle Strukturen, Prozesse und Maßnahmen, die eine möglichst frühzeitige Rück-
kehr zur Arbeit nach einer längeren gesundheitsbedingten Unterbrechung ermög-
lichen, werden in diesem Kontext als RTW bezeichnet (Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin, 2021). Somit setzt RTW konzeptionell zu einem späteren
Zeitpunkt an als der „Stay at work“-Ansatz (vgl. Kapitel 4.3.1. in diesem Buch) und ist
unter Tertiärprävention bzw. Rehabilitation zu verorten, welche darauf abzielt, die Fol-
gen bereits bestehender gesundheitlicher Beeinträchtigungen einzudämmen (Weber
2012, 172).



Spricht man über RTW, so muss grundlegend geklärt werden, „wohin“ die Rück-
kehr stattfinden soll. Denkbar ist beispielsweise, dass angestrebt wird, ein bestehen-
des Arbeitsverhältnis wieder aufzunehmen (Brussig & Schulz 2019, 5). Wenn die
konkrete Tätigkeit im Einzelfall in diesem Kontext aus gesundheitlichen Gründen
nicht mehr geleistet werden kann, sind mehrere Handlungsansätze denkbar: Gegebe-
nenfalls kann ein Arbeitsplatz leidensgerecht angepasst werden (z. B. ergonomische
Anpassungen bei einem Rückenleiden, spezielle Hilfsmittel für sehbehinderte Men-
schen), sodass eine Weiterführung der Tätigkeit möglich bleibt (Revermann & Ger-
linger 2009, 6). Alternativ kann in Interaktion zwischen Arbeitgebenden und Arbeit-
nehmenden innerbetrieblich ein alternatives Tätigkeitsfeld gefunden werden (Job
Carving, vgl. z. B. Scoppetta, Davern & Geyer 2019, 8). Besteht kein Beschäftigungsver-
hältnis (mehr), so kann sich RTW auch auf die Aufnahme und das Aufrechterhalten
eines neuen Arbeitsverhältnisses beziehen – beispielsweise nachdem im Rahmen
einer beruflichen Umschulung ein neues Berufsbild erlernt wurde.

RTW als Teilhabebemühung am Berufsleben
Zur Erklärung, welche Funktion RTW für Betroffene erfüllt, kann das Theoriemodell
der Rehabilitation (Gerdes & Weis 2000, 49) als Grundlage herangezogen werden: Ge-
mäß diesem Modell besteht ein zentrales Ziel der Wiedereingliederung darin, die Ak-
tivität bzw. Partizipation des gesundheitlich beeinträchtigten Menschen an Familie,
Beruf und Gesellschaft zu erreichen, d. h. damit die Teilhabe sicherzustellen. Der indi-
viduelle Gesundheitsschaden (körperlich/psychisch) steht dabei der Teilhabe entgegen.
Als zentraler Mechanismus vermittelt der Bewältigungsprozess des Betroffenen als Me-
diator zwischen der gesundheitlichen Einschränkung und der (eingeschränkten) Teil-
habe. Dies bedeutet, dass der gesundheitlich eingeschränkte Mensch seiner Beein-
trächtigung nicht passiv ausgeliefert ist, sondern (trotz Beeinträchtigung) aktiv auf
seine Teilhabe hinarbeiten kann. Das Modell sieht vor, dass eine Feedbackschleife zwi-
schen Aktivitäten und Partizipation zum Bewältigungsprozess existiert. In diesem
Sinne dauert der Bewältigungsprozess so lange an, bis der gewünschte Zielzustand
erreicht worden ist. Im beruflichen Kontext könnte dies beispielsweise die erfolgrei-
che Rückkehr ins Berufsleben sein.

Auf den Bewältigungsprozess wirken persönliche Ressourcen ein: Diese können auf
psychischer Ebene die individuelle Motivation, die psychische Stabilität oder Coping-
strategien (z. B. zur Stressbewältigung) sein. Auf sozialer Ebene spielen das soziale
Netz, die ökonomische Situation und soziale Sicherung eine Rolle. Gleichzeitig beein-
flussen Umweltfaktoren den Bewältigungsprozess, die Aktivität und Partizipation: So
hat in Deutschland RTW aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht andere Grund-
voraussetzungen als in anderen Ländern. Im späteren Verlauf des Kapitels werden im
Sinne der Umweltfaktoren einige RTW-Strategien vorgestellt, mit denen in Deutsch-
land eine erfolgreiche RTW unterstützt werden kann.

Aus oben genannten Ausführungen lassen sich wichtige Implikationen ableiten:
Ist der Bewältigungsprozess zentral, so erfordert dies zwangsläufig eine bewusste
Auseinandersetzung mit der individuellen körperlichen und/oder psychischen Pro-
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blemlage. Evidenz dafür, dass der aktive Bewältigungsprozess und die damit verbun-
dene Motivation i. S. persönlicher Ressourcen eine wichtige Rolle spielen, konnten
Nübling et al. (2016, 298) anhand von Routinedatenanalysen empirisch belegen: Eine
erfolgreiche RTW konnte unter anderem durch die Eigeninitiative von Rehabilitandin-
nen und Rehabilitanden bei Veranlassung einer (medizinischen) Reha-Maßnahme
vorhergesagt werden.

Gleichzeitig geht mit dem Bewältigungsprozess einher, dass RTW immer ein
behinderungs- bzw. krankheitsspezifisches Geschehen ist. Das heißt, dass die Heraus-
forderungen von RTW ebenso individuell wie die jeweiligen Einschränkungsformen
sind. Relativ gesehen gelingt RTW nach einer (erfolgreich überstandenen) onkologi-
schen oder orthopädischen Beeinträchtigung häufiger als mit einer Herz-Kreislauf-
Erkrankung; vergleichsweise schwerer fällt RTW bei psychischen Erkrankungen
(Nübling et al. 2016, 298). Dies mag insbesondere darin begründet liegen, dass die
(Fehl-)Passung zwischen psychisch beeinträchtigten Arbeitnehmenden und ihrer Tä-
tigkeit nicht unmittelbar einsehbar ist. Zur Identifikation entsprechender Problem-
bereiche können psychische Gefährdungsbeurteilungen zur Beschreibung psychi-
scher Belastungen am Arbeitsplatz anhand standardisierter Messinstrumente helfen
(Hinrichs 2016, 32 f.). Die Durchführung entsprechender psychischer Gefährdungs-
beurteilungen ist seit 2013 gesetzlich vorgeschrieben (ArbSchG, § 5), wird aber bislang
in der betrieblichen Praxis häufig nicht umgesetzt (Beck, Richter, Ertel, & Morschhäu-
ser 2012, 116). Dies kann laut Beck und Kollegen (2012, 117) unter anderem hetero-
genen Definitionen von psychischer Belastung, der Gleichsetzung mit psychischen
Erkrankungen und der daraus resultierenden Stigmatisierung sowie einem Mangel
an Wissen und Qualifikation unter betrieblichen Akteurinnen und Akteuren geschul-
det sein.

Nicht unerwähnt bleiben sollte an dieser Stelle, dass das Gelingen von RTW von
weiteren Ausgangsmerkmalen abhängt (Nübling et al. 2016, 298): So wirkte sich ein
niedrigeres Alter, weniger Krankschreibungen unmittelbar vor sowie in den zwölf
Monaten vor der medizinischen Rehabilitation, möglichst geringe Phasen der Ar-
beitslosigkeit vor der Rehabilitation sowie die günstige Einschätzung der beruflichen
Leistungsfähigkeit bei Reha-Beginn positiv auf eine erfolgreiche RTW aus. Das heißt,
je belasteter bzw. schwieriger die individuelle Ausgangslage des Versicherten ist, desto
deutlicher sinkt die Erfolgswahrscheinlichkeit von RTW.

Stakeholder und Erfolgsgrößen von RTW
Übergeordnet gibt es fünf potenzielle Stakeholder-Gruppen, die von einer erfolgrei-
chen RTW profitieren: die Beschäftigten selbst, Arbeitgeber:innen, Steuerzahler:in-
nen, Sozialversicherungen und die Regierung bzw. Gesellschaft (Young, Wasiak,
Roessler, McPherson, Anema & van Poppel 2005, 544). Die Interessen dieser Stakehol-
der unterscheiden sich voneinander. So hat Arbeit für Beschäftigte persönlichkeits-
prägende, sozialisierende und sinnstiftende Funktionen (Schaper 2014, 517) und stellt
eine wichtige Einnahmequelle dar. Arbeitgeber:innen profitieren von einer erfolgrei-
chen RTW, indem sie wieder auf eine verlässliche und produktive Arbeitskraft zurück-
greifen können. Steuerzahler:innen, Sozialversicherungen und die Gesellschaft wer-
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den durch eine gelungene RTW entlastet bzw. sogar durch sozialversicherungspflich-
tige Beiträge der Betroffenen unterstützt. Insofern kann konstatiert werden, dass
RTW aus vielerlei Gründen erstrebenswert ist (Stichwort: „Reha vor Rente“).

Hinsichtlich der Frage, ob und wann RTW letztendlich erfolgreich ist, herrschen
in der Literatur jedoch unterschiedliche Auffassungen. So beschreiben Bellis et al.
(2007, 4) folgende Indikatoren:

• erster RTW: initiale Rückkehr zur bezahlten Arbeit, unabhängig vom Ausgangs-
gehalt vor der gesundheitlichen Beeinträchtigung;

• dauerhafter RTW: langfristige Rückkehr zur Arbeit ohne weitere gesundheitliche
Unterbrechungen, unabhängig von dem Ausgangsgehalt vor der gesundheit-
lichen Beeinträchtigung;

• vorübergehender RTW: jede Form nicht dauerhafter RTW;
• partieller RTW: Rückkehr zur bezahlten Arbeit, allerdings liegt der Verdienst un-

terhalb des Ausgangsgehalts vor der gesundheitlichen Beeinträchtigung;
• erfolgreicher RTW: höchstmögliche Stabilisierung des Zustandes, Beschäftigung

bei identischer/identischem Arbeitgeber:in wie vor der gesundheitlichen Beein-
trächtigung; gleicher Verdienst wie im Ausgangsgehalt; zusätzlich subjektiv hohe
Zufriedenheit mit allen Aspekten des Lebens

Das Ausgangsgehalt als Erfolgsgröße miteinzubeziehen spiegelt einen Idealzustand
wider. Gerade dann, wenn eine Umschulung in ein neues Berufsbild für RTW erfor-
derlich ist, geht die Realität an diesem Anspruch nicht selten vorbei. Wichtiger ist es
auf Basis o. g. Indikatoren festzuhalten, dass RTW als Momentaufnahme der Rück-
kehr in Arbeit oder aber als länger andauernder Prozess verstanden werden kann,
der erst mit der Rückkehr in Arbeit beginnt. Im Sinne einer möglichst langen Teilhabe-
orientierung – bestenfalls bis zum Eintritt in die Altersrente – sollte dabei aus Sicht
der Autorinnen und Autoren dieses Beitrages der Prozesscharakter von RTW aus-
drücklich Berücksichtigung finden.

Strategien für die Förderung von RTW
Um den Erfolg von RTW zu unterstützen, existieren in Deutschland verschiedene
Handlungsansätze bzw. Strategien (vgl. Umweltfaktoren aus dem Theoriemodell der
Rehabilitation). Diese werden im Folgenden auszugsweise und ohne Anspruch auf
Vollständigkeit skizziert. Welche jeweilige Strategie RTW tatsächlich unterstützen
kann, hängt immer von den individuellen Bedarfen des Einzelfalls ab.

Arbeitsplatzhilfen
Je nach gesundheitlicher Beeinträchtigung wird RTW durch eine fehlende Passung
zwischen den körperlichen und/oder psychischen Voraussetzungen der Arbeitneh-
mer:innen und den Anforderungen des konkreten Arbeitsplatzes bzw. der Arbeitsum-
gebung erschwert bzw. unmöglich gemacht. Möglicherweise können an dieser Stelle
Arbeitsplatzhilfen als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) bereits ausrei-
chend sein, um RTW dauerhaft erfolgreich zu realisieren (talentplus, 2021): Beispiele
können Sehhilfen, Braillezeilen, Sicherheitsschuhe, aber auch spezielle Bürotische
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oder Bürostühle sein. Förderungswürdig sind grundsätzlich alle Arbeitsmittel, die für
die behinderungsgerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes erforderlich sind (z. B. Com-
putersysteme für blinde und sehbehinderte Menschen, spezielle Bürostühle, Hebe-
werkzeuge). Des Weiteren können auch Kosten für die Gestaltung des barrierefreien
Zugangs zur Arbeitsumgebung gefördert werden (z. B. Einbau einer Behinderten-
toilette, Bau von Rampen für Rollstühle). Die Beantragung erfolgt auf Basis des
SchwbAV § 26 und des SGB IX § 50, mögliche Kostenträger können je nach versiche-
rungsrechtlichen Voraussetzungen die Bundesagentur für Arbeit oder die Deutsche
Rentenversicherung sein.

Stufenweise Wiedereingliederung (SWE)
Die stufenweise Wiedereingliederung (SWE), auch bekannt als „Hamburger Modell“,
ist ein seit mehr als drei Jahrzehnten eingesetztes Rehabilitationsinstrument, das un-
ter bestimmten Voraussetzungen bei arbeitsunfähigen Versicherten Anwendung fin-
det. Infrage kommt die SWE ausschließlich für Menschen, die über einen bestehen-
den Arbeitsplatz verfügen, auf den sie grundsätzlich zurückkehren können.

Wenn die teilweise Ausübung der bisherigen Tätigkeit bzw. grundsätzlich ge-
gebener Belastbarkeit ärztlich bescheinigt werden kann und RTW auf Basis einer
schrittweisen Wiederaufnahme der Arbeit eine bessere Erfolgsprognose verspricht, ist
die SWE nach dem 5. und 9. Sozialgesetzbuch (SGB V, § 74; SGB IX, § 44) ein mög-
liches Instrument. Konkret muss die Belastbarkeit so hoch sein, dass der Betroffene
die berufliche Tätigkeit mit Beginn von RTW in einem Zeitraum der nächsten vier
Wochen mindestens zwei Stunden täglich ausüben kann; nach einer stufenweisen
Steigerung der Arbeitszeit im Verlauf der nächsten sechs Monate soll der Betroffene
seine Beschäftigung wieder vollständig aufnehmen können (Haberkamp & Körber,
2013, 34). Indem der direkte Einstieg mit voller Belastung vermieden wird, ermöglicht
die SWE das Austesten und Trainieren der Leistungs- und Belastungsfähigkeit Betrof-
fener am ursprünglichen Arbeitsplatz im Rahmen kürzerer Arbeitsintervalle. Gerade
bei psychischen Erkrankungen stellt die SWE ein probates Mittel zur Unterstützung
von Betroffenen dar. Besonders profitiert diese Zielgruppe durch eine ausdrückliche
Unterstützung durch den Arbeitgeber bei der Umsetzung von SWE und einer inner-
betrieblichen Vertrauensperson als Ansprechpartner:in (Stegmann, Schulz & Schrö-
der 2019, 194). Die positiven Effekte einer SWE können durch die Umsetzung zusätz-
licher Maßnahmenbündel zur Verbesserung der Person-Umwelt-Passung gesteigert
werden (Cullen & Kollegen, 2017, 12). Beispielhaft zu nennen sind Anpassungen der
Arbeitsumgebung sowie die Einführung geregelter Pausen, Erhöhung von Autono-
mie und Kontrolle über die Arbeitsaufgaben oder die Sicherstellung eines angemesse-
nen Anforderungsniveaus der Tätigkeiten.

Kostenträger der SWE-Maßnahme waren in den ersten Jahren nach ihrer Ein-
führung die gesetzliche Krankversicherung und die Arbeitgeber:innen; seit 2004 müs-
sen Arbeitgeber:innen die SWE nicht mehr mitfinanzieren – stattdessen haben im
Falle eines zeitnahen Übergangs von medizinischer Rehabilitation zur stufenweisen
Wiedereingliederung gesetzliche Rentenversicherungsträger die Kosten zu tragen
(SGB IX, § 28). Während der SWE erhalten die Maßnahmenteilnehmer:innen Über-
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gangsgeld oder Krankengeld, je nach Zuständigkeit. Dies hat für die Betroffenen den
Vorteil, dass der Fokus auf der beruflichen Teilhabe liegen kann.

Insbesondere bei Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit ungünstiger Aus-
gangslage und damit einer schlechteren Reintegrationsprognose hat sich die SWE-
Strategie als Erfolg versprechend herausgestellt (Bürger & Streibelt 2011, 178; Bürger
& Streibelt 2013, 71). So konnten Schmitt, Karl und Geigges (2014, 210) im Rahmen
des Projektes „Eilverfahren Psychosomatik“ zeigen, dass 55 Prozent der psychisch er-
krankten Stichprobe mithilfe von SWE ihre Tätigkeit zeitnah nach der Klinikentlas-
sung wieder aufnehmen konnten. Die SWE ist vor diesem Hintergrund eine geeig-
nete Strategie, psychisch erkrankte Beschäftigte zu unterstützen. Der langfristige
Erfolg entsprechender Wiedereingliederungen kann jedoch nur dann gewährleistet
werden, wenn parallel zur SWE eine Überprüfung des Arbeitsplatzes und gegebenen-
falls gesundheitsgerechte Anpassungen stattfinden (Voswinkel 2019, 348).

Anhand von SWE lässt sich auch aufzeigen, wie wichtig die Vernetzung im Reha-
bilitationssystem ist und welcher Bedeutung ein möglichst nahtloser Übergang von
medizinischer Rehabilitation zu RTW bzw. beruflicher Rehabilitation ist: Inwieweit
eine SWE erfolgreich ist, hängt auch von einer effektiven Kooperation und Kommuni-
kation zwischen den beteiligten Rehabilitationseinrichtungen und Ärztinnen bzw.
Ärzten ab (Kohte, 2014, 129). Positive Effekte zeigten sich auch, wenn medizinische
Rehabilitationskliniken ihre Patientinnen und Patienten auf eine mögliche SWE nach
der Rehabilitation vorbereiteten (Bommersbach, Becker, Krampen, Munz, Stock &
Müller, 2015, 166).

Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) stellt ein aktives Monitoring- und
Steuerungsinstrument dar, mit dessen Hilfe Ursachen von Arbeitsunfähigkeitszeiten
frühzeitig identifiziert werden sollen (§ 167 SGB IX). BEM ordnet sich in das Betrieb-
liche Gesundheitsmanagement von Unternehmen ein, da eine enge Verbindung zum
sozialen und technischen Arbeitsschutz und hier insbesondere zu der im Arbeits-
schutzgesetz (§ 5 Abs. 1 ArbSchG) verankerten „Gefährdungsbeurteilung“ besteht.
Diese schreibt vor, dass Arbeitgeber:innen die Pflicht haben, „für die Beschäftigten
mit ihrer Arbeitstätigkeit verbundenen Gefahren zu beurteilen und damit eine
Grundlage für die Entscheidung zu schaffen, welche Arbeitsschutzmaßnahmen zu
ergreifen sind, um die Beschäftigten soweit als möglich zu schützen, beziehungs-
weise etwaige Gefahren zu reduzieren“ (Prümper & Schmidt-Rögnitz 2015, 24).

Seit 2004 müssen Arbeitgeber:innen ein BEM für Arbeitnehmer:innen anbieten,
die länger als sechs Wochen oder wiederholt arbeitsunfähig sind. Ziel ist es, betroffe-
nen Beschäftigten RTW möglichst frühzeitig zu ermöglichen. Hierfür soll gemein-
sam mit weiteren Personen bzw. Ansprechpartnerinnen und -partnern (z. B. Betriebs-
rat, Personalrat, Schwerbehindertenvertretung, Integrationsamt, Betriebsarzt) über-
legt werden, welche Unterstützungsangebote hilfreich sein können – beispielsweise
eine medizinische Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben wie eine
behindertengerechte Arbeitsplatzausstattung bzw. -gestaltung, eine alternative Be-
schäftigung und/oder eine stufenweise Wiedereingliederung.
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Wichtig ist anzumerken, dass die Beschäftigten freiwillig an dem BEM-Verfahren
teilnehmen. Somit sollte es Aufgabe von Arbeitgebenden sein, den Mehrwert eines
BEM-Verfahrens zu erklären und für eine Teilnahme zu werben. Befragungen im
Rahmen repräsentativer Kohortenstudien zeigen jedoch ein anderes Bild für die Un-
ternehmenspraxis und zugleich ein weitaus grundlegenderes Problem: Nur knapp ein
Drittel der Versicherten erhielten überhaupt ein BEM-Angebot; der Rest erhielt kein
solches Angebot, obwohl sie grundsätzlich gesetzlich ein Anrecht hierauf gehabt hät-
ten (Loerbroks, Scharf, Angerer, Spanier, & Bethge 2019, 93). Hier besteht also man-
cherorts noch Handlungsbedarf bei der Umsetzung rechtlicher Vorgaben. Zu berück-
sichtigen ist selbstverständlich bei dieser Beurteilung, dass BEM-Verfahren für
mittlere bis größere Unternehmen aufgrund umfassender Strukturen leichter umzu-
setzen sind als beispielsweise in einem kleinen Handwerksbetrieb. Eine weitere He-
rausforderung stellt nach wie vor das Ausmaß an Informiertheit von Arbeitgebenden
dar – dies bezieht sich sowohl auf BEM als auch auf die möglichen Unterstützungsfor-
men im Rahmen von RTW. Um hier gezielt Aufklärungsarbeit zu leisten, unterhalten
Rentenversicherungsträger:innen entsprechende Beratungsstellen (z. B. Deutsche
Rentenversicherung Westfalen: Betriebsservice Gesunde Arbeit). Insbesondere bei
Menschen mit psychischer Erkrankung gestaltet sich das BEM herausfordernd und
wird von beteiligten betrieblichen Akteurinnen und Akteuren häufig als besonders
problematisch betrachtet (Gröben, Freigang-Bauer, & Barthen 2011, 236). So können
aufseiten betroffener Arbeitnehmer:innen unter anderem Ängste vor Stigmatisierung
bzw. Selbststigmatisierung (z. B. als nicht leistungsfähige Arbeitnehmer:innen) und
aufseiten der Arbeitgeber:innen Unsicherheiten im Umgang mit psychisch erkrank-
ten Beschäftigten (z. B. aufgrund mangelnden Wissens) herrschen. Dies kann zu Vor-
behalten hinsichtlich einer Teilnahme am BEM führen und damit die Maßnahmen-
entwicklung und erfolgreiche Umsetzung des BEM erschweren (Voswinkel 2019, 345;
Pöser, Becke, & Schwerdt 2017, 28–30).

Zusammenfassung
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass RTW die Bemühungen um berufliche
Teilhabe nach einer körperlichen Behinderung oder psychischen Erkrankung wider-
spiegelt. Dabei ist RTW als ein aktiver Prozess zu verstehen, in dem der/die Betrof-
fene sich aktiv um die Bewältigung des Gesundheitsschadens bemühen muss. Dabei
können persönliche Ressourcen und Umweltfaktoren einen positiven Einfluss auf
den Erfolg von RTW haben. Der Einsatz gezielter RTW-Strategien trägt ebenfalls zum
Gelingen von RTW bei. Bezüglich der Erfolgsfaktoren von RTW erscheint vor allem
die Dauerhaftigkeit bzw. Persistenz als wichtiger Indikator (Verdienst von versiche-
rungspflichtigen Beiträgen). Einen Überblick zum Beitrag bietet Abbildung 1.
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Übersichtsgrafik mit wichtigen Begrifflichkeiten in Bezug auf RTW (eigene Übersicht der Auto-
rinnen und Autoren auf Basis des Beitrages)

Einen vielversprechenden Ansatz zur Umsetzung von RTW im Kontext besonders
schwerer gesundheitlicher Beeinträchtigungen stellt Supported Employment (Unter-
stützte Beschäftigung) dar (siehe den entsprechenden Beitrag in diesem Band).
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4.3.2.2 Return to work – Konzepte, Handlungsansätze und Forschungsbefunde

4.3.2.2.1 Return to work – Fokus Supported Employment

Katarina Stengler & Thomas Becker

Hintergrund
Die zentrale Bedeutung von Arbeit und Beschäftigung für alle Menschen, auch dieje-
nigen mit psychischen Erkrankungen, ist unumstritten. Ebenso gilt es als unstrittig,
dass Arbeit positive Auswirkungen auf die psychische Gesundheit schwer psychisch
erkrankter Menschen hat, weil sie neben der Schaffung existenzieller Grundlagen
positiven Einfluss auf den Erhalt sozialer Kontakte, die Lebensqualität und die Auto-
nomie nimmt. Nachvollziehbar steht Verlust von Arbeit und Beschäftigung für nega-
tive Auswirkungen auf psychisches Befinden, soziale Sicherheit und damit für die
Gefahr sozialer Exklusion psychisch erkrankter Menschen. Besonderes Augenmerk
wurde daher in den letzten Jahren auch auf die negativen Auswirkungen von psychi-
scher Krankheit auf die Arbeits- und Erwerbsfähigkeit gelegt: Psychische Erkrankun-
gen sind die zweithäufigste Ursache von Arbeitsunfähigkeit (AU), wobei sich in den
letzten 20 Jahren die AU-Tage aufgrund psychischer Erkrankungen etwa verdoppel-
ten. Der Anteil anderer Erkrankungen an den AU-Tagen ist zeitgleich deutlich gesun-
ken. Zudem liegt der Anteil psychischer Erkrankungen an der Erwerbsminderung in
Deutschland mit mehr als 30 Prozent deutlich höher als bei anderen chronischen Er-
krankungen (Westcott et al. 2015).

Nach wie vor arbeitet ein großer, weiterhin zunehmender Teil der schwer psy-
chisch erkrankten Menschen unter geschützten Bedingungen, etwa in Werkstätten
für behinderte Menschen (WfbM). Angesichts des in Deutschland umfangreichen
und vielgestaltigen Rehabilitationssystems verwundert es umso mehr, dass Menschen
mit schweren psychischen Erkrankungen demnach nicht oder unzureichend von be-
ruflichen Integrationsmaßnahmen profitieren, die auf einen primären Zugang zum
ersten Arbeitsmarkt fokussieren. Das vielgestaltige Rehabilitationssystem selbst
scheint eine Ursache für diesen Umstand zu sein: Die strukturelle Besonderheit in
Deutschland, dass es zwar eine hohe Differenziertheit der Angebote gibt, diese aber
zugleich mit einer starken Zergliederung der Rehabilitationsmöglichkeiten einher-
geht, schafft viele Schnittstellen, Hürden und Barrieren für die Nutzer:innen. Damit
präsentiert sich nach wie vor ein Versorgungssystem, welches Prävention, Kurative
Behandlung, Rehabilitation und Pflege nacheinander schaltet und kaum barriere-
freie, individuell und bedarfsorientierte Übergänge in einem fachlich eindeutig gefor-
derten Versorgungskontinuum zulässt (Stengler et al. 2014).

Die Form und Methode beruflicher Rehabilitationsmaßnahmen ist ein weiterer
Aspekt, der ganz entscheidend die Erfolgsquoten bzgl. Arbeitsmarktintegration be-
einflusst. Die S3-Leitlinie Psychosoziale Therapien bei schweren psychischen Erkran-
kungen der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheil-
kunde (DGPPN 2019) behandelt unter den Systeminterventionen das Thema „Ar-
beitsrehabilitation und Teilhabe am Arbeitsleben“. Einen großen Stellenwert nimmt



dabei die Gegenüberstellung der Ansätze traditioneller beruflicher Rehabilitation,
sog. „Pre-vocational Training“ und der unterstützten Beschäftigung im Sinne des sog.
„Supported Employment“ (SE) ein. Supported Employment meint in Bezug zur damit
verbundenen internationalen Evidenz bezüglich aller relevanten arbeitsplatzbezoge-
nen Parameter die unmittelbare Platzierung auf einen ersten Arbeitsmarkt ohne (län-
gere) Vorbereitungs- oder Wartezeit („first place, then train“) mit professioneller Un-
terstützung durch sogenannte Jobcoaches. Das prioritäre Ziel ist eine permanente
bezahlte Beschäftigung auf dem normalen Arbeitsmarkt. Dieser Ansatz wurde bereits
in den 1980er-Jahren in den USA entwickelt (Bond et al., 1997) und hat sich seitdem
in vielen, insbesondere angloamerikanischen Ländern gut etabliert (DGPPN, 2019).
In Deutschland wird aktuell stark auf das Prinzip des sogenannten „first train then
place“-Ansatzes orientiert, bei dem zunächst vorbereitende Arbeitstrainingsmaßnah-
men im geschützten Rahmen stattfinden, um dann bei ausreichenden Trainingseffek-
ten eine Arbeitsstelle auf dem freien Arbeitsmarkt zu suchen. Dies mag ein weiterer
Grund sein, weshalb psychisch erkrankte Menschen in Deutschland bislang noch zu
geringe Integrationschancen auf dem ersten Arbeitsmarkt haben. Erfreulich ist je-
doch die Tendenz, dass in jüngster Zeit Supported-Employment-Angebote oder an
dieses Prinzip eng angelehnte Modelle und darauf orientierte Konzeptmerkmale in
einigen etablierten Rehabilitationsangeboten in Deutschland, z. B. in BTZ und RPK-
Einrichtungen, zunehmend mehr Berücksichtigung finden (Stengler et al. 2021). Es
wird spannend sein, in welchem Verhältnis zu Umfang, Art und Intensität dieser SE-
Angebote erfolgreiche Arbeitsintegration von Menschen mit schweren psychischen
Erkrankungen zukünftig in Deutschland gelingen kann.

Methode SE und Internationale Evidenz

Methode
Die S3-Leitlinie Psychosoziale Therapien (DGPPN 2019) definiert Ansätze zur beruf-
lichen Rehabilitation als alle psychosozialen Interventionen, die systematisch eine
Verbesserung der Arbeits- und Beschäftigungssituation psychisch kranker Menschen
zum Ziel haben (Reker & Eikelmann 2004). Dabei werden vor allem zwei methodische
Ansätze grundsätzlich unterschieden: Der Ansatz nach dem Prinzip des Pre-Voca-
tional-Training („PVT“, vorbereitendes (Arbeits)training) umfasst vor dem anvisierten
Eintritt in den ersten Arbeitsmarkt zunächst vielgestaltige berufsvorbereitende Maß-
nahmen, die von Arbeitstherapie über berufliches Training, betriebliche Praktika bis
zu einer übergangsweisen Beschäftigung in einem geschützten Arbeitsverhältnis ge-
hen können (Reker & Eikelmann 2004; Matschnig et al. 2008). Dieser traditionelle An-
satz (als „First-Train-Then-Place“ bezeichnet) ist in Deutschland stark verbreitet und
kann auf belegbare Effekte hinsichtlich beruflicher Integration unter den Gegebenhei-
ten des deutschen Sozialsystems verweisen (Watzke et al. 2009). Er steht seit einigen
Jahren in besonders kritischer Diskussion, seit der SE-Ansatz überzeugende Evidenz
und deutliche Überlegenheit bzgl. beruflicher Integrationsraten im internationalen
Vergleich aufzeigen konnte (Stengler et al. 2014).

Das Supported-Employment-Modell (Bond et al. 1997a) fokussiert inhaltlich auf
die rasche Platzierung auf einen Arbeitsplatz des ersten Arbeitsmarktes, wobei dort
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eine zeitlich nicht limitierte Unterstützung durch einen spezialisierten Job-Coach er-
folgt. Der Job-Coach steht in engem Kontakt zu gemeindepsychiatrischen Behand-
lungsteams, was die notwendige Vernetzung von psychiatrischer Behandlung im en-
geren Sinne und Jobcoaching bei diesem Ansatz voraussetzt. Die Platzierung auf den
Arbeitsplatz erfolgt individuell unter Berücksichtigung der Präferenzen des Patienten
bzw. der Patientin in Betriebe und Unternehmen, in welchen definitionsgemäß die
Mehrheit der Arbeitnehmer:innen nicht behindert sein soll. Auf eine (längere) Vorbe-
reitungs- oder Trainingsphase wird in aller Regel verzichtet. Die Patientinnen und
Patienten arbeiten in einem zeitlichen Mindestumfang von 50 Prozent unter den all-
gemeinen Wettbewerbsbedingungen des ersten Arbeitsmarktes und erhalten eine ta-
rifliche Bezahlung (Bond et al. 1997a). Die Arbeitsverhältnisse können unbefristet
sein, was ein wichtiger Prädiktor für den Erfolg dieser Art von beruflicher Integration
zu sein scheint. Die am besten untersuchte Form von Supported Employment ist die
manualisierte Version, das sog. Individual Placement and Support (IPS) (Drake et al.
2014).

Beim IPS handelt es sich um eine komplexe Intervention, die wesentliche
Grundlagen psychiatrischen Handelns wie Recovery, Empowerment, Beziehungsge-
staltung und Partizipative Entscheidungsfindung einbezieht. IPS basiert auf dem
Grundsatz, Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen chancengerecht
Wahlfreiheit zu ermöglichen und niemanden mit Interesse an einer Tätigkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt bzw. einer regulären Ausbildung auszuschließen. Für die
Umsetzung dieses Anspruchs sind im IPS acht Kernprinzipien definiert (Drake et al.
2012). Im Rahmen einer von der DGPPN in Auftrag gegebenen Task Force IPS wur-
den diese Kernprinzipien aus dem Englischen übersetzt und in einem Positions-
papier dieser TF zusammengefasst (Stengler et al. 2021).

Diese acht Kernprinzipien von Individual Placement and Support nach Drake
et al. (2012) beinhalten folgende Schwerpunkte:

• Prioritäres Ziel von IPS ist das Erreichen und Erhalten von bezahlter Arbeit auf
dem allgemeinen (ersten) Arbeitsmarkt.

• Jeder Mensch mit einer psychischen Erkrankung, der Interesse hat, eine Arbeit
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen, kann das Angebot in An-
spruch nehmen („zero exclusion“).

• Arbeitsbezogene und klinische Leistungen werden integriert erbracht, wobei ein
IPS-Jobcoach maximal zwei Behandlungsteams angehören soll.

• Die Arbeitsplatzsuche ist an den individuellen beruflichen Präferenzen ausge-
richtet, was die Wahlfreiheit der Teilnehmenden beinhaltet.

• Zügige Arbeitsplatzsuche ist eine wesentliche Grundlage von IPS (i. d. R. inner-
halb von 30 Tagen).

• Arbeitsplätze werden erschlossen durch Vernetzung mit Betrieben des allgemei-
nen Arbeitsmarktes und gezielte Suche nach Betrieben, die den Präferenzen der
IPS-Teilnehmenden entsprechen.

• Es erfolgt ein langfristiger und wenn nötig unbefristeter Support der Teilneh-
menden durch den IPS-Coach.
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Zur Erhebung der Programmtreue des IPS hat sich die sog. IPS Fidelity Scale (Bond
et al. 1997b) bewährt, die eine gute Implementierungshilfe darstellen kann, um die
Evidenz von IPS in der Versorgungspraxis zu verankern (Stengler et al. 2021). Durch
die damit erreichte Operationalisierung der IPS-Kernprinzipien werden Vorausset-
zungen geschaffen, IPS-Programme miteinander zu vergleichen und die Eingliede-
rungsresultate entsprechend einzuordnen. Die ursprüngliche, erste Version dieser Fi-
delity Scale wurde in den USA mit 15 Items entwickelt (Bond et al. 1997b; Bond et al.
2000). 2012 wurde sie mit der IPS-25 Scale erweitert und modifiziert (Bond et al.
2012b; Swanson & Becker 2013). Die Grundstruktur beider Versionen ordnet die Prin-
zipien des IPS in drei Domänen 1. Personal, 2. Organisation, 3. Leistungen und ihre
Ausprägung auf einer 5-stufigen Likert-Skala zu. Es liegt eine deutsche Übersetzung
der originären IPS-25 Skala aus dem MOSES-Projekt in unveröffentlichter Form vor
(Stengler & Becker 2016), die z. B. im Rahmen der BMAS-geförderten rehapro-Initia-
tive (https://www.modellvorhaben-rehapro.de/DE/Home/home_node.html (Abruf
vom 21.10.2021)) in IPS-Projekten in Deutschland Anwendung findet. Die Kriterien
der IPS Fidelity Scale sind auf die Integration multiprofessioneller psychiatrischer
Versorgungsleistungen ausgerichtet. Dabei korrespondiert die Programmtreue mit
dem Eingliederungserfolg auf den allgemeinen Arbeitsmarkt; je höher diese ausfällt,
desto besser ist der Outcome (Bond et al. 2011; Kim et al. 2015; Lockett et al. 2016).
Darüber hinaus wirken Kontextfaktoren wie das Gesundheits- und Sozialversiche-
rungssystem inkl. der sogenannten Wohlfahrtsfallen (welfare trap) sowie Arbeits-
marktcharakteristika.

Evidenz
Die bisherige Evidenz zu IPS als arbeitsrehabilitative Maßnahme im internationalen
Kontext verweist mittlerweile auf zahlreiche hochwertige randomisiert kontrollierte
Studien, darunter auch Arbeiten aus dem deutschsprachigen Raum. In der aktuellen
S3-Leitlinie Psychosoziale Therapien (DGPPN 2019) werden die Ergebnisse nach qua-
litativ hochwertigen systematischen Recherchen zusammengefasst und zeigen na-
hezu durchgehend eine Überlegenheit von SE bezüglich arbeitsbezogener Zielgrößen
(DGPPN 2019).

Die Ergebnisse aus Übersichtsarbeiten bestätigen zudem, dass Menschen mit
schweren psychischen Erkrankungen unter der Bedingung von IPS mindestens dop-
pelt so hohe Raten kompetitiver Beschäftigung erzielen im Vergleich zu denjenigen,
die unter der Bedingung alternativer beruflicher Rehabilitationsansätze Unterstüt-
zung bekamen (NICE-Guideline 2014; Twamley EW et al. 2003; Bond GR et al. 2008;
Kinoshita Y et al. 2013; Suijkerbuijk YB et al. 2017).

Auch konnten in Studien von Hoffmann et al. (2014) oder Cook et al. (2016) an-
haltend positive Effekte von SE über einen längeren Zeitraum nachgewiesen werden,
was große Hoffnung weckt im Hinblick auf langfristige Perspektiven dieser Form der
beruflichen Integration.

Die S3-Leitlinie Psychosoziale Therapien nimmt in ihrem aktuellen Update auch
jüngere Studien in den Fokus, die Mechanismen und Strategien untersucht haben,
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von denen ein Effekt auf die Wirksamkeit von SE nicht nur hinsichtlich des Erlan-
gens, sondern auch des Haltens einer Beschäftigung angenommen wird. Dabei
kommt insbesondere kognitiven Trainingsprogrammen eine größere Bedeutung zu,
die relevante positive Effekte auf arbeitsbezogene Zielgrößen haben können (Chan
et al. 2015).

Zunehmend wurde SE auch in der Kombination mit Maßnahmen zur Verbesse-
rung berufsbezogener sozialer Fertigkeiten überprüft, welche in Summe auf eine
Stärkung der Teilnehmer:innen, den Arbeitsplatz zu behalten, mit möglichen Stresso-
ren besser umzugehen und die Arbeitszufriedenheit zu erhöhen, abzielen (Kalkan
et al. 2009). Obgleich dazu eine aktuelle Studie auf gewisse Langzeiteffekte durch inte-
grierte Interventionen von SE und ein spezifisches Training sozialer Fertigkeiten ver-
weist (Tsang et al. 2010), fordern die Autorinnen und Autoren eines ebenfalls aktuel-
len Cochrane Reviews gleichzeitig weitere qualitativ hochwertige Studien für eine
stärkere Konsolidierung dieser Befunde (Suijkerbuijk et al. 2017).

Umsetzung in Deutschland – Herausforderungen und Hürden
Insbesondere im Zuge des erneuten Evidenzbelegs für SE im Update der S3-Leitlinie
Psychosoziale Therapien 2019 (DGPPN 2019) verstärkte sich die breite Fachdiskussion
zur Übertragbarkeit von SE auf den deutschen Versorgungsalltag unter den gegebe-
nen sozialrechtlichen, strukturellen und politisch getragenen Verhältnissen (Stengler
et al. 2021). Dabei entstand vor allem ein Spannungsfeld zwischen den etablierten,
eher traditionell aufgestellten Rehabilitationseinrichtungen bzw. deren Akteurinnen
und Akteuren und innovativen, forciert auf den internationalen Forschungskontext
orientierten Pilot- und Modellprojekten. Die Fachgesellschaft DGPPN hat in diesem
Prozess mit einem Positionspapier zur Übertragbarkeit von SE auf den deutschen
Versorgungskontext ein wichtiges Zeichen gesetzt (Stengler et al. 2021): Eine Task
Force hatte zum Ziel, auf Basis der internationalen Evidenz Qualitätsparameter für
Supported Employment zu definieren und Hürden bei der Umsetzung in Deutsch-
land zu untersuchen, um die Umsetzung im deutschen Versorgungskontext zu for-
cieren. Dabei sollten die in Deutschland laufenden Entwicklungen, die meist unab-
hängig und oft ohne Bezug zur internationalen IPS-Forschung stattfinden, in die
Positionierung der Task-Force umfänglich einbezogen werden.

In dem publizierten Positionspapier (Stengler et al. 2021) wird bilanziert, dass
sich in der Methode des IPS bedeutsame Impulse für die Weiterentwicklung der be-
ruflichen Integration und Verbesserung der arbeitsbezogenen Teilhabe für Menschen
mit psychischen Erkrankungen in Deutschland finden lassen und in bestehende Re-
habilitationsangebote einfließen sollten. Sozialrechtliche, strukturelle und institutio-
nelle Hürden müssen überwunden werden, um diesen Prozess erfolgreich umsetzen
zu können, was aus der Perspektive der Task Force SE durchaus erfolgreich sein kann.
Dabei müssen Stärken, Schwächen, Hürden und Chancen des IPS-Ansatzes – unab-
hängig von der unstrittigen, überragenden Evidenz – überprüft und gut abgewogen
werden, die in dem Positionspapier der DGPPN Task Force SE sehr differenziert auf-
geführt sind (Stengler et al. 2021).
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In der deutschen Rehabilitationslandschaft gibt es ein breit gefächertes, vielge-
staltiges Angebot von Ansätzen und Maßnahmen, das für die meisten Menschen mit
schweren psychischen Erkrankungen Möglichkeiten der Förderung von beruflicher
Teilhabe vorhält und gute Integrationsergebnisse erzielen kann. Dabei sind auch
einige stark an IPS angelehnte Angebote etabliert (Jäckel et al. 2016, 2017; Nischk et al.
2019; Stengler et al. 2017). Zum aktuellen Zeitpunkt stellt sich die Frage, was und in
welcher Form von dem IPS-Ansatz auf die deutsche Regelversorgung und deren Spe-
zifika übertragbar ist bzw. in die bestehenden Angebote einfließen kann. Es geht nicht
darum weitere, zusätzliche, neue Maßnahmen zu schaffen, sondern bestehende an-
ders zu gestalten. Dazu sind Systemkomponenten relevant, unterschiedliche Akteu-
rinnen und Akteure einzubeziehen und gemeinsame Ziele zu definieren (Stengler
et al. 2021).

Eine der großen Herausforderungen dürften dabei die gesetzlichen Grundlagen
in Deutschland darstellen, welche eine rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit
und Finanzierung, wie sie für eine am Bedarf des einzelnen Individuums orientierte
Teilhabeförderung nötig ist, erschweren und partiell unmöglich machen (Stengler
et al. 2014). Hier hat auch das seit 2017 geltende Bundesteilhabegesetz keine durch-
greifenden Veränderungen gebracht, selbst wenn Tendenzen eines Perspektivwech-
sels erkennbar sind (BTHG 2017).

In Zukunft wird es vor allem darauf ankommen, den auf einem Versorgungskon-
tinuum aufgezeigten individuellen Hilfebedarf psychisch erkrankter Menschen auf-
zunehmen und ihm mit funktional, im besten Fall multiprofessionell und mobil auf-
gestellten Angeboten zu begegnen (Stengler et al. 2021). Dies bedeutet Maßnahmen
zur beruflichen und sozialen Teilhabeförderung nicht am Ende der Versorgungskette,
sondern regelhaft am Beginn der Erkrankung, die mit frühen Teilhabeeinschränkun-
gen einhergehen kann, im Repertoire der psychiatrisch-psychotherapeutischen Ver-
sorgung zu etablieren, wie mit dem Teilhabekompass der DGPPN adressiert (www.
teilhabekompass.de DGPPN 2016 (Abruf vom 23.12.2021)).

IPS hat ein großes Potenzial, die berufliche Teilhabe schwer psychisch erkrankter
Menschen zu verbessern – überall, auch in Deutschland. Dies setzt in erster Linie
wohlwollenden Optimismus bei allen Akteurinnen und Akteuren voraus und den
Willen, bestehende Hürden und Hindernisse zu analysieren und schrittweise, aber
stetig zu überwinden. Die Gruppe der in dieser gemeinsamen Zieldefinition Agieren-
den muss politische Entscheidungsträger:innen, Kostenträger:innen und Leistungser-
bringer:innen, psychiatrisch-psychotherapeutisch Professionelle, aber auch Betrof-
fene und Angehörige mit ihren Gremienvertretern einbeziehen.
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4.3.2.2.2 Return to work – Hintergrund, Bedeutung, Aktualität und eine
Arbeitsdefinition

Ernst von Kardorff

Der Kontext
Die Rückkehr in Arbeit/Return to Work (RTW) und in eine möglichst nachhaltige
Beschäftigung/Stay at Work (SaW) von voraussichtlich dauerhaft gesundheitlich in
ihrer Leistungsfähigkeit beeinträchtigten und damit chronisch erkrankten bzw. von
Behinderung bedrohten oder behinderten Arbeitnehmenden ist in ein komplexes
Verlaufsgeschehen eingebettet. Dies ist unter anderem charakterisiert durch Zeiten
des Präsentismus vor einer Erkrankung, Phasen der Akutbehandlung krankheit-
bedingter Arbeitsunfähigkeit, Krisen, Zugang in die nachfolgende medizinische und/
oder berufliche Rehabilitation und den Bemühungen zur nachhaltigen Rückkehr auf
den alten oder einen neuen Arbeitsplatz; im ungünstigen Fall kann es nach der Reha-
bilitation zu fortgesetzten Phasen der Krankschreibung oder zu Arbeitslosigkeit kom-
men oder auch zu einem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Arbeitsleben.

An diesem Prozessgeschehen sind die Träger der Sozialen Sicherung, die Leis-
tungserbringer der medizinischen und beruflichen Rehabilitation, die Betriebe und
die betroffenen Arbeitnehmer:innen mit jeweils eigenen Interessen, Ressourcen und
Handlungsformen beteiligt. Bedeutung und Aktualität des Themas zeigen sich in fol-
genden Dimensionen und Entwicklungstendenzen.

Bedeutung und Aktualität von RTW und SaW
RTW und SaW werden von gesetzlichen Rahmenbedingungen bestimmt. Übergreifend
ist hier die 2009 von der Bundesregierung ratifizierte UN-Behindertenrechtskonven-
tion relevant: In Art. 27 wird als Inklusionsziel die Förderung der Teilhabe behinderter
oder von Behinderung bedrohter Menschen am Arbeitsleben als verbindliche staat-
liche Aufgabe postuliert (BMAS 2016a; BMAS 2016b, Kap. 3.1). Das SGB IX (§ 44;
§§ 49–61, § 111 SGB IX)1 benennt die konkreten Ansprüche auf Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben und zur medizinischen Rehabilitation (SGB IX § 42) von Behinde-
rung bedrohter und behinderter Menschen. Mit Blick auf das sozialpolitische Ziel des
Beschäftigungserhalts und die Bemühungen zu RTW und SaW definiert das SGB VI
§ 9 den gesetzlich normierten Vorrang der Rehabilitation vor Rente, mit dem ein vorzei-
tiges Ausscheiden aus dem Arbeitsleben in eine Erwerbsminderungsrente verhindert
werden soll. Aus der Perspektive der betroffenen Menschen ist das in § 8 SGB IX ver-
ankerte Wunsch- und Wahlrecht bei der konkreten Ausgestaltung der Rehabilitations-
leistungen bedeutsam. Damit erhalten die individuellen Lebensumstände, die bei
allen Teilhabeleistungen zu beachten sind („Personenzentrierung“), und das Selbstbe-
stimmungsrecht einen herausgehobenen Stellenwert.

Unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten stellen lange Zeiten der Arbeitsunfä-
higkeit (Badura u. a. 2019) und das vorzeitige Ausscheiden qualifizierter Arbeitneh-

1 Alle zitierten Gesetzesparagrafen finden sich unter: https://www.gesetze-im-internet.de/ oder in der Gesetzessammlung
von Stascheit (2021).

https://www.gesetze-im-internet.de/


mer:innen einen bedeutenden Kostenfaktor dar. Nicht zuletzt deshalb besteht inzwi-
schen vor allem bei größeren Betrieben ein Interesse an koordinierten und mit
Rehabilitationseinrichtungen abgestimmten Strategien zum RTW. Sie belegen einen
ökonomischen und auch einen sozialen Return on Investment für das Betriebliche
Eingliederungsmanagement (SGB IX § 167) (z. B. Faßmann & Emmert 2010). Auch für
die Kostenträger der medizinischen und beruflichen Rehabilitation ergibt sich ein Re-
turn on Investment: Die nach RTW geleisteten Beitragszahlungen aus sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung übersteigen in der Summe die Kosten für Rehabilita-
tion und Erwerbsminderungsrenten (z. B. Krischak u. a. 2019; ISSA-Studie 2019).

Unter strukturellen Aspekten hat der Bedarf an Weiterbeschäftigung von qualifi-
zierten und mit den Betriebsabläufen vertrauten Mitarbeitenden mit gesundheit-
lichen Problemen angesichts des regionalen und branchenspezifischen Fachkräfte-
mangels, alternder Belegschaften und des hinausgeschobenen Renteneintrittsalters
zu verstärkter Forschung und Strategieentwicklung beim RTW beigetragen.

Auch epidemiologische Veränderungen verweisen auf die Bedeutung des RTW. Die
Zunahme chronischer Erkrankungen im mittleren Berufsalter (Knieps & Pfaff 2015;
Güthlin, Köhler & Dieckelmann 2020) führt zu längeren Zeiten der Arbeitsunfähig-
keit und zu Funktionsbeeinträchtigungen im Berufsleben, aber auch im Alltag (Ba-
dura u. a. 2019). Nach repräsentativen Befragungsdaten ist die Anzahl der 45- bis 64-
Jährigen mit subjektiv berichteten gesundheitlichen Beeinträchtigungen von 2005 bis
2013 von 3,9 Mio. auf 4,7 Mio. Personen gestiegen, eine Steigerung um 22 Prozent
(BMAS 2016). Diese Steigerung verdankt sich vor allem Diagnosen der „Common
Mental Disorders“, insbesondere von affektiven (ICD-10, F-30 – 39) und neurotischen,
stressbedingten und somatoformen Störungen (ICD-10, F-40–48). Auf diese geht auch
ein deutlicher Anstieg der Erwerbsminderungsrenten zurück: Während ihr Anteil
1993 nur 15,3 Prozent betrug, waren es 2018 bereits 42,7 Prozent; nur ca. 50 Prozent
der Personen aus dieser Gruppe ist ohne vorherige Inanspruchnahme von Reha-Leis-
tungen aus dem Erwerbsleben ausgeschieden (Hesse u. a. 2019).

Unter einer psychologischen und sozio-kulturellen Perspektive korrespondiert die
zentrale Rolle von Arbeit in einer um Erwerbsarbeit zentrierten Gesellschaft mit der
subjektiv empfundenen Bedeutsamkeit der Teilhabe am Arbeitsleben. Sie sichert
Statuserhalt, Kompetenz- und Selbstwirksamkeitserleben, strukturiert den Alltag,
gewährleistet soziale Kontakte, Anerkennung und Einbindung, vermittelt ein Gefühl
von Normalität und Zugehörigkeit, trägt zur Sinngebung bei und bestätigt das Be-
wusstsein dafür, „notwendig“ zu sein (Dörner 1995). Nicht zuletzt ist Erwerbsarbeit
die Grundlage für die materielle Existenzsicherung als Voraussetzung zu selbstbe-
stimmter gesellschaftlicher Teilhabe (von Kardorff & Ohlbrecht 2015). Aus all diesen
Gründen möchte eine Mehrzahl der betroffenen Menschen wieder ins Arbeitsleben
zurückkehren.

Eine Arbeitsdefinition von Return to Work
Return to Work bezeichnet erstens das quantitative Ergebnis, den „outcome“ des RTW,
gemessen an Kriterien wie der erfolgreichen Rückkehr in ein sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis oder in eine existenzsichernde Selbstständigkeit,
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an der Dauer der Beschäftigung – möglichst in einer längeren Zeitperspektive 6, 12
oder 24 Monate nach einer Rehabilitation – oder, negativ, an einem Folgeantrag auf
eine Erwerbsminderungsrente. Zweitens bezeichnet RTW den gesamten Verlaufs-
prozess einschließlich der biografischen Entwicklung und der Lebenssituation der
Betroffenen (von Kardorff 2021; Bartel 2019). Schließlich vollziehen sich Return to
Work-Prozesse innerhalb struktureller Rahmenbedingungen. Erst die Vielfalt dieser
Perspektiven zeigt fördernde und hemmende Faktoren in ihrem Zusammenspiel, ver-
knüpft individuelle Lebenssituation, Symptomschwere, Krankheitsverlauf und indivi-
duelles Bewältigungsverhalten mit strukturellen Aspekten wie Arbeitsanforderungen,
Unternehmenskultur, regionaler Arbeitsmarkt oder Angeboten des Gesundheits- und
Rehabilitationssystems.

Ein kurzes Resümee des Forschungsstands
Etwa seit Beginn der 2000er-Jahre erscheinen vermehrt wissenschaftliche Beiträge
zum RTW; die Mehrzahl der Studien stammt vor allem aus dem skandinavischen
Raum; wichtige Beiträge kommen darüber hinaus aus Kanada und den Niederlanden,
und bereits 2013 erschien das erste deutschsprachige Handbuch zum Return to Work
(Weber, Peschkes & de Boer 2013). Mittlerweile sind die Forschungsarbeiten, Pro-
gramme und Modellversuche wie etwa die vom BMAS bei den Arbeitsagenturen und
der Deutschen Rentenversicherung geförderten RehaPro-Projekte (https://www.
modellvorhaben-rehapro.de/DE/Home/home_node.html), nationale (z. B. https://
www.psyga.info/; WAI-Netzwerk (Abruf vom 23.12.2021)) und lokale Vernetzungsini-
tiativen sowie Empfehlungen und Handreichungen für betriebliche Akteurinnen und
Akteure, u.a. im Rahmen des Betrieblichen Eingliederungsmanagements (z.B. Gie-
sert, Reuter & Liebrich 2018), kaum noch zu überblicken.

Die Mehrzahl der Studien nimmt zunächst den erkrankten Menschen in den
Blick (vgl. Arling u. a. in diesem Band): Untersucht werden etwa Anpassungsfähig-
keit, Flexibilität, Vulnerabilität und Motivation, erworbene Persönlichkeitseigenschaf-
ten und Haltungen, die Passung zwischen individuellen Fähigkeiten und Arbeitsauf-
gaben („person-environment-fit“) oder die Auswirkungen krankheitsbedingter Funk-
tionsbeeinträchtigungen. Die Ergebnisse dieser auch mit Blick auf professionelle
Interventionen zur Unterstützung individueller Krankheitsbewältigung gewählte For-
schungsperspektive tendieren oft zu einer einseitigen Individualisierung und Ver-
nachlässigung der Umfeldbedingungen in Arbeitswelt und Familie. Wichtige Themen
sind zudem Fragen der Veröffentlichung der Krankheit oder Behinderung im Betrieb
oder der Umgang mit verminderter Leistungsfähigkeit (z. B. realistische Selbstein-
schätzung), geringerem Lohn und Statusverlust. Viele Untersuchungen konzentrie-
ren sich auf die Wirksamkeit einzelner Reha-Maßnahmen, teils mit Bezug auf ein-
zelne Krankheitsbilder, teils mit Blick auf die institutionellen Voraussetzungen und
Abläufe. Weit weniger Studien existieren bislang zum betrieblichen Umfeld, zum Zu-
gang zur Rehabilitation oder zu den sozialpolitischen (z. B. Brussig & Schulz 2019)
und rechtlichen Rahmenbedingen (z. B. Wansing, Welti & Schäfers 2018).
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Zusammenfassend haben sich folgende Förderfaktoren und Gelingensbedin-
gungen für einen erfolgreichen RTW herauskristallisiert:

Personale Faktoren
• hoher subjektiver Stellenwert von (Berufs-)Arbeit;
• Wunsch nach Rückkehr in Arbeit trotz gesundheitlicher Beeinträchtigung;
• finanzieller Druck zum RTW trotz bedingter Gesundheit (z. B. wegen der Finan-

zierung der Ausbildung von Kindern oder zur Erfüllung der Anwartschaftszeiten
für eine auskömmliche Altersrente);

• vorhandene Partnerschaft und gute soziale Einbindung;
• offener Umgang mit der Krankheit/Behinderung;
• weitgehend abgeschlossene Krankheitsverarbeitung und etablierte Routinen

beim Umgang (Coping) mit den Krankheitssymptomen;
• realistische Einschätzung der verbliebenen Leistungs- und Belastungsfähigkeit;
• Bereitschaft zur Inanspruchnahme von Hilfsangeboten;
• Kompetenz und Flexibilität beim Aushandeln der Bedingungen für eine Rück-

kehr in Arbeit;
• positive Gesundheitserwartung und Zukunftsperspektiven.

Strukturelle Faktoren:
… im Betrieb:

• Generelle Bereitschaft zur (Weiter-)Beschäftigung von Mitarbeitenden mit be-
dingter Gesundheit;

• ausreichende Information über RTW und Beschäftigungssicherung;
• inklusions- und diversitätssensible Unternehmenskultur;
• Information, Vorbereitung und Einbeziehung der Kolleginnen und Kollegen in

den Rückkehrprozess;
• Größe des Betriebs: Ressourcen, Umsetzungsmöglichkeiten, Arbeitszeitflexibili-

tät, leidensgerechte Arbeitsplatzgestaltung;
• Unterstützung durch Vorgesetze, Betriebsrat und Schwerbehindertenvertretung;
• Berücksichtigung arbeitskultureller Traditionen;
• Kooperationsbereitschaft mit dem Gesundheits- und Rehabilitationssystem;
• vorhandene externe Unterstützungsstrukturen.

… im Rehabilitationssystem:
• kooperatives Schnittstellenmanagement an den Übergängen vom Betrieb in die

Rehabilitation und von dort zurück in Arbeit;
• fallorientierte Arbeit (case-management);
• Erreichbarkeit und eine verantwortliche Ansprechperson;
• Begleitung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden durch Reha-Fachbera-

tung oder Job-Caching oder Unterstützte Beschäftigung (vgl. Stengler in diesem
Band);

• Nachsorgeangebote.
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Bei dieser summarischen Aufzählung wurde aus Platzgründen auf die umfangrei-
chen, vor allem in Fachzeitschriften2 publizierten Belege aus dem nationalen und
internationalen Forschungsstand verzichtet. Etwas ältere Darstellungen finden sich in
den Sammelbänden von Loisel & Anema (2013), Weber, Peschkes & de Boer (2013)
und Escorpicio u. a. (2015); eine aktuellere systematische Literaturübersicht zum
RTW bei orthopädischen Erkrankungen und bei den sog. Common Mental Disorders
findet sich bei Etuknwa, Daniels und Eib (2019).

Biografische Verläufe beim RTW
Während in der quantitativen RTW-Verlaufsforschung Versichertenverläufe (Beschäfti-
gungszeiten, Krankengeldbezug, Arbeitslosigkeit, Rehabilitation, Wiedereingliede-
rungsverläufe) von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden etwa auf der Basis der
Reha-Statistik der Rentenversicherung dargestellt werden (z. B. Nübling u. a. 2016),
rekonstruiert die qualitativ-hermeneutische Biografieforschung (Jost & Haas 2019) die
Übergänge in den Lebensverläufen (trajectories) aus Sicht der betroffenen Menschen
(z. B. von Kardorff, Meschnig & Klaus 2019). Damit können die individuellen RTW-
Verläufe in sich wandelnden gesellschaftlichen Lebenslaufregimes und Arbeitswelten
verortet und zueinander in Beziehung gesetzt werden. Die Analyse der subjektiven
Deutungsmuster zeigt, wie die individuelle Sicht auf Krankheit und Gesundheit, der
Stellenwert von Erwerbsarbeit und die Identifikation mit dem Beruf den RTW und
das Arbeiten mit bedingter Gesundheit beeinflussen (von Kardorff 2021a). Für ein
Verständnis von RTW-Verläufen ist entscheidend, wie Betroffene die Prozessstrukturen
des Lebenslaufs (Schütze 1983), z. B. „Verlaufskurven des Erleidens“ (ders. 2006) gestal-
ten. In der Lebensspanne aufgeschichtete Erfahrungen und Haltungen erzeugen rela-
tiv stabile Entscheidungs- und Handlungsmuster und prägen die Formen der alltäg-
lichen Lebensführung und der Berufsarbeit. In Krisensituationen müssen sie ihre
Tauglichkeit erweisen. Der Umgang mit dem verletzten Selbstbild und zu Bruch ge-
gangenen Zukunftsvorstellungen, mit Schmerzen und Beeinträchtigungen in Alltag
und Beruf müssen erst erlernt werden, um wieder eine (nunmehr neue) Normalität
zu gewinnen. Die dazu von den Betroffenen zu bewältigenden Arbeitslinien sind in
Anlehnung an Corbin & Strauss (2004) Biografiearbeit (Anpassung des Selbst an die
neue Situation), Krankheitsarbeit (Auseinandersetzung mit den Symptomen, Befol-
gung von Behandlungsregimes), Alltagsarbeit (Umstellung bisher bewährter Routinen
im Beruf wie im privaten Leben) und eine beständige Balancierungsarbeit (Arrange-
ment mit den Beeinträchtigungen im Arbeitsalltag), um das durch die Krankheit
irritierte Leben (Schaeffer 2009) wieder „zu einem Ganzen“ (Corbin & Strauss 2004)
zusammenzusetzen (vgl. Abb. 1).

Krisen treffen die Menschen in verschiedenen Lebenslagen (strukturell: z. B. Ein-
kommens-, Arbeits- und Wohnsituation), in unterschiedlichen Lebensphasen (z. B. Be-
rufswahl; Familiengründung; Rente im Blick) und Lebenssituationen (z. B. Trennun-

2 z. B.: Die Rehabilitation; Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin; J. Occupational Rehabilitation; Scandinavian J. Occupa-
tional Therapy; J. Occupational Behaviour; Disability and Rehabilitation; Int. J. Disability Management; Occupational
Medicine; Inter. J. Therapy and Rehabilitation, und weitere.
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gen, Pflege eines Familienangehörigen, Verlust des Arbeitsplatzes). Dies beschreibt
den Kontext, in dem sich die Balancierungsarbeit zwischen äußeren Bedingungen und
subjektivem Handeln vollzieht. Im Zusammenspiel der prozessualen und strukturie-
renden Aspekte ist jeder Fall einzigartig, steht aber zugleich für eine charakteristische
Konstellation von Teilhabe am Arbeitsleben. Deren Variationsbreite ist nicht unend-
lich, denn sie wird durch die mit der Krankheit verbundenen Aufgaben, durch die
Angebote des Gesundheitssystems, sozialrechtliche Regulierungen sowie die Interes-
senlagen und Handlungsspielräume der Betriebe begrenzt. Dies ist auch ein Argu-
ment dafür, dass charakteristische Fallkonstellationen, wie sie in der qualitativen For-
schung entwickelt werden, eine über den Einzelfall hinausgehende Aussagekraft
besitzen. In qualitativen Studien kann die Rekonstruktion der Erfahrungen und Stra-
tegien behinderter und gesundheitlich beeinträchtigter Menschen selbst zu einer Er-
kenntnisquelle werden: für einen verbesserten individuellen Umgang beim RTW und
dem Arbeiten mit bedingter Gesundheit oder als Korrektiv für eine inklusive Gestal-
tung der Arbeitswelt. Das wird nachfolgend an ausgewählten Ergebnissen aus eige-
nen, überwiegend qualitativ ausgerichteten Forschungsprojekten3 zu biografisch rele-
vanten Aspekten beim RTW und beim SaW gezeigt.

Charakteristische Verlaufskurven beim RTW
Belastungen aus der Arbeitswelt, dem Lebensumfeld und aus biografischen Erfahrun-
gen und ihrer Verarbeitung entwickeln sich oft erst nach einer langen Vorgeschichte zu
einer gesundheitlichen Krise, die zu einer Gefährdung der Arbeitsfähigkeit oder
einem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Erwerbsleben führen kann (vgl. von Kar-
dorff, Meschnig & Klaus 2020). Einer krisenhaften Zuspitzung gehen die Wahrneh-
mung erster Symptome, Phasen der Verdrängung, der Selbstbehandlung, ärztliche
oder psychotherapeutische Behandlungen, ein Überspielen der Symptome durch Prä-
sentismus und gehäufte Zeiten der Arbeitsunfähigkeit voraus. Ein Zusammenbruch,
das Auslaufen des Krankengeldbezugs oder der Arbeitsplatzverlust bilden oft den An-
lass zu einem Veränderungsimpuls und zur Inanspruchnahme von Reha-Maßnah-
men. Diese existenziellen Einschnitte und damit einhergehende Konflikte, z. B. mit
der Krankenkasse, dem Arbeitgeber oder der Arbeitsagentur, erzeugen zusätzliche
psychische Belastungen, die sich zu einer „zweiten Krankheit“ entwickeln können.

Aus einer retrospektiven Analyse von 30 Rehabilitandinnen und Rehabilitanden,
die während und bis zu 18 Monate nach einer beruflichen Umschulungsmaßnahme
zu drei Zeitpunkten befragt wurden (Meschnig, von Kardorff & Klaus 2019), ergab
sich eine charakteristische Verlaufskurve, auf der die einzelnen Fälle positioniert wer-
den konnten (vgl. Abbildung 1).

3 Hierbei wird auf ausgewählte Ergebnisse aus abgeschlossenen und laufenden Studien der Arbeitsgruppe des Verfassers
zurückgegriffen: Klaus, von Kardorff & Meschnig (2015); Klaus, Meschnig & von Kardorff (2017); Meschnig, von Kardorff
& Klaus (2018); von Kardorff, Hien, Schulze & Blasczyk (2018); von Kardorff, Klaus & Meschnig (2019); von Kardorff,
Meschnig & Klaus (2021); Meschnig, von Kardorff & Klaus (2021); von Kardorff (2021; 2021a).
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Charakteristische Verlaufskurven des RTW (modifiziert übernommen aus: von Kardorff u. a.
2019)

Zwei exemplarische Fallvignetten
An zwei Fallvignetten, einem gelungenen RTW nach medizinischer Rehabilitation
und einem gescheiterten RTW nach beruflicher Rehabilitation, werden unterschied-
liche Verlaufskurven illustriert.

Erfolgreicher RTW nach medizinischer (psychosomatischer) Rehabilitation

Frau Meister (Pseudonym): 45 Jahre alt, lebt mit ihrem zweiten Mann in eigenem Haus mit
Garten im Randbezirk einer Großstadt; nach langen Phasen der Rehabilitation ist ihr der
RTW seit Kurzem erfolgreich gelungen.

Lebenssituation und Krankheitsverlaufskurve: Frau Meister hat einen 21 Jahre alten Sohn aus
der ersten Ehe, der nicht im Haushalt wohnt. Aus der zweiten Ehe stammt ein 3-jähriger
Sohn, der eine Kita besucht. Bis 2016 war Frau Meister mehr als 15 Jahre in demselben
Unternehmen als gelernte Bankkaufrau in einer mittleren Führungsposition beschäftigt.
2016 erleidet sie in der Arbeit einen dramatischen Zusammenbruch, dem viele Jahre
Schlaflosigkeit, Alpträume und Versagensängste vorausgingen, die sich mit der Erweite-
rung ihres beruflichen Verantwortungsbereichs weiter verstärkt haben. Die in der Krise
aktualisierten traumatischen Erfahrungen einer von Gewalt geprägten Kindheit und Ju-
gend, die Trennung ihres ersten Mannes nach der Geburt des Kindes und die anschlie-
ßende prekäre Lebenssituation als alleinerziehende Mutter im Nachwendedeutschland
führen zusammen mit der beruflichen Überlastung zum psychischen Zusammenbruch.
Nach einer ersten stationären Rehabilitation, die für sie zu früh erfolgte und ihr „nichts
gebracht hat“, wird sie mit der Hauptdiagnose einer posttraumatischen Belastungsstö-
rung als arbeitsunfähig entlassen. Erst ein zweimonatiger Aufenthalt in der stationären
Psychiatrie mit anschließender tagesklinischer Behandlung können sie so weit stabilisie-
ren, dass sie an einer über dreimonatigen psychosomatischen Reha teilnehmen kann, die
sie als sehr hilfreich erlebt. In dieser Zeit lernt sie ihren neuen Mann kennen, der sie
emotional unterstützt; zugleich signalisiert ihr Arbeitgeber seine Bereitschaft zur Wieder-

Abbildung 1:
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einstellung auch nach dem Auslaufen des über 72 Wochen in Anspruch genommenen
Krankengeldes. Nach der Geburt ihres zweiten Sohnes geht sie für drei Jahre in Elternzeit
– sie bezeichnet dies auch als „Auszeit“ – und ist inzwischen wieder in einer anderen
Arbeitsgruppe beim alten Arbeitgeber beschäftigt. Auf eigenen Wunsch arbeitet sie nun-
mehr mit reduzierter Stundenzahl und ohne Leitungsfunktion. An eine Erwerbsminde-
rungsrente, die ihr nach der ersten Reha empfohlen wurde, hat sie nie gedacht: Auch
wenn sie mit ihrer Arbeit nicht inhaltlich identifiziert ist, ist ihr Erwerbsarbeit für das
Gefühl der Unabhängigkeit unverzichtbar. Zur Stabilisierung nimmt Frau Meister weiter-
hin ambulante Psychotherapie in Anspruch.

Die Fallgeschichte von Frau Meister steht exemplarisch für eine häufig anzutreffende
(zu) späte Inanspruchnahme von Fremdhilfe trotz langer Vorgeschichte und Präsen-
tismus und für das komplexe Ineinandergreifen und die wechselseitige Verstärkung
privater und beruflicher Probleme. Die Zuweisung zur ersten Reha-Maßnahme er-
folgte in der akuten Krise zu früh; erst eine Stabilisierung ermöglichte es, dass Frau
Meister von der zweiten stationären Reha-Maßnahme profitieren konnte. Bezogen
auf den bislang erfolgreichen RTW nach lange erforderlicher bzw. gewählter „Aus-
zeit“ (Elternzeit) erwiesen sich die Bereitschaft des Arbeitgebers und ihr eigener Wunsch
nach Wiederbeschäftigung als positive Einflussgrößen. Wesentlich zum erfolgreichen
RTW haben zudem ihre Anerkennung geringerer Belastbarkeit und ihre Bereitschaft
beigetragen, mit reduzierter Stundenzahl und in einer weniger verantwortungsvollen
Position mit geringerer Vergütung zu arbeiten.

Gescheiterter RTW nach erfolgreicher beruflicher Reha-Maßnahme

Herr Klomm (58 Jahre alt, geschieden, alleinlebend) ist nach einer medizinischen und
einer späteren beruflichen Reha-Maßnahme (Umschulung) weiterhin arbeitslos. Die
Misserfolgserlebnisse bei der Arbeitssuche und eine große Vulnerabilität aufgrund einer
schweren Depression führen schließlich zur Akzeptanz des Status der Erwerbslosigkeit
ohne Hoffnung auf Rückkehr in Arbeit. Anhand der Gegenüberstellung von (Berufs-)Bio-
grafie und Entscheidungspfaden zeigen sich in dieser Fallkonstellation die Grenzen für
eine Integration auf dem Arbeitsmarkt. Die abwärts gerichtete Karriere – Durchkreuzen
der erfolgreichen DDR-Normalerwerbsbiografie durch die wendebedingten Verwerfun-
gen verbunden mit dem Scheitern seiner Ehe und die in der Folge auftretende Depression
– kann trotz vielfältiger Reha-Angebote nicht aufgehalten werden.

Nach der erfolgreichen und auch von ihm selbst positiv bewerteten beruflichen Quali-
fizierung fällt Herr Klomm in ein „Loch“, weil die struktur- und haltgebende Umge-
bung des Berufsförderungswerks wegfällt und er nun allein zurechtkommen muss.
Dies gelingt ihm aufgrund der depressiven Symptomatik und fehlender Handlungs-
kompetenzen angesichts veränderter Erwartungen in der Arbeitswelt nicht. So wurde
der unauffällige und erfolgreiche Teilnehmer der Maßnahme nicht als vulnerabel und
gefährdet wahrgenommen. Erst die biografische Rekonstruktion lässt die spezifi-
schen Risiken von Herrn Klomm beim Wiedereinstig in Arbeit sichtbar werden. In
Abbildung 2 wird der gesamte (berufs-)biografische Verlauf mit seinen kritischen
Wendepunkten den von Herrn Klomm gewählten Entscheidungen und ihren Folgen
schematisch gegenübergestellt.
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Berufsbiografie und kritische Übergänge (trajectories)4

Die Fallgeschichte zeigt in ihrer biografischen Gesamtformung (Schütze 1983) den Ein-
fluss der Generationenlagerung auf den Zusammenbruch der Lebenskonstruktion von
Herrn Klomm, der mit den Verwerfungen nach der Wende den Orientierungsrahmen
eines stabilen und unauffälligen Berufs- und Lebenswegs verloren hat. Die für sich
genommen erfolgreiche und mit starker Eigenmotivation absolvierte berufliche Reha-
bilitation zum Gebäudesystemtechniker in der geschützten Umgebung eines Berufs-
förderungswerks mündet, nicht zuletzt aufgrund einer fehlenden Nachbegleitung,
nicht in eine Beschäftigung im Umschulungsberuf ein. Als zusätzliche Barrieren
kommen fehlende regionale Arbeitsplatzangebote, das fortgeschrittene Lebensalter
und seine psychische Vulnerabilität hinzu. Die Abstiegsspirale führt bei Herrn
Klomm letztlich zur resignativen Hinnahme der Arbeitslosigkeit; statt weiter auf
Rückkehr in Arbeit zu setzen, orientiert sich Herr Klomm nunmehr auf nachbar-
schaftliche Kontakte und ehrenamtliches Engagement.

Der Betrieb als zentraler Ort von RTW und SaW
Der Betrieb ist der zentrale Ort, an dem sich RTW und SaW bewähren müssen. Nach-
dem Arbeitgeber und vor allem größere Betriebe die Bedeutung von RTW erkannt
haben und entsprechende Instrumente wie das Betriebliche Eingliederungsmanage-
ment (§ 167 SGB IX) oder die stufenweise Wiedereingliederung (§ 74 SGB V; § 44
SGB IX) nutzen, ist diesses Bemühen bei kleinen und mittleren Betrieben vor allem
vom Arbeitgeber und dem jeweiligen arbeitskulturellen Milieu (von Kardorff u. a.

Abbildung 2:

4 Übernommen aus: von Kardorff, Meschnig & Klaus (2019, 131).
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2018) abhängig und vollzieht sich eher informell (Detka u. a. 2019). Als entscheiden-
der Förderfaktor für den RTW hat sich die Bereitschaft der Betriebe zur Weiterbe-
schäftigung gesundheitlich beeinträchtigter Mitarbeiter:innen erwiesen. Positiv wir-
ken sich auch von wechselseitigem Vertrauen geprägte (Voswinkel 2019), inklusive
und diversitätssensible Unternehmenskulturen aus (vgl. Unternehmensforum Inklu-
sion). Letztere finden sich vor allem in Großbetrieben, die, anders als KMU5 oder
Kleinstbetriebe, auf größere Ressourcen für RTW und SaW zurückgreifen können,
wie z. B. auf Betriebsärzte und Schwerbehindertenvertretung, Möglichkeiten zur in-
nerbetrieblichen Umsetzung, etc. Eine weitere Voraussetzung für gelingenden RTW
ist die Information über externe Unterstützungsmöglichkeiten, die bei kleineren Be-
trieben oft nicht vorliegt oder unzureichend genutzt wird (vgl. von Kardorff, Ohl-
brecht & Schmidt 2013); dazu gehören Hilfsangebote der Integrationsämter (etwa zur
Einrichtung leidensgerechter Arbeitsplätze; Arbeitsassistenz; etc.), Leistungen der
Eingliederungshilfe (z. B. Budget für Arbeit, § 61 SGB IX), Unterstützte Beschäftigung
(SGB IX, § 55), Beratung und Begleitung durch Integrationsfachdienste (§ 192,
SGB IX), Reha-Fachberatung durch die Rentenversicherung und durch sie beauf-
tragte Dienste, durch den Firmenservice der Rentenversicherung oder durch Hilfen
seitens der Berufsgenossenschaften (z. B. Peer-Coaching für Beschäftigte nach Ar-
beitsunfällen). Hinzu kommen vielfältige Angebote der Arbeitsagenturen und Job-
center für gesundheitlich beeinträchtigte Erwerbslose (vgl. Rauch & Tophoven 2020).

Eingliederungsbereitschaft und das wirtschaftliche Interesse der Betriebe sind
aber nicht mit dem von Vorgesetzen, die Konflikte befürchten, und dem der Kollegen-
schaft identisch, die sich gegebenenfalls benachteiligt fühlt, Mehrarbeit befürchtet
und auch Vorbehalte, besonders gegenüber psychisch kranken und lernbeeinträchtig-
ten Kolleginnen und Kollegen6 hat. Die Sichtbarkeit und der Charakter der Behinde-
rung oder Krankheit, die Nachvollziehbarkeit des Unterstützungsbedarfs und der of-
fene Umgang der betroffenen Arbeitnehmer:innen mit den krankheitsbedingten
Einschränkungen spielen zusammen, um einen gelingenden RTW zu bewirken. Da-
her müssen Betriebsleitung und direkte Vorgesetze den RTW nicht nur mit den Be-
troffenen, sondern mit der Belegschaft vorbereiten und nach akzeptierten Lösungen
suchen; dabei geht es z. B. um neue Aufgaben- und Verantwortungsteilung, eine Re-
duktion des Arbeitsumfangs, flexible Arbeitsorganisation (Pausen, Arbeitszeiten,
Home-Office) oder um eine leidensgerechte Anpassung des Arbeitsplatzes durch
technische Hilfsmittel (z. B. rollstuhlunterfahrbare Arbeitstische, blindentechnische
Ausstattung, Induktionsschleifen für Schwerhörige, etc.).

Die Kooperation von Betrieben mit dem System der Rehabilitation steht erst am
Anfang. Modelle wie psychosomatische Sprechstunden im Betrieb oder in einer ko-
operierenden Klinik (Rothermund & Gündel 2016) sowie träger- und rechtskreisüber-
greifende Modellvorhaben im Rahmen der Reha-Pro-Förderung (www.modellvorha

5 KMU = Kleine und mittlere Unternehmen (20 bis 250 Mitarbeitende).
6 In einer Studie zur Beschäftigungssicherung von sehbehinderten Menschen berichteten Befragte von Mobbing, z. B. weil

sie einen großen barrierefreien Bildschirm erhalten hatten, durch dessen Bereitstellung sich die Kolleginnen und Kollegen
mit Blick auf ihre eigenen Arbeitsmittel zurückgesetzt gefühlt hatten (von Kardorff, Kappus & Gisbert-Miralles 2020).
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ben-rehapro.de/DE/Home/home_node.html (Abruf vom 16.12.2021)) sind hier viel-
versprechende Schritte bei der Unterstützung des RTW.

Gerade auch für psychisch beeinträchtigte Menschen stellen Stigmatisierung
und Diskriminierung in der Arbeit (und nicht nur dort) und damit verbundene
Ängste (vgl. von Kardorff u. a. 2013; von Kardorff 2017) eine zusätzliche Belastung dar.
Besonders nach langer Krankschreibung sind Betroffene unsicher, wie sie sich verhal-
ten sollen und wie das Arbeitsumfeld reagieren wird. Für den Betrieb heißt dies: Es
kehrt nicht mehr dieselbe Person zurück – und daraufhin müssen Anpassungen er-
folgen und mit allen Beteiligten ausgehandelt werden. Zwar gelingt der Mehrzahl Be-
troffener eine unspektakuläre Rückkehr in Arbeit, aber vor allem vulnerable Personen
sind auf beratende oder begleitende Unterstützung angewiesen. Aber auch ein Aus-
stieg aus dem Arbeitsleben kann für besonders stark beeinträchtigte oder kurz vor der
Altersrente stehende Arbeitnehmer:innen eine sinnvolle Alternative darstellen (vgl.
Bartel 2019; vgl. auch Kranert, Hascher & Stein in diesem Band).

Arbeitsbedingte Erkrankungen (Siegrist 2018) und Barrieren bei der Rückkehr
ins Arbeitsleben rücken die Rolle von Arbeitsbedingungen, -anforderungen und -or-
ganisation in den Blick und bilden die notwendige Ergänzung zur individuellen Un-
terstützung Betroffener beim RTW: die Gesamtheit der Arbeitsumgebung muss in
einem beständigen Prozess an die Bedarfe der Rehabilitand:innen angepasst und
mit den Interessen des Betriebs ausbalanciert werden (environment-person-fit; vgl. von
Kardorff 2021). Verbesserungen der Arbeitswelt im Sinne einer präventiv gestalteten
„guten Arbeit“ für alle (Hoffman & Bogedan 2015) sind auf eine Verknüpfung mit
dem Betrieblichen Gesundheitsmanagement und dem Arbeitsschutz angewiesen.
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4.3.3 Beschäftigung jenseits von Erwerbsarbeit

Hans-Walter Kranert, Philipp Hascher & Roland Stein

Erwerbsarbeit ist für den einzelnen Menschen von besonderer Bedeutung. Sie ist ei-
nerseits ein ordnendes und strukturierendes Moment der eigenen (Berufs-)Biografie
(Wahle & Walter 2013); zugleich wird ihr eine hohe gesellschaftliche und soziale Inte-
grationskraft beigemessen (vgl. Kronauer 2017). Entsprechend richten sich die Be-
mühungen vor dem Hintergrund psychischer Erkrankungen1 auf die Entwicklung,
Erhaltung oder Wiedererlangung einer Beschäftigungsfähigkeit (employability); zu-
mindest in Teilen erfolgt dies über eine breit angelegte Fachlichkeit entlang des Berufs-
prinzips (Arling & Spijkers 2019; Seifried et al. 2019). Jedoch ist diese Zielerreichung
für alle seit jeher eine Utopie; mit dem Ausschluss aus dem Erwerbsarbeitsprozess ist
ein – zumindest zeitlich befristeter – Verweis in soziale Sicherungssysteme verbun-
den. Wie jedoch gesellschaftliche (und berufliche) Teilhabe jenseits einer normativ als
Standard gesetzten und zugleich positiv gewerteten Erwerbsarbeit gestaltet werden
kann, ist offen und kaum Gegenstand wissenschaftlicher Auseinandersetzung.

Dieser Beitrag möchte dazu anregen, die Lücke zu füllen. Er gibt einen Einblick
in institutionalisierte Beschäftigungsformen jenseits von Erwerbsarbeit. Dieser Ein-
blick wird, aufgrund des kaum vorhandenen theoretischen Diskurses und des schma-
len Forschungsstandes, mit Erfahrungen von Akteuren der Praxis angereichert wer-
den; die gewonnenen Erkenntnisse aus den zu diesem Zwecke unter Adressierung
ausgewählter Fachleute geführten niederschwelligen Expertengesprächen sind allen-
falls in Teilen verallgemeinerbar.

Jenseits von Erwerbsarbeit
Aus bildungstheoretischer Perspektive legen Huisinga und Lisop (1999) ein breit an-
gelegtes und vielfach rezipiertes Verständnis von Arbeit vor, welches jede „sinnerfüllte
Tätigkeit [erfasst], insofern in ihr und durch sie menschliche Potentiale entäußert und
angeeignet werden und insofern sie das Medium der Befriedigung der Lebenskräfte
und Lebensbedürfnisse ist“ (ebd., 17). Derartige Tätigkeiten finden sich in Formen der
Erwerbsarbeit, „als Mittel der Daseinsvorsoge“ (Kocka & Offe 2000, 10), aber auch im
bürgerschaftlichen Engagement (Bode 2018) oder in Haushaltsarbeit (Geissler 2018)
wieder. Jedoch ist die „marktvermittelte, berufliche Erwerbsarbeit in der […] Moderne
zur normativ ausgezeichneten Normallage erklärt worden“ (Kocka & Offe 2000, 11).
Entsprechend richtet sich die wissenschaftliche Analyse primär auf eben diese Er-
werbsarbeit, beispielsweise hinsichtlich ihrer spezifischen Funktionen für den Einzel-
nen wie auch für die Gesellschaft als solche (Engelbach & Haubl 2017; Jahoda 1983).
Im Diskurs finden sich jedoch des Öfteren begriffliche Unschärfen hinsichtlich des
verwendeten Arbeitsbegriffes, da eine sprachliche Differenzierung wie beispielsweise
im Englischen zwischen work und labour (Standing 2014) bei uns nicht existiert. Alle

1 Der Begriff „psychische Krankheit“ bezeichnet hier eine Oberkategorie für verschiedene Formen und Grade psychischer
Belastungen besonderen Ausmaßes. Er ist häufig im Kontext des hier fokussierten Themenfeldes handlungsleitend und
wird deswegen hier entsprechend verwendet. Darüber hinaus können jedoch auch psychische Belastungsphänomene –
jenseits psychiatrischer Diagnosen – beispielsweise zu Phasen des Ausstiegs aus Erwerbsarbeit führen.



anderen Tätigkeitsformen werden zugleich der Erwerbsarbeit nachgeordnet – sowohl
in der individuellen Wahrnehmung wie auch in der Zuweisung von sozialen Positio-
nen. Angesichts einer sich verändernden Arbeitswelt dürfte diese Dichotomisierung
jedoch erneut auf dem Prüfstand stehen. Die Entwicklungslinie hin zu einer Arbeits-
welt 4.0 (BMAS 2017; Zika et al. 2019) wirkt sich auf konkrete Möglichkeiten zur Er-
werbsarbeit aus: Substituierungspotenziale auf dem Arbeitsmarkt aufgrund einer
fortschreitenden Digitalisierung (Dengler 2019; Inez Weller 2020), Auslagerung von
Einfacharbeit in andere Länder (Arnold u. a. 2016, 86 f.), Anreicherung von Einfach-
arbeit mit administrativen Anforderungen (Stroot 2010) und ein Fachkräftemangel
angesichts demografischer Entwicklungen (Helmrich & Zika 2010; Geis-Thöne 2021)
sind nur einige Facetten dieses Diskurses. Damit verbunden ergeben sich veränderte
Bedarfe für berufliche Bildungssysteme (Kruppe et al. 2019) wie etwa höhere Ansprü-
che an Flexibilisierung von Bildungsinhalten (Matthes et al. 2019) oder der Einsatz
digitaler Medien und Methoden zum berufsfachlichen Lernen (Freiling & Porath
2020). Für den Einzelnen entstandardisiert sich dabei die Normalerwerbsbiografie
(Bosch 2018): Zeiten von Erwerbstätigkeit und Nichterwerbstätigkeit, unter Umstän-
den in unterschiedlichen beruflichen Kontexten, wechseln sich im Lebenszyklus ab;
atypische Beschäftigungsformen werden integriert (Brücker et al. 2012, 39 ff.). Da-
durch ergeben sich erweiterte Anforderungen hinsichtlich einer berufsübergreifen-
den Kompetenzentwicklung (Frey & Osborne 2013) wie auch hinsichtlich der Fähig-
keit zur Selbstvermarktung der eigenen Arbeitskraft in einem komplexeren Arbeits-
system (Köhler et al. 2014). Gleichzeitig wird von der zukünftigen Arbeitsgeneration
eine ausgewogene Work-life-Balance mehrheitlich als bedeutsam charakterisiert (Al-
bert et al. 2019). Daraus ergeben sich für Tätigkeitsfelder jenseits von Erwerbsarbeit
unter Umständen neue Bedeutungszusammenhänge; sie könnten als qualitativ wert-
volle und damit zugleich wertgeschätzte Phasen in der Berufsbiografie identifiziert
werden. Dies könnte insbesondere bei Menschen mit psychischen Erkrankungen
zu einer veränderten Erlebens- und Lebensperspektive jenseits von Erwerbsarbeit bei-
tragen.

Ausschluss aus Erwerbsarbeit
Angesichts psychischer Erkrankungen dominiert aktuell das Phänomen des Aus-
schlusses aus Erwerbsarbeit. Dies ist unter anderem deshalb problematisch, da Er-
werbsarbeit mit verschiedenen psychosozialen Funktionen assoziiert ist (Krasselt,
Stengler & Steinberg 2020, 273): Sie aktiviert „vorhandene Ressourcen, stärkt Autono-
mie sowie Selbstwertgefühl und führt zur sozialen Integration“ (ebd.), sie strukturiert
weiterhin den Alltag und trägt zur Sinnstiftung bei (vgl. Sabatella & Mirer 2018, 60;
vgl. auch Konrad 2018, 275).

Zugleich zeigt dieses Phänomen des Ausschlusses aus Erwerbsarbeit – im Sinne
von Erwerbslosigkeit – enge Zusammenhänge zu psychischen Krankheiten (vgl. z. B.
Moser & Paul 2009, 277; Sabatella & Mirer 2018); die hiervon betroffenen Erwerbslo-
sen unterliegen in der Folge dem Risiko längerer Arbeitslosigkeit oder des vorzeitigen
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Ausscheidens aus dem Erwerbsleben als solches (vgl. Gühne, Riedel-Heller & Kupka
2020).

Dabei ist anzunehmen, dass einerseits das Vorliegen psychischer Erkrankungen
das Risiko, erwerbslos zu werden, erhöht (Selektionshypothese). Andererseits wirkt
sich Erwerbslosigkeit im Sinne einer Kausalitätshypothese negativ auf das Entstehen
oder Intensivieren psychischer Erkrankungen aus (vgl. Mandemakers & Monden
2013). Beide Hypothesen gelten als anerkannt und belegt (vgl. Moser & Paul 2009,
276 ff.; Paul & Zechmann 2019, 490 ff.), was die Wahrscheinlichkeit eines Teufelskrei-
ses aus Erwerbslosigkeit und psychischer Krankheit erhöht (vgl. Gumplmaier & Jäger
2018, 194). Besonders die mehrfache Erfahrung von Erwerbslosigkeit verschlechtert
die psychische Gesundheit nachhaltig (vgl. Zenger et al. 2010, 65).

Im Falle eines (vorübergehenden) Ausschlusses aus Erwerbsarbeit2 stehen psy-
chisch belasteten Personen medizinische wie auch soziale Versorgungs- und Hilfesys-
teme zur Verfügung (vgl. Jacobi et al. 2019). Im Hinblick auf die unterschiedlichsten
sozialen Sicherungssysteme, die im Falle einer Lebenssituation jenseits von Erwerbs-
arbeit zum Tragen kommen, ergibt sich ein äußerst heterogenes Bild der Gruppe.

Potenziell temporär stehen Menschen mit psychischen Erkrankungen – wie allen
anderen Erwachsenen im erwerbsfähigen Alter auch – Leistungen in Form des Arbeits-
losengeldes I (SGB III) bzw. des Arbeitslosengeldes II (SGB II) zu. Die individuelle
Anspruchsberechtigung differiert im Einzelfall in Abhängigkeit von der nachweisba-
ren Zeit in einem Beschäftigungsverhältnis. Neben diesen Instrumenten der passiven
Arbeitsmarktpolitik stehen zugleich aktivierende Ansätze zur Verfügung (Brücker
et al. 2013, 16 ff.), deren Wirksamkeit insbesondere bei längerem Leistungsbezug kri-
tisch diskutiert wird (Konle-Seidl 2016). Angesichts psychischer Krankheit besteht
dabei zusätzlich die Herausforderung, diese vonseiten der Beratungsfachkräfte zu
erkennen, um entsprechende Unterstützungsleistungen anzuregen (Oschmiansky
et al. 2017). Hinsichtlich des Anteils dieser Personengruppe im Arbeitslosengeld I-Be-
zug liegen keine Daten vor; im Falle des Erhalts eines Arbeitslosengeldes II wird je-
doch eine Prävalenz psychischer Erkrankungen von etwa 37 Prozent angenommen,
was deutlich über der entsprechenden Rate in der Gesamtbevölkerung liegt (Kupka &
Gühne 2021, 6). Zentrale Grundvoraussetzung für einen Leistungsbezug ist jedoch
eine allgemeine Erwerbsfähigkeit, die mit einer mindestens dreistündigen täglichen
Arbeitszeit quantifiziert ist (§ 8 (1), SGB II). Dabei ist zu beachten, dass von den er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten im Arbeitslosengeld II aktuell nur etwa 43 Pro-
zent arbeitslos sind und damit potenziell dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.
Gründe für den vergleichsweise geringen Anteil sind u. a. die Teilnahme an arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen oder auch Arbeitsunfähigkeit; der Anteil von Erwach-
senen mit psychischen Erkrankungen dürfte hierunter nicht unerheblich sein, statis-
tisches Zahlenmaterial hierzu liegt jedoch nicht vor (Bundesagentur für Arbeit 2021).

2 Der Aspekt der – zumeist vorübergehenden – Arbeitsunfähigkeit wird im Folgenden nicht weiter aufgegriffen. Jedoch ist
den Autoren bewusst, dass psychische Erkrankungen mittlerweile eine sehr hohe Bedeutung im Arbeitsunfähigkeitsge-
schehen einnehmen (Unger & Krause 2014), was jüngere Krankenkassendaten prägnant belegen (DAK 2021; Knieps &
Pfaff 2021; TKK 2021).
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Dauerhaft stehen Menschen mit psychischen Erkrankungen Rentenzahlungen
aufgrund von Erwerbsminderung zu, wenn die benannte Erwerbsfähigkeit nicht
(mehr) vollumfänglich gegeben ist (§ 42, SGB VI). So sind psychische Krankheiten in-
zwischen bei etwa der Hälfte der Arbeitnehmer:innen für das vorzeitige Ausscheiden
aus dem Erwerbsleben verantwortlich (Deutsche Rentenversicherung Bund 2018,
110 f.).

Subsidiär und in Ergänzung können existenzsichernde Maßnahmen auf Basis
der Sozialhilfe (SGB XII) in Anspruch genommen werden. Diese verstehen sich als
Grundsicherung und sollen auf Basis des Existenzminimums ein Leben in Würde
ermöglichen (§ 1 SGB XII; Tebest et al. 2019, 556 ff.). Hierzu finden sich jedoch keine
Daten zur Inanspruchnahme bei vorliegender psychischer Erkrankung.

Daneben sind allerdings auch Konstellationen denkbar, in denen Personen aus
der Zielgruppe nicht erwerbstätig sind und zugleich keine sozialen Sicherungssys-
teme in Form eines Leistungsbezuges in Anspruch nehmen. Dies wäre beispielsweise
im Rahmen einer familiären Versorgung als Lebenspartner:in oder in der prekären
Situation von Wohnungslosigkeit der Fall (BMAS 2021a, 339 ff.). Aussagen zur quanti-
tativen Ausprägung dieser spezifischen Lebenszusammenhänge existieren nicht.

Insgesamt ist davon auszugehen, dass Menschen mit psychischen Krankheiten
zu mehr als einem Drittel nicht erwerbstätig sind (BMAS 2021a, 253 ff.). Für die Be-
zieher:innen von Arbeitslosengeld II konstatieren Oschmiansky et al. (2017, 226), dass
ein Großteil der Menschen mit psychischen Krankheiten erwerbstätig sein möchte.
Eine ältere Untersuchung der Aktion psychischer Kranker (2004, 20 f.) eruierte für die
Personengruppe mit chronischen psychischen Erkrankungen, dass nur jede:r zehnte
Betroffene erwerbstätig ist. Etwa fünf Prozent nehmen an einer beruflichen Rehabili-
tationsmaßnahme teil, während etwa 20 Prozent in Werkstätten für behinderte Men-
schen beschäftigt sind und weitere 10 Prozent Angebote in Tagesstätten wahrneh-
men. Jedoch sind etwa 50 Prozent „ohne jegliches Arbeits- oder Beschäftigungsange-
bot, also ‚zur Untätigkeit verurteilt‘“ (ebd., 21; vgl. Richter et al. 2006).

Die hierin aufgeführten institutionalisierten Beschäftigungsmöglichkeiten – jen-
seits von Erwerbsarbeit – werden vornehmlich über die Eingliederungshilfe finan-
ziert, welche aufgrund des Bundesteilhabegesetzes mittlerweile als Fachleistung im
Sozialgesetzbuch IX (§§ 90 ff.) verankert ist (bisher SGB XII). Hier können etwa Leis-
tungen zur Beschäftigung wie auch zur sozialen Teilhabe in Anspruch genommen
werden.

Somit ergeben sich in einer Übersicht folgende „Typologien“ von Lebenssituatio-
nen von Menschen mit psychischen Erkrankungen – jenseits von Erwerbsarbeit (vgl.
Aktion Psychisch Kranke 2004, 24 ff.):
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„Typologien“ von LebenssituationenTabelle 1:

Typo-
logie

Leistungsbezug
(nach Sozial-

recht)

Erwerbsarbeit
in geringem

Umfang
(Zuverdienst)

bürgerschaft-
liches

Engagement
Haushaltsarbeit

Institutio-
nalisierte

Beschäftigung

I X (X) (X)

II X X (X) (X)

III X (X) (X) (X) X

IV (X) (X) (X)

V

X = wird in Anspruch genommen bzw. praktiziert / (X) = wird fakultativ praktiziert

In der Typologie I, II und III nehmen die Erwachsenen einen oder mehrere der skiz-
zierten Leistungsbezüge in Anspruch. Hinsichtlich ihrer Beschäftigungsmöglichkei-
ten unterscheiden sie sich dahingehend, inwiefern sie einer geringfügigen Beschäfti-
gung (Typ II) nachgehen oder ein institutionalisiertes Angebot in Anspruch nehmen
(Typ III). Bei den Typologien IV und V werden keine Sozialleistungen in Anspruch
genommen. Für die Typologie IV ist die Familie das zentrale Versorgungsystem, wäh-
rend die Wohnungslosigkeit im Falle der Typologie V der zentrale Marker ist und so-
mit in der Regel alle anderen Beschäftigungsmöglichkeiten entfallen dürften.

Institutionalisierte Beschäftigung jenseits von Erwerbsarbeit
Zu den identifizierten Typologien existiert kaum ein wissenschaftlicher Diskurs; auch
empirische Forschungsbemühungen sind nicht erkennbar (vgl. Jacobi et al. 2019,
623 f.). Jedoch sind gerade geringfügige Beschäftigungen (v. a. Typologie II) „zur Zeit-
gestaltung“ bei Bezug einer Erwerbsminderungsrente von großer Bedeutung, wie die
Leiterin eines Integrationsfachdienstes den Autoren bestätigte. „Weiterhin wird der
Alltag ggf. mit Selbsthilfegruppen und Ehrenämtern oder Kirchenarbeit strukturiert
und gestaltet. Gerade diese Aspekte sind psychohygienisch sehr wertvoll, auch im
Hinblick auf das Erleben von Gemeinschaft und Sinnstiftung, Tagesstrukturierung
und Aktivierung“, so die Fachdienstleiterin weiter. Dies unterstreicht die Bedeutung
eines Tätigseins jenseits von Erwerbsarbeit (v. a. Typologie I und IV). Obwohl institu-
tionalisiert und damit einem professionellen Standard unterworfen, findet sich
ebenso kaum eine fachliche Auseinandersetzung mit Auftrag, Konzeption und theo-
retischer Grundlegung von organisierten Beschäftigungsformen jenseits von Er-
werbsarbeit. Werkstätten für behinderte Menschen als besonderer Arbeitsmarkt (§ 219
SGB IX) bilden hierbei eine Ausnahme, werden jedoch im weiteren Verlauf nicht wei-
ter berücksichtigt, obwohl sie für einen Teil der Zielgruppe wertvolle Beschäftigungs-
chancen eröffnen (vgl. Kranert, Stein & Riedl 2021).

Psychiatrische Kliniken und Forensik
Auch das vielfältige stationäre Angebot der psychiatrischen Kliniken (für einen Über-
blick vgl. Jacobi et al. 2019, 615 f.) weist Aspekte von Beschäftigung auf, wenngleich
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das „Thema Arbeit und Beschäftigung […] im psychiatrischen Hilfesystem oftmals un-
terschätzt“ (Kupka et al. 2021) wird. In der Darstellung von Konrad hat die „klinische
Arbeitstherapie […] auch im 21. Jahrhundert einen festen Platz in der Psychiatrie“
(2018, 289). Auch hier liegt das Ziel darin, „die positiven und protektiven Faktoren von
Arbeit herauszufinden und sie erlebbar zu machen“ (ebd., 275). Dazu zählt unter an-
derem, sich mit notwendigen Voraussetzungen für Beschäftigung wie etwa Motiva-
tion, Konzentration und Belastbarkeit zu befassen (vgl. ebd., 289). Weiterhin zielt die
klinische Arbeitstherapie darauf, „eine realistische Anschlussperspektive nach der
Klinik zu planen“ (ebd.).

Nicht nur für die Akutpsychiatrie, sondern spezifisch auch für die Forensik stellt
dies eine große Herausforderung dar. Laut der interviewten Praxisexpertin, einer
Fachärztin für Neurologie und Psychiatrie, gibt es in forensischen Psychiatrien durch-
aus Arbeitsangebote im Sinne einfacher industrieller Fertigungen, wie auch in Justiz-
vollzugsanstalten („Gefängniswerkstätten“) üblich. Während bei schwer suchterkrank-
ten Erwachsenen nach Ende der Haftzeit durchaus Integrationschancen auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt in Kooperation mit lokalen Unternehmen bestehen, prä-
sentiert sich bei den anderen straffälligen Inhaftierten ein konträres Bild. Für diese
wird zwar auch eine (Re-)Integration in Erwerbsarbeit angestrebt; in der Realität müs-
sen sie jedoch auf niederschwellige Angebote der gemeindepsychiatrischen Versor-
gung zurückgreifen, um tagesstrukturierende Hilfen (s. u.) für sich in Anspruch neh-
men zu können.

Somit zeigt sich auch in diesem intensiv unterstützenden Feld, dass zur Bewälti-
gung psychischer Erkrankungen ebenso auf die spezifischen Funktionen von Erwerbs-
arbeit zurückgegriffen wird – wenn auch in einem arbeitstherapeutischen Setting
bzw. in alternativen Beschäftigungsformen. Der Übergang in postklinische Lebens-
phasen ist im Kontext von Erwerbsarbeit problembehaftet. Neben Fragen der perso-
nalen Unterstützung zur Realisierung eigener beruflicher Perspektiven (Kupka &
Gühne 2021) ist offensichtlich auch eine systematische Kooperation mit weiteren Part-
nern auf Basis sozialrechtlicher Regelungen (Oschimanksy et al. 2017) noch weiterzu-
entwickeln.

Neben diesem vollstationären Angebot ist eine relevante teilstationäre Einrich-
tung zu berücksichtigen, die Tages(förder)stätte, die im Folgenden unter dem Fokus
der Beschäftigung in den Mittelpunkt rückt.

Tages( förder)stätten
Tagesförderstätten oder Tagesstätten richten sehr niederschwellige Angebote an Per-
sonen, für welche die Anforderungen der Werkstätten für Menschen mit Behinderun-
gen zu hoch sind (vgl. Gühne, Riedel-Heller & Kupka 2020) und die zugleich „er-
werbsunfähig, arbeitslos oder berentet sind“ (Schröder & Winkler 1998, 147); diese
Einrichtungen sind als Facette der teilstationären gemeindepsychiatrischen Versor-
gung einzuordnen (vgl. Lübeck 2017, 12). Tagesförderstätten nehmen „psychisch
kranke Menschen, seelisch behinderte Menschen und von einer solchen Behinderung
bedrohte Menschen“ in Anspruch (Bezirk Unterfranken 2017, 16). Insgesamt gibt es
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nach Angaben von Gühne et al. in Deutschland etwa 14.000 Plätze in solchen Einrich-
tungen (vgl. 2020, o. S.).

Das hier vorgehaltene Angebot zielt auf die Tagesstrukturierung mittels unter-
schiedlicher Angebote ab, welche sowohl die Bereiche Arbeit als auch Freizeit umfas-
sen (vgl. etwa Psychiatrienetz o. J.). Dabei erhalten die Teilnehmenden kein Arbeits-
entgelt und gelten daher auch nicht als erwerbstätig (vgl. Lelgemann 2009, 225 ff.;
Gühne, Riedel-Heller & Kupka 2020), haben jedoch die Möglichkeit einer „Zuver-
dienstmöglichkeit“.

Der für diesen Kontext interviewte Praxisexperte arbeitet als Ergotherapeut seit
langer Zeit in einer Tagesförderstätte; er bestätigt diese Grundaspekte und versteht
seine Einrichtung als das niederschwelligste verstetigte Angebot außerhalb eines kli-
nischen stationären Settings. Für die Klientinnen und Klienten erfordert die Teil-
nahme eine Regelmäßigkeit inklusive einer Anwesenheitspflicht an mindestens drei
Tagen pro Woche für jeweils mindestens vier Stunden. Die arbeitstherapeutisch aus-
gerichtete Beschäftigungsmöglichkeit im Umfang von maximal vier bis fünf Stunden
pro Woche erfolgt in Kooperation mit einem mittelständischen Unternehmen, dessen
Vergütung in Form eines „Therapieanreizes“ in Höhe von wenigen Euro pro Stunde
vollständig an die Klientinnen und Klienten weitergegeben wird.

Bundesweit finden sich keine einheitlichen Standards oder propädeutischen
Konzepte für diese Einrichtungsform; stattdessen eröffnet sich eine große Bandbreite
an regional diversifizierten Angebotsstrukturen. Dies zeigte auch eine Evaluationsstu-
die älteren Datums, die gleichzeitig typische Merkmale von Tagesförderstätten be-
schreibt (vgl. Schröder & Winkler 1998): Dabei wurde deutlich, dass Tagesförderstät-
ten im Schnitt über 15 Plätze verfügen und dort im Besonderen sowohl Sozialarbei-
ter:innen und auch Ergotherapeutinnen und -therapeuten arbeiten (vgl. ebd., 146).
Neuere Übersichten zeigen, dass diese Einrichtungen durchaus auch höhere Kapazi-
täten mit bis zu 50 Plätzen aufweisen (vgl. Bezirk Unterfranken 2017, 41 ff.). Der Pra-
xisexperte bestätigt ebenfalls diese konzeptionelle Ausrichtung und betont die Zielset-
zung einer langfristigen, verstetigten Teilnahme der Klientinnen und Klienten an den
Angeboten der Einrichtung; es versteht sich daher nicht als ein Überbrückungsange-
bot. Entsprechend stellen längerfristig ausgerichtete Elemente wie die „Arbeits- und
Beschäftigungstherapie, Tagesstrukturierung, Lebenspraktisches Training [sic!] Frei-
zeitaktivitäten sowie die Förderung kommunikativer und sozialer Fähigkeiten“
(Schröder & Winkler 1998, 146) Kernaspekte dieser Einrichtungen dar. Ein Wochen-
plan strukturiert die verschiedenen Bausteine (vgl. ebd., 146 f.).
Damit reklamieren die Einrichtungen im Grunde keine rehabilitative Ausrichtung im
Hinblick auf Erwerbsarbeit für sich – einzelne Arbeiten sprechen jedoch von einem
„Selbstanspruch nach beruflicher Rehabilitation“ (Uhlig 2016, 78). Es ist strittig, ob
Tagesförderstätten ihre Klientinnen und Klienten zumindest zur Teilnahme an einer
Werkstätte befähigen sollten – oder ob sie selbst bereits eine Form der Teilhabe dar-
stellen, wenn sie sich dem Sozialraum öffnen (vgl. Becker 2012; auch Lelgemann
2009, 225 ff.). Der interviewte Praxisexperte bestätigt, dass seine Einrichtung keine
rehabilitative Intention für den Bereich Erwerbsarbeit postuliert; er betont vielmehr
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das rehabilitative Anliegen im Sinne des sozialen Kontakts und der Tagesstrukturie-
rung. Hierzu gehören auch Angebote im Bereich persönlicher Interessen wie Aus-
flüge, Sport, Kochen oder kreatives Gestalten. Außerdem sind beständige Gesprächs-
angebote, ein Bezugsklientensystem und Kriseninterventionen Teil des Angebots. Er
beschreibt jedoch auch Übertritte in Werkstätten für Menschen mit Behinderung,
wenn Klientinnen und Klienten in der Tagesförderstätte zusehends unterfordert sind.

Laut Schröder und Winkler verbessern diese Einrichtungen „durch das vorhan-
dene Arbeitsangebot objektiv die Beschäftigungssituation, darüber hinaus aber auch
die subjektive Bewertung dieses Lebensbereichs für einen Großteil der Befragten“
(1998, 151). Auch aktuellere, qualitative Befunde kommen zu dem „Ergebnis, dass die
große Mehrheit der Befragten Veränderungen in ihrem Leben bzw. an ihrem Zustand
wahrnimmt (bzgl. Tagesstrukturierung und sozialer Eingebundenheit), sich die
Befragten wohlfühlen und weniger Krankheitsrückfälle mit Klinikaufenthalt berich-
tet werden“ (Lübeck 2017, 14). Diese Ergebnisse können als Hinweis darauf gedeutet
werden, dass die eingangs erwähnten positiven Funktionen von Erwerbsarbeit auch
jenseits dieser zum Tragen kommen und über entsprechend institutionalisierte Ange-
bote erfahren werden; gerade der geregelte Tagesablauf sowie die soziale Eingebun-
denheit sind hierbei wohl von großer Relevanz. Die Tagesförderstätte bietet den Klien-
tinnen und Klienten dabei auch einen Treffpunkt, „wo sie Menschen mit ähnlichen
Problemen und Lebenssituationen treffen können“ (Schröder & Winkler 1998, 152;
vgl. auch Lübeck 2017, 14).

Weiterhin kann, eine entsprechende kooperative Ausrichtung der Einrichtung
vorausgesetzt, der Kontakt zwischen sonst eher zurückgezogen lebenden Erwachse-
nen mit psychischer Erkrankung und dem sozialen Umfeld verbessert und somit
einer weiteren Stigmatisierung begegnet werden (vgl. Stadler 2010, 265).

Problematische Aspekte liegen jedoch in einer ausbleibenden Verbesserung der
finanziellen Situation (vgl. Schröder & Winkler 1998, 152). Des Weiteren wird biswei-
len die „Monotonie der Arbeit“ (ebd., 149) kritisiert. Im Gegensatz dazu beschreibt der
Praxisexperte das Arbeitsangebot als interessanter und abwechslungsreicher als das-
jenige in Werkstätten. Uhlig (2016) konstatiert weiterhin eine „resignative Stimmung
bezüglich der beruflichen Rehabilitation“ (ebd., 77), sodass die Teilnehmer:innen
kaum davon ausgehen, auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zurückzukehren (vgl. ebd.).
Dies dürfte in Anbetracht der immensen Belastungen der Zielgruppe kaum überra-
schen, zeigt andererseits jedoch den Wunsch nach regulärer Teilhabe am Arbeits-
leben an.

Fazit: Teilhabe an (Erwerbs-)Arbeit und Teil-Sein von Gesellschaft
Der „Zugang zur Arbeit hat … für psychisch erkrankte Menschen oberste Priorität“
(Krasselt, Stengler & Steinberg 2020, 273) – vor allem aufgrund der spezifischen Funk-
tionen der Teilhabe an eben diesem Lebensfeld. Der Zugang zur Erwerbsarbeit ist
aber aus mannigfachen Gründen heraus deutlich erschwert (vgl. ebd.; Kupka &
Gühne 2020; Kobelt et al. 2009; Storck & Plößl 2015). Alternative Beschäftigungsfelder
finden sich in unterschiedlichen Formen, wobei vor allem institutionalisierte Ange-
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bote diskutiert werden. Bürgerschaftliches Engagement und Haushaltsarbeit rücken
hingegen deutlich in den Hintergrund, obwohl diese hinsichtlich des Tätigseins be-
deutsam sein dürften (vgl. APK 2004, 25 f.). Die sozialrechtliche Diversifizierung des
Hilfesystems erschwert für die Forschung die Identifizierung der Zielgruppe und da-
mit zugleich auch die systematische Analyse des Feldes; eine stringente Auseinander-
setzung mit den jeweiligen Bedarfen ist auf dieser Basis kaum möglich; übergrei-
fende Theorie- und Konzeptentwicklungen werden erschwert.

Konsequenzen für Forschung wie auch rehabilitative Praxis ergeben sich daraus
in zweifacher Hinsicht:

• Präventiv sind Maßnahmen zur Verbesserung psychischer Gesundheit am Ar-
beitsplatz (vgl. Gumplmaier & Jäger 2018, 201 ff.) zu priorisieren. Dabei wären
beispielsweise risikobehaftete individuelle Entwicklungsprozesse der „doppelten
Entgrenzung“ (Jurczyk & Szymenderski 2012) – Entgrenzung von Arbeitswelt
und Familie – frühzeitig zu erkennen und diesen gegenzusteuern. Beim Eintritt
von (Erwerbs-)Arbeitslosigkeit ist es notwendig, „Maßnahmen für arbeitslose
Menschen so zu gestalten, dass sie möglichst viele der latenten Funktionen der
Erwerbsarbeit beinhalten, um so die psychische Gesundheit zu stabilisieren“
(Paul & Zechmann 2019, 494). Dabei ist das Augenmerk vor allem auf das früh-
zeitige Erkennen von Belastungsmomenten zu lenken (Oschimansky et al. 2017).

• Rehabilitativ bedarf es einer grundlegenden Vernetzung bestehender Systeme,
jenseits von eventuell wahrgenommenen sozialrechtlichen Barrieren. Dabei wird
auch weiterhin ein Bedarf an institutionalisierten Beschäftigungsangeboten ge-
geben sein; diese gälte es u. a. hinsichtlich ihrer spezifischen Funktionen syste-
matisch zu erforschen und in Verbindung mit theoretischen Grundlegungen
stärker konzeptionell zu fundieren. Zur Orientierung im Angebotsportfolio bedarf
der Einzelne unter Umständen eines Lotsen oder „Kümmerers“ (vgl. Wabnitz
et al. 2017). Tätigkeiten im häuslichen Umfeld sowie bürgerschaftliches Engage-
ment sind hierbei explizit zu berücksichtigen. Auch Übergänge in Erwerbsarbeit –
auf Basis von temporären und/oder geringfügigen Beschäftigungsphasen – sind
kontinuierlich mitzudenken. Ein Einstieg über den „sozialen Arbeitsmarkt“
(§ 16i, SGBII) kann hier ein mögliches hilfreiches Versatzstück bilden (Kupka &
Gühne 2021).

Perspektivisch können von den skizzierten Veränderungsszenarien in der Arbeitswelt
auch Impulse im Hinblick auf die gesellschaftliche Wahrnehmung von bürgerschaft-
lichem Engagement, Familienarbeit und auch Erwerbsarbeit ausgehen, die als gleich-
wertig und gleich wichtig eingestuft werden (vgl. Arnold u. a. 2016, 87 f.; Fayard 2021).
Eine „Tätigkeitsgesellschaft“ könnte sich konstituieren, „in der Menschen das geben,
was sie haben und das bekommen, was sie brauchen, eine Gesellschaft, in der jeder
zum Gelingen des Ganzen beiträgt durch das, was er hat und was er kann“ (Dettling
2000, 211). Dies wäre u. a. für die betrachtete Zielgruppe besonders bedeutsam: Ihnen
eröffnet sich einerseits die Teilhabe an unterschiedlichen Formen der Arbeit; sie sind
aber zugleich Teil einer Arbeitsgesellschaft, die sich eben nicht zentral über Erwerbs-

Hans-Walter Kranert, Philipp Hascher & Roland Stein 273



arbeit definiert, sondern über die Anerkennung individuell unterschiedlicher, aber
gleich bedeutsamer Arbeitspraktiken (vgl. Kardorff 2014).
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5 Perspektivwechsel: Psychische Belastungen
beim Bildungspersonal des dualen Systems



5.1 Zwischen Macht und Vertrauen: beziehungsbezogene
Belastung beim Übergang in den Lehrberuf

Tobias Kärner, Karin Heinrichs, Julia K. Weiß & Matthias Bottling

Hintergrund und Zielstellung des Beitrags
Der Beziehungsaspekt bestimmt den Inhaltsaspekt (Watzlawick, Beavin & Jackson
2011). Diese Grundregel kommunikativer Prozesse gilt im pädagogischen Bereich
nicht nur für die Beziehung zwischen Lehrkräften und Schülerinnen und Schülern,
sondern auch für die professionelle pädagogische Beziehung zwischen Lehramts-
anwärterinnen und -anwärtern und ihren Seminarlehrkräften (je nach Land bzw. Bun-
desland auch als Mentor:in, Ausbildungslehrkraft oder Praktikumslehrkraft bezeich-
net). Im Allgemeinen wird das Referendariat, welches von Terhart (2000, 17) einst als
der „vergessene Teil der Lehrerbildung“ bezeichnet wurde, von Referendarinnen und
Referendaren mitunter als „eine Zeit voller Anpassungen, Belastungen, Ambivalen-
zen und Konfliktpotentiale[n]“ (Schubarth, Speck & Seidel 2007, 20) erlebt. Dies liegt
nicht zuletzt an der als belastend empfundenen Abhängigkeit von den Ausbildenden,
welche für eine erfolgreiche Ausbildung im Rahmen der zweiten Phase der Lehrer:in-
nenbildung eine zentrale Rolle spielt (Kärner, Goller, Bonnes & Maué 2022; Weiß,
Schlotter & Kiel 2014; Wernet 2009). Seminarlehrkräfte, die u. a. Seminarveranstaltun-
gen leiten und für die Betreuung der Referendarinnen und Referendare zuständig
sind, sollen in ihrer Doppelfunktion die Lehramtsanwärter:innen einerseits beratend
unterstützen und fördern; andererseits fungieren sie als bewertende und beurteilende
Instanz, was von den Lehramtsanwärterinnen und -anwärtern nicht selten als ambi-
valent und in Folge belastend erlebt wird (Drüge, Schleider & Rosati 2014; Kärner,
Bonnes & Schölzel 2019; Košinár 2013; Prengel 2019; Warwas, Neubauer & Panzer
2016; Weiß, Schlotter & Kiel 2014). Die subjektiv wahrgenommene Belastung kann
sich hierbei in physischen und psychischen Symptomen äußern und hat, je nach Aus-
prägung des Belastungserlebens und des Umgangs mit spezifischen Belastungssitua-
tionen, Auswirkungen auf die Gesundheit und das Wohlbefinden (angehender) Lehr-
personen (Dicke et al. 2016; Kärner, Bottling, Friederichs & Sembill 2021; Schmidt,
Klusmann & Kunter 2016; Van Dick & Stegmann 2013; Warwas, Neubauer & Panzer
2016).

Aus einer kritisch-emanzipatorischen Perspektive heraus erscheint die professio-
nelle pädagogische Beziehung zwischen Referendarinnen und Referendaren und
ihren Seminarlehrkräften als ein wichtiger Analysefokus, der bisher in der Forschung
nur wenig Beachtung fand (z. B. Kärner, Bonnes, Maué, Goller & Schmidt 2021). Wie
auch bspw. im Rahmen von Lehrer:innen-Schüler:innen-Beziehungen zu beobachten
(z. B. Helsper 2004), spiegeln sich auch in der in diesem Beitrag betrachteten Bezie-
hung institutionalisierte Machtasymmetrien zwischen den betrachteten Beziehungs-
partnerinnen und -partnern und daraus entstehende Abhängigkeitsverhältnisse
wider. Im Spannungsfeld von Machterhalt auf der einen Seite und der Suche nach Au-
tonomie auf der anderen Seite besteht eine zentrale Herausforderung für Referenda-



rinnen und Referendare darin, Balancen zwischen wahrgenommenen externalen Er-
wartungen und gewollter Erwartungserfüllung sowie zwischen eigenen Bedürfnissen
und externen Anforderungen zu suchen und zu finden (Kärner, Bottling, Friederichs
& Sembill 2021; Sembill & Kärner 2018).

Vor diesem Hintergrund gehen wir der Frage nach charakteristischen Bezie-
hungskonstellationen zwischen Lehramtsanwärterinnen bzw. -anwärtern und ihren
Seminarlehrkräften nach. Auf Grundlage der Daten von insgesamt 143 (angehenden)
Lehrpersonen werden mittels latenter Klassenanalyse spezifische Beziehungsprofile
identifiziert, welche u. a. anhand der wahrgenommenen beziehungsbezogenen Zu-
friedenheit sowie Belastung miteinander verglichen werden. Nachfolgend werden
Merkmale der professionellen pädagogischen Beziehung inhaltlich bestimmt, bevor
die Ergebnisse der empirischen Untersuchung berichtet und abschließend diskutiert
werden.

Indikatoren der Beziehungsqualität zwischen Lehramtsanwärterinnen
bzw. -anwärtern und ihren Seminarlehrkräften
Ausgangspunkt der Beschreibung der Beziehungscharakteristika stellen die für die
Lehrprofessionalität konstitutiven Antinomien nach Helsper (2004) dar, welcher päda-
gogisches Handeln sowie pädagogische Beziehungsgestaltung in Spannungsfeldern
hinsichtlich Nähe versus Distanz, Machtsymmetrie versus -asymmetrie, Vertrauen
versus Misstrauen sowie Autonomie versus Heteronomie beschreibt (siehe auch Kär-
ner, Goller, Bonnes & Maué 2022). Hierauf aufbauend lassen sich die folgenden Be-
ziehungsmerkmale identifizieren: Macht, Ambivalenz, Transparenz, Fairness und
Vertrauen.

Im Allgemeinen kann Macht im psychologischen Sinne als die relative Fähigkeit
eines Individuums verstanden werden, den Zustand anderer Personen zu verändern,
indem es Ressourcen zur Verfügung stellt oder zurückhält oder Strafen verhängt
(Keltner, Gruenfeld & Anderson 2003, 265, übersetzt durch TK). Bezogen auf das Re-
ferendariat, welches durch hierarchische und mitunter auch autoritäre Strukturen ge-
prägt ist (Munderloh 2018; Schubarth, Speck & Seidel 2007), sind Referendarinnen
und Referendare tendenziell ungleichen Machtverhältnissen ausgesetzt. So berichtet
etwa Heinrich (2011, 19), dass sie sich im Studienseminar einer „unbegrenzten
Macht“ ausgeliefert fühlte, welche auf „unbedingte Fügsamkeit“ abzielte. Für Wernet
(2009) ist die eigentliche Problematik der Ausbildungsverhältnisse in einer inhären-
ten Anpassungs- und Unterwerfungslogik begründet, in deren Sinne die Seminar-
lehrkraft Lehramtsanwärter:innen nicht als angehende Kolleginnen und Kollegen be-
trachtet, sondern vielmehr hierarchisch zurückversetzt, als seien sie Schüler:innen
(zsf. Schmidt 2019). Die Instrumentalisierung von Emotionen (z. B. Angst, Scham) im
Rahmen von Definitions- und Sanktionsprozessen und die Tabuisierung entspre-
chender Machtstrukturen dürften einen wesentlichen Beitrag zur institutionalisierten
Festigung und Reproduktion entsprechender Machtasymmetrien leisten (Cho & Kelt-
ner 2020; Sembill & Kärner 2020).
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Die Doppelrolle der Ausbildungslehrkräfte als Berater:in und Beurteiler:in impli-
ziert zum einen den Anspruch an eine idealerweise symmetrisch ausgeprägte Bezie-
hung, zum anderen eine Abhängigkeit der Referendarinnen und Referendare von
diesen (Prengel 2019). Diese Doppelrolle birgt wiederum die Gefahr von Interrollen-
konflikten und es kann zu simultanem Auftreten inkompatibler Kognitionen, Emotio-
nen und Intentionen kommen (vgl. Ziegler 2010). Die angehenden Lehrkräfte können
Ambivalenzen wahrnehmen, wenn sie mit ein und derselben Person in Interaktionen
Geringschätzung und Verletzung, aber auch Wertschätzung erleben (vgl. Prengel
2019). Ambivalenzen werden nach divergierenden Bewertungen als „gut-schlecht“ oder
„positiv-negativ“ wahrgenommen (Ziegler 2010). Ausbildungslehrkräfte sind deshalb
gefordert, eine „Balance zwischen Gerechtigkeit, Fürsorge und Wahrhaftigkeit [herzu-
stellen], wobei sich diese sogenannten Verpflichtungsaspekte widersprechen [kön-
nen]“ (Oser 1996, 236). Diesen (latenten) Konflikten mit Transparenz zu begegnen
kann hilfreich sein.

Transparenz bezogen auf die Beziehung zwischen Ausbildungslehrkraft und Re-
ferendar:in bedeutet zum einen die Möglichkeit, Konflikte und Sorgen, insbesondere
erlebte Unklarheiten und Ungerechtigkeiten beiderseits ansprechen zu können, und
zum anderen für Fragen und Kritik offen zu sein (Abs, Döbrich, Gerlach-Jahn &
Klieme 2009; Munderloh 2018). Mit Blick auf die Beurteilungsfunktion der Seminar-
lehrkraft bedeutet Transparenz, die Beurteilungsmaßstäbe im Vorfeld bekanntzuge-
ben sowie Referendarinnen und Referendare durch konstruktives Feedback im Pro-
zess ihrer Professionalisierung zu unterstützen. Transparenz ist ein möglicher Weg,
Ungerechtigkeit vorzubeugen, indem Maßstäbe nicht nur offengelegt, sondern zu-
dem systematisch, adäquat und damit gerecht angewendet werden (Munderloh 2018;
Kärner, Bonnes & Schölzel 2019).

Fairness stellt in diesem Zusammenhang einen weiteren Indikator von Bezie-
hungsqualität im pädagogischen Kontext dar. Dies zeigt bereits die Forschung zu Leh-
rer:innen-Schüler:innen-Beziehungen. Die Mehrheit der Lehrpersonen sieht in Ge-
rechtigkeit einen Wert, der ihr professionelles Handeln leiten sollte (Donat, Radant &
Dalbert 2017; Schweer, Thies & Lachner 2017). Und auch die Lernenden beschreiben
gute Lehrkräfte als gerecht (Donat, Radant & Dalbert 2017; Hofer, Pekrun & Zielinski
1986). Übertragen auf den Vorbereitungsdienst lässt sich vermuten, dass auch die an-
gehenden Lehrpersonen im Vorbereitungsdienst von ihren Ausbildungslehrkräften
gerechtes Verhalten erwarten. Dies kann sich nicht nur in fairen Beurteilungen zei-
gen, sondern auch darin, dass Macht nicht ausgenutzt und auf der Beziehungsebene
ein konstruktiver Umgang auf Augenhöhe trotz hierarchischer Strukturen gefunden
wird, wenn den Referendarinnen und Referendaren in der Ausbildung Partizipations-
möglichkeiten eingeräumt werden und sie sich in der Rolle als angehende Lehrkraft
und als Person wertgeschätzt fühlen (vgl. Heid 1992).

Ein weiteres Kriterium zur Kennzeichnung professioneller pädagogischer Bezie-
hungen im Lehr-Lern-Kontext ist Vertrauen. Der Forschung zu Lehrer:innen-Schü-
ler:innen-Beziehungen folgend wird das Vertrauen von Lernenden gegenüber der
Lehrperson durch unterstützendes, zugängliches, respektvolles und aufrichtiges Ver-
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halten gestärkt, wobei neben der fachlichen Hilfe insbesondere der persönlichen und
auf Reziprozität beruhenden Zuwendung den Lernenden gegenüber eine große Be-
deutung zukommt (Schweer 2012). Übertragen auf die zweite Phase der Lehrer:innen-
ausbildung wäre eine vertrauensvolle Beziehung für einen gelungenen Beratungspro-
zess, indiziert über Authentizität, gegenseitige Wertschätzung und Empathie, wesent-
lich (Bovet & Frommer 2001; Schulte 2008). Insbesondere die letztgenannten beiden
Kriterien sind gut in symmetrischen Beziehungen zu realisieren; schwieriger ist dies
dagegen, wenn durch die Beurteilendenrolle der Seminarlehrkraft die Beziehung
autoritäre Züge aufweist (Forster-Heinzer & Oser 2020). Durch einen konstruktiven
Umgang mit diesen Ambivalenzen lässt sich jedoch der Aufbau des Vertrauens der
angehenden Lehrkraft fördern, indem die Ausbildungslehrkraft Vertrauensvorleistun-
gen erbringt, z. B. wie bereits oben aufgezeigt durch transparentes und offenes Ver-
halten (vgl. Heinrich 2011; Schweer 2012; Wernet 2009).

Methode

Datenerhebung und Stichprobe
Mit dem Ziel, charakteristische Beziehungskonstellationen zwischen Lehramtsanwär-
terinnen bzw. -anwärtern und ihren Seminarlehrkräften empirisch zu identifizieren,
wurden 143 angehende sowie bereits ausgebildete Lehrpersonen (73 weiblich, 70 männ-
lich; Ø Alter: 33,1 Jahre, SD = 5.4; Min. = 25, Max. = 47) zur professionellen Beziehung
zu ihren (ehemaligen) Seminarlehr- bzw Ausbildungskräften sowie zur beziehungs-
bezogenen Belastung und Zufriedenheit mittels eines Online-Fragebogens befragt.
Der Link zum Fragebogen wurde über Mailinglisten sowie einschlägige Foren im
Internet verfügbar gemacht.1

Ungefähr drei Viertel der Stichprobe war zum Zeitpunkt der Erhebung an einer
beruflichen Schule tätig, davon 63,6 Prozent an bayerischen und 30,8 Prozent an
baden-württembergischen Schulen. 62 Personen befanden sich im Referendariat,
81 Personen hatten das Referendariat bereits abgeschlossen.

Operationalisierung der Variablen
Das Fragebogeninstrument zur Einschätzung der professionellen pädagogischen Be-
ziehung zur Seminarlehrkraft wurde aus Kärner, Bonnes, Maué, Goller und Schmidt
(2021) entnommen und um Items zur wahrgenommenen beziehungsbezogenen
Macht ergänzt. Die folgenden fünf Beziehungsdimensionen wurden mittels Likert-
Skalen von 1 = „trifft nicht zu” bis 6 = „trifft voll zu” mit jeweils vier Items abgefragt:

• Macht: α = 0.861, M = 3.20, SD = 1.35, z. B. „Meine Seminarlehrkraft ließ mich
ihre Machtposition spüren.”

• Ambivalenz: α = 0.743, M = 3.10, SD = 1.30, z. B. „Ich freute mich, wenn meine
Seminarlehrkraft mich unterstützte, aber gleichzeitig ärgerte ich mich darüber,
dass ich von ihr abhängig war.”

1 Der vorliegende Beitrag baut auf bereits publizierten Studien auf. Entsprechende Hintergrundinformationen zur inhalt-
lichen Thematik finden sich in Kärner, Goller, Bonnes und Maué (2022), Informationen zur Datenerhebung der vorliegen-
den Studie sowie zur Instrumentenentwicklung in Kärner, Bonnes, Maué, Goller und Schmidt (2021).
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• Transparenz: α = 0.914, M = 4.71, SD = 1.19, z. B. „Meine Seminarlehrkraft kom-
munizierte klar, welche Kompetenzen ich beherrschen müsse.”

• Fairness: α = 0.917, M = 5.12, SD = 1.11, z. B. „Meine Seminarlehrkraft behandelte
mich fair.”

• Vertrauen: α = 0.891, M = 4.23, SD = 1.34, z. B. „Vor meiner Seminarlehrkraft
konnte ich zugeben, dass ich etwas nicht verstanden hatte.”

Als Außenkriterien wurden die beziehungsbezogene Zufriedenheit und Belastung so-
wie die wahrgenommene Doppelfunktion der Seminarlehrkraft mittels der folgenden
Einzelitems je anhand einer 7-stufigen Likertskala erfragt.

• Zufriedenheit: „Wie zufrieden waren/sind Sie insgesamt mit der Beziehung zu
Ihrer Seminarlehrkraft während des Referendariats?“ von 1 = „sehr unzufrieden“
bis 7 = „sehr zufrieden“, M = 4.92, SD = 2.05.

• Belastung: „Wie belastend empfanden/empfinden Sie insgesamt die Beziehung
zu Ihrer Seminarlehrkraft während des Referendariats?“ von 1 = „gar nicht belas-
tend“ bis 7 = „sehr belastend“, M = 3.08, SD = 2.08.

• Wahrnehmung der Doppelfunktion: „Wie nahmen/nehmen Sie Ihre Seminarlehr-
kraft insgesamt wahr?“ von 1 = „Berater:in, Coach“ bis 7 = „Beurteiler:in, Bewer-
tungsinstanz“, M = 4.15, SD = 1.73.

Analysevorgehen
Um auf der Basis der erhobenen Daten unterschiedliche Gruppen von (angehenden)
Lehrpersonen zu identifizieren, welche sich bezüglich ihrer Wahrnehmung der Be-
ziehung zur Seminarlehrkraft unterscheiden, wählten wir einen personenzentrierten
Ansatz und griffen auf eine latente Klassenanalyse zurück, welche mittels Mplus 8.4
(Muthén & Muthén 1998–2017) durchgeführt wurde. Derartige typologische Ansätze
sind in der erziehungswissenschaftlich-psychologischen Forschung weit verbreitet
(z. B. Kärner, Bottling, Friederichs & Sembill 2021) und eignen sich gut zur Erfor-
schung von Unterschieden zwischen Gruppen von Personen, welche sich innerhalb
einer bestimmten Gruppe bzgl. der betrachteten Merkmale sehr ähnlich sind, sich
jedoch möglichst stark von Personen anderer Gruppen unterscheiden.

Empirische Befunde
Im Rahmen der latenten Klassenanalyse wurden unterschiedliche Lösungen ermittelt
und entsprechend Tabelle 1 hinsichtlich der jeweiligen Model-fit-Informationen mit-
einander verglichen. Gemessen an den Likelihood-Ratio-Tests zeigt sich, dass die 2-
Clusterlösung gegenüber der 1-Clusterlösung signifikante Verbesserungen aufweist,
analog bei der 3-Clusterlösung verglichen mit der 2-Clusterlösung. Die 4-Cluster-
lösung weist gegenüber der 3-Clusterlösung keine signifikanten Verbesserungen
mehr auf, weshalb für die nachfolgenden Auswertungen auf die 3-Clusterlösung refe-
renziert wird.
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ClusteridentifikationTabelle 1:

  Clusteranzahl

  1 2 3 4 5

Zellenbesetzung 1 143 52 22 6 12

2 91 74 33 6

3 47 69 23

4 35 69

5 33

Model-fit-Informationen

No. of free parameters 10 16 22 28 34

LL –1172.307 –967.924 –892.866 –856.416 –829.728

AIC 2364.614 1967.849 1829.732 1768.831 1727.457

BIC 2394.242 2015.254 1894.915 1851.791 1828.194

ssaBIC 2362.601 1964.628 1825.303 1763.194 1720.612

Entropy NAa 0.927 0.932 0.947 0.944

VLMRT NAa 0.006 0.002 0.072 0.527

aLMRT NAa 0.007 0.003 0.078 0.539

PBLRT NAa < 0.001 < 0.001 < 0.001 < 0.001

Hinweise: LL = Loglikelihood, AIC = Akaike‘s Information Criterion, BIC = Bayesian Information Criterion, ssa-
BIC = Sample-size adjusted Bayesian Information Criterion, VLMRT = Vuong-Lo-Mendell-Rubin Likelihood-
Ratio Test (p-value), aLMRT = Lo-Mendell-Rubin adjusted Likelihood-Ratio Test (p-value), PBLRT = Parametric
Bootstrap-Likelihood-Ratio Test (p-value), aNot Available.

In der 3-Clusterlösung zeigen sich drei Personengruppen, welche sich hinsichtlich
der erfassten Beziehungsdimensionen entsprechend der untenstehenden Tabelle 2 so-
wie Abbildung 1 unterscheiden. Die (angehenden) Lehrpersonen aus Cluster 1 (n = 22,
„asymmetrisch-negative Beziehung“) nehmen in der Beziehung zu deren Seminar-
lehrkräften ein starkes Machtgefälle wahr, einhergehend mit ambivalenten Gefühlen,
wenig Vertrauen, Fairness und Transparenz. Im Kontrast nehmen die (angehenden)
Lehrpersonen aus Cluster 2 (n = 74, „symmetrisch-positive Beziehung“) die Bezie-
hung als vertrauensvoll, fair und transparent und von wenig Macht und Ambivalenz
geprägt wahr. Die (angehenden) Lehrpersonen aus Cluster 3 (n = 47, „potenziell aus-
geglichene, jedoch fragile Beziehung“) bewegen sich hinsichtlich der Skalenausprä-
gungen zwischen den beiden erstgenannten Clustern, weisen jedoch gemessen an
den z-standardisierten Werten aus Abbildung 1 tendenziell überdurchschnittliche
Werte bei Macht und Ambivalenz sowie tendenziell unterdurchschnittliche Werte bei
Transparenz, Fairness und Vertrauen auf.

Hinsichtlich der erlebten Belastung im Referendariat zeigt sich, dass die Perso-
nen aus Cluster 1 verglichen mit den Personen aus Cluster 3 sowie Cluster 2 signifi-
kant mehr Belastung erleben und weniger zufrieden mit den Ausbildungsbedingungen
sind. Personen aus Cluster 1 nehmen ihre Seminarlehrkraft eher als bewertende In-
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stanz und weniger als Berater:in oder Coach wahr. Bei den Personen aus Cluster 2
stellt sich dies genau umgekehrt dar (Tabelle 2). Hinsichtlich der soziodemografi-
schen Angaben zeigen sich keine signifikanten Gruppenunterschiede bezogen auf das
Alter sowie die Berufserfahrung nach Abschluss des Referendariats (Tabelle 2). Auch
zeigen sich keine überzufälligen Clusterunterschiede hinsichtlich der Geschlechter-
verteilung (Pearson Chi-Quadrat = 0.627, p = 0.731) sowie des beruflichen Status (zum
Zeitpunkt der Befragung im Referendariat vs. Referendariat zum Zeitpunkt der Befra-
gung bereits abgeschlossen; Pearson Chi-Quadrat = 1.099, p = 0.577).

Konstellationen in der professionellen Beziehung zwischen (angehenden) Lehrpersonen und
deren Seminarlehrkräften
Abbildung 1:
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Implikationen und Limitationen der Vorgehensweise
Die Beziehung zwischen (angehender) Lehrkraft und Seminar- bzw. Ausbildungslehr-
kraft kann nach unseren Befunden eine potenzielle Belastungsquelle darstellen. Ein
Teil der (angehenden) Lehrkräfte (Cluster 1, n = 22 von 143) nimmt diese professio-
nelle pädagogische Beziehung als sehr belastend und wenig zufriedenstellend wahr.
Problematisch ist dies mitunter deshalb, weil die psychische Beanspruchung im Lehr-
amt bzw. Referendariat ohnehin als hoch eingeschätzt werden kann (z. B. Schubarth,
Speck & Seidel 2007; Drüge, Schleider & Rosati 2014; Zimmermann & Klusmann
2016). Folglich sollte darauf geachtet werden, dass die Einstiegsphase in den Schul-
dienst nicht durch zusätzliche Belastungsquellen, wie z. B. eine asymmetrisch-nega-
tive Beziehung zur Seminarlehrkraft, geprägt wird. Vielmehr wäre ein Ausbildungs-
umfeld wünschenswert, welches die Resilienz der Lehramtsanwärter:innen beispiels-
weise durch eine symmetrisch-positive Beziehung im Sinne sozialer Unterstützung
fördert. So stellen bestehende Studien heraus, dass soziale Unterstützung einen wich-
tigen Beitrag zur Reduzierung des Belastungserlebens leisten kann (Christ, Van Dick
& Wagner 2004; Kärner, Weiß & Heinrichs 2021; Richter, Kunter, Lüdtke, Klusmann &
Baumert 2011; Warwas, Neubauer & Panzer 2016).

Wie die latente Klassenanalyse zeigt, erlaubt die gezielte Untersuchung der Cha-
rakteristika professioneller Beziehungen zwischen Referendarinnen bzw. Referenda-
ren und ihren Seminarlehrkräften die Identifikation typischer Beziehungskonstella-
tionen, welche sich durch unterschiedliche Wahrnehmungen bzgl. Machtgefälle, ge-
genseitiges Vertrauen, Fairness, Transparenz sowie beziehungsbezogene Ambivalenz
charakterisieren lassen. Dadurch können erste Ansatzpunkte gefunden werden, um
konkrete Handlungsmöglichkeiten für eine verbesserte Gestaltung des Vorberei-
tungsdienstes zu entwickeln. Insbesondere für die erlebte Beziehungskonstellation
der Befragten aus Cluster 1 („asymmetrisch-negative Beziehung“) erscheint dies wich-
tig und sinnvoll, da die hiermit verbundenen beziehungsbezogenen Interaktionen als
belastend und wenig zufriedenstellend erlebt werden. Untersuchungen zu Lehrer:in-
nen-Schüler:innen-Interaktionen im Unterricht zeigen beispielsweise, dass die emo-
tionale Befindlichkeit der Schüler:innen von dem Wertschätzungs- und Neutralitäts-
verhalten beider involvierter Akteurinnen und Akteure beeinflusst wird, was darauf
hinweist, dass beide Interaktionspartner:innen wertschätzend oder zumindest neutral
miteinander umgehen sollten. Darüber hinaus prägt die längerfristige Einschätzung
der Beziehung zur Lehrkraft aufseiten der Lernenden diese emotionale Befindlich-
keit, d. h. die Lernenden fühlen sich wohler, wenn sie die Beziehungsebene zur Lehr-
kraft insgesamt positiv einschätzten (König-Ziegler 2022). Übertragen auf den Kon-
text des Vorbereitungsdienstes und damit die Interaktionen zwischen Lehramts-
anwärterinnen bzw. -anwärtern und Seminarlehrkräften betreffend ist es plausibel,
dass die offensichtlich wahrgenommenen Belastungen auf Vorkommnisse von Ge-
ringschätzung zurückgehen können. Zudem scheint es naheliegend, dass auch
Macht(-missbrauch), unfaires Verhalten, Intransparenz, Ungerechtigkeit oder Miss-
trauen zu einer Erhöhung des Belastungserlebens beitragen können. Eine entschei-
dende Rolle kommt in diesem Zusammenhang sicherlich auch dem konstruktiven
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Umgang mit potenziellen Konflikten und beziehungsabhängigen Belastungen inner-
halb des Spannungsfeldes von Beratung und Beurteilung zu (vgl. z. B. Oser 1996).

Vor diesem Hintergrund könnten Fortbildungen und Interventionen zur Bezie-
hungsarbeit sowie Weiterbildungen von Seminarlehrkräften auf individueller Ebene
verankert werden. Auf organisationaler Ebene hingegen wäre es denkbar, unabhän-
gige Instanzen bzw. Ansprechpartner:innen in die Ausbildung einzubeziehen, welche
gegenüber angehenden Lehrkräften lediglich eine beratende und keine beurteilende
Funktion innehaben (vgl. bspw. Mentorinnen und Mentoren an den Ausbildungs-
schulen in Baden-Württemberg). Derartige Komponenten könnten möglicherweise
asymmetrisch-negativen Beziehungsverhältnissen vorbeugen. Insgesamt erscheint es
von zentraler Bedeutung, dass bestehende Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse im
Vorbereitungsdienst durch deren transparente und reflektierte Auseinandersetzung
enttabuisiert werden (vgl. Sembill & Kärner 2020). Angehende Lehrpersonen, welche
dysfunktionalen Beziehungen im Referendariat ausgesetzt sind, behalten dies mög-
licherweise oft für sich, auch aus Angst, sanktioniert zu werden. Damit Referendarin-
nen und Referendaren entsprechende berufsbiografische Belastungserlebnisse mög-
lichst erspart bleiben und sich Machtasymmetrien nicht weiterhin uneingeschränkt
auf institutioneller Ebene verfestigen und reproduzieren können, wäre demnach ein
offener und konstruktiver Umgang mit dem Thema wünschenswert und angebracht.
Dies ist auch relevant, da Referendarinnen und Referendare bzw. zukünftige Lehr-
kräfte selbst Lehr-Lern-Beziehungen pflegen, indem sie Einfluss auf das Empfinden,
die Entwicklung und das Verhalten von Schülerinnen und Schülern nehmen oder
längerfristig betrachtet ggf. sogar selbst als Mentorinnen und Mentoren tätig sein wer-
den (vgl. Kärner, Goller, Bonnes & Maué 2022).

Dieser Beitrag widmet sich einem Thema, welchem bisher in dieser Form nur
vergleichsweise wenig Beachtung geschenkt wurde und zu dem es noch wenig empi-
rische Studien gibt. Um den Beitrag der Studie einzuschätzen, gilt es abschließend
zumindest zwei Limitationen der Studie zu benennen. Zum einen handelt es sich bei
unserer Stichprobe um eine Gelegenheitsstichprobe, die nicht repräsentativ für unter-
schiedliche Bundesländer ist, da sich die Organisation des Referendariats in den
jeweiligen Bundesländern insbesondere vor dem Hintergrund der involvierten be-
treuenden Personen unterscheidet. Die Ergebnisse sind daher lediglich stichproben-
bezogen und nicht darüber hinaus verallgemeinerbar. Zum anderen beziehen sich
Limitationen auf die Erfassung der verwendeten Skalen via Selbstauskunft aus der
Sicht von Referendarinnen und Referendaren. In weiterführenden Studien sollte da-
her zusätzlich die Sicht der Seminarlehrkräfte bzw. Mentorinnen und Mentoren ein-
bezogen werden.
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5.2 Belastungserleben von Ausbildenden – Forschungsstand
und Folgerungen für die Weiterbildung

Hans-Walter Kranert

Die Qualität personenbezogener Dienstleistungen ist wesentlich determiniert durch
das Kompetenzprofil des Dienstleistenden (vgl. Maelicke 2014). Wird auch eine (be-
rufs-)pädagogische Arbeit im Rahmen der dualen Ausbildung als Dienstleistung auf-
gefasst (vgl. kritisch hierzu Nüßle 1996), so ist die berufs- bzw. arbeitspädagogische
Kompetenz des Bildungspersonals an beiden Lernorten besonders bedeutsam für die
Qualität von Berufsbildung (Ulmer, Weiß & Zöller 2012). Im Vergleich zum Lernort
Berufsschule finden sich jedoch in betrieblichen Strukturen Fachkräfte wieder, wel-
che zunächst über keine grundständige berufs- bzw. arbeitspädagogische Qualifika-
tionsstruktur verfügen, sondern sich die notwendige Befähigung über spezifische
Weiterbildungsangebote ergänzend zu ihrer berufsfachlichen Kompetenz aneignen
(vgl. Bahl 2012; Bahl, Blötz & Ulmer 2010; Nielsen 1999, 25 ff.; Rebmann 2021). Dabei
tragen sie zugleich – zumindest in zeitlicher Hinsicht – die Hauptlast, in jedem Fall
aber die Gesamtverantwortung für das Gelingen des beruflichen Bildungsprozesses;
sie sind die „Schlüsselfiguren…betrieblicher Ausbildungspraxis“ (Reißland & Müller
2020, 1).

Vor allem in klein- und mittelständischen Unternehmen sind die Ausbildenden
mit einer mindestens dreifachen Aufgabenstellung betraut: 1) Erbringen eines eige-
nen Beitrags zur betrieblichen Wertschöpfung bei evtl. gleichzeitiger Führungsverant-
wortung, 2) kontinuierliche Begleitung der und pädagogische Arbeit mit den Auszu-
bildenden sowie 3) Integration und Koordination beider Aufgabenstellungen in der
alltäglichen Arbeitspraxis (vgl. Dietterich, Faßhauer & Kohl 2021, 18 f.). Inhaltliche
Veränderungen dieser Aufgabenstellungen ergeben sich einerseits über Verände-
rungen in der Arbeitswelt – und damit zusammenhängend andererseits über sich
wandelnde Berufsbilder. Diese seit jeher bestehenden Veränderungsszenarien haben
über die Entwicklung hin zu einer Arbeitswelt 4.0 eine erhöhte Dynamik erhalten (vgl.
BMAS 2017). Zugleich wird aufseiten der Auszubildenden eine zunehmende Hetero-
genität in unterschiedlichen Facetten festgestellt, worüber zumindest teilweise wie-
derum erweiterte Anforderungen an die Ausbildenden verbunden sind (vgl. Euler &
Severing 2020).

Inwiefern dieses Szenario zu psychischem Belastungserleben aufseiten der Aus-
bildenden führt, wird im Folgenden untersucht. Hierzu wird zunächst der adressierte
Personenkreis beschrieben, um im Anschluss den vorliegenden – wenn auch sehr
begrenzt ausfallenden – Forschungsstand auszubreiten. Ergänzend werden dann
gängige, formale und nonformale Weiterbildungsangebote zur Ausbildungsbefähi-
gung daraufhin analysiert, inwiefern ein Belastungserleben curricular aufgegriffen
wird und somit für die Ausbildenden präventiv wirksam ist. Konsequenzen für die
weitere Ausgestaltung von Weiterbildungsangeboten wie auch für die Forschung wer-
den abschließend gezogen



Ausbildendes Personal
Welche Personen im betrieblichen Kontext mit der Berufsausbildung junger Men-
schen konkret betraut sind, variiert je nach Unternehmensgröße und innerbetrieb-
licher Organisationsstruktur. So finden sich spezifisch qualifizierte Ausbilder:innen,
die ihre Aufgaben haupt- oder nebenberuflich ausüben. Daneben sind auch „ausbil-
dende Fachkräfte“ (BiBB 2016) unterstützend tätig, die unter Verantwortung der Aus-
bilder:innen an der Berufsausbildung mitwirken (§ 28 (3) BBiG), jedoch keine spezifi-
schen berufs- bzw. arbeitspädagogischen Befähigungen aufweisen (vgl. Albrecht,
Albrecht & Antmann 2012).

Grundsätzlich müssen Ausbilder:innen für die duale Berufsausbildung persön-
lich, berufsfachlich und auch berufs- und arbeitspädagogisch geeignet sein (§§ 28–30
BBiG). Seit 1972 dürfen nur diejenigen Personen in anerkannten Berufen ausbilden,
welche eine Ausbildereignung nachweisen können (vgl. Seyd 2015, 167); eine Aus-
nahme stellen die freien Berufe dar. Dabei ist zwischen individueller Befähigung und
Eignung der Person sowie Ausbildungsberechtigung des Betriebs zu differenzieren,
welche von den zuständigen Stellen geprüft und ausgesprochen wird (vgl. BiBB 2016).

Die berufs- und arbeitspädagogische Ausbildungsbefähigung wird bundesein-
heitlich mit der 2009 novellierten Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) geregelt
(vgl. Ulmer 2009). Die hierin skizzierte Befähigung ist über eine entsprechende Aus-
bildereignungsprüfung nachzuweisen. Hierauf wird in Lehrgängen („Ausbildung der
Ausbilder – AdA“) vorbereitet (BiBB 2009a). Alternativ kann der Nachweis ebenso
über eine bestandene Meisterprüfung (insbesondere Teil IV Allgemeine Meisterprü-
fungsverordnung – AMVO) oder eine Prüfung im Rahmen von beruflichen Fortbil-
dungen auf Basis des Berufsbildungsgesetzes bzw. der Handwerksordnung nachge-
wiesen werden (§ 6 (2) AEVO; vgl. BiBB 2016). Die hiermit adressierte höherqualifizie-
rende Berufsbildung gliedert sich seit der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes
2020 in drei Fortbildungsstufen: geprüfte/r Berufsspezialist:in, Bachelor Professional
und Master Professional (§ 53 ff. BBiG/ § 42 ff. HwO; BiBB 2020; vgl. BiBB 2021a,
36 ff.). Im Hinblick auf eine Tätigkeit in der betrieblichen Aus- und Weiterbildung
wären dies die bundeseinheitlichen Fortbildungsordnungen zur/zum geprüften Aus-
und Weiterbildungspädagogin/Weiterbildungspädagogen sowie zur/zum geprüften
Berufspädagogin/Berufspädagogen (Schley et al. 2020; BiBB 2016). Auf Antrag kön-
nen die zuständigen Stellen auch anhand anderweitig erworbener Kompetenzen die
Ausbildungseignung bestätigen (§ 6, (3) & (4) AEVO). Insgesamt waren 2019 etwa
640.000 Ausbilder:innen mit entsprechender Befähigung für das duale System bun-
desweit erfasst (BiBB 2021a, 171); die Zahl der tatsächlich im Betrieb mit Ausbildung
befassten Personen liegt allerdings deutlich höher (vgl. Bahl 2012, 24 ff.). Ergänzend
finden sich – in der Regel jedoch nur für die formal qualifizierte Personengruppe –
branchen- und zielgruppenspezifische, nonformale und auch informelle Weiterbil-
dungsangebote.

Hinsichtlich besonders geregelter Ausbildungsberufe für Menschen mit Behin-
derung (Fachpraktiker:innen / Werker:innen nach § 66 BBiG bzw. § 42 r HwO) ist seit
2006 eine gesonderte Ausbildungsbefähigung verpflichtend nachzuweisen (BiBB
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2006, 2009b). Die sogenannte rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation (ReZa)
soll die Ausbildungseignung der Fachkräfte behinderungsspezifisch ergänzen, ist al-
lerdings lediglich für die Ausbildung in besonders geregelten Berufen vorzuweisen
(Kalina 2020).

Weitere Fortbildungsmöglichkeiten, die nicht primär das duale System, sondern
die berufliche Bildung von Menschen mit Unterstützungsbedarf adressieren, bezie-
hen sich auf Werkstätten für behinderte Menschen (vgl. Heyder & Klocke 2012). Die
Qualifizierung der dort tätigen Fachkräfte ist bundeseinheitlich in der Werkstättenver-
ordnung (WVO) geregelt. Neben einer grundlegenden Berufsausbildung in Verbin-
dung mit einer Berufserfahrung muss dieses Fachpersonal eine sonderpädagogische
Zusatzqualifikation vorweisen (§ 9 (3) WVO). Hierfür existieren zwei Weiterbildungs-
möglichkeiten (vgl. Vollmer & Frohnenberg 2015, 30): die „Sonderpädagogische Zu-
satzqualifikation“ (SPZ) (BAG WfbM 2005) sowie die umfassendere und bundesein-
heitlich geregelte Weiterbildung zur „geprüften Fachkraft zur Arbeits- und Berufsför-
derung“ (gFAB) (Zöller et al. 2019).

Die nachfolgende Tabelle 1 gibt einen Überblick über die im weiteren Verlauf
betrachteten Weiterbildungsangebote, welche Bezug nehmen auf die arbeits- und be-
rufspädagogische Ausbilder-Eignung im dualen System und somit potenziell das
Spektrum des ausbildenden Personals – neben den unterstützend wirkenden „ausbil-
denden Fachkräften“ (vgl. oben) – charakterisieren; eine Zuordnung zu den benann-
ten Fortbildungsstufen des BBiG bzw. der HwO sowie zum Deutschen Qualifikations-
rahmen erfolgt ergänzend (Arbeitskreis DQR 2011; BIBB 2014, 2015).

Weiterbildungsangebote und ihre Bedeutung für die arbeits- und berufspädagogische Ausbildungs-
befähigung im dualen System
Tabelle 8:

Weiterbildungsangebot

Arbeits- und berufs-
pädagogische Aus-
bildungsbefähigung
im dualen System

Fortbildungs-
stufe
(BBiG bzw.
HwO)

Niveau-
stufe
DQR

Spezifische
Rechtsgrundlage

Ausbildung der Ausbilder
(AdA)

anerkannter
Ausbildungsberuf – – BiBB 2009a

(Empfehlung)

Meister:in anerkannter
Ausbildungsberuf

2 – Bachelor
Professional 6

Berufsspezifische
Meisterprüfungs-
verordnungen –
Teil I und II
AMVO – Teil III und IV

Geprüfte/r Aus- und
Weiterbildungspädagogin
bzw. -pädagoge

anerkannter
Ausbildungsberuf*

2 – Bachelor
Professional 6 AWPädFortbV

Geprüfte/r Berufspädagogin
bzw. pädagoge

anerkannter
Ausbildungsberuf*

3 – Master
Professional 7 BPädFortbV

rehabilitations-
pädagogische
Zusatzqualifikation (ReZa)

besonders geregelter
Beruf für Menschen mit
Behinderung**

– –
BiBB 2009b
BiBB 2012
(Empfehlung)
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(Fortsetzung Tabelle 8)

Weiterbildungsangebot

Arbeits- und berufs-
pädagogische Aus-
bildungsbefähigung
im dualen System

Fortbildungs-
stufe
(BBiG bzw.
HwO)

Niveau-
stufe
DQR

Spezifische
Rechtsgrundlage

geprüfte Fachkraft
zur Arbeits- und Berufs-
förderung (gFAB)

anerkannter
Ausbildungsberuf***

1 – Berufs-
spezialist:in 5 GFABPrV

WVO

Sonderpädagogische
Zusatzqualifizierung (SPZ) – – –

BAG WfbM 2005
(Empfehlung)
WVO

*Die Zugangsvoraussetzungen zur Weiterbildung umfassen bereits die Ausbildereignung für einen anerkann-
ten Ausbildungsberuf. / **Die Zugangsvoraussetzungen umfassen bereits die Ausbildereignung für einen
anerkannten Ausbildungsberuf, jedoch ist dies in der Praxis aufgrund einer fehlenden bundeseinheitlichen
Umsetzung im Einzelfall ggf. noch gesondert nachzuweisen. / ***Eine Ausbildungsbefähigung für einen
besonders geregelten Beruf ist im Einzelfall zu prüfen (Zöller et al. 2017).

Anforderungen und Belastungserleben von Ausbildenden
Die Qualität betrieblicher Berufsausbildung ist außer über die jeweilige Aufgabenstel-
lung vor allem über die Gestalt der sozialen Lernumgebung determiniert. Die fach-
liche, didaktische wie auch pädagogische Kompetenz der Ausbildenden wird dabei als
wesentlicher Bestandteil eines solchen Lernsettings verstanden (Velten & Schnitzler
2012; 2019). So identifizierte Stamm (2007) auf Basis einer Befragung von rund 350
Schweizer Jugendlichen vier Grundmuster betrieblicher Umwelten: Stress-, Autori-
täts-, Harmonie- sowie Kumpel-Umwelten. Diese spiegeln wahrgenommene Interak-
tionsstrukturen wider, welche mittelbar Hinweise auf ein Belastungserleben seitens
der Ausbildenden geben können. In der generierten Typologie ist vor allem die
„Stress-Umwelt“ (ebd., 29) bedeutsam, welche die wahrgenommene Ausbildungsrea-
lität bei etwa einem Fünftel der Stichprobe kennzeichnet. Diesbezüglich beschreiben
die Jugendlichen ihre Ausbildenden als wenig engagiert und unterstützend; die Bezie-
hungsstruktur wird als konfliktbeladen eingestuft, bei gleichzeitig wenig gemeinsa-
men Aktivitäten. Letzteres trifft auch auf die „autoritäre Umwelt“ (ebd., 309) zu, die
als streng, aber zugleich wohlwollend erlebt wird. Dennoch signalisiert die Teilstich-
probe (etwa ein Drittel) auch Ängste und Spannungen (ebd., 30). Die verbleibenden
beiden Cluster werden hingegen eher als partnerschaftlich erlebt, hier seien Konflikte
wenig oder gar nicht vorhanden (ebd.). Insbesondere die Stress-Umwelten seitens der
Ausbildenden werden von Stamm als Risikofaktor gewertet, indem sie eher ungüns-
tige Entwicklungs- und Lernbedingungen für die Berufsausbildung bieten (ebd., 32).
Offen bleibt in der Analyse allerdings, welche Faktoren aufseiten der Ausbildenden in
Verbindung mit dem betrieblichen Setting zu den jeweiligen Konstellationen führen,
die von Auszubildenden dergestalt wahrgenommen werden.

Veränderungen in der Arbeitswelt und damit konsekutiv in der Beruflichen Bil-
dung erfordern darüber hinaus eine kontinuierliche Anpassungsleistung des Bildungs-
personals, insbesondere auch der Ausbildenden. So ergibt sich etwa aus einem Per-
spektivwechsel in der betrieblichen Bildungsarbeit eine Akzentverschiebung von
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reiner Wissensvermittlung hin zu einer individuellen Förderung der Kompetenz-
entwicklung (Gebhardt et al. 2009; Westhoff et al. 2012); dies bedingt auch eine Weiter-
entwicklung betrieblicher Lernformate. „Da das digitale Lernen stark zunehmen
werde, müssen sich auch die Anforderungen an das Bildungspersonal verändern.
Viele Ausbilder/-innen und Weiterbildner/-innen müssen diesbezüglich noch um-
denken und viel lernen“ (Münchhausen et al. 2021, 140). Damit verbunden wird – in
einzelnen Berufsfeldern verstärkt – eine in ihrer Breite deutlich heterogenere Ziel-
gruppe adressiert (Dietterich 2013). Dies erfordert unter anderem eine pädagogische
Akzentuierung betrieblicher Ausbildungskultur. „Es müssen arbeitsplatzbezogene
Ausbildungsaufgaben entwickelt und die innerbetriebliche soziale Integration geför-
dert werden. Lernfortschritte – häufig in Feedback-Gesprächen – werden reflektiert,
vielleicht auch nachgesteuert und dokumentiert. Dazu zählen auch die Anschluss-
punkte zu den Lernprozessen in der Berufsschule. Die betriebspädagogische Arbeit
der Ausbilderinnen und Ausbilder wandelt sich“ (Eckert 2014, 200). Ausbildende neh-
men somit neben ihrer Rolle als Berufs- und Lehrexperte bzw. -expertin auch verstärkt
die eines „Sozialisationsagenten“ ein (Velten & Schnitzler 2012, 521). Berufsfachliche
und betriebliche Veränderungsszenarien sind in dem bisherigen Diskurs noch gar
nicht explizit berücksichtigt. Insbesondere erfordert auch die Dynamik von Digitali-
sierungsprozessen und neuen Technologien im Zuge einer Arbeitswelt 4.0 eine fach-
liche Anpassungsleistung des Bildungspersonals (vgl. Kohl, Dietterich & Faßhauer
2021a; Seuffert 2020).

„Vor dem Hintergrund dieser anspruchsvollen, mitunter auch komplexen und
spezifischen Aufgabenbündel mit z. T. hohen Belastungen, der nicht selten notwendi-
gen individuellen und differenzierten Förderung der Lernenden in ihrer sozialen und
persönlichen Entwicklung und dem notwendigen Umgang mit Problem- und Kon-
fliktsituationen sowie der Veränderungsgeschwindigkeit einer zunehmend digitali-
sierten VUCA-Arbeitswelt (Volatility, Uncertainty, Complexity, Ambiguity) ist Profes-
sionalität … zur Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung nötiger denn je“ (Kohl,
Dietterich & Faßhauer 2021b, 9). Entsprechend finden sich in jüngerer Zeit verstärkt
Diskurslinien um eine Professionalisierung betrieblicher Ausbildungstätigkeit (vgl. French
& Dietterich 2017; Pätzold 2017). Unter dem Fokus einer pädagogisch auszurichten-
den Professionalität rückt beispielsweise das reflexive Handlungsmoment der Ausbil-
denden in den Fokus (Dietterich et al. 2021; Reißland & Müller 2000). Die kritische
Selbstreflexion des eigenen Handelns und der Rolle ermöglichen eine Bewältigung
erlebter und sich eventuell widerstrebender Anforderungen als Ausbildende:r und ist
im Verstehensprozess zugleich Voraussetzung für die Gestaltung neuer und passge-
nauer Lernangebote. In der betrieblichen Realität zeichnet sich allerdings ein diffe-
renziertes Selbstbild der Ausbildenden ab; so konnte Burchert (2012) eine vierfache
Typologie bei Ausbildenden identifizieren, die eine je unterschiedliche Akzentuie-
rung der pädagogischen Arbeit erkennen lässt: Während der „Organisator“ bzw. auch
der „Kollege“ den Fokus auf die betrieblichen Belange bzw. die fachliche Arbeit an
sich legt, sieht der „Coach“ seinen Aufgabenschwerpunkt in der individuellen Beglei-
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tung des Auszubildenden; der „Berufspädagoge“ versteht sich primär als pädagogi-
scher Unterstützer der Entwicklung der Auszubildenden.

Angesichts dieser vielfältigen Anforderungen an Ausbildende ist zumindest tem-
porär von psychischen Belastungsmomenten auszugehen, die auch in der empirischen
Analyse sowie der Handlungsforschung eine Rolle spielen dürften. Eine entspre-
chende systematische Recherche in einschlägigen Datenbanken (FIS Bildung, Psyn-
dex, VET Repository) erbrachte zu den Schlagworten „Belastungen“ bzw. „Stress(-erle-
ben)“ in Bezug auf die Zielgruppe über 1.000 Treffer, die sich allerdings nahezu voll-
ständig auf (berufs-)schulische Lehrkräfte oder Lehrende an Hochschulen bezogen.
Hinsichtlich des hier fokussierten betrieblichen Berufsbildungspersonals finden sich
lediglich einige wenige Thematisierungen älteren Datums. So berichtet Clauß (vgl.
1990) über eine bundesweite Erhebung zur beruflichen Situation von Meisterinnen
und Meistern in unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen. Hinsichtlich des Tätigkeits-
spektrums gehören Mitarbeiterführung, kaufmännische und Verwaltungstätigkeiten
zu den wichtigsten Aufgaben, gefolgt von produktionsbezogenen Verrichtungen
(ebd., 25 ff.). Die Tätigkeit des „Erziehens, Beratens, Ausbildens“ nimmt hierbei eine
Zwischenposition ein (ebd., 55). Die sich daraus ergebende Vielfalt im Aufgabenspek-
trum führt ebenso wie die geforderte Innovationsbereitschaft in Verbindung mit häu-
figeren Unterbrechungen des Arbeitsprozesses zu einem vermehrten Stresserleben
unter den Meisterinnen und Meistern (ebd., 30 ff.). Volk (vgl. 1996a, 1996b) weist in
zwei Beiträgen betriebliche Ausbilder:innen auf notwendiges Handeln hin, wenn
durch die Veränderungsdynamik das Stresserleben stark zunimmt. Er zieht hierzu
Forschungsergebnisse heran und rät mittels Hinweisen auf verfügbare Ratgeberlite-
ratur zu einer „Veränderungsarbeit“ der Ausbildenden selbst (Volk 1996 a, 107). Mit
einer kleineren, aktuellen Studie erfassen Förster-Kuschel und Fürstenau (vgl. 2020)
das emotionale Erleben von Ausbildenden vor dem Hintergrund zunehmend hetero-
gener Auszubildendenkohorten. Sie berichten von positiven, aber auch negativ ge-
färbten Emotionen, die offensichtlich mit personalen und situativen Merkmalen kor-
relieren. Aufgrund der sehr geringen Stichprobengröße ist jedoch eine Verallgemei-
nerung kaum möglich, jedoch machen die Autorinnen deutlich, dass der Umgang mit
den eigenen Emotionen auch Gegenstand von Weiterbildungsangeboten für Ausbil-
dende sein sollte.

Entsprechend der kaum zu identifizierenden empirischen Auseinandersetzung
mit dem Phänomen finden sich entsprechend leider nur wenige praxisbezogene Kon-
zepte, die sich diesem Themenfeld – vornehmlich indirekt – zuwenden. So sind in
Weiterbildungskonzepten für junge Geflüchtete oder auch für den transnationalen
Transfer des dualen Systems Module zu Fragen des Umgangs mit Konflikten oder
auch der Reflexion der eigenen Rolle berücksichtigt und zum Teil auch empirisch aus-
gewertet (vgl. Bethscheider, Knappe & Wullenweber 2021; Jablonka & Ulmer 2021).
Linderkamp (vgl. 2011) erforscht in ihrer Dissertationsschrift den Ansatz der kollegia-
len Fallberatung in seiner Bedeutung für die betriebliche Bildungsarbeit; sie sieht
hierin vor allem die Möglichkeit, die Wahrnehmung der eigenen Situation zu schärfen
und damit zugleich auch Handlungsoptionen zu erweitern (ebd., 211). Diese Methode
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greift Weiser (vgl. 2020) auch für Ausbildungsangebote im Bereich der beruflichen
Rehabilitation auf, ergänzt diese jedoch um das Konzept des pädagogischen Arbeits-
bündnisses. Dieses dient einerseits zur Gestaltung des In-Beziehung-Tretens mit jun-
gen Menschen, aber auch zur Reflexion des eigenen Handelns. Im Hinblick auf die
Notwendigkeit zur Gestaltung eines gesundheitsfördernden Arbeitsplatzes fordern
Fenzl, Howe & Galen (vgl. 2021) in ihrem Forschungsprojekt zu Folgen der Digita-
lisierung diese Aspekte auch präventiv in der betrieblichen Aus- und Weiterbildung
entsprechend zu verankern.

Insgesamt zeigt sich damit – insbesondere auch im Vergleich zu anderen Profes-
sionen wie beispielsweise Lehrkräften (an beruflichen Schulen) – eine kaum vorhan-
dene Erforschung und wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Themenfeld.
Damit bleibt auch bisher unklar, inwieweit die ausbildende Tätigkeit selbst, die weite-
ren betrieblichen Tätigkeiten oder die individuelle Kombination aller Anforderungen
zu einem Belastungserleben bei Ausbildenden führen könnten; in jedem Fall dürfte
dies bedeutsam für die Qualität der dualen Ausbildung sein. Hinweise hierzu finden
sich etwa bei Gebhardt et al. (2009, 29): „Vielmehr ist den Interviewaussagen zu ent-
nehmen, dass die Ausbildertätigkeit in fast allen Fällen ausgeweitet werden würde,
wenn sich die Arbeitsbelastung im Allgemeinen reduzieren würde“.

Berücksichtigung von potenziellem Belastungserleben in
Weiterbildungsangeboten für Ausbildende
Ebenso bedeutsam für den thematischen Kontext ist die Frage, inwieweit das ausbil-
dende Personal über den Erwerb der arbeits- und berufspädagogischen Befähigung
bereits präventiv Kompetenzen entwickeln kann, um ein potenzielles Belastungserle-
ben im Rahmen der Ausbildungstätigkeit bei sich selbst vorzubeugen oder dieses
selbst zu erkennen und ggf. entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Hierfür wur-
den die Curricula der eingangs vorgestellten Weiterbildungsangebote anhand der
Suchbegriffe „Stress“, „(psychische) Belastung“ sowie „Reflexion“ analysiert.

Die „Ausbildung der Ausbilder:innen“ umfasst 115 Unterrichtsstunden (BiBB 2009a)
und greift die in der AEVO fixierten Handlungsfelder auf: Ausbildungsvoraussetzun-
gen prüfen und Ausbildung planen, Ausbildung vorbereiten und bei der Einstellung
von Auszubildenden mitwirken, Ausbildung durchführen sowie abschließen. Sie
setzt damit die in der AEVO geforderten „Mindeststandards“ (Ulmer 2009, 162) kom-
pakt um. Dabei nimmt die Durchführung der Ausbildung gemäß der Empfehlung
des BiBB (vgl. 2009, 7) knapp die Hälfte der Fortbildungsdauer ein. Die konkrete
Durchführung erfolgt regional unterschiedlich durch diverse Anbieter. Eine Analyse
des zugrunde liegenden inhaltlichen Rahmenplans (vgl. BiBB 2009, 8 ff.) brachte vor
allem eine reflexive Orientierung zutage. So sollen die Ausbildenden Feedback der
Auszubildenden annehmen und ihr eigenes Führungsverhalten reflektieren (ebd.,
19); ebenso gilt es, Maßnahmen zur Abbruchprävention zu ergreifen und mögliche
Gründe in den Blick zu nehmen (ebd., 23). Die Heterogenität der Auszubildenden
wird besonders in den Blick genommen, insbesondere hinsichtlich möglicher Lern-
schwierigkeiten und Verhaltensauffälligkeiten; Handlungsoptionen werden aufge-
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zeigt (ebd., 21 ff.). Insgesamt eröffnet das Weiterbildungsangebot einerseits einen wei-
ten Katalog von Anforderungen, andererseits findet das eigene Belastungserleben
keinen expliziten Niederschlag.

Zeitlich und inhaltlich umfassender gestaltet sich die Weiterbildung zum/zur
Meister:in, die zugleich auf eine lange Tradition verweisen kann (vgl. Schärl 2010). Die
Meisterprüfung umfasst vier Bestandteile: Fachpraxis, Fachtheorie, Betriebswirt-
schaft/Recht sowie Berufs- und Arbeitspädagogik (ebd., 35 ff.). Während die ersten
beiden Teile berufsspezifisch geregelt sind, werden die Module III und IV in der allge-
meinen Meisterprüfungsverordnung (AMVO) verortet. Der zeitliche Umfang zur Vor-
bereitung für diese beiden Teile beträgt in etwa 300 Unterrichtsstunden. Inhaltlich
bildet das Modul IV zu den berufs- und arbeitspädagogischen Kompetenzen wiede-
rum die Systematik der AEVO ab (§ 4 AMVO). Der bereits vorgestellte Rahmenplan
(vgl. BiBB 2009a) bildet somit auch für dieses Weiterbildungsangebot die Grundlage;
entsprechend sind die oben dargestellten Analysen auch für dieses Weiterbildungsan-
gebot zutreffend.

Aufbauend auf eine grundlegende berufs- und arbeitspädagogische Ausbildungs-
befähigung bietet die Weiterbildung zum Geprüften Aus- und Weiterbildungspädago-
gen/zur Geprüften Aus- und Weiterbildungspädagogin vertiefende Kompetenzen, um
Maßnahmen der betrieblichen Aus- und Weiterbildung zu planen, durchzuführen so-
wie einen qualitätsvollen Rahmen bereitzustellen (§ 1 AWPädFotV); der Lernumfang
hierfür beträgt mindestens 1.200 Zeitstunden (§ 53c BBiG/§ 42c HwO; vgl. BiBB 2020).
Zentraler Gegenstand der Weiterbildung sind die Bereiche Lernprozesse und Lernbe-
gleitung, Planungsprozesse in der beruflichen Bildung sowie berufspädagogisches
Handeln (§ 3 AWPädFotV). Hinsichtlich des hier zu untersuchenden Phänomens fin-
den sich zumindest indirekt einzelne inhaltliche Bezugspunkte. So wird im Bereich
Lernprozesse und Lernbegleitung die Zusammenarbeit mit psychologischen und
pädagogischen Fachdiensten thematisiert (§ 3 (2) AWPädFotV), was ggf. auch zu einer
Belastungsreduktion bei den Fachkräften angesichts einer heterogenen Auszubilden-
dengruppe beitragen kann. Ebenso wird im Feld Planungsprozesse in der beruflichen
Bildung die Anleitung und Beratung von unterstützend wirkenden ausbildenden
Fachkräften aufgegriffen (§ 7 (4) AWPädFotV); hier könnte die Aus- und Weiterbil-
dungspädagogin bzw. der Aus- und Weiterbildungspädagoge selbst entlastend auf das
praktisch tätige Ausbildungspersonal einwirken. Das berufspädagogische Hand-
lungsfeld soll schließlich projektförmig „den Prozess einer Ausbilderfunktion im
beruflichen Einsatzfeld“ abbilden (§ 9 AWPädFotV), eine nähere inhaltliche Bestim-
mung fehlt jedoch. Gerade dieses Feld wäre allerdings geeignet, die Wahrnehmung
von Belastungsmomenten bei sich zu thematisieren und darauf aufbauend Hand-
lungsmöglichkeiten zu eröffnen.

Ein weiterer Schritt auf der „Qualifizierungstreppe“ (Falk & Zedler 2010) ist die
Weiterbildung zum Geprüften Berufspädagogen/zur Geprüften Berufspädagogin. Hierfür
ist eine Lernleistung im Umfang von mindestens 1.600 Zeitstunden nachzuweisen
(§ 53d BBiG/§ 42d HwO; vgl. BiBB 2020). Gegenstandsbereich der Weiterbildung sind
die drei Themenfelder Kernprozesse der beruflichen Bildung, berufspädagogisches
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Handeln in Bereichen der beruflichen Bildung sowie spezielle berufspädagogische
Funktionen (§ 3 BPädFortbV). Damit sollen die Teilnehmenden in die Lage versetzt
werden, berufspädagogische Prozesse im Betrieb zu koordinieren und zu verantwor-
ten; sie bilden damit Aus- und Weiterbildungsangebote im Ganzen ab und überneh-
men so zentrale Aufgaben im Hinblick auf Personalentwicklung (§ 3 BPädFortbV).
Anknüpfungspunkte zu dem hier diskutierten Phänomen finden sich wiederum
allenfalls mittelbar. So könnte die Personalverantwortung für das aus- und weiter-
bildende Personal im zweiten Teilbereich auch entsprechende Belastungswahrneh-
mungen und Handlungsbedarfe in dieser Hinsicht als Vorgesetzte beinhalten (§ 8
BPädFortbV). Hinsichtlich der speziellen berufspädagogischen Funktionen (§ 9 BPäd-
FortbV) wird explizit auch die Rehabilitationspädagogik angeführt, welche unter Um-
ständen eigene Belastungsmomente beinhalten könnte (siehe unten); zugleich wird
eine beratende Funktion in den Blick gerückt, welche wiederum bei Belastungen von
weiterem ausbildendem Personal unterstützend wirken kann. Damit werden aller-
dings wiederum Aspekte der Selbstsorge nicht explizit angeführt.

Für die Ausbildung von jungen Menschen mit Behinderung in besonders gere-
gelten Berufen ist die Ausbildungsbefähigung über die „rehabilitationspädagogische
Zusatzqualifikation“ zu erweitern. Diese umfasst insgesamt 320 Stunden (vgl. BiBB
2012), wobei die Umsetzung auf Ebene der zuständigen Stellen wie auch ihre inhalt-
liche Ausgestaltung regional sehr unterschiedlich ausfällt (vgl. Halbig et al. 2013;
Zöller et al. 2016). Ziel ist, dass die Teilnehmenden ihre bisher erprobte Ausbildungs-
kompetenz auf die Ausbildung von jungen Menschen mit Behinderung übertragen
und zielgruppenspezifisch erweitern (vgl. Hauptausschuss 2012). Dafür sieht das
Rahmencurriculum insgesamt acht Kompetenzfelder vor. Neben pädagogischen, di-
daktischen, medizinischen und psychologischen Aspekten werden auch rechtliche
Fragen sowie das System der beruflichen Rehabilitation als solches aufgegriffen.
Knapp ein Fünftel der Fortbildungszeit wird jedoch mit dem Kompetenzfeld I der
Reflexion der eigenen Ausbildungspraxis wie auch des eigenen beruflichen Selbstver-
ständnisses gewidmet (ebd., 12 f.). Hierzu werden Anregungen gegeben, beispiels-
weise Anforderungen an sich selbst zu analysieren und zugleich weiterzuentwickeln;
explizit wird hierbei auf begleitende Unterstützungsangebote wie Beratung, Fallarbeit
oder Supervision verwiesen. Es zeigen sich somit klare Bezüge zu potenziellen Belas-
tungsmomenten wie auch zu damit verbundenen Handlungsoptionen.

Inhaltliche Schnittmengen ergeben sich zur Weiterbildung „geprüfte Fachkraft
zur Arbeits- und Berufsförderung“ (gFAB), welche jedoch mit einem Umfang von ca.
800 Stunden deutlich umfangreicher ausfällt (Vollmer & Frohnenberg 2015, 35). Die
Fachkraft soll in der Lage sein, „personzentrierte berufliche Bildungs- und Beschäfti-
gungsmaßnahmen sowie arbeitsbegleitende Maßnahmen … durchzuführen, um …
die Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen“ (§ 1(3) GFABPrV). Damit verlässt das
Weiterbildungsangebot den bisher enger gezogenen Horizont von gelingender Be-
rufsausbildung und fokussiert zentral die Teilhabefrage (vgl. Vollmer & Frohnenberg
2015, 35 f.). Die damit verbundene personenzentrierte Ausrichtung ist nicht mehr al-
lein an die Institution Werkstatt für Menschen mit Behinderung gebunden (vgl. Voll-
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mer 2017, 203). Mittlerweile bietet eine Orientierungshilfe Informationen und Anre-
gungen zur inhaltlichen Umsetzung der Weiterbildung (vgl. Vollmer et al. 2019). Die
Systematik folgt dabei vier zentralen Handlungsbereichen: Eingliederung und Teil-
habe am Arbeitsleben, Berufliche Bildungsprozesse, Arbeits- und Beschäftigungspro-
zesse bzw. Arbeitsplätze sowie Kommunikation und Zusammenarbeit (§ 3 GFABPrV).
Mit Ausnahme des dritten Handlungsbereiches finden sich durchgehend inhaltliche
Orientierungen für die Reflexion eigenen Handelns und auch weitergehende Hilfe-
stellungen wie etwa Supervision; eine Anregung zur Vergewisserung und Klärung der
eigenen Rolle geht damit einher (Vollmer et al. 2019, 64, 87, 108 f.).

Inhaltlich eng verbunden mit der gFAB ist die bereits länger bestehende „Sonder-
pädagogische Zusatzqualifikation“ (SPZ), die jedoch zum einen zu keinem bundesein-
heitlich anerkannten Abschluss führt, zum anderen einen reduzierten Lehrgangsum-
fang von etwa 540 Stunden vorsieht (Vollmer & Frohnenberg 2005, 33). Aufgrund der
identischen Zielstellung wird empfohlen, die Fortbildungsinhalte an der GFABPrV
auszurichten; von daher sind die hierzu getroffenen Analysen grundsätzlich auch für
die SPZ gültig, unter Beachtung unterschiedlicher Umsetzungsformen durch die je-
weiligen Bildungsanbieter (ebd., 34 f.).

Neben den formalen bzw. nonformalen Weiterbildungsangeboten finden sich
auch zahlreiche informelle Lernformate für Ausbildende, häufig über Handreichun-
gen – analog oder digital. So adressiert etwa das Ausbilderhandbuch (Dietl et al.
1994–2022) in einem eigenen umfassenderen Kapitel die Reflexion der Ausbilderrolle
mit Themen wie Umgang mit eigenen Ängsten, Erleben von Burn-out, aber auch
Entwicklung von Resilienz. Im Nachschlagewerk „PersonalAusbilden“ (Dietl et al.
2000–2022) ist das Themenfeld „Stress in der Ausbildertätigkeit – Ansatzpunkte für
Ausbilder“ unter der Rubrik „Praxis-Know-how“ für das Berufsausbildungssystem
mitberücksichtigt. Hier halten die Autorinnen und Autoren fest, dass „Ausbilder wie
Auszubildende besonders von Stress bedroht sind“, und stellen entsprechend ein
Stressmanagement vor (Hofmann, Pracht & Reister 2015, 2). In ähnlicher Weise
möchte die „Handreichung für ausbildende Fachkräfte“ präventiv wirken, wenn sie
formuliert, mit den Empfehlungen „die Arbeit mit den Auszubildenden so anzuge-
hen, dass sie nicht als Belastung empfunden wird, sondern als Bereicherung der eige-
nen Tätigkeit“ (BMBF 2013, 4). So finden sich unmittelbar zu Beginn Anregungen zur
Reflexion der eigenen Rolle als Ausbildende:r (ebd., 6 ff.). Dies trifft in analoger Weise
auf das Online-Forum foraus.de zu, welches sich explizit an Ausbildende richtet; in
dem zugehörigen Leitfaden finden sich ebenso zu Beginn grundlegende Impulse zur
Rollenvergewisserung mit entsprechenden Verlinkungen zur Homepage (BiBB
2021b). Die zahlreich publizierten Empfehlungen und Handreichungen angesichts
einer heterogeneren Gruppe von Auszubildenden greifen diese zentralen Aspekte je-
doch nicht auf (vgl. etwa Albrecht et al. 2014; BMAS 2013; DIHK & ZWH 2015; Vogel
& Scheiermann 2019), obwohl angesichts dieses Entwicklungsszenarios spezifische
Belastungsmomente unter Umständen sogar verstärkt zu erwarten sind; stattdessen
werden primär organisatorische, pädagogische und didaktische Themenstellungen
adressiert.
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Fazit
„Auf die Lehrenden kommt es an“ (Vollmer 2020, 16) – die Bedeutung des Bildungs-
personals für eine gelingende duale Berufsausbildung ist evident. Aufgrund viel-
schichtiger und komplexer Anforderungsstrukturen ist auch beim betrieblichen Aus-
bildungspersonal von psychischen Belastungsmomenten auszugehen. Allerdings
deutet die Sichtung vorliegender Daten auf eine erhebliche Forschungslücke hin. Im
wissenschaftlichen Feld finden sich kaum Auseinandersetzungen mit diesem Thema;
entsprechende Zusammenhänge zur Ausbildungsqualität – welche naheliegen – wer-
den somit auch nicht aufgezeigt. Zugleich belegen die gesichteten Kompendien für
die Ausbildungspraxis, dass zumindest auf dieser Ebene das Phänomen als bedeut-
sam im Alltag wahrgenommen und ihm punktuell eine bedeutende Rolle zugewiesen
wird. In den einschlägigen formalen Weiterbildungsangeboten zum Erwerb berufs-
und arbeitspädagogischer Ausbildungsbefähigung hingegen ist auf Basis der vorlie-
genden Dokumente nicht erkennbar, dass mögliche psychische Belastungsmomente
aufseiten der Ausbildenden thematisiert werden. Im Gegensatz dazu finden sich in
spezialisierten Angeboten für die Berufsbildung von jungen Menschen mit Behinde-
rungen und Benachteiligungen explizit Aspekte der Selbstreflexion und damit auch
der „Eigenprävention“ im Hinblick auf psychische Belastung; diese nehmen zeitlich
teilweise erheblichen Raum ein.

Aus diesen Erkenntnissen heraus lassen sich Schlussfolgerungen in dreifacher
Hinsicht ziehen:

Zunächst gilt es die Forschungsaktivitäten in diesem Feld auszuweiten bzw. über-
haupt erst einmal in den Fokus zu rücken. Diese Forderung steht schon seit Länge-
rem im Raum (vgl. Stamm 2007; Ulmer, Weis & Zöller 2012), wird jedoch offensicht-
lich bisher kaum eingelöst.

Erst auf Basis differenzierterer empirischer Einblicke in das Belastungserleben
von Ausbildenden können in der Folge Adaptationen in der Weiterbildungsstruktur vor-
genommen werden. Auch diese zweite wesentliche Konsequenz ist im Grundsatz
nicht neu. So betonen etwa Reißland & Müller (2020) die unterschiedliche Qualität in
den Weiterbildungsangeboten, in denen sie eine pädagogische und didaktische
Orientierung unterrepräsentiert sehen; ebenso identifizieren Dietterich et al. (2021,
28 f.) einen „Qualifizierungs- und Professionalisierungsbedarf“ bei den Ausbilden-
den. Dieses Ansinnen unterstreicht Ulmer (2009, 162) mit der grundsätzlichen Forde-
rung einer „berufspädagogischen Professionalität“ von Ausbildern und Ausbilderin-
nen. Essenzieller Bestandteil einer derartigen pädagogisch ausgerichteten Professio-
nalität ist aber eben auch die Fähigkeit, das eigene Handeln, die eigene Rolle sowie
das eigene Erleben und Verhalten – auch unter belastenden Aspekten – zu reflek-
tieren – eine „reflexive Professionalität“ (vgl. Opp 1998) ist in den Blick zu nehmen.
Entsprechende Impulse und Anregungen wie auch konkrete Methoden und darauf
aufbauende Handlungsstrategien wären in den Weiterbildungsangeboten zu imple-
mentieren; konzeptionelle Anleihen können aus den zielgruppenspezifischen Qua-
lifizierungen für die Berufsbildung von Menschen mit Behinderung entnommen
werden.

Hans-Walter Kranert 303



In der Ausbildendenpraxis selbst – als drittes Moment – ist diese Personengruppe
mit ihren Bedarfen gesondert im Rahmen von allgemeinen präventiven Bemühungen
einer „stay at work“-Strategie (vgl. Weber et al. 2015) zu betrachten. Hierzu bedarf es
einer praxisnahen Konzeptentwicklung, welche unter anderem stützende Ansätze wie
etwa Supervision, kollegiale Intervision oder Beratung innerbetrieblich bzw. auf
Ebene von Kammern und Innungen vorsieht und etabliert oder, wo tatsächlich schon
vorhanden, ausbaut.
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6 Ausblick – Schritte in die Zukunft?!

Hans-Walter Kranert & Roland Stein

Psychische Belastungen ergeben sich aus der Interaktion der Person mit ihrer je indi-
viduell wahrgenommenen Situation – im Feld der beruflichen Bildung bzw. der Er-
werbsarbeit, aber auch in anderen Lebensbereichen. Im Rahmen des Bandes wurde
deutlich, von welcher Relevanz hierfür die jeweiligen Etappen der Bildungs-, Arbeits-
wie auch der Berufsbiografie sind. Zugleich wurden unterschiedliche Maßnahmen,
Konzepte, Institutionen und Stützsysteme vorgestellt und diskutiert – grundsätzlich
im Hinblick auf (berufliche) Bildung und Teilhabe am Erwerbsleben, jedoch jeweils
auch konkret bezogen auf die vornehmlich pädagogischen Herausforderungen der
Unterstützung bei vorliegenden psychischen Belastungen.

Die einzelnen Beiträge lassen eine interdisziplinäre und damit auch mehrper-
spektivische Betrachtungsweise des Phänomens psychischer Belastungen im Kontext
der Berufs- und Arbeitswelt sichtbar werden. Es wird deutlich, dass eben jene Belas-
tungsmomente als Querschnitts- und zugleich als biografisches Längsschnittphäno-
men in unterschiedlicher Intensität zu begreifen sind. Dabei bleibt allerdings offen,
inwieweit allein eine sich verändernde Arbeits- und Berufswelt als ursächlich anzuse-
hen ist oder inwieweit die sich darin abzeichnende Veränderungsdynamik lediglich
einen auslösenden bzw. verstärkenden Faktor für individuelle Konstellationen dar-
stellt. In jedem Fall resultieren daraus Handlungsnotwendigkeiten, welche in diesen
Lebensbereich zu integrieren sind. Hierfür ergeben sich aber – und dies belegen die
Beiträge eindrücklich – verschiedene Herausforderungen:

• In Abhängigkeit von der jeweiligen Fachdisziplin und damit auch in Abhängig-
keit unterschiedlicher Traditionen, Bezugswissenschaften und sozialrechtlicher
Bezüge wird ein unterschiedlicher Zugang zu und damit zusammenhängend ein
differenziertes Verständnis von psychischen Belastungen zugrunde gelegt. So
finden sich einerseits stärker prozessbezogene, teilhabeorientierte Betrachtungs-
weisen (vgl. etwa den Übergang Schule – Beruf), andererseits stärker medizi-
nisch und sozialrechtlich orientierte Perspektiven (vgl. etwa berufliche Rehabili-
tation).

• Psychische Belastungen werden entlang der Biografie von unterschiedlichen
Professionen adressiert – Berufs- und Wirtschaftspädagogik, Arbeitspädagogik,
Rehabilitationspädagogik, Heil- und Sonderpädagogik, soziale Arbeit, Psycholo-
gie, Medizin und weitere. Jedoch entwickelten sich in der Vergangenheit Spezia-
lisierungen von einzelnen Professionen auf bestimmte Etappen in der Berufsbio-
grafie und damit zugleich auch eine spezifische Fachexpertise. So greifen Fragen
des Übergangs Schule – Beruf etwa Vertreter:innen der Sonderpädagogik auf. Im
Kontext von Berufsbildung sind vornehmlich die beiden pädagogischen Subsys-
teme der Benachteiligtenförderung wie auch der beruflichen Rehabilitation tätig;
im Zuge verstärkter Inklusionsbemühungen nimmt auch die genuine Berufs-
und Wirtschaftspädagogik das Phänomen mehr und mehr in den Blick. Im Be-



reich der Wiedereingliederung findet hingegen ein intensiver Diskurs auf medi-
zinischer sowie auch explizit rehabilitationspädagogischer Ebene statt.

• Die Entwicklung von Handlungsansätzen und auch die Thematisierung des Phä-
nomens in der Forschung ist in den einzelnen Etappen der Berufsbiografie sehr
unterschiedlich ausgeprägt. Im allgemeinbildenden Segment finden sich zahlrei-
che elaborierte, sonderpädagogisch wie auch medizinisch-therapeutisch orien-
tierte Konzepte und Förderansätze wieder; jedoch wird mit dem korrespondieren-
den Begriff des sonderpädagogischen Förderbedarfs nur ein Teil der hier fokus-
sierten, umfassenderen Zielgruppe adressiert. Im Segment der beruflichen Bil-
dung hingegen wenden sich etwa mit der beruflichen Rehabilitation wie auch der
Benachteiligtenförderung zwei etablierte pädagogische Stützsysteme eben jener
Zielgruppe zu; zugleich stehen hier intensivere Forschungsaktivitäten und damit
auch die Entwicklung spezifischer Handlungskonzepte noch weitgehend aus.
Demgegenüber können die Bemühungen zur Teilhabe an Erwerbsarbeit inklu-
sive der Wiedereingliederung bereits auf eine lange Forschungstradition in Ver-
bindung mit einer differenzierten Handlungspraxis verweisen.

• Im Kontext beruflicher Teilhabe von Menschen mit psychischen Belastungen fin-
den sich zwei zentrale Handlungsansätze wieder: „train and place“ sowie „place
and train“. Während das erstgenannte Prinzip mit dem tradierten deutschen Be-
rufskonzept und den damit verbundenen Bildungsgangkonzeptionen stark kor-
respondiert, ist das zweitgenannte Prinzip – auch aufgrund seines angloamerika-
nischen Ursprungs – kennzeichnend für die Integration junger Menschen mit
Beeinträchtigungen und Behinderungen auf dem Arbeitsmarkt jenseits einer
zertifizierten Berufsausbildung. Die Diskussion über die gegenseitigen Vorzüge
wird des Öfteren vereinfachend in einer Schwarz-Weiß-Semantik geführt, be-
dürfte aber stattdessen eines differenzierteren Blicks – einerseits auf die spezifi-
sche biografische Phase der Einzelperson, andererseits auf ihre jeweilige Aus-
gangssituation. So kann in der beruflichen Ersteingliederung – auch aufgrund
des dominanten Berufsprinzips – die Strategie des „train and place“ zunächst das
Erreichen eines Berufsabschlusses und damit eines für die Erwerbsarbeit not-
wendigen Zertifikates ermöglichen, während sich in der Wiedereingliederung
durchaus die Strategie des „place and train“ – aufgrund bereits vorliegender be-
ruflicher Qualifikationen – als zielführender erweist. Eine Entwicklung, die aller-
dings noch aussteht, ist eine passgenaue, je individuelle Entscheidung für eine
Strategie oder aber Kombination beider, indem beispielsweise ein vorgelagertes
Bildungsangebot mit einem nachgängigen individuellen Unterstützungsangebot
am Arbeitsplatz verbunden wird.

• Die Übergänge an verschiedenen Schwellen in der Berufsbiografie erweisen sich
als besonders herausfordernd, denn zum einen bilden Transitionen einen (zu-
sätzlichen) Stressor – und zum anderen stellen sich an diesen institutionellen
Grenzen die Unterstützungssysteme als brüchig heraus. Dabei sollten nicht vor-
schnell im Rahmen der Diskussion um stärker inklusive Systeme bestehende
Maßnahmen und etablierte Institutionen „verworfen“, sondern die aufgebaute
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Expertise konstruktiv genutzt und weiterentwickelt werden, in optimierter Ver-
zahnung. Hierzu ist auch eine breitere Forschungsaktivität anzustrengen, wie sie
sich etwa bereits in der beruflichen Wiedereingliederung wiederfindet; für den
Übergang aus der Schule in den Beruf hingegen existieren bezogen auf die Ziel-
gruppe kaum spezifische Ansätze.

• Die Qualität personaler Dienstleistungen ist eng gekoppelt mit der Professionali-
sierung des entsprechenden Bildungspersonals. Hier zeigt sich, dass einerseits
das Personal selbst durchaus belastenden Momenten ausgesetzt ist, andererseits
aber auch entsprechende Inhalte in den unterschiedlichen Ausbildungs- bzw. Bil-
dungsphasen des Personals noch (weiter) zu entwickeln sind. Auf Basis von ver-
mehrter Grundlagenforschung zu den tatsächlichen psychischen Belastungen
dieser Gruppe bedarf es der Weiterentwicklung von Konzepten der Prävention
und der Frühintervention: vor allen Dingen Vorsorge, Beratung, Supervision –
damit das Ansteigen von Belastungen sowie auch Burnout-Risiken minimiert
werden.

Angesichts dieser vielfältigen Herausforderungen sind zahlreiche Optionen für das
zukünftige Handeln in Wissenschaft und Praxis denkbar. Für die Herausgebenden
kondensieren sich diese auf vier zentrale Schritte:

Interdisziplinäre Verschränkung in der Forschung
Im Hinblick auf psychische Belastungen im Kontext Beruf und Arbeit wird in Summe
ein erhebliches Forschungsdesiderat sichtbar. Dies erlebten die Herausgeber des Ban-
des schon bei der Frage der Autorenfindung. Es zeigt sich hier eine erkennbare und
vorhandene Expertise – die Decke jedoch erweist sich bisher angesichts der Größe der
Thematik als recht dünn. Dasselbe gilt für die Vernetzung dieser wissenschaftlichen
Szene sowie entsprechender Publikationsorgane wie Fachzeitschriften. Das Spektrum
der Bedarfe reicht von der Theorieentwicklung über Grundlagenforschung, Imple-
mentation und Evaluation von Konzepten und Maßnahmen bis zur formativen Eva-
luation institutioneller Entwicklungen.

Interinstitutionelle Verschränkung in der Handlungspraxis
Handlungskonzepte sind in unterschiedlichem Maße vorhanden, aber in jedem Fall
deutlich zu wenig systematisiert. Dies ist auch mit dem „Dschungel“ an Maßnahmen
im Feld der Teilhabe an Arbeit und Beruf zu begründen, der, gerade auch im Zuge der
Bemühungen um eine stärker inklusive Unterstützung, schon sozialrechtlich noch-
mals dichter geworden ist. Psychische Belastungen bilden hier eine Art „Querlage-Fo-
kus“ im biografischen Längs- wie Querschnitt und werden eher vereinzelt bearbeitet
denn koordiniert, etwa im Gefüge der sozialrechtlichen Grundlagen für „inklusive“
Arbeits- und Berufshinführung, Benachteiligtenförderung und Berufliche Rehabilita-
tion. Dabei geht der Fokus beispielsweise vieler etablierter, wenn auch aktuell umstrit-
tener Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation zunehmend stark in Richtung des
hier beleuchteten Themas und entsprechender Zielgruppen. Von daher lohnt es sich,
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einen Blick „über den eigenen Tellerrand zu wagen“, Konzepte aus anderen biografi-
schen Etappen zu sichten, zu bewerten und gegebenenfalls für das eigene Hand-
lungsfeld zu adaptieren.

Identifikation psychischer Belastungsmomente
Impulse für die Zukunft kann auch von der hier eingenommenen interaktionisti-
schen Perspektive ausgehen: Psychische Belastung „in der Person“, als in ihrem Erle-
ben „belastet“, kann und darf nicht gegen Belastungen durch die Umstände, etwa die
Arbeitsbedingungen, ausgespielt werden. Es wird noch stärker vonnöten sein, beide
Seiten und diese zudem in ihrer interaktionistischen Verschränkung zu betrachten.
Der reine – und aktuell verbreitete – Blick auf die Barrieren von außen, die es zur Seite
zu räumen gälte, ist ein wichtiger, aber nicht der einzig notwendige und mögliche,
um mehr gesellschaftliche Teilhabe im Hinblick auf psychische Belastungen zu eröff-
nen. Hierfür bedarf es unter anderem der Weiterentwicklung solider diagnostischer
Möglichkeiten und Instrumente, um Belastungen – aufseiten der Person wie der Um-
stände und Bedingungen – möglichst früh identifizieren zu können. Dies reicht von
der Sensibilisierung bis hin zu systematisierten und evaluierten diagnostischen Ver-
fahren. Zugleich muss dieses diagnostische Handwerkszeug mit Empfehlungen zur
Unterstützung und Förderung verknüpft sein.

Professionalisierung und Multiprofessionalität
Neben all dies muss auch die Frage der Professionalität und der Professionen gestellt
werden: Mit Blick auf psychische Belastungen bedarf es hier der Sensibilisierung für
dieses Themenfeld „in der Fläche“ der relevanten Professionen – aber auch der Quali-
fizierung von Spezialisten und von Subexpertise sowie der gezielten Verfügbarkeit
dieser Gruppen in den Institutionen, damit im Hinblick auf Diagnostik und Unter-
stützung vertiefende Analysen und die Implementierung von Handlungskonzepten
ermöglicht werden: Psychologinnen und Psychologen, Psychiater:innen, aber auch
(rehabilitations-)pädagogisches Personal wie Sonderpädagoginnen und -pädagogen
oder Sozialpädagoginnen und -pädagogen sind hierbei vonnöten.

Die Frage psychischer respektive seelischer Gesundheit ist kein singuläres Phä-
nomen einer spezifischen biografischen Phase. Vielmehr ist dies eine lebenbeglei-
tende Daueraufgabe. Bildungs- und Arbeitsprozesse können hier eine problematische
Rolle spielen, aber ebenso unterstützend wirken. Im Hinblick auf den letztgenannten,
primär präventiv wirkenden Fokus bedarf es zukünftig einer stärkeren Vernetzung
von Akteurinnen und Akteuren, Institutionen und Professionen in Forschung und
Praxis. Der vorliegende Band liefert hierzu hoffentlich einen (weiteren) Impuls.
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Roland Stein, Hans-Walter Kranert, Philipp Hascher

Gelingende Übergänge in den Beruf
Evaluation eines modularen Schulprojekts im  
Förderschwerpunkt emotional-soziale Entwicklung

Auch Schüler:innen mit Förderbedarf im Bereich 
emotionale und soziale Entwicklung (ESE) können 
den Übergang von der Schule ins Berufsleben 
meistern. Der Band stellt die wissenschaftliche 
Evaluation eines erfolgreichen Förderschulprojek-
tes aus Gütersloh vor.   

Im Projekt wurden Bausteine zur schulischen 
Berufsorientierung, Mentoringkonzepte sowie ein 
Case-Management eingesetzt. Nach der Einfüh-
rung in Projekt und Forschungsstand skizzieren 
Autor:innen Methodik, Vorgehen sowie Ergebnis-
se der wissenschaftlichen Projektevaluation des 
Lehrstuhls Pädagogik bei Verhaltensstörungen der 
Universität Würzburg. Forschungsdesiderata und 
Impulse zur Weiterentwicklung des Themas bilden 
den Abschluss des Bandes.  

Das Projekt wurde von der Hermann-Hesse-Schule 
(Gütersloh), der Universität Würzburg, dem Kreis 
Gütersloh sowie mit inhaltlicher und finanzieller 
Unterstützung der Reinhard-Mohn-Stiftung um-
gesetzt.
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Anna Riedl, Hans-Walter Kranert, Roland Stein

Berufliche Bildung in Werkstätten  
für Menschen mit Behinderung
Evaluation der harmonisierten  
Bildungsrahmenpläne

In der bundesweiten Studie wurden erstmals Daten 
zum Angebot beruflicher Bildung in Werkstätten 
für Menschen mit Behinderungen erhoben und 
analysiert. Im Fokus stehen die harmonisierten Bil-
dungsrahmenpläne (hBRP) zur beruflichen Bildung 
behinderter Menschen, die auf dem Fachkonzept 
der Bundesagentur für Arbeit aus dem Jahr 2010 
basieren.  

Untersucht werden vier Aspekte: das Verständnis 
von beruflicher Bildung in den Werkstätten, die 
Zielgruppe hinsichtlich Alter, Behinderungsform, 
Schul- und Berufsabschlüssen, die Rahmenbedin-
gungen zum individuellen Lernen in den Werk-
stätten sowie die Identifikation von Bildungsver-
läufen und -ergebnissen. Evaluation und Analyse 
der Daten aus 20 Werkstätten ermöglichen es, den 
beruflich orientierten Bildungsprozess von Men-
schen mit Behinderungen umfassend zu betrach-
ten, Implementierungschancen zu analysieren und 
Zukunftsperspektiven einzuschätzen.  

Der Band enthält die Ergebnisse des Forschungs-
projektes „Evaluation harmonisierter Bildungsrah-
menpläne in der Beruflichen Bildung von Werkstät-
ten für behinderte Menschen“ (EVABI).
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Hans-Walter Kranert, Roland Stein, Miriam Warmuth

Dropout in der Beruflichen  
Rehabilitation
Analyse und Identifikation von Risikofaktoren  
in der Berufsausbildung

Aus welchen Gründen brechen Menschen mit  
Behinderungen eine Berufsausbildung ab? Am  
Beispiel einer Einrichtung der Beruflichen Reha-
bilitation haben die Autor:innen des Bandes die 
Gründe für Dropout analysiert.

 In der Pilotstudie wird die Situation von Dropout 
im Berufsbildungswerk Würzburg systematisch 
untersucht. Die Autor:innen entwickeln aus ihren 
Erkenntnissen ein Screeninginstrument zur Er-
fassung des individuellen Dropoutrisikos. Darüber 
hinaus arbeiten sie Theorie und Diskussionsstand 
zum Themenfeld auf und stellen den aktuellen 
Forschungsstand dar.

 Zusammen mit weiteren Handlungsempfehlungen 
erhalten Einrichtungen in der beruflichen Reha-
bilitation damit wertvolle Hinweise zum Umgang 
mit Dropout, die zugleich für die Bemühungen um 
Teilhabe an Beruflicher Bildung insgesamt relevant 
sind. Auch werden Impulse für die weitere wissen-
schaftliche Auseinandersetzung generiert.
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Eine Ausbildung meistern, am Erwerbsleben teilnehmen: Das ist angesichts 
psychischer Belastungen sehr herausfordernd. Und auch für die beglei
tenden Pädagoginnen und Pädagogen erwächst aus den vielfältigen 
Symptomatiken die Aufgabe, Unterstützungsmaßnahmen individuell zu 
gestalten.

In dem interdisziplinär angelegten Band wird psychische Belastung erstmals 
als Querschnittsphänomen aus unterschie dlichen Fachperspektiven 
betrachtet. Autorinnen und Autoren aus Berufspädagogik, Sonder päda
gogik, Sozialpädagogik, Psychologie und Sozialpsychiatrie diskutieren die 
nachschulischen beruflichen Bildungsprozesse und Unterstützungs
angebote zur Teilhabe am Erwerbsleben.
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